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(Handbuch des Oeffentlichen Rechts. IV. II. 4) 


I. Abhandluhgen. 


Die Ordination in der anglikanischen Kirche. 


Von 


Rechtsanwalt Dr. €. H. P. Inhulsen, Birkbeck Bank Chambers, 
Holborn, London, W.C. 


Im Anfange des Jahres 1905 wurde öffentlich bekannt ge- 
macht, dass der Vikar von Hexton, in der anglikanischen Diözese 
St. Albans, beabsichtige, einen gewissen White zu ordinieren. 
Auf die Aufforderung seines Bischofs, sich darüber zu erklären, 
antwortete der Vikar schriftlich, dass seiner Ansıcht nach ein 
Presbyter ebensowohl ordinieren könne, wie ein Bischof; er habe 
sich daher bereit erklärt, den White für das Presbyterat einer 
nicht-anglikanischen Kapelle in Southend, in der Diözese St. Al- 
bans, zu ordinieren. Hauptzweck der Whiteschen Mission in 
Southend werde sein, gewissen rituellen Gebräuchen des Orts- 
pfarrers entgegenzutreten, welche nach Ansicht des Vikars un- 
erlaubte und gefährliche seien. Der Bischof wies den Vikar 
formell an, sich bei der beabsichtigten Ordination nicht zu be- 
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teiligen; verlangte unbedingten Gehorsam, als der Vikar sich 
unter Bedingungen bereit erklärte, seinen Plan aufzugeben; und 
wiederholte in einem Schlussschreiben seine Mahnung mit der 
Drohung, dass im Ungehorsamfalle ein Verfahren gegen ihn ein- 
geleitet werden würde. Trotzdem führte der Vikar am 22. März 
1905 seinen Plan in einer nicht-anglikanischen Kapelle im Pfarr- 
bezirk All Saints’, Southend, aus. Im Chorrock, Priestergewand 
und Kappe verlas der Vikar das Abendgebet, spendete das heilige 
Abendmahl nach den Gebräuchen der anglikanischen Kirche, 
hielt eine Predigt, und ordinierte angeblich den White. Mit ge- 
wissen Abänderungen wurde die Form der Priesterordination im 
(ebetbuche benutzt; der Vikar übernahm die Rolle des ordinie- 
renden Bischofs. Er legte seine Hände auf das Haupt des White 
mit den Worten: „Empfange den heiligen Geist für das Amt 
und Werk eines Presbyters der Kirche Gottes“ und überreichte 
in dessen Hände ein Exemplar der Bibel mit den Worten „Emp- 
fange du Ermächtigung, das Wort Gottes zu predigen, und die 
heiligen Sakramente in der Gemeinde zu spenden“. Seit dieser 
angeblichen Ordination und infolge derselben hielt White Gottes- 
dienst in der Kapelle ab und spendete das Abendmahl denjenigen, 
welche dasselbe von ilım zu empfangen wünschten. Auf Grund 
dieses Tatbestandes leitete der Bischof beim erzbischöflichen Ge- 
richt gegen den Vikar ein Disziplinarverfahren ein, welches zu 
dder nachstehenden Entscheidung geführt hat: — 

„Für die zu entscheidenden Fragen ist es irrelevant, ob die 
Ansicht des Angeklagten über die angeblich unerlaubten und 
gefährlichen, rituellen Gebräuche des Ortspfarrers, zu deren Be- 
kämpfung White ordiniert wurde, begründet war oder nicht. 
Handlungen, welche sonst nicht zu rechtfertigen sind, kann der 
Angeklagte nicht durch den Nachweis rechtfertigen, dass sie 
widerrechtlichen Handlungen einer anderen Person entgegen- 
wirken sollten. Das Recht gibt zudem Mittel und Wege, um 
unerlaubte rituelle Gebräuche zu unterdrücken; diese Mittel und 
Wege standen auch dem Angeklagten selbst offen; er machte 
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indessen keinen Gebrauch von denselben, wenn er auch den Bi- 
schof ersuchte, einzuschreiten. 

Das vorliegende, vom Bischof von St. Albans eingeleitete 
Verfahren begann mit einem vom 6. April 1905 datierten An- 
trage. In seiner Beantwortung vom 7. Juni 1905 gab der An- 
geklagte die tatsächlichen Behauptungen zu, bestritt indessen, 
dass er sich gegen das Recht vergangen habe, und behauptete, 
dass die Befugnis, welche er zu verleihen beabsichtigte, in der 
Befugnis eines Presbyters der Kirche Gottes nach der allerälte- 
sten und primitiven Auffassung von derselben bestehe. Der An- 
geklagte liess ferner in der Hauptverhandlung vortragen, er sei 
berechtigt, zu handeln, wie er es getan habe. Der Angeklagte 
hat sonach nicht nur zunächst nach Teberlegung und wieder- 
holten Verwarnungen die ihm zur Last gelegte Handlung be- 
sangen, sondern auch, nachdem er viele Monate lang zur weite- 
ren Prüfung Gelegenheit hatte, seinen Hauptstandpunkt als richtig 
und gerechtfertigt aufrecht erhalten. Noch verstärkt wurde dies 
dadurch, dass der Angeklagte vortragen liess, dass, wenn über- 
haupt ein Vergehen begangen sei, dasselbe nicht in der Anmas- 
sung der Befugnis der Priesterordination bestehe, sondern in der 
rein technischen Einmischung in die Seelsorge eines anderen 
Pfarrers durch Vornahme von Amtshandlungen in derselben gegen 
den Willen des Bischofs. Zur Last gelegt werden dem Ange- 
klagten folgende Vergehen: 1. Angebliches Ordinieren eines Prie- 
sters, ohne selbst ein Bischof zu sein. 2. Predigen und Spenden 
des heiligen Abendmahls ausserhalb seiner eigenen Seelsorge ohne 
Ermächtigung seitens des Bischofs der Diözese. 3. Widerspen- 
stigkeit und Ungehorsam gegenüber rechtmässigen Anordnungen 
des Bischofs. 

In der Einleitung zum Ordinal heisst es, dass zu dem Ende, 
dass die Weihen der Bischöfe, Priester und Diakonen in der 
anglikanischen Kirche fortdauern, mit Achtung benutzt und ge- 
schätzt werden, niemand als rechtmässiger Bischof, Priester oder 
Diakon in der anglikanischen Kirche angesehen werden soll, es 

]* 
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sei denn, dass er nach der im Gebetbuche enthaltenen Ordina- 
tionsform berufen, erprobt, geprüft und zugelassen wurde, oder 
früher bischötliche Einweihung oder Ordination empfing. Das 
Ordinal verlangt, dass ein Priester von einem Bischof zu ordi- 
nieren ist, und dass er vor dieser Ordination die Diakonenweihe 
erhalten haben soll (siehe Rubrik am Ende der „Form of Or- 
dering of Deacons“, Lyndwood’s Provinciale, ed. 1679, p. 31). 
Als der Angeklagte angeblich den White als einen Presbyter in 
der Kirche Gottes ordinierte, unter Handlungen und mit Worten, 
welche die anglikanische Kirche für die Priesterordination vor- 
schreibt, beabsichtigte er einen Priester im Sinne der Einleitung 
zum ÖOrdinal zu ordinieren, wo gesagt wird, dass niemand als 
rechtmässiger Priester in der anglikanischen Kirche anzusehen 
ist, es sei denn, dass er bischöflich ordiniert wurde. Der zuge- 
standene Zweck der sog. Ordination trägt zur Klärung der Sach- 
lage bei. White wurde zum Presbyter gemacht, um in Southend 
in der Seelsorge eines Geistlichen, dessen rituellen Gebräuche 
der Angeklagte für gefährlich erachtete, amtlich zu wirken, zu 
predigen und die Sakramente zu spenden; d. h. White wurde 
ordiniert, um an Stelle des regelrecht bestellten Pfründners die 
Arbeit eines Pfarrers zu verrichten. Mitlin war bei der Ordi- 
nation des White als Presbyter nicht nur die Form der Ver- 
leihung der Weihen in der anglikanischen Kirche benutzt, son- 
dern auch der Zweck seiner Ordination bestand darın, dass er 
die gewöhnlichen Arbeiten eines Presbyters in der anglikanıschen 
Kirche verrichten sole. Man kaun daher die Handlung des 
Angeklagten nicht als etwas ansehen, was ausserhalb der anglı- 
kanischen Kirche liegt und von derselben unabhängig ist. Der 
23. Article of Religion besagt 1. dass niemand das Amt des 
öffentlichen Predigens und der Verabreichung der Sakramente 
in der Gemeinde auf sich nehmen soll, bevor er rechtmässig be- 
rufen und gesandt ist; und 2. dass wir als rechtmässig berufen 
und gesandt diejenigen anzuschen haben, welche zu diesem Werk 
von Männern auserlesen und berufen sind, denen in der Gemeinde 
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öffentliche Ermächtigung erteilt wurde, Diener in den Weingarten 
des Herrn zu berufen und zu senden. Dem Angeklagten wurde 
keine öffentliche Ermächtigung erteilt, Personen zum Zwecke 
ihrer Ordination zu berufen und zu prüfen, oder dieselben zu 
den heiligen Weihen zuzulassen. Er nahm nicht nur auf sich, 
eine Funktion zu usurpieren, welche nach der Erklärung der 
anglikanischen Kirche ausschliesslich einem Bischofe zusteht, 
sondern er hat es auch unternommen, diese usurpierte Funktion 
auszuüben, um zum Priestertum einen Mann zuzulassen, welcher 
nicht von den Inhabern entsprechender öffentlicher Ermächtigung 
berufen oder geprüft war, und welcher nicht zu den Diakonen- 
weihen zugelassen wurde. Der 23. Artikel ist allgemein gefasst 
und auf jede Form des Kirchenregiments gleichmässig anwend- 
bar. Der Artikel besagt, dass nach der Ansicht der anglikani- 
schen Kirche Diener des Christentums stets und überall von 
den öffentlich dazu Ermächtigten auszulesen und zu senden sind, 
mithin nicht von einzelnen Personen nach deren eigenem Er- 
messen. Diese Bedingungen sind sonach nach dem Artikel we- 
sentlich für alle, mit der Verkündung des Wortes und der Spen- 
dung der Sakramente beauftragten Presbyter, mögen dieselben 
sich zu der anglikanischen Kirche bekennen oder Zugehörigkeit 
zu einer grösseren Religionsgesellschaft beanspruchen. Die Hand- 
lungen des Angeklagten, nämlich 1. die unbefugte Berufung und 
Auswahl eines Dieners im Widerspruch mit dem 23. Artikel, 
und 2. die Ordination eines Presbyters im Widerspruch mit den 
Ordinal, ohne selbst ein Bischof zu sein, enthalten geistliche 
Vergehen; sie sind offene Uebertretungen der zitierten Stellen 
im Ordinal und Artikel. Beiden darf ein Geistlicher ebenso- 
wenig direkt entgegenhandeln, als er dieselben durch Wort oder 
Schrift verderben darf; in beiden Fällen verstösst er gegen das 
ungeschriebene Recht der anglikanischen Kirche, um ganz von 
den gesetzlichen Bestimmungen abzusehen, welche das Verderben 
des Gebetbuchs (1 Elız. c. 2 s.5) und die Aufstellung einer den 
Artikeln widersprechenden Lehre (13 Elız. c. 12. s. 2) zu gesetz- 
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lichen Vergehen gemacht haben. (Vergl. Sir John Nicholl’s Be- 
merkungen in „Wilson v. McMath“, 3 Phil. 67 p. 78, 79 und 
Sir H. Jenner-Fust’s Bemerkungen in „Sanders v. Head“, 3 Curt. 
565 p. 580). 

Obschon die gedachten, ausdrücklichen Bestimmungen ım 
Ordinal und Artikel direkt anwendbar sind, würde auch, falls 
sie fehlten, der Verstoss des Angeklagten gegen das Recht der 
anglikanischen Kirche derselbe sein, da seine Handlungen gegen 
die ganze Ordnung und Verfassung dieser Kirche verstossen. 
Die Kirche Christi ist eine mit der Ausübung bestimmter geist- 
licher Befugnisse betraute Körperschaft und muss dieselben not- 
wendigerweise durch Repräsentanten oder Delegierte ausüben. 
Von Anfang an hat die Kirche sich bemüht, auf einem formellen 
Wege die Personen zu bezeichnen, durch welche sie zu handeln 
gedenkt, und darauf zu halten, dass ihre Diener von Personen 
gewählt und bestellt werden, welche ermächtigt sind, dies für die 
Kirche zu tun. Die anglikanische Kirche untersteht einem bischöf- 
lichen Regiment. Irrelevant ist die Prüfung, ob dies die einzig 
richtige oder vollkommene Kirchenverfassung ist. Hier genügt, 
dass die von der anglıkanischen Kirche adoptierte, besondere 
Methode der Auswahl geeigneter Personen als Diener und ihrer 
formellen Zulassung zu den heiligen Weihen darin besteht, dass 
diese Obliegenheiten in die Hände der Bischöfe gelegt sind. Der 
Angeklagte ist ein ordinierter, mit einer Pfründe ausgestatteter 
Presbyter in der anglikanischen Kirche. Bei der Ordination des 
White und bei der gleichzeitigen Verabreichung des heiligen 
Abendmahls masste er sich an, in seiner Eigenschaft als Pres- 
byter der anglikanischen Kirche zu handeln, und hob dies noch 
besonders dadurch hervor, dass er in der Tracht eines anglika- 
nischen Geistlichen auftrat. Das Vorgehen des Angeklagten be- 
zweckte zugestandenermassen, dass die von ihm ordinierte Per- 
son, entgegentretend dem regelrecht ordinierten, und gehörig be- 
auftragten, anglikanischen Geistlichen, die Sakramente verab- 
reichen und auch sonst das christliche Kirchenamt ausüben solle. 
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Der Angeklagte nimmt daher erstens das Recht in Anspruch, 
unabhängig von der Körperschaft, welcher er nicht nur als Mit- 
glied, sondern auch als Diener angehört, Diener auszuerlesen 
und zuzulassen, und zweitens das Recht, von dieser Unabhängig- 
keit für einen Zweck Gebrauch zu machen, welcher zugestande- 
nermassen der Körperschaft in ihrer exekutiven Tätigkeit feind- 
lich ist. Der erste Anspruch wirft ein, jeder Kirchenverfassung 
zu Grunde liegendes, Prinzip über den Haufen; eine einzelne 
Person usurpiert Befugnisse, welche der christlichen Gesellschaft 
selbst zustehen; der zweite Anspruch betrifft einen Akt der Re- 
bellion gegen die Organisation und Disziplin der anglikanischen 
Kirche. Der Einwand des Beklagten, er habe nicht einen Prie- 
ster nach den Weihen der anglikanischen Kirche ordiniert, son- 
dern einen Presbyter in der Kirche Gottes, und mithin nichts 
getan, was sich mit der Einleitung zum Ordinal nicht vereinigen 
lasse, erledigt, wenn überhaupt haltbar, gewiss nicht die Anklage 
von diesem allgemeinsten und bedenklichsten Gesichtspunkte be- 
trachtet. Nicht minder ist der Einwand zurückzuweisen, dass, 
so lange der Angeklagte die Amtspflichten seiner Seelsorge an- 
semessenerweise erfülle, derselbe seine freie Zeit religiösen Kör- 
perschaften widmen könne, welche von der anglikanischen Kirche 
gesondert und ihr entgegenarbeiten. Wie weit soll diese Be- 
schränkung der Obliegenheiten des heiligen Kirchendienerstandes 
auf Bureaustunden ausgedehnt werden? Sollen z. B. ausserhalb 
der Bureauzeit (zeistliche auch in Sachen der Moralität von der 
Kirchendisziplin entbunden sein? Verneinendenfalls, wo soll die 
Grenzlinie gezogen werden? Der gewöhnliche Menschenverstand 
und das gewöhnliche Mass der Ehrlichkeit verlangen, dass alle 
Teile des Lebens eines Geistlichen sich mit einander vereinigen 
lassen, und dass, wie er nicht ohne Skandal Tugend predigen 
und dem Laster fröhnen kann, er nicht an einem Orte auf einem 
Vertrauensposten der anglikanischen Kirche dienen, und an einem 
anderen Orte ihre Grundverfassung ignorieren darf. 

Besondere Anschauungen über die Natur und Geschichte 
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des christlichen Kirchenamts berühren das Vergehen des Ange- 
klagten nicht; z. B. die Anschauung, dass einige Zeit nach dem 
Ableben der Apostel bischöfliche Befugnisse aus den priester- 
lichen hervorwuchsen; dass ın den Weihen Bischöfe und Priester 
gleichstehen und sich nur in ihren Amtsobliegenheiten unter- 
scheiden; dass, obschon irregulär, eine Ordination durch einen 
Presbyter nicht notwendigerweise ungültig ist; dass dieselbe im 
Falle der Not zugelassen werden darf, und vor 1662 zuweilen 
in der anglikanischen Kirche als gültig anerkannt wurde Auf 
seiten des Angeklagten wurden Auszüge aus den Schriften der- 
jenigen, grossen anglikanischen Theologen zitiert, welche diese 
Anschauungen ganz oder zum Teil vertreten haben. Ohne Zweifel 
werden und wurden diese Anschauungen in weiten Kreisen der 
anglikanischen Kirche vertreten, ohne Anstoss und ohne die 
Treue und Rechtgläubigkeit in Frage zu stellen. Man braucht 
indessen nur die Schriften der zitierten Autoritäten aufzuschlagen, 
um den grossen Unterschied zwischen der Vertretung dieser An- 
schauungen und den, dem Angeklagten zur Last gelegten Hand- 
lungen zu verstehen. Auf seiten des Angeklagten ist nicht be- 
hauptet worden, dass ein anglikanischer Theologe den Satz auf- 
gestellt habe, ein anglikanischer Presbyter sei befugt oder sei 
je befugt gewesen, einen Laien zu den Priesterweihen zuzulassen, 
um denselben in einem englischen Pfarrbezirk amtieren zu lassen, 
welcher bereits einen gehörig eingesetzten Pfründner besitzt. In 
den Werken verschiedener, von dem Angeklagten zitierten Theo- 
logen findet sich sogar eine scharfe Zurückweisung der Auffas- 
sung, dass aus den Anfängen der Kirchengeschichte die Aus- 
übung der bischöflichen Ordinationsbefugnisse durch einen ang- 
likanischen Presbyter sich rechtfertigen lasse. Unter der Ueber- 
schrift „Ausschliessliche Ordinationsbefugnis der Bischöfe“ schreibt 
Bischof Hall: „Der Presbyter würde ein Ungeheuer unter den 
Christen gewesen sein, der es gewagt hätte, dieselbe zu usurpie- 
ren — und die Kirche jener ersten Zeiten respektierte dieselbe 
so sorgsam, dass zuzüglich zu jenen strengen Vorschriften, welche 
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sie zwecks Verhinderung einer derartigen Anmassung erliessen, 
indem sie sogar eine Klasse der Bischöfe inhibierten — sie uns 
denkwürdige Beweise ihres strengen Vorgehens gegen solche An- 
massungen hinterlassen haben“. (Episcopacy by Divine Right 
Asserted. Part II, proofs, sec. 15; Vol. X p. 225, ed. 1837). 
Dekan Field schreibt: „Ordination, welche eine Art Sakrament 
ist und daher von der Befugnis der ordo abhängt, kann nach 
der Ansicht unseres Gegners von Presbytern gewährt werden; 
zur Vermeidung der entsetzlichen Verwirrungen, Skandale und 
Spaltungen, welche ‘auf derartige unterschiedslose Ordinationen 
folgen würden, sind sie durch den Beschluss der Apostel inhi- 
biert, und abgesehen vom Falle der äussersten Not ist nieman- 
dem gestattet, eine derartige Handlung vorzunehmen, mit Aus- 
nahme der Bischöfe“. (Field „On the Church“, Book V, ch. 27; 
Vol. III p. 217, ed. 1850; siehe ferner Book III, ch. 39; Book V 
ch. 56). Bischof Cosin schreibt: „Zunächst geht meine Auffas- 
sung dahin, dass die Beschränkung der Ordinationsbefugnis auf 
Bischöfe mehr auf apostolische Gebräuche und dauernde Gewohn- 
heiten und Anordnungen der Kirche, als auf eine absolute Vor- 
schrift Christi oder seiner Apostel zurückzuführen ist, und ich 
habe noch keine überzeugenden Gründe dafür gefunden, dass 
darın eine höhere und göttliche Einrichtung zu erblicken ist. 
Wenn nun auch eine Abweichung von diesen Gewohnheiten und 
Anordnungen der allgemeinen Kirche, welche darin dem Vor- 
gange der Apostel folgt, meiner Ansicht nach eine grosse An- 
massung und ein Missgrift auf seiten jeder besonderen Kirche 
sein würde und ich mit Recht „fieri non oportuit“ sagen könnte, 
falls ein Kollegium blosser Presbyter einen Priester ordinieren 
sollte, so vermag ıch doch nicht mit derselben Bestimmtheit zu 
erklären, dass factum non valet, und die Ordination für voll- 
ständig ungültig zu erachten. Denn wie wir im Falle der Taufe 
mit Recht beanstanden, dass ein Laie oder eine Frauensperson 
dieselbe vornimmt, und dieselben wegen Ausübung eines ihnen 
niemals anvertrauten Amtes richtigerweise mit den Zensuren 
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der Kirche strafen dürfen, welcher sie angehören, und trotzdem, 
nachdem sie es einmal getan haben, ihre Taufakte nicht für un- 
gültig erklären und uns nicht anmassen, das Sakrament nach 
iıınen zu wiederholen, so kann es sehr wohl auch im Falle der 
Ordination sein.* (Schreiben an Cordel, Cosins Werke, A.C.d. 
Vol. IV p. 402). Nach Erwähnung der ausserordentlichen Be- 
rufungsarten, z. B. direkte göttliche Mission, und Notfall, wo 
das Interesse der Kirche eine Ortlination fordert, ein Bischof 
indessen nicht für die Vornahme der Ordination beschafft werden 
kann, schreibt Hooker: „Abgesehen von diesen Fällen unver- 
meidbarer Not können nur Bischöfe ordinieren; durch ihre Hand- 
auflegung verleiht die Kirche sowohl Gewalt, wie Weile den 
Presbytern und Diakonen“. (Ecclesiastical Polity, Book VII, 
ch. 14, sec. 11; siehe ferner Book VII ch. 6 sec. 3). Dekan 
Goode, der Verfasser des 1853 veröffentlichten Werkes „Divine 
Rule of Faith and Practice“, behandelt die ganze Materie ein- 
gehend und führt für die Auffassung, dass das bischötliche Amt 
weniger zum „esse*, als zum „bene esse“ der Kirche gehört, und 
zur Rechtfertigung der nicht-bischöflichen Kirchen im Auslande 
eine lange Kette von Autoritäten an. Hinsichtlich der freiwilli- 
gen Anmassung der bischöflichen Ordinationsfunktionen durch 
einen Presbyter schreibt er indessen wie folgt: „Da es sich auf 
den wichtigen Punkt der Ordination bezieht, lasst uns beachten, 
dass die in diesen Briefen (an Timotheus und Titus) gebrauchten 
Worte zeigen, dass die Ordination ordentlicherweise ihnen (den 
Vorstehern oder Bischöfen) ausschliesslich zustand, nicht bloss, 
weil die Ordinationsbefugnis ihnen allein ausdrücklich gegeben 
war, sondern weil ihnen Gewalt über die Presbyter verliehen 
wurde; es ist daher absurd, anzunehmen, dass Presbyter als- 
dann von sich selbst aus andere zu Presbytern bestellen und 
damit die Befugnis ausüben dürften, nach Belieben Lehrer in 
die Kirche einzuführen“. (Divine Rule of Faitlı and Practice 
Vol. II p. 239; ferner Vol. II pp. 247—8). Bischof Liglıtfoots 
wohlbekannte Abhandlung über das christliche Kirchenamt, auf 
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welche sich der Angeklagte zwecks Rechtfertigung seines Vor- 
sehens berief, missbilligt tatsächlich dasselbe; der Bischof schreibt: 
„In der Regel behalten übrigens selbst diejenigen Autoren, welche 
das Amt des Bischofs und das Amt des Presbyters für substan- 
tiell identisch ansehen, die Ordinationsbefugnis dem ersteren 
vor. Diese Unterscheidung kann tatsächlich als ein feststehender 
Satz des Kirchenregiments vom 4. Jahrhundert ab angesehen 
werden.“ (Dissertations on the Apostolic Age, 1890 p. 197). 
Aus diesen Zitaten ergibt sich, dass die Anschauungen über 
Kirchenregiment, auf welche sich der Angeklagte zu seiner Recht- 
fertigung beruft, zu diesem Ende absolut nicht ausreichen. Die 
von ihm zitierten Autoritäten weisen im voraus den Schluss zu- 
rück, welchen er aus ihren Mitteilungen über die Anfänge der 
Kirchengeschichte zu ziehen wünscht. Zwischen diesen Anschau- 
ungen und seinen Handlungen besteht offenbar keine notwendige 
oder vernünftige Verbindung. Man kann schwerlich daran zwei- 
feln, dass jeder vom Angeklagten zitierte englische Theologe auf 
Befragen ohne Zaudern das Verhalten des Angeklagten gemiss- 
billigt haben würde. 

Ueber ein Vergehen der hier fraglichen Art haben seit der 
Reformation die geistlichen Gerichte in England, wenn überhaupt, 
selten zu urteilen gehabt. Ein Präzedenzfall ist nicht bekannt. 
Deshalb ist notwendig, die Sache prinzipiell und abgesehen von 
Autoritäten zu prüfen. Das kanonische Recht hat die Frage 
keineswegs ignoriert. Dass die Verleihung der Weihen eine dem 
Bischof vorbehaltene Funktion ist, wurde in den apostolischen 
Normen, den äthiopischen Gesetzen der Apostel, und in den Be- 
schlüssen vieler Kirchenversammlungen niedergelegt. Es genügt 
eine Verweisung auf die Provincial Constitution of Archbishop 
Walter Reynolds (1322) „De sacramento ordinis et de examina- 
tione“, beginnend mit den Worten: „Cum quanta reverentia et 
cordis contritione et animi devotione ad sacramentum ordinis sit 
accedendum, ex eo patet, quod non, nisi a summo sacerdote i. e. 
Episcopo, confertur* (Lynwoods Provinciale, ed. 1679, app. 39). 


12 Abhandlungen. 


John of Athon schreibt in seinen „Notes on the Legatine Con- 
stitution“; „Collatio ordinis reservatur majoribus, scilicet epis- 
copis, de jure communi* (John of Athon über Legatine Consti- 
tutions p. 16 in Lynwoods Provinciale ed. 1679). Es ist ferner 
klar, obschon der Punkt in den englischen Konstitutionen nicht 
behandelt zu sein scheint, dass nach kanonischem Recht ın den 
westlichen christlichen Ländern Geistliche irregulär wurden, falls 
sie sich anmassten, Funktionen eines ordo auszuüben, dem sie 
nicht angehörten. Irregularität wird hier in dem technischen 
Sinne eines kanonischen Hindernisses verstanden, welches eine 
Person behindert, ordiniert zu werden, oder sofern bereits ordi- 
niert, an dem Aufrücken in eine höhere ordo oder an weiterer 
Ausübung der ordo, welcher sie angehört (Van Espen, Jus. Eccl. 
Univ. Pars II sec. 1. Tit. X cap. 1 8 5). Das Resultat war 
eine gänzliche Suspension vom Kirchenant für eine Zeit, welche 
viele Jahre und das ganze Leben dauern konnte. Die allgemeine 
Regel wird im Corpus Juris Canonici, wie folgt, angegeben: „Si 
quis baptizaverit, aut aliquod divinum officcum exercuerit non 
ordinatus, propter temeritatem abjiciatur de Ecclesia, et nun- 
quam ordinetur* (Decret. Greg. IX Lib. V Tit. XXVII „De 
elerico non ordinato ministrante* cap. 1). Die anglikanische 
Kirche hat mithin zu allen Zeiten es von der grössten Bedeutung 
für die Religion erachtet, dass die ordinierten Kirchendiener 
sorgfältig ausgewählt werden, und ernstlich den unüberlegten 
Leichtsinn derjenigen gemissbilligt, welche ohne Ermächtigung es 
wagen, sich selbst diese grosse Verantwortlichkeit aufzubürden. 
Beim Beginn der christlichen Kirche wies Paulus den Timotheus 
an, „auf Niemanden hastig die Hände zu legen“. Ein grösseres 
Vergehen gegen die Ordnung irgend einer christlichen Körper- 
schaft lässt sich schwerlich begehen, als dass ein Mitglied der- 
selben überlegter Weise die Vorschriften verletzt, welche erlassen 
wurden, um die Auswahl und Zulassung von für den Kirchen- 
dienst geeigneten Personen zu sichern. Wollte man zulassen, 
dass einzelne Personen diese Vorschriften nach Belieben bei Seite 
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setzen, so würde offenbar nicht nur die Disziplin, sondern selbst 
der organisierte Fortbestand der Körperschaft in der denkbar 
grössten Gefahr schweben. 

Im vorliegenden Falle liegt noch ein erschwerendes Moment 
darin, dass der Angeklagte ein Pfründner der anglikanischen 
Kirche ist. Es ist sehr zu bedauern, dass der Angeklagte das 
Disziplinarverfahren dadurch unvermeidbar machte, dass er seine 
Pfründe behielt und gleichzeitig seinen Anspruch aufrecht erhielt, 
die ihm zur Last gelegten Handlungen vorzunehmen und wohl 
gar zu wiederholen. Hätte er nach Erwägung der Sachlage — 
die Zwischenzeit gewährte ihm volle Gelegenheit dazu — aus 
sich selbst zugegeben, dass er sich in eine nicht zu verteidigende 
Lage versetzt hat, und hätte er seinen Fehler ausdrücklich be- 
dauert, ja! wenn er wenigstens jetzt diesen Standpunkt einnehmen 
würde, so könnte man den Fall als einen Fall ansehen, welcher 
allerdings eine wirkliche Zensur notwendig macht, jedoch nicht 
in ihrer schwersten Form. Würde andererseits der Angeklagte, 
nachdem er nicht mehr in der Lage war, in einem höchst wich- 
tigen Punkte die Beordnung und Regel der anglikanischen Kirche 
zu acceptieren, durch Verzicht auf seine Pfründe und auf Ver- 
bindung mit der Kirche sich vom Dienste derselben losgelöst 
haben, so würde er nicht nur dieses Disziplinarverfahren vermie- 
den, sondern vielleicht sogar die Achtung verdient haben, welche 
ein dem Gewissen zu Liebe gebrachtes Opfer hervorrufen soll. 
Er würde sich auf dem von Ehrenmännern gewählten Wege von 
einer unmöglichen Position befreit haben. Leider hat er weder 
den einen, noch den anderen Schritt getan, wünscht vielmehr 
seine Pfründe zu behalten und gleichzeitig auf dem Pfade zu 
verbleiben, welcher, wenn die obigen Betrachtungen begründete 
sind, jedes Kirchenregiment untergräbt und sich hinsichtlich eines 
Punktes von der grössten Bedeutung als eine überlegte Rebellion 
gegen die Gesetze der Kirche darstellt. 

Ein weiteres erschwerendes Moment liegt in dem Ungehorsam 
des Angeklagten seinem Bischofe gegenüber, welcher nur eine 
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Beachtung der oben angeführten Rechtssätze forderte. Ungehor- 
sam ist an sich ein Kirchenvergehen und wird entsprechend in 
der Anklage behandelt. Gleichzeitig ist indessen hier der Unge- 
horsam ein Tatbestandsmerkmal der versuchten Ordination, wel- 
ches die Verantwortlichkeit des Angeklagten für letztere wesent- 
lich erhöht. Hier wird das eine Delikt als in dem anderen auf- 
gegangen angesehen. 

Aus dem gleichen Grunde wird hier das weitere Delikt über- 
sangen, welches der Angeklagte ohne Zweifel dadurch beging, 
dass er dem Verbote seines Bischofes zuwider ausserhalb seiner 
eigenen Seelsorge amtierte und das heilige Abendmahl verab- 
reichte (Smith v. Lovegrove, 2 Lee 162 p. 171). Darin liegt ge- 
wiss ein nicht bloss technisches, sondern substantielles Delikt, 
welches, falls es allein vorläge, ernstlich ın Betracht zu ziehen 
sein würde. Das Hauptdelikt, mit welchem dieses kleinere Delikt 
verbunden ist, drängt indessen letzteres hier vollständig ın den 
Hintergrund. 

Die Stellung des Angeklagten als Viıkar von Hexton und 
sein Anspruch, die anglikanische Regel betr. Wahl und Zulassung 
von Kirchendienern über den Haufen zu werfen, lassen sich mit 
einander nicht vereinigen. Es ist sehr zu bedauern, dass die 
Angelegenheit durch ein gerichtliches Urteil erledigt werden muss; 
da dies indessen der Fall ist, kann über den einzuschlagenden 
Weg kein Zweifel obwalten. Entziehung der Pfründe steht auf 
gleicher Stufe mit den sonstigen Zensuren der Kirche und wird 
in jedem Falle eines unzweifelhaften Kirchenvergehens ausge- 
sprochen, welches bereits an sich nach der Ansicht des Gerichts 
hinreichend ernst ist oder doch von hinreichenden erschwerenden 
Umständen begleitet wird, um die gedachte Strafe zu rechtfer- 
tigen (Cawdreys Case, 5 Co I und Coombe v. De la Bere, 6 P. 
D. 157). Es ist nicht nötig, die sich auf die Entziehung beziehen- 
den Autoritäten zu erörtern; das ist bereits in dem letztzitierten 
Falle eingehend geschehen; und über die Richtigkeit der dort 
vertretenen Auffassung hat jedenfalls seit dem Cawdrey-Falle 
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niemals ein wirklicher Zweifel bestanden. Ein Pfründner, der 
nach Prüfung endgültig an der vom Angeklagten eingenommenen 
Stellung festhält, kann gewiss nicht im Genuss seiner Pfründe 
belassen werden. Der Angeklagte hat mit derartiger Ueberlegung 
nach reichlicher Verwarnung gehandelt und nach der Begehung 
des Delikts mit derartiger Energie seine Handlung als richtig 
verfochten, dass man ihm vielleicht Unrecht tut, wenn man es 
für möglich erachtet, dass er jetzt seinen bisherigen Standpunkt 
verlassen kann. Immerhin wird ihm Gelegenheit zu geben sein, 
nach der Urteilsfällung die Lage nochmals zu prüfen. Wenn 
auch die in Frage kommenden Prinzipien klar sind und sogar 
elementarer Natur, hat doch der Angeklagte bis jetzt sein Be- 
nehmen nicht im Lichte eines kirchengerichtlichen Urteils zu 
prüfen vermocht. Von schweren moralischen Vergehen unter- 
scheiden sich Delikte der hier fraglichen Art darin, dass ihre 
Einwirkung auf den Ruf der schuldigen Person leichter wieder 
gut zu machen ist. Es muss Unverbesserlichkeit des Angeklagten 
nachgewiesen sein, bevor das Gericht wegen falscher Lehren, 
Ketzerei oder Loslösung von der Einheit der Kirche tatsächlich 
auf Entziehung der Pfründe erkennen kann. Stellt ein Geist- 
licher den 39 Artikeln widersprechende Lehren auf, so ist nur, 
falls er bei denselben verharrt, die Pfründe zu entziehen. Eine 
Gelegenheit, seinen Irrtum zu widerrufen, ist ihm gesetzlich zu- 
gesichert (13 Eliz. c. 12). Da das hier fragliche Delikt ein ähn- 
liches ist, wird der Angeklagte in derselben Weise zu behan- 
deln sein. 

Falls im Laufe der nächsten 14 Tage die Sachlage sich nicht 
ändert, wird auf Entziehung der Pfründe und Verurteilung in 
die Kosten zu erkennen sein. Weist dagegen der Angeklagte 
vor Ablauf der 14 Tage schriftlich nach, dass er seinen Irrtum 
offen anerkennt und bedauert, und dass er keine Wiederholung 
versuchen wird, so hat an Stelle der Entziehung eine andere 
Strafe zu treten“ (The Bishop of St. Albans v. Fillingham. Court 
of Arches. 13. Februar 1906). 
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Der Vikar von Hexton hat binnen der gesetzten Frist 
seinen Irrtum anerkannt und ist am 27. Februar auf die Dauer 
von 2 Jahren von seinem Kirchenamt und seiner Pfründe sus- 
pendiert worden, unter gleichzeitiger Verurteilung in die Kosten 
des Verfahrens. 
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Die Kirchengemeinde nach pfälzischem Recht. 
| Von 


Assessor Dr. jur. Heinrich Tretzel in Eggenfelden. 


Einleitung '. 


Ebenso bestritten, ja vielleicht noch zweifelhafter wie nach 
dem Recht des rechtsrheinischen Bayerns ist der Bestand und 
das Wesen der Kirchengemeinde nach Pfälzischem Recht. Wie 
im diesseitigen Bayern ist auch in der Pfalz durch die Gemeinde- 
ordnung von 1869 das Kirchengemeinderecht vom Gemeinderecht 
ausgeschieden worden, indem in Bezug auf die Verwaltung des 
Kirchenvermögens und die Befriedigung der Kultusbedürfnisse 
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Bd. II. 89. XX. 199 £. XLV. 321; Entsch. d. obersten Gerichtshofs (o. G.) 
IV. 336 n. F. IV. 273. VGF. X. 13. XIV. 272. 
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die bestehenden Bestimmungen aufrecht erhalten wurden !, wäh- 
rend das Gemeinderecht eine neue Regelung erhielt. Dabei wur- 
den bezüglich der Verpflichtungen zu Umlagen, welche sich aus 
dem „Kirchengemeindeverband“ ergeben, die hierüber bestehen- 
den besonderen Bestimmungen noch eigens aufrecht erhalten’ 
und das Gemeindeumlagenrecht so bezüglich der Aufbringung 
des Kultusbedarfs ausgeschaltet. Die Bestimmungen, worauf hier- 
bei Bezug genommen wird, finden sich zum grössten Teil in alten 
französischen Gesetzen, welche vor dem Uebergang der Pfalz an 
Bayern erlassen worden sind’. Sie sind ein Produkt der fran- 
zösischen Revolution, welche für das kirchliche Vermögensrecht 
eine vollständige Umwälzung gebracht hat!. Zum Verständnis 
des Rechts ist es deshalb nötig, kurz die kirchenzerstörende Re- 
volutionsgesetzgebung zu betrachten und dann die weitere Ent- 
wicklung ins Auge zu fassen. 


Geschichte‘. 


I. Die Revolutions- (Säkularisations-) Ge- 
setzgebung. Die Abgeordneten des Tiers Etat hatten sich 
nach Beitritt eines Teils der Vertreter der übrigen Stände als 


" Pfälz. Gemeindeordnung vom 29. April 1869 Art. 129: vgl. rechtsrh. 
(emO. Art. 206; Archiv f. k. KR. 

?: GemO. Art. 44. 

® Hauptsächlich im Fabrikdekret vom 30. Dezeniber 1809; das Umlagen- 
gesetz vom 14./24. Febr. 1810 ist im Uml&es. v. 17. Nov. 1837 wiederge- 
geben (unten 8. 40); vgl. hierher Meurer K.V. I 287. 

* Die Pfalz ıst zwar erst nach der Revolution zu Frankreich gekommen. 
die eigentliche Revolutionsgesetzgebung war deshalb dort nie Rechtens ge- 
worden, allein die aus ihr hervorgegangene und auf ihr aufxebaute Neu- 
regelung des kirchlichen Vermögensrechts wurde auch in der Pfalz gelten- 
des Recht; vgl. unten S. 33. 

° Meurer Begr. 1336 f.; KV. I. 328: Seydel III 597 £.; Gräff, D. Eigen- 
tum der kath. Kirche an den ihrem Kultus gewidmeten Metropolitan-. Ka- 
thedral- u. Pfarrkirchen 1859 8. 36 ft.: Hirschel J.. D. Eigentum an den 
kath. Kirchen nebst Zubehörungen nach der franz. Gesetzgebung 1867: 


treigel 8. 97 ff.; BlfaPr. XX. 199 #. 
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Nationalversammlung konstituiert '! und die vollziehende Gewalt 
an sich gerissen. Die Menschenrechte waren verkündet °; die 
Abgeordneten des Adels hatten auf die Feudalrechte?, die Geist- 
lichen auf die Zehnten Verzicht geleistet‘. Nun galt es, die vom 
Sonnenkönig und Louis XV zerrütteten Finanzen wiederherzu- 
stellen. Die Mittel hierzu konnte man, worauf schon Necker 
aufmerksam gemacht hatte’, nur bei der toten Hand finden, 
welche den grössten Teil des Landes in Besitz hatte Hierauf 
richtete denn auch alsbald die Nationalversammlung ihr Augen- 
merk, und sie beschloss ® auf Antrag eines Geistlichen, des Bischofs 
von Autun de Talleyrand ’, dass alle kirchlichen Güter säkula- 
risiert und dem Staat zur Verfügung gestellt sein sollten mit der 
Auflage, dass der Staat für die Kosten des Gottesdienstes und 
den Unterhalt der Kirchendiener sowie für die Armenpflege Sorge 
zu tragen habe®. Der Staat hatte so einerseits die freie Ver- 
fügung? über den Besitz der toten Hand!’ dafür aber auch 
andrerseits deren hauptsächlichste Aufgaben auf sich genommen. 
Die Sorge für die Bestreitung der Kultusaufgaben war nun eine 


! Dies geschah am 17. Mai 1789. 

? 27. August 1789. 

$ Beschl. v. 4. Aug. 1789. 

* Beschl. v. 4.—8. Aug. 1789. 

5 Necker, über die Verwaltung der Finanzen: Gräff S. 43. 

° Dekret vom 2./4. November 1789; Geigel 97: Meurer Begr. II. 336. 
v. Poschinger S. 282. 

” Verhandlungen in: Merlin. Repertoire de Jurisprudenee. unter Clerge 
vgl. Hermeus E. P., Handb. der ges. Staatsgesetzgebung über den christl. 
Kultus in den kgl. preuss. Prov. des linken Rheinufers I 531. 

® L’assemblee nationale deerete 1°: Que tous les biens Ecclesiastiques 
sont A la disposition de la nation. A la charge de pourvoir d'une maniere 
vonvenable aux frais du culte, a l’entretien de ses ministres et au soula- 
gement des pauvres, sous la surveillance et d’apres les instructions des 
provinces. 

® Hirschel S. 31. 

10 Die Zurverfügungstellung bedeutet zwar nicht an und für sich schon 
eine Eigentumsübertragung. aber sie übertrug dem Staat die Befugnis zur 
beliebigen Verwendung und Verwertung des Kirchenguts. Bei den Be- 
ratungen wurde auch die rechtliche Frage berührt. Während Abbe Meurv 


9%* 
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dette nationale!. Die Kultusausgaben sollten unter den Staats- 
ausgaben im Budget sogar an erster Stelle stehen Die kirch- 
lichen Gebäude sollten vom Staat unterhalten werden und die 
kirchlichen Organe von ihm ihren Unterhalt empfangen”. Da 
lie Kirchendiener auch von staatlichen Wahlkörpern gewählt 
wurden* und so vom Staat ıhre Anstellung erhielten, war die 
katholische Kirche zur Staatsanstalt geworden ? und damit auch 
die einzelnen ortskirchlichen Anstalten zu staatlichen ®, “tablisse- 
ments publics, welche den biens nationaux zugezählt wurden‘. 


den enizelnen kirchlichen Anstalten als juristischen Personen das Eigentum 
zusprach, das ebenso unverletzlich sei wie das jedes Privatmanns, erklärt 
de Talleyrand: die Kirche und der Klerus seien nicht Eigentümer wie 
andere Eigentümer, sondern nur Nutzniesser. die Stiftungen seien gemacht 
non pour l’interet des personnes mais pour le service des fonctions; die 
Nation sei Eigentümerin, deshalb dürfe sie auch darüber verfügen, indem 
sie die Verpflichtung übernehme. für die Kosten des Kultus und den Unter- 
halt der Armen Sorge zu tragen. Thouret trat für die einzelnen kirch- 
lichen Anstalten ein, aber diese leiten nach seiner Ansicht das Recht von 
(ler Nation her, welche es wieder nehmen könne. Auch Mirabeau sprach 
für die Einziehung. wobei er hervorhob. dass die Nation Sorge zu tragen 
habe für die Kosten des Kultus und den Unterhalt der Kirchen: Pourquoi 
done la nation ne pourrait-elle pas se declarer proprietaire de ses propres 
biens vgl. Gräff S. 38 f.; Hirschel 8. 8 f.: Wagner RW. II S. 4. 

! Dekr. v. 20.—22. Aprıl 1790: Gräff S. 59. 

® a la premiere place des depenses: Beschl. v. 13. April 17%: Gräff 
S. 42. 

» Verl. Arrete v. 17. Jull—24. Aug. 1790. 

* Die Wahl erfolgte durch den gleichen Wahlkörper wie die der Be- 
anten, ohne dass der Bischof einen Einfluss gehabt hätte: Dekr.v. 12. Juli 
bis 24. Aug. 179% sur la Constitution civile du Clerge: Gräff 8. 50 f. 

> Unter Ausschaltung der kirchlichen Hierarchie. 

® Zuvor waren die einzelnen Kirchen (Fabriken) als kirchliche Anstal- 
ten Juristische Personen (vgl. Amort. Ed. d’Aoüt 1749 Art. 1; Hirschel 8. 2. 
38; Wagner RW. S. 4), welche durch weltliche Organe, denen der Pfarrer 
zugeteilt war. marguilliers, verwaltet wurden (lettres patents v. 4. Sept. 
1619: Gräftf S. 26. 103; Hirschel S. 33): nach Gräff (S. 8 u. 17) stand das 
Eigentum der katlı. Kirche, sowohl in ihrer Gesamtheit wie in ihren An- 
stalten (fabriecae ecclesiae), zu. 

° Dekr. v. 23. und 28. Okt.—3. Nov. 1790: ebenso wie die etablisse- 
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Das Dekret vom 2./4. November 1789 hatte zunächst nur 
den Grundsatz ausgesprochen, dass alle Kirchengüter National- 
gut seien!. Damit war zwar die Berechtigung des Staats, über 
die Güter zu verfügen, anerkannt, aber noch keine Verfügung 
getroffen. Die Durchführung des Grundsatzes erfolgte erst in 
späteren Gesetzen, welche die Veräusserung nur allmählich und 
zunächst in gleichem Schritt mit der Regelung der staatlichen 
Fürsorge für den Kultus vollzogen? Die ortskirchlichen An- 
stalten, die Fabriken, waren daher nicht ohne weiteres aufge- 
hoben 3, sie waren nur jetzt, da sie aus der Herrschaft der Kirche 
in die Hand des Staates überwiesen worden waren, aus inner- 
kirchlichen staatliche Anstalten geworden, die zunächst im Be- 
sitz ihrer Güter blieben‘. 

Die Veräusserung liess jedoch nicht lange auf sich warten, 
denn die Staatsschuld drängte. Durch Dekret vom 19. Dezember 
1789 wurde zur Deckung der Nationalschulden die Veräusserung 
von Nationaldomänen bis zu 400 Millionen Lire angeordnet °. 
Zur Beschaffung dieser Summe wurden auch die Kirchengüter, 
deren Inventarisierung zuvor verfügt worden war®, als National- 


ments destines au soulagement des pauvres, les biens d’höpitaux, maisons 
de charite et autres etablissements; Gräff S. 56. 

! Gräff nimmt von den tous les biens die Kultusgebäude als res sacrae 
im Gegensatz zu den bona ecclesiastica aus (S. 44. 45). Dagegen Hirschel 
S. 13 ff. bes. 15 f. u. 19. 81. Das Gesetz enthält keine Beschränkung. 

: Bevor die Veräusserung stattfinden konnte. sollten die Mittel zu den 
Kosten des Kultus sichergestellt sein: Dekr. v. 2. Nov. 1789; Gräff 8. 43. 

3 Hirschel 8. 21. 

* Hirschel S. 22. 

> Grüff S. 99. 

® Durch Dekr. v. 17.—24. März und 10.—22. April 1790 war die Seque- 
stration. Inventarisation und sodann die Veräusserung des Kirchenvermö- 
gens durch die Munizipalitäten angeordnet worden; das säkularısierte Gut 
wurde zunächst unter die Aufsicht und Verwaltung der Distrikts- und De- 
partementsbehörden gestellt. Gräff S. 53 f. Durch Dekr. v. 20.—26. März 
1790 war auch die Inventarisierung alles den aufgehobenen Kongregationen 
gehörigen Mobiliars den Munizipalitäten aufgetragen worden: vgl. Dekr. v. 
14.—17. Mai 1790. Infolge dieser Dekrete wurden später viele Kirchen- 
güter von den (Gremeinden an sich genommen. 
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gut erklärt. Zunächst wurde das Vermögen der Klöster und Kon- 
gregationen, welche schon früher aufgehoben worden waren !, der 
Nationaldomäne zugewiesen?. Es folgten die Güter der Geist- 
lichen?, die Pfründen, deren tatsächliche Veräusserung jedoch 
bis nach der Neuorganisation der Pfarreien ausgesetzt blieb‘. 
Mit dieser? wurde die Supprimierung der entbehrlich gewordenen 
Pfarreien und Kirchen ® ausgesprochen; ihr Vermögen wurde den 
Pfarrkirchen, denen sie einverleibt wurden, überwiesen’, während 
die Kirchen selbst veräussert wurden? *. Sodann ordnete das 


! Gtes. v. 13.—19. Febr. 1790; Gräff S. 53; Hirschel S. 21. 

: Dekr. v. 20.—22. April 179% Art. 1; Grätf S. 59. 

® Nach Dekr. v. 20.—22. April 1790 (Gräff S. 56; Wand Vf. S. 34) 
sollten die Güter der Geistlichen an die Nationaldomänen übergehen: da- 
für sollte ab 1. Jan. 1791 im Budget eine hinreichende Summe zur Bestrei- 
tung der Ausgaben des Kultus, zum Unterhalt und zur Pension der Geist- 
lichen und für die Armenpflege ausgesetzt werden (Art. 5). Sobald diese 
ausgesetzt worden wäre, sollten die Güter zu den Staatsbedürfnissen ver- 
wendet werden. Bis zur endgültigen Regelung der Gehaltsfrage sollten 
die Landgeistlichen einstweilen die Nutzungen ihrer Güter weiter behalten. 
deren Krträgnisse auf den Gehalt in Anrechnung zu bringen waren (Gräf 
Ss. 56; Wand Vf. S. 35. Bezüglich der Fabrikgüter wurde es jedoch noch 
beim alten belassen (Art. 8; Wand Vf. 35.) 

* Die endgültige Veräusserung der biens du elerge wurde erst nach 
Durchführung der Pfarrorganisation im Dekr. v. 23. u. 28. Okt.—3. Nov. 
- 1790 angeordnet (Gräff 56 0G. IV 336). Zugleich wurde den Munizipalitä- 
ten die Veräusserung aufgetragen, andrerseits aber den (femeinden zur 
Pflicht gemacht, für den Pfarrer eine Wohnung mit Garten zu beschaffen 
(dazu Dekr. v. 20.—25. Dez. 1790, Gräff 57), nachdem ihnen die konfiszierten 
Pfarrhäuser zu diesem Zweck übergeben worden waren (Dekr. v. 18. Okt. 
1790 Art. 3). 

® Die Organisation erfolgte durch durch das Dekr. sur la Constitution 
civile du Clerg@ vom 12. Juli -24. Aug. 17%: Gräff 50; Hirschel 5. Dabei 
wurde eine Neueinteilung der Pfarrsprengel in der Weise vorgenommen, 
dass jede Stadt und jeder Flecken (toutes les villes et les bourgs) bis 6000 
Seelen eine Pfarrei mit einer Kirche erhielten, in grösseren Städten aber 
mehrere Pfarreien geschaffen wurden. 

* zit. Dekr. Art. 12 #. Gräff 92; vgl. Dekr. v. 14. u. 15. --22, Nov. I7W. 

” zit. Dekr. Art. 19; Geigel S. 131 Ann. 

* Dekr. v. 6.—15. Mai 1791, 10. Sept. 1792. Die Geräte und Gefüsse 
der supprimierten Kirchen sollten an die Miinze abgegeben werden, Dekr. 
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Dekret vom 19. August bis 1. Sept. 1792 die Veräusserung der 
unbeweglichen (rüter der Fabriken an!, worunter aber nur Grund- 
stücke und Rechte fielen. Vom Verkaufserlös sollten 4% für 
die Zwecke des Gottesdienstes verwendet werden ®3. 

Nachdem hierauf noch die kupfernen und bronzenen Gefässe' 
und die gold- und silberdurchwirkten Gewänder der supprimierten 
Kirchen der Münze überwiesen worden waren ’, wurde die Sorge 
tür den Kultus mit Ausnahme der Besoldung der Geistlichen 
der katholischen Kirche, welche dem Departement obliegen sollte, 
den Bürgern jeder Munizipalität selbst überlassen ®. Nachdem auch 
noch die Jesuitengüter veräussert worden waren’, wurde dann 
endlich der Rest des Fabrikeigentums, tout l’actif aflecte A quel- 


v. ..—14. Okt. 1790; Gräff 56. In diesem Dekret sind ebenfalls die biens du 
elerge, des fabriques et des et d’autres enseignements et de charite auf- 
vezühlt. 

» Nach den Pfründen kamen die Messstipendien zur Veräusserung: D. 
v. 19.—18. Febr. 1791; Gräff »8. 

' Hirschel %. Die Konstitution v. 3.--14. Sept. 1791 wiederholte: die 
ttüter, welche zur Bestreitung der Kosten des Kultus und zu jedem andern 
öffentlichen Dienst bestimmt sind. gehören der Nation. Die Besoldung der 
Diener der kath. Kirche ıst ein Teil der Nationalschuld. 

: Gräff 58. 

3 Zugleich wurde das Bruderschaftsvermögen eingezogen: D. v. 18. Aug. 
1792: Gräfl 53. 

+ Bezüglich der silbernen und goldenen Gefässe hatte die Nationalver- 
sammlung schon durch Beschluss von 29. Sept. 1789 eine Einladung zur 
Ablieferung auf der Münze ergehen lassen: Gräff 53. 

> Das Dekr. v. 26.--29. Aug. 1791 ordnete eine Beschlagnahme aller 
Kirchengefässe und Gerätschaften aus Kupfer und Bronze in den aufge- 
hobenen Kloster-. Stifts- und Pfarrkirchen, der Beschl. v. 4.—14. Sept. 1792 
eine solche aller gold- und silberdurchwirkten trewänder der supprimierten 
Kirchen an mit Ausnahme der in den unterdrückten Pfarrkirchen befindlichen. 
welche an die beibehaltenen abgeliefert werden sollten. Durch Beschl. v. 
W. Sept. 1792 wurde die Kinziehung aller goldenen und silbernen Kirchen- 
eeräte sämtlicher bischöflichen, Pfarr- und Hilfskirchen befohlen. Gräff >4. 
Hirschel > f. 

® Dekr. v. 4.—14. Sept. 1792 Art. 3: Les citoyens dans chaque muni- 
ejpalite ou paroisse aviseront eux memes aux moyens de pourvoir a tontes 
lex depenses du eulte; Gräff 59 u. 60. 

° Dekr. v. 18. Juli 1793; Gräff 61. 
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que titre que ce soit aux fabriques, zu einem Teil des National- 
eigentums gemacht!. 

So wurde allmählich alles Fabrikeigentum für die Staats- 
kasse verwertet, nur die Pfarrkirchen wurden nie veräussert, sie 
waren vielmehr den Fabriken geblieben, allerdings als öffentliche 
Sache, welche als solche den biens nationaux zugehörte”®, 

Nun mit der völligen Beraubung der Kirchen ging Hand in 
Hand die Aufhebung des öffentlichen Kultus. Zu der Zeit, als 
der Umsturz mit der Herrschaft der extremsten Elemente den 
Gipfel erreicht hatte, musste, wenn auch vorübergehend, die Re- 
ligion weichen. An deren Stelle wurde der Grundsatz der völ- 
ligen Freiheit des Glaubens und Kultus koditfiziert*. Gleichzeitig 
fand eine allgemeine Plünderung und Veräusserung der nun vo- 
gelfrei gewordenen Kirchen statt?. Mit dem Sturz Robespierres " 


ı Dekr. v. 13. Brumaire 2 (3. Nov. 1793): Gräff 59; Hirschel 5. Die 
Veräusserung erfolgte jetzt ohne Entschädigung aus der Staatskasse, da 
der Kultus nun Sache der Gremeinden geworden war. Die Güter sollten 
wie Nationaldomänen verwaltet werden: zit. Ges. Art. 2. Die Schulden 
wurden auf die Staatskasse übernommen: Toutes les ereances dues par 
les fabriques sont partie de la dette nationale Art. 4. 

2 Gräff (S. 60) nimmt die Kirchen von dem tout Tactif aus, da die 
katholische Kirche nach der Verfassung unversehrt war, mit der Ausübung 
des Kultus die Sequestration und der Verkauf aber unvereinbar gewesen 
wäre. Jedenfalls wurden die Kirchen damals nicht als Finanzgut wnm- 
gesehen. 

3 Manche Kirchen wurden allerdings von den Munizipalitäten. denen 
sie zur Verwaltung übertragen waren. zu ihren Gunsten veränssert. 

+ Dekr. v. 18 frimaire—1. nivöse II (8&.—21. Dez. 1793) relatif a la h- 
berte des cultes. 

5 Gleichzeitig wurde die christliche Zeitrechnung und der Sonntag ab- 
geschafft. dafür die Decadifeste und die republikanische Zeitrechnung ein- 
geführt (D. v. 7. Mai 1794). Die ehrwürdige Notredamekirche ın Parıs 
wurde in einen Tempel der Vernunft umgewandelt (D. v. 10. Nov. 1793; 
Hirschel 20), obwohl die Nationalversammlung noch wenige Jahre zuvor 
ausgesprochen hatte, que la doctrine et la foi catholique avoient leur fon- 
dement dans une autorite superieure a celle des hommes (D. v. 21.—26. Aug. 
1790; Gräff S. 42). 

* Am 2%. Juli 1794. 
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kam jedoch die Reaktion. Die Religion kam wieder zu Ehren!, 
die Kultusausübung wurde wieder staatlich geschützt”. Der Got- 
tesdienst sollte nicht mehr gestört werden, allein der Kultus war 
Privatsache?, den Kommunen und sections de commune?! war es 
noch verboten, für den Kultus ein Lokal zu erwerben oder zu 
mieten ° und der Staat übernimmt keine Kosten“. Für den 
Kultus durften keine Stiftungen errichtet noch Abgaben erhoben 
werden ‘. Der Gebrauch der Kirchen wurde den Gemeinden, 
soweit sie am ersten Tag des Jahres 2 im Besitz der Gebäude 
waren, sowohl zu Bürgerversammlungen als auch zum Kultus 
ohne Rücksicht auf das Glaubensbekenntnis eingeräumt, les &di- 
fices remis A la disposition des citoyens®”. Zugleich war ihnen 


! Le penple frangois reconnait lVexistence de l’Etre supreme et lVım- 
wortalite de Väme (D. v. 9. Mai 1794). 

: Dekr. v. 3. Ventose III (21. Febr. 1795): Gräff 62 Anm... wiederholt 
in D. v. 7. Vendemiwre IV (29. Sept. 1795). Hirschel 37. 56. 

3 Die katholische Religion und ihre Diener wurden öffentlich nicht 
anerkannt: (zit. Dekr. Art. 1 u. 5). Der Staat besoldet keine Kirchendiener 
(Art. 2). Der Staat stellt für den Kultus keine Gebäude zur Verfürung 
(Art. 3). Kirchengemeinheiten und Pfarreien werden nicht mehr anerkannt 
(Art. 8). Nach Hirschel 8. 23 war damit die Rechtspersönlichkeit der katlı. 
Kirche vernichtet: vgl. Hirschel S. 96. 

* vol. unten 8. 27 Anm. 3. 

5 zit. Ges. Art. 3. 

°s Art. 2: les communes ou sections de commune en nom collectif ne 
pourrout acquerir nı louer de local pour l'exercice des cultes: wiederholt 
in D. v. 7. vendemiaire IV Art. 9, in dem die Gesetze der Schreckensherr- 
schaft zusammengestellt sind; Wand Vf. S. 35. 

° Art. 9: D. v. 11. prairial III (30. Mai 1795) wiederholt in D. v. 7. ven- 
töse IV Art. 10: Gräff 63. 67; Hirschel 8. 20. 

* D.v. 11. prairial IM Art. 1: les citoyens des communes et sections de 
commmnes auront provisoirement le libre usare des edifices non alienes 
destines originairement ä Vexercice d’un ou de pftusieurs cultes, et dont 
elles etaient en possession au premier jour de lan 2. Hirschel 36; Gräff 
#3; wiederholt im Dekr. v.7. vendennaire IV (29. Sept. 1795). Hirschel 8. 37. 
ferner im Arrete v. 7. nivöse VIII (28. Dez. 1799). Hirschel 36. u. Beschl. v. 
2. pluviöse VIII (22. Jan. 1800) Hirschel 36: Gräff 64 Anm. (auch zu den 
Dekadefesten). 

» Arr. v. 2. pluviöse VIM Art. 1: les edifices remis par larrete du 
*. nivöse a la disposition des eitoyens pour l'exereice des cultes..... (A 
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aber die Auflage gemacht, die Gebäude zu unterhalten. Damit 
waren die Kirchen (semeindegebäude und die Sorge für den 
Kultus Sache der Gemeinden geworden. 

Die Gemeinden !, communes ım Sinne des Dekrets vom 3. 
Ventöse 3, waren ein Produkt der Revolution. Früher spielten 
nur die Städte und Märkte, welche durch besondere Chartres de 
Commune mit Stadtrechten privilegiert waren, im öffentlichen Le- 
ben eine Rolle, während die Landbewohner, welche wie in Deutschı- 
land nur zivilrechtlich Korporationen, Gemeinheiten?, communeanu- 
tes d’habitants oder du campagne bildeten, politisch ohne Or- 
ganisation waren. Das vom Finanzminister Turgot erlassene 
Steuerverwaltungsedikt von 1787? teilte das ganze Land in Mu- 
nizipalitäten mit einer der städtischen Verfassung nachgebildeten 
Organisation *, wobei auf dem Land die paroisse zur Grundlage 
genommen wurde”. Die Kommunen wählten Abgeordnete, welche 
neben dem Pfarrer und einem Syndikus den Tiers-Etat zu ver- 
treten hatten ®. Diese wählten die Abgeordneten des Distrikts, die 
wieder die Wahl der Deputierten zur assemble provinciale‘ vor- 
nahmen*, welche die Verteilung der Steuern unter die drei Stände 
besorgten. Auf dieser Organisation fusst das Dekret vom 14. 
Dezember 1789. Dieses stellt die villes und bourgs und die pa- 


en user librement. Hirschel 38). Hier ist also unter Verweisung auf das 
Arr. v. 7. niv. VIII, das wieder auf das Ges. v. 11. prairial u. 7. vendemiaire 
IV bezugnimmt, der Besitzstand vom 23. Sept. 1793 wiederhergestellt: 
Hirschel 8. 36 f. 

! Grüff 30 #8; Hirschel 129 £.; Seydel IT. 12 #. 

* Annot. z. Bayr. LR. V. Teil Kap. XAVIL XXX. 

3 sur Vadministration provinciale. 

* Gräff 8. 31. 

° Deshalb wurde zunächst der Begriff paroisse und commmne vielfach 
identisch gebraucht: Meurer Begr. 377; Hirschel 130 f.. Gvätf 33. 74; Meurer 
KV. 1. 329: Arch. f. kath. KR. XXVI. 255. 

* Grundlage war also die Pfarrgemeinde mit dem Pfarrer an der Spitze. 

” Aus dieser ging später die assembl& generale hervor, die Etats gene- 
ran, welche allein neue Auflagen bewilliren konnten. 

8 (mräff S. 31. 
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roisse oder communeaute de campagne gleich! und verleiht auch 
den Landgemeinden die Rechte der Städte; es räumt den Ge- 
meinden die freie Wahl ihrer Vorsteher und die selbständige 
Regelung ihrer Angelegenheiten ein. Jede Gemeinde hat eine 
ılunizipalität aus Magistrat und Munizipalbeamten?. Vollendet 
wurde die Gemeindebildung durch das Dekret vom 26. Februar 
bis 4. März 1790, welches eine Einteilung des ganzen Landes 
in communes vornahm. Damit verschwand die Bezeichnung pa- 
roisse, welche bisher gleichbedeutend mit commune gebraucht 
worden war, und wurde commune die herrschende Benennung 
Die Kommune, die örtliche Gliederung der Staatsbürger‘, hatte 
als einzige örtliche politische Körperschaft im Staat? auch für 
den Kultus zu sorgen und insbesondere die Kirchen zu unter- 
halten®. Sie hatte somit auch die Aufgabe, welche später der 
Kirchengemeinde zugesprochen wurde‘ und im rechtsrheinischen 


ı Vgl. Dekr. v. 26. Febr.—4. März 1790 (Hirschel 131) u. v. 28. Sept. 
1791. Das Vermögen des Communeautes wurde aber nicht von selbst Ver- 
mögen der Communes, es blieb vielmehr ausgeschieden und wo sich eine 
Kollision ergeben hätte, trat eine besondere Vertretung in den sections de 
commune ein. 

: Vgl. Dekr. v. 26. Febr.—4. März 1790. vgl. unten Anm. 4. 

3 (1. v. 28. Sept. 1791 Tit. I. Sekt. 4 Art. 2,3, 17,18 dazu oben S. 26 Anm. 4. 

* Les citoyens francais consideres sous le rapport des relations locales 
qui naissent de leur reunion dans les villes et dans certains arrondisse- 
ments du territoire des campagnes, forment les communes: Constitution v. 
3.—14. Sept. 1791 2. Titel Art. &. Les citoyens dans l’etat im Art. 2 des 
tes. v. 11. prairial II wird identisch gebraucht mit les citoyens de la 
eommune Art. 4. 

5 Die Kommune ist mehr Verwaltungsbezirk (corps adıninıstratif), da- 
neben aber auch juristische Person (etre moral): Seydel II. 13. Maire, Ad- 
junkt und Munizipalräte werden staatlich ernannt: D. v. 28. pluviöse VIII; 
Seydel 11. 14. 

%° Meurer KV. I. 377, ot n. F. IV. 275. 

” Es ist nicht richtig, dass die Kirchengemeinden nebenher fortbestan- 
den: Wagner RW. II. 9. Die Kommune ist micht eine rein politische Gie- 
meinde, sondern ein allgemeiner (tremeindeverband für alle Gebiete der 
Verwaltung, auch für die kirchliche Vermögensverwaltung: Meurer Begr. 
Il. 377. 380, aber commune ist nicht als allgemeiner Begriff wie Gemein- 
schaft, Gemeinheit (communeanute) anzusehen (Hirschel 152). 
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Bayern dieser zufiel!. 

So war die Rechtslage, als Napoleons Kaiseraar wie ein Me- 
teor auf dem Schauplatz der Weltgeschichte auftauchte und die 
Welt umgestaltete?. 

Restitutionsgesetzgebung° Napoleon, dessen 
politisches Genie sich aller Mittel zu bedienen wusste, erkannte 
sofort in der Religion einen wichtigen Faktor zur Verwirklichung 
seiner weltumspannenden Pläne. Eine der ersten Aufgaben, die 
er übernahm, war daher die Regelung der religiösen Angelegen- 
heiten. Zu diesem Zweck leitete er gleich nach der Schlacht 
von Marengo* Verhandlungen mit der Kurie ein’, die zum Abh- 
schluss des Konkordats vom 23 Fructidor an IX führten®. Auf 
Grund dessen organisierte er durch Gesetz vom 18 Germinal X’, 
dem das Konkordat als Bestandteil einverleibt wurde, das Kul- 
tuswesen ". 

In Uebereinstimmung mit dem Konkordat, welches die öf- 
fentliche Ausübung des katholischen Kultus wieder gestattete?, 
sah das (Germinalgesetz die Neuorganisation der Kirche in 
Frankreich, eine Neuemteilung der Diözesen und Pfarreien, die 
Regelung der Ernennungs- und Besoldungsverhältnisse der Geist- 


ı Verl. Arch. f. k. KR. LXAXVI. 669 f. 676. 

®: Er wurde durch Dekr. v. 22. Frimaire VIII zum Konsul ernannt. 

3 (träff 8.69 £.; Hirschel S. 29 #f.; Wagner RW. II. 16 ff.: Siebenpfeiffer 
11. 466: Geisel S. 98. 

* Am 14. Juni 1800. 

5 (sräff 69. Die Verhandlungen führte der Kardinal Consalvi; dazu 
Gräft 8. TLE. 

® Abgeschlossen wurde das Konkordat am 26. messidor IX f(15. Juli 
1801), ratifiziert am 23. fructidor IX (10. Sept. 1801); Hirschel 8. 25; Grütt 
S. 69. 

° Loı relative a l’Organısation des Cultes: v. 8. Aprıl 1802; Gräff, S. 72. 
o@r. IV. 336. 

®» Durch das Dekr. v. 18. germ. X wurde das Konkordat samt den ar- 
ticles organiques de la convention du 26 messidor IX und den Articles 
organiques des cultes protestants als Staatsgesetz verkündet. 

» Zit. Ges. v. 18. germ. X Art. 1: zugleich wurde die Katholische Re- 
hıigion als Kultus der Franzosen erklärt. 
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lichen!, insbesondere aber die Rückgabe der noch in Händen 
des Staates befindlichen kirchlichen Gebäude vor. Die nicht ver- 
äusserten Pfarrhäuser und anstossenden Gärten sollten an die 
Pfarrer zurückgegeben werden ?; in Ermanglung solcher wurden 
die Gemeinderäte ermächtigt, Wohnungen zu beschaffen . Zu 
kirchlichen Zwecken dürfen Stiftungen gemacht werden’, welche 
der Bischof mit Genehmigung der Regierung annimmt*, wenn 
auch nur Renten auf den Staat ausgesetzt werden dürfen, wäh- 
rend Grundstücke mit Ausnahme von Gebäuden zur Wohnung 
für Geistliche und Gärten® von Kirchendienern nicht besessen 
werden dürfen?®. Die wichtigste Bestimmung ist aber die, dass 
die Kirchengebäude, welche sich damals in den Händen des 
Staats befanden, zur Verfügung der Bischöfe gestellt wurden’; 
sie sollten durch den Präfekten des Departements überwiesen 
werden’. Soweit keine verfügbaren Gebäude vorhanden waren, 
sollte der Bischof mit dem Präfekten wegen der Beschaffung ins 
Benehmen treten® Zur Erhaltung und Unterhaltung der Ge- 
bäude und zur Verwaltung der Almosen sollten Fabriken er- 


I! GermGes. Art. 98—71; Konk. Art. 2—10. 14. 

? GermG. Art. 72: les presbyteres et les jardins attenans, non alienes, 
serout rendus aux cures et aux desservans des succursales; Hirschel S. 64; 
(reigel 98. 

3 Konk. Art. 15; Hirschel 62. 68. 

* GermG. Art. 73; Hirschel S. #2. 

5 GermG. Art. 73. 

% (term(ses. Art. 74; Hirschel S. 67. 68. 

” Konk. Art. 12; Toutes les eglises metropolitaines, cathedrales, pa- 
roissiales et autres non alienees, necessaires au culte, seront remisesü 
la disposition des ev&ques (Omnia templa metropolitana, cathedralia, pa- 
rochialia atque alia, quae non alienata sunt, cultui necessaria, episcoporum 
dispositioni tradentur) u. GermGes. Art. 75: Les &difices anciennement de- 
stines au culte catholique actuellement dans les mains de la nation, & 
raison d’un edifice par eux et par suceursale seront mis ü la disposition 
de ev&ques par arrötes du prefet du departement; Gräff 8. 76; Hirschel 
S. 69 (über „mis*). 

® GermGes. Art. 77. . 
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richtet werden!. Es wurde demnach nichts anderes als die Re- 
stitution der Kirche in den Besitz ihrer Kultuseinrichtungen an- 
geordnet. Aus der Hand des Staates, vertreten durch die Prä- 
fekten, sollten die Kirchengebäude und Almosen, soweit sie sich 
noch in der Hand des Staates befanden und zum Kultus not- 
wendig waren?, in die Hand der Kirche und zwar zunächst der 
Bischöfe als deren Vertreter zurückgehen? zur Herstellung der 
Religion‘. WVeräusserte sollten den Besitzern verbleiben’. Ein 
Eigentumsübergang an die Kirche oder gar an die Bischöfe ® 
war damit nicht ausgesprochen, diese Bischöfe sollten vielmehr 
nur das frühere Verfügungsrecht, die potestas episcopi, wieder 
zurückerhalten ‘, um die Kirchen und Almosen wieder ihrer Be- 


' Art. 76 GermG.: Il sera etabli des fabriques pour veiller ä l’entretien 
et & la conservation des temples a Tadministration des aumönes. 

® Unentbehrlich war nach Germfies. Art. 75 für jede Pfarrei und 
Sukkursale ein Kultusgebäude. 

3 In potestatem episcopi (can. 1 u. 2 Caus. X qu. 1) vgl. Gräft S. 22 f.: 
Meurer Begr. Il. 326. 

+ Ut felix eatholicae relizionis restitutio fiat: Konfirm. Bulle d. d. 18. 
Cal. Sept. 1801 (14. Sept. 1801). 

5 (termG. Art. 80. „pour le bien de la paix et l’heureux retablissement 
de la religion catholiqne* (tranquilitati Galliarum cooperemur, quae denuo 
totae turbarentur, si bona ecclesiastica alienata iterum essent repe- 
tenda) Konf. Bulle; Konk. Art. 13. 

® Gräff S. 80. 114 ff.: Das Kirchengut sei den Bischöfen zu Eirentum 
übertragen worden und von diesen mit der Organisation der Fabriken auf 
letztere übergegangen; dagegen Meurer Begr. S. 349; auch nach Hirschel 
S. 39 sollte die Rückgabe hienach zu Eigentum erfolgen. weil die Bischöfe 
früher wie Eigentümer verfügt hätten. 

° Seront remises. Damit erhielten die Bischöfe die gleichen Verfü- 
gungsrechte zurück, die ihnen durch die bisherige Revolutionsgesetzgebung 
entzogen waren (Hirschel 8. 32. 38) unter Aufhebung des a la disposition 
de la Nation. Die Dispositionsgewalt war aber das Aufsichtsrecht, eine 
öftentlichrechtliche Verfügungsgewalt, nicht ein Privatrecht: Meurer Begr. 
Il. 352; irrig Hirschel S. 34, 48, der richtig annimmt, dass den Bischöfen 
nur das frühere Verfügungsrecht zurückgegeben wurde aber irrig ein Bı- 
zentum folgert, weil die potestas Handlungen umfasst, die auf dem Eigen- 
tum beruhen (S. 34. 50). Andrerseits wurde auch nicht lediglich ein Ge- 
brauchsrecht eingeräunit, während das Eigentum beim Staat geblieben wäre: 
dageren Gräff S. 94, vol. Meurer Begr. S. 349. vel. unten S. 47 Anm. 6. 
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stimmung zurückzuführen. Sie sollten aber auch Fabriken er- 
richten!. Zum Vollzug dieser Anordnung wurden sie aufgefor- 
dert, Reglements zu erlassen’, welche auch mit Bestätigung sei- 
tens der Staatsgewalt ergingen*. Damit wurden also die Fabri- 
ken wieder organisiert! und zwar als kirchliche Anstalten (fabri- 
yues des eglises), die aber unter Oberaufsicht des Staates stan- 
den. Es ist ganz natürlich, dass die Fabriken mit ihrer Orga- 
nisation auch das Eigentum an den Kirchen und Almosen er- 
hielten ’, eine Ansicht, die in späteren Gesetzen ihre Bestätigung 
findet". Die Restitution fand bald ihre weitere Ausdehnung. 
Zunächst wurde von den Präfekten jeder weitere Verkauf von 
Kirchen oder Pfarrhäusern supprimierter Pfarreien verboten‘. 
Nachdem sodann den Gemeinden die Anschaffung der nötigen 
Kultusgebäude zur Pflicht gemacht worden war*, wurde die Rück- 
gabe aller noch vorhandenen Fabrikgüter, sowohl von den be- 
stehenden als auch von den aufgeliobenen Pfarreien, bei letzteren 


ı Art. 76 Germ&. 

? Arr. v. 9 Floreal X] (29. April 1803): Gräff S. 102; Hirschel 8. 78. 
Den Bischöfen war die Reorganisation überlassen: Germ@G. Art. 60 #.: Konk. 
Art. 10. 

8 Gräft S. 102. 

* Hirschel S. 63. 

5 Diese wurden aber wieder organisiert, damit der alte Zustand wieder 
hergestellt würde und die bona ecclesiastica iterum essent repetenda, wie 
es mit der Kurie vereinbart worden war. Das Moment, dass bei Erlass 
des GerinGes. keine Fabriken bestanden. denen das (GermGes. das Eigen- 
tum hätte übertragen können (Urteil der rhein. Abt. des Obertrib. Berlin 
ım Arch. f. Ziv. u. KrimR. L Abt. 2 S. 74; Grossh. Hess. Cass.Hof. Sanmınl. 
v. Entsch. 18 LIM S. 59, 1859 S. 103), ist ohne Bedeutung. denn das Gesetz 
schafft ja eben die Fabriken, damit ihnen das Eigentum ausgeantwortet 
wird, gesetzlich sind sie also schon vorgesehen. und die Eigentumsüber- 
tragung erfolgt mit der Organisation. Bis dahin besteht ein Schwebezu- 
stand. Die Bischöfe haben einstweilen den Besitz, bis sie den Firentums- 
träger organisiert haben. Vgl. Hirschel S. 57 ff.; Gräff 79. 

® Arr. v. 7. Thermidor XI (26. Juli 1803), Dekr. v. 30. Mai 1806 u. v. 
20. prairial X Art. 11. 

” Arr. v. 28. brummaire XI (29. Nov. 1802); Gräff 86: vel. Rundschr. 
dles franz. Ministers v. 27. pluviöse XI (26. Feb. 1803). 

8 Arr. v. 7. Ventöse XI: Gräff S. 78. 
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an die beibehaltenen Kirchen angeordnet!. Zur Verwaltung 
dieses Fabrikvermögens wurden marguillers’, welche vom Prä- 
fekten auf Vorschlag von Pfarrer und Maire ernannt werden 
sollten, eingesetzt”. So bestanden zwei Arten von Fabriken, die 
bischöflichen zur Verwaltung der Gebäude und Almosen und die 
staatlichen zur Verwaltung der unbeweglichen Güter!. Die Ver- 
waltung der letzteren erfolgte nach den Grundsätzen über die 
Verwaltung der Gemeindegüter ”. Die Ausgaben wurden wie Ge- 
meindeausgaben bestritten®. Darnach waren die Fahriken Ge- 
meindeanstalten, etablissements publies, und das Vermögen daher 
mittelbares Gemeindegut’. 

Wie das Fabrikvernögen der supprimierten Kirchen wurden 
auch die Messstipendien® und das Bruderschaftsvermögen ” zu- 
rückgegeben. Sodann erhielten die Fabriken der Metropolitan- 
und Kathedralkirchen ılır noch vorhandenes Vermögen zurück !" 


' Arr. v. 7. Thermidor XI (26. Juli 1803): Les biens des fabriques 
non alienees sont rendus & leure destination. Les biens de fabrıque des 
eglises supprimees seront remises a ceux des Eglises conservees: Dekr. v. 
16. März 1805; 30. Mai 1806: font partie des biens restitues aux fabriques 
(Art. 1). seront reunis a ceux des eglises conservees (Art. 2); ıls pourront 
etre echanges au profit des eglises et des presbyteres des chefs-lieux (Art. 1). 
Hirschel 81, 139. Die Rückgabe erfolgte also an die Gotteshäuser, nicht 
an die (Gemeinden. Gräft 8. 86, 87 Anm.; Geigel S. 104; Hirschel S. 80. 
83. 139; Wagner RW. II. 18 ff. VGE. X. 21. 

? Gräff S. 116. VGE. XIV. 189. 

3 Zat. Arr. v. 7. Thierm. X].; Hirschel S. 63. 

* Wagner RW. II. 17. Portalis nennt. die bischöflichen fabriques ıin- 
terieures, die staatlichen exterieures oder veritables: Gräff 116 u. 117 
Anm. 

5 Aır. v. 7. Therm. X] Art. 3; Wawner RW. 3£., Sf, 17; Geib 11. 466. 

® Les comptes seront rendus en la m&me forme que ceux des depenses 
communales. 

° Biens communaux (Hirschel S. 129), Ges. v. 20. März 1813, Gräff 129; 
StRG. v. 13. Niv. XII. FimGes. v. 20. Mai 1813 les eglises que posseden 
les communes und zwar A un service publie; Hirschel S. 134. 

* Arr. v. 28. Frimaire XII (20. Dez. 1803). 

» Dekr. v. 17. Juli 1807, S. 87. 

 Dekr. v. 5. ventöse XIII (6. März 1809). 
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und endlich wurden auch die überflüssigen aufgehobenen Kirchen 
und Pfarrhäuser den Fabriken der beibehaltenen Pfarreien zur 
beliebigen Verwendung überlassen!. Diese (Gesetzgebung fand 
ihren Abschluss im Dekret vom 30. Dezember 1809 ?°. 
Ueberleitungsrecht fürdie rheinischen De- 
partements* Bei Erlass des Germinalgesetzes war die Pfalz 
bereits Bestandteil des Frankenreichs, von dem es 1794 durch 
Eroberung annektiert’? und an das es im Lüneviller Frieden " 
abgetreten worden war’. Die Säkularisationsgesetzgebung war 


ı Dekr. v. 30. Mai 1806, 17. März 1809; Gräftf S. 88. 

: Siehe unten S. 37. 

> Hier sind zwei in jener Zeit ergangene Staatsratsgutachten vom 
3. nivöse und 2. u. 6. pluviöse XIII (24. Dez. 1804 und 22. u. 26. Jan. 1805) 
zu erwähnen. denn obwohl dem Staatsrat nur die Gesetzesauslegung 
zustand (Hirschel S. 111), haben diese doch mehr die Stellung einer au- 
thentischen Interpretation erlangt und sind von ausschlaggebender Bedeu- 
tung geworden. Ersteres Gutachten erging zur Auslegung des Art. 91 des 
Dekr. v. 15.—24. Aug. 1793. wonach von den einzuziehenden Gemeindegü- 
tern ausgenommen waren les objets destines pour les etablissements publics 
und stellte den Begriff der letzteren dahin. fest, dass unter den maisons 
et emplacements necessaires au service public de la comniune ausser den 
hötels de ville, prisons, auch les presbyteres, les eglises rendues au culte 
inbegriffen seien (ne peuvent cesser d’appartenir aux communes). Dabei 
war aber nichts über das Eigentum ausgesprochen. es handelte sich nur 
um die dem Zweck nach den Gemeindegebäuden zugehörigen (rebäulich- 
keiten. Hirschel S. 112f. Das zweite Gutachten erging auf die Anfrage 
bezüglich der Auslegung des (serminalges. Art. 72 u. 75. si les eglises et 
presbyteres rendus sont revenus la propriete des communes, oü ils sont 
situes, ou si au contraire cette proprietaire residait toujours duns les mains 
de la nation, worauf der Staatsrat in Uebereinstimmung mit dem Kultus- 
(Hirschel 115) und Finanzminister (Hirschel 120) die Antwort gab, que les 


_ dites eglises et presbyteres doivent &tre consideres comme proprietes com- 
‘ munales (Hirschel S. 114 ff.: Meurer Begr. 11 373 f.; Blfastr. XX 201 Anm.). 


+ Gräff S. 90 £.; Hirschel S. 85 f.. Geib S. LI ff. 

5 Die Plünderungen begannen 1794; die faktische Inbesitznahme war 
mit der Einnahme der Festung Mainz am 30. Dez. 1797 erfolgt. Von den 
Franzosen wurde die Verwaltung seit Ende des Jahres 1797 geführt. 

°s V. 9. Feb. 1801; voraus ging der Frieden von Campoformio v. 17. Okt. 


1797. 
” Die Vereinigung erfolgte durch das Dekr. v. 18. Ventöse IX (9. März 
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in der Pfalz nicht in Kraft getreten; sie war auch von der in- 
terimistischen Regierung nicht promulgiert worden !; ebensowenig 
erfolgte die Einführung im Gesetz vom 9. März 1801, durch das 
die Pfalz dem übrigen Frankreich gleichgestellt wurde. Dagegen 
hatte von diesem Zeitpunkt an, die nun in Kraft tretende fran- 
zösische Gesetzgebung auch für die Pfalz Geltung. 

Unter diesen Gesetzen war insbesondere das über die Kulte:, 
welches durch Reglement vom 14. floreal X 3 promulgiert wurde. 
Damit war also die Restitution der katholischen Kirche in ihre 
früheren Vermögensrechte auch für die Pfalz wirksam, obwohl 
dort niemals das A la main de la Nation in Kraft getreten war '. 
Infolgedessen war aber auch eine unbedingte Anwendung un- 
möglich. Dem Rechnung zu tragen wurde für die vier Depar- 
tements einschliesslich der Pfalz ein besonderes Ueberleitungs- 
recht geschaffen. Dies geschah im Arrete vom 20. prairial X, 
welches mit dem Gesetz über die Kulte und dem Konkordat die 


1801). Gräff S. 90; Wand Vf. S. 34; vorher führten Abgeordnete der Re- 
gierung die Verwaltungsgeschäfte bis 23. Sept. 1800; Gräff S. 90; Regie- 
rungskommissär war der Bürger Rudler. Das eroberte Gebiet wurde durch 
Beschluss v. 4. pluv. VI (23. Jan. 1798) von dem commissaire du gouver- 
nement, Richter Rudler, in 4 Departements eingeteilt: de Roer, de Saar, 
de Tonerre (Donnersberg. wozu die Pfalz gehörte) und du Rhin et de la 
Moselle. Blfastr. XX. 209. 

ı Hirschel S. 86. Während der interimistischen Regierung bedurfte 
jedes Gesetz zur Einführung in den Departements einer eigenen Promul- 
gation: Arr. v. 18. vent. IX Art. 3. Geib S. 4 Anm. Solche war nicht. er- 
folgt. Es legten nur die mit der Zivilverwaltung betrauten Volksrepräsen- 
 tanten provisorisch Beschlag auf das Kirchenvermögen und trafen Siche- 
rungsmassregeln zur Erhaltung für den Staat. Beschl. des Reg.Komm. v. 
26. ventöse VI (16. März 1798) Gräff S. 90: 0G. IV 336 (die Kirchengebäude 
wurden nicht konfisziert). 

? Dekret v. 18. germinal X mit dem Konkordat; Gräff 8. 91; oben 
328. 

3 V, 4. Mai 1802: Hirschel S. 86. 

I Gräff S. W. 

59. Juni 1802: Arrete portant suppression des ordres monastiques et 
eongregations regulieres dans les departements de la Sarre. de la Roer, de 
Rhin et Moselle et du Mont Tonerre: Hirschel S. 86 f.. Blfastr. XX 210. 
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grundlegenden Bestimmungen für das Kirchenvermögensrecht in 
der Pfalz gibt. 

Nach dem erwähnten Gesetz wurden die Mönchsorden, Kon- 
sregationen, Pfründen und kirchlichen Anstalten (etablissements 
ecclesiastiques), mit Ausnahme der Bistümer, Pfarreien (cures), 
Kathedralkapitel und der bestehenden und nach dem Germinal- 
gesetz zu errichtenden Seminarien aufgehoben '. Alle Güter je- 
derlei Gattung (tous les biens, de quelque esp&ce qu’ils soient), 
auch die den Pfarreien gehörigen? sind unter die Hand der Na- 
tion gestellt’. Diese Güter‘ sind der Verwaltung der National- 
Jlomänen anvertraut” und ihre Einkünfte fliessen in deren Kasse®. 
Alle werden aufgezeichnet‘ und gehen dann in die Verwaltung 
der Domänenregie über“. Es sind aber die Pfarrwohnung mit 
(sarten und die Gebäude für den katholischen Gottesdienst wie 
die bischöflichen Gebäude” laisses & la disposition. des &v@ques, 
cures et pretres desservans !%. Gleichwohl (neanmoins) sollen auch 
diese inventarisiert werden und zwar unter Verantwortung der 
Pfarrer und kirchlichen Oberen !!. 


Das Gesetz wollte nichts anderes als die Zusammenfassung 


' Dekr. v. 20. prair. X Art. 1; Gräff 8. 92. 

®: Appartenant taut aux ordres, congregations, titres et etablissements 
supprimes qu’aux eveches, eures, chapitres cathedraux et seminaires. 

3 Zit. Dekr. Art. 2: sont mis sous la main de la natıon; Hirschel 
S. 89; bezügl. der Pfründen: Meurer Begr. 398. 

* Biens mentionnes dans Vaart. 2; diese Beschränkung hat offenbar die 
später ausgenommenen Kirchengebäude im Auge. 

> Art. 7. 

° So wurde das Kirchengut als Domänengut eingezogen: treib 8. 48. 

’ Art. 3 fl. 

» Art. 7. 

» Diese sind also ausgenonmmen von den im Art. 2 erwähnten biens. 

1 Art. 11. Hirschel S. 93; sie bleiben unter der Dispositionsgewalt, 
anstatt säkularisiert zu werden. 

tt Les cures, et les superieurs ecclesiastiques „demeureront reponsables*: 
ein Beweis dafür, dass der Staat sich jeder Einmischung bezüglich der den 
Bischöfen belassenen Gebäude enthält, woraus zu folgern, dass diese vom 
Art. 2 ausgenommen sind und dass der Staat kein Eigentum (muda pro- 
prietas) beansprucht. 


3%* 
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und Wiedergabe (Rekapitulierung), sowohl des Gesetzes vom 2.4. 
November 1789! als der Modifikationen des Gesetzes vom 18. 
serminal X? und damit die Kodifikation des damaligen Rechts- 
zustands für die vier Departements’. Die Kirchengebäude waren 
darnach, wenn sie auch inventarisiert wurden, im Gegensatz zu 
den anderen Gütern, welche entsprechend dem Ges. v. 1789 
Eigentum der Nation wurden, und im Einklang mit dem Rechts- 
stand im Dekret vom 18. germinal X von der Stellung sous la 
main de la Nation ausgenommen, sont laisses A la disposition 
des eveques bzw. cures, sie werden in der Verfügungsgewalt der 
Bischöfe belassen, wie dies schon nach dem Beschluss des Komm. 
Rudler vom 26. vent. VI rechtens war, und stehen damit im glei- 
chen Verhältnis wie die in den altfranzösichen Gebietsteilen den 
Bischöfen zurückgegebenen Gebäude. Mit der Aufrechterhaltung 
dieses kirchlichen Eigentums wurden auch die Fabriken, welche 
nach Art. 1 nicht supprimiert wurden, beibehalten und so der 
gleiche Zustand belassen, der in Frankreich nach den Gerninal- 


! Vgl. Dekr. v. 20. prairial X Art. I #. 

2 Art. 11 #f. 

3 Gräff S. 91. 

* Nach einer verbreiteten Ansicht ist in Art. 2 alles Kirchengut und 
damit auch die kirchlichen Gebäude als Nationalgut erklärt: das laisse & 
la disposition ın Art. 11 bedeutet nur eine Ueberlassung an die Bischöfe 
nach Massgabe des Germinalgesetzes, also ledielich zum Gebrauch. Da- 
gegen Hirschel S. 95 f. bes. 103. Gegen die blosse Grebrauchsüberlassung 
spricht hauptsächlich Art. 11; dort werden. nachdem Art. 2 ausgesprochen 
tous lex biens sont mis sous la main de la nation. die Kirchengebäude 
conformement & la loı du 18 germinal dernier laisses a la disposition des 
eveques; neanmoins wird die Inventarisierung unter Verantwortung 
der Geistlichkeit angeordnet. Daraus, dass der Staat nicht einmal 
die Inventaristerung beansprucht, diese andererseits trotz der Ueberlassung 
der Gebäude an die Bischöfe erfolgen soll. ıst zu entnehmen. dass der 
Staat sich mit diesen Gebäuden nicht befassen wollte. sie also nicht unter 
seine Hand nahm, vielmehr dem bisherigen Eigentümer beliess. Vgl. 06. 
IV 336. 

° In der Pfalz stand das Kirchen(Fabrik)-Vermören zuvor den Orts- 
kirchen (Fabriken) zu. welche von Heilizmaiern verwaltet wurden: Wagner 


RW II. IN1£. 
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gesetz erst wieder hergestellt werden musste. Die Fabriken mit 
den (sebäuden sind kirchliche Anstalten geblieben, aber zugleich 
etablissements publics! im Staat geworden. Das Kirchengut wurde 
Staatsgut. Mit der nun folgenden französischen Gesetzgebung 
wurde es jedoch wieder zurückgegeben? und damit die Verwal- 
tung durch marguillers eingeführt. 

Das Fabrikdekret?. Den Schlussstein in der Ent- 
wicklung des französischen Kirchenvermögensrechts bildet das 
Dekret vom 30. Dezember 1809*, welches unter weiterem Aus- 
bau des (Grerminalgesetzes an Stelle der vorübergehenden eine 
definitive Organisation und zugleich eine Vereinigung der bischöf- 
lichen und staatlichen Fabriken brachte’. Statt der nebeneinan- 
er bestehenden einerseits auf Grund des Gesetzes über die Kulte 
von den Bischöfen zur Verwaltung der Kultusgebäude und der 
Almosen eingesetzten® andrerseits auf Grund des Florealgesetzes 
von den Präfekten zur Verwaltung des Kirchenvermögens errich- 
teten‘ Fabriken sollte hinfort nur eine Fabrik mit einem 
Fabrikrat® zur Verwaltung der Kirchengebäuden, des Kirchen- 
vermögens und der Almosen” bestehen!®, Die Bestreitung des 


! Vgl. oben S. 24, Dekr. v. 23 und 28. Okt., 3. Nov. 1790 (8. 20 Anm.) 
v. 17.—24. August 1790 (8. 38 Anm. 9). 

® Arrete vom 7. thermidor XI; siehe oben 8. 32 Anm. 1: in der Pfalz 
war das Vermögen der Fabriken bzw. Kirchenstiftungen nie eingezogen 
worden: Meurer Begr. II 384. 

3 Gräff S. 104 ff.: Hirschel S. 144: De Syo. Kommentar zum (tesetz v. 
30. Dez. 1809. 

* Dekret über die Verwaltung der Kirchen und Fabriken und Bestrei- 
tmıg der Kosten. 

® Hirschel S. \4. 

* Dekr. v. 18. germinal X Art. 76: oben S. 30 Anm. 1. 

" Dekr. v. 7. thermidor XI: oben S. 31. 

* Die Verwaltung dureh die marguilliers erfolgte unter Aufsicht des 
Fabrikrats (conseil). 

” De veiller & l’entretien et a la conservation des temples, d’administrer 
lex aumönes et les biens et generalement tous les fondse qui sont affeetex 
A ne du eulte (Art. 1 FD. vel. Art. 37 Ziff. N vgl. Art. 16 des Dekr. 

- 18. germinal X oben S. 30 Anm. 1. 

"" Fabr.-Dekr. Art. 1. 
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Kultusaufwands, der zunächst von den Fabriken zu tragen ist!, 
wurde den communes bzw. paroissiens zur Pflicht gemacht, so 
dass zunächst den communes mit ılıren revenues, subsidiär die 
paroissiens? mit ausserordentlichen Umlagen? einzutreten haben. 

So war das Kultusfinanzwesen Gremeindesache und die Fabri- 
ken, wenn diese auch anfangs rein kirchliche Anstalten gewesen 
sein mögen, jedenfalls durch das Fabrikdekret zu weltlichen und 
zwar gemeindlichen Anstalten sur la main de la Nation ge- 
worden. 

Durch das Gesetz vom 7. vendemiaire IV.* wurde das Um- 
lagenrecht näher ausgebaut und dabei an der Umlagenptlicht 
sämtlicher Bewohner der Pfarrei festgehalten. 

Endlich regelte das Dekret vom 6. November 1813 das Recht 
an den Pfründen näher, zu welchen neben den bischöflichen 
Mensalgütern® die biens de cures® gezählt wurden. Damit hatte 
die französische Gesetzgebung ihr Ende erreicht. 

Rechtsverhältnisse derProtestanten‘: Wäh- 
rend der Revolution blieb das kirchliche Vermögen der Prote- 
stanten, die in Frankreich stets nur als Privatkirchengesellschatt 
anerkannt worden waren", vom Verkauf ausgeschlossen®. Die 


! F.D. Art. 37: revenus de la fabriqne. 

2 Les habitants d’une paroisse. 

® Par levee extraordinaire aincı quil est regle dans le chapitre IV. wo 
die Obliegenheiten der communes aufgezählt sind und darunter die Haupt- 
reparaturen: Art. 92. 

* 14.124. Feb. 1810. 

5 Gräff S. 112. 

° Art. 1--28. 
BlfaPr. XX. 202. 

® Nach Aufhebung des Edikts von Nantes 1685 war nur die katholische 
Religion anerkannt. die protestantische Religion zunächst verfolgt. dam 
nur als Privatkultus geduldet. BlfaPr. XX 204. Auch während der Revo- 
lution behielten die Protestanten die Stellung einer Privatgesellschaft (vgl. 
oben S. 28 Anm.-9) Wand Vf. S. 32. bis allmählich sich eine Gleich- 
stellung anbahnte: „die ihrem Vaterland und ihrer Religion wiedergegebe- 
nen Protestanten sind unsere Mitbürger und unsere Brüder“ Portalis. 

® Relatif aux biens des protestans G. v. 1./10. Dez. 1790 Art. 1 bestätigt 


Tretzel, Die Kirchengemeinde nach pfälzischen Recht. 39 


Restitutionsgesetzgebung blieb deshalb in der Hauptsache für das 
kirchliche Vermögensrecht der Protestanten ohne Bedeutung! *. 
Aus dem gleichen Grund beeinflusste auch die Ueberleitungsge- 
setzgebung für die rheinischen Departements die Rechtsverhält- 
nisse der Protestanten in diesen Gebietsteilen nicht”. Während 
das Dekret vom 20. prairial X das katholische Kirchenvermögen 
sous la main de la Nation stellte, blieb das protestantische un- 
berührt‘. Die Restitutionsgesetzgebung war jedoch insofern auch 
für die Protestanten von Wirkung, als die Gemeinden auch zur 
Beschaffung des kirchlichen Bedarfs der Protestanten herange- 
zogen wurden, indem sie ermächtigt wurden, die Kosten zu über- 


durch Dekr. v. 17.—24. Aug. 1790: Les biens possedes actuellement par 
ler etablissements des protestants sont exceptes de la vente des biens 
nationaux et continueront d'&tre administres par la passe. Geigel S. 97; 
Wand Vf. S. 35; BlfaPr. XX. 205. Der Gebrauch der prot. Kirchen wurde 
durch Dekr. v. 30. Mai 1795 den Gemeinden nicht ausdrücklich eingeräumt, 
die kath. Kirchen wurden jedoch den Gemeinden ä l’exereice d’une ou de 
Plusieures cultes überlassen (Art. 1 vgl. Art. 4), vgl. hieher Wand Vf. S. 35. 

' Das Germinalgesetz (18. germ. X) gilt nur für Katholiken: Wand 
S. 35, 

* Dagegen wurde der protestantischen Kirche eine Organisation gege- 
ben durch die Articles organiques des cultes protestants vom 18. germinal 
X, das in Art. 8 auf die katholische Organisation verweist (Meurer KV. 1. 
237. Wand Vf. S. 35). Es wurden Landeskonsistorien und Synoden einge- 
führt. Die Konsistorialkirche, welche 6000 Seelen umfasst, wird durch ein 
Konsistorium, bestehend aus dem Ortspfarrer und 6—12 weltlichen, gewähl- 
ten Mitgliedern verwaltet Art. 20 (Wand Vf. S. 33). Bezüglich der frei- 
willigen Stiftungen wurde die gleiche Bestimmung aufgenommen wie für 
die Katholiken Art. 8. In die Gehalte des Geistlichen an den Konsisto- 
nalkirchen sind die KErträgnisse von den Gütern dieser Kirchen und von 
den herkömmlichen oder satzungsmässigen Zuwendungen einzurechnen. 
Titre 1 Art. VII und VIII: vgl. Ges. v. 15. germinal XII (5. Aprıl 1804) 
Hirschel $. 76. 

* Die Verwaltung des Kirchenvermögens war stets den Kirchengeschwo- 
tenen bew. Presbytern übertragen: Wand Vf. S. 10. 17. 26: Hausser, Gesch. 
ler rhein. Pfalz 1856 II S. 29. 

* Das Ges. v. 20. prairial X gilt nicht unmittelbar für die Prote- 
stanten: Wand Vf. S. 36. Vgl. Ges. v. 18. germinal X 2. Teil Art. 7; 
Brendel KRS. 468; Geib S. 48; auch das Pfründevermögen wurde nicht 
Konfisziert: Geigel S. 131 Anm. 
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nehmen!; das später ergangene Fabrikgesetz, welches diese Auf- 
wendungen zur Pflicht machte, wurde stets auch für die Prote- 
stanten wenigstens als analog anwendbar anerkannt’. 
Bayrische Gesetzgebung bezüglich des ka- 
tholischen Kirchenvermögens. Als die Pfalz nach 
dem zweiten Pariser Frieden ® durch den Vertrag vom 14. April 
1816 an Bayern gekoinmen war', blieb zunächst das französische 
Recht aufrecht erhalten. Nur bezüglich der Aufsicht über das 
Kirchenvermögen trat insofern eine Aenderung ein, als diese der 
Staat an sich nahm und an Stelle der kirchlichen Oberaufsicht 
wie in den rechtsrheinischen Landen die staatliche Stiftungsku- 
ratel setzte °, eine Regelung, die im Religionsedikt von 1818 ıhre 
Bestätigung erhielt. Das Gesetz vom 17. November 1837 ', wel- 
ches das Umlagenrecht neu kodifizierte, indem es die Bestinı- 
mungen des französischen Rechts zusammenfasste ° und in authen- 
tischer Interpretation ® niederlegte, regelte hiebei auch die Un:- 
lagen für Kultuszwecke auf der Grundlage des Umlagengesetzes 


! Dekr. v. 5. Mai 1806. Darnach sind Gemeinden, in welchen der prot. 
Kultus ebenso wie der katlı. ausgeübt wird, autorisiert, den Geistlicheu 
des protestantischen Kultus eine Wohnung und einen Garten zu verschaffen ; 
die Vermehrung des (sehaltes, welcher diesen Geistlichen zu bewilligen der 
Fall sein würde, die Bau-, Reparatur- und Unterhaltungskosten der Tempel 
und jene des protestanischen Kultus sind gleichheitlich diesen (semeinden 
zur Last, wenn die Notwendigkeit. diesen Kirchen zu Hilfe zu kommeıı. 
konstituiert ist. Wand Vf. 538; Geib II. 69. 

? Unten S. 45 Anm. 3. 

® Vom 20. November 1815. 

* Am 30. Aprıl 1816 ergriff Max Josef Besitz. Die Verwaltung erhielt 
zunächst der (teheimrat v. Zwack. bis am 18. Aug. 1816 die Regierung er- 
richtet wurde. Seydel I. 95. 

’ Vde. v. 22. Jan. 1818. 

“ Rel.Ed. v. 26. Mai 1818 $ 64 b. 

° Kammerverhandlungen dazu in Vhdl. d. K. d. A. 1837 Prot. Bd. XII 
3. 220 $. (über Art. VS. 122.) d. K. d. RR. Bd. II S. 291 f. (293). 

8 2. B. Fahr. Dekr. v. 30. Dez. 1809 (Verh. d. K. d. A. Prot. B. XIII 
S. 232). Staatsratsgutachten v. 7. Dez. 1510 hinsichtlich der Filialitätsver- 
hältnisse (S. 224). ; 

® Der tiesetzentwurf wollte nur eine authentische Interpretation der 
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von 1810 und reihte diese unter die Gemeindeumlagen ein!. 
Eine weitere Koditikation brachte erst wieder die Sozialge- 
setzgebung von 1869 in der Gemeindeordnung”. Der Regierungs- 
entwurf?, welcher für ganz Bayern ein einheitliches Gemeinde- 
recht vorgesehen hatte, wollte hinsichtlich des Kirchenvermögens- 
rechtes und der Kultusumlagen nichts Neues bringen! und hat 
deshalb nur die ın den einzelnen Landesteilen bestehenden Be- 
stimmungen und Zuständigkeiten in Bezug auf die Verwaltung 
des Kultusvermögens und die Befriedigung der Kultusbedürfnisse 
„vorläufig“ ® aufrecht erhalten®. Da die Pfälzischen Abgeordneten 
schon von Anfang an den Regierungsentwurf für die Pfalz für 
unanwendbar erklärten ‘, wurde dieser zunächst nur für das dies- 


bestehenden Bestimmungen des französischen Rechts: Eingang des Entw. 
(Verh. Prot.-Bd. S. 220) ferner Verh. d. K. d. A. Prot.-Bd. XIII S. 224. d. 
K. d. RR. Bd. II S. 292. 

' Das Gesetz zählt zu den Gemeindeumlagen „alle direkten Um- 
lagen für ordentliche oder ausserordentliche Bedürfnisse einer oder meh- 
rerer (remeinden“ (Art. II) und reiht unter diese Gemeindeumlagen, zu 
deren Leistung es „alle in der (Gemeinde wohnenden etc. verpflichtet 
(Art. IV) auch die Umlagen für Zwecke des Kultus, die es nur insofern 
ausscheidet, als sie sich auf alle Religionsgenossen der betreffenden Pfarrei 
erstrecken und denen es so eine ähnliche Sonderstellung einräumt wie den 
(rrundbesitzern bezw. Viehbesitzern bezüglich der Ausgaben auf die Feld- 
kultur bzw. Viehzucht (Ges. v. 1837 Art. VI u. VIl. Die direkten Ge- 
meindeumlagen werden durch den Gemeinderat beschlossen, nur hat bei 
den Kultusumlagen ein Ausschuss von 3—5 beitragspflichtigen Religions- 
verwandten aus der Mitte des Kirchenvorstands wie: inı Falle des Art. VI 
eın solcher von 3—5 beteiligten Grund- oder Viehbesitzern in Tätigkeit zu 
treten. (Vgl. Abg. Frh. v. Freyberg: Aufwsaben der Konkurrenzpflicht der 
emeinden in Beziehung auf den Kultus Pr.-B. XIII 230.) 

“ Seydel III. 597 f. 

“ Entw. Vhdl. 1866/69 Beil.Bd. I Abt. I $. 1ff.: Motive 8. 24 f.; Vor- 
trag Edel Abt. 18. 90 f. 102 8. 315 f. 

* Vag. v. 9. Sept. 1815; Wand Vf. 8. 35. 

° Die Kodifikation sollte in einer Sozialzesetzgebung durchgeführt wer- 
den, bis dahin vorläufig das Alte bestehen bleiben: Mot. S. 25. 35; Beil. 
B.V 8. 395; siehe auch Beil.B. I Abt. II 8. 711. 726. 

° Entw. 8. 8; Mot. 8. 24. 43. 

“Abg. Kolb: Vhdl. Beil.B. T Abt. TI S. 274. 451. 
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seitige Bayern durchberaten und zur Abstimmung gebracht '!, 
während mittlerweile für die Pfalz von der Subkommission ein 
neuer Entwurf festgestellt wurde??. Dieser beliess es bezüglich 
des kirchlichen Finanzrechtes bei dem Regierungsentwurf und be- 
hielt so lediglich das bestehende Recht bei*, während die Zusatz- 
modifikation Edel, welche die Kirchenverwaltung für berechtigt 
erklärte, die Kirchengemeinde in allen rechtlichen Beziehungen 
zu vertreten’, keine Aufnahme fand‘. 


m nn ERERRERAET 


! Abg. Edel Beil.B. I Abt. II S. 467. 

? Antragsentwurf (Antrag Kolb u. v. Soyer) Vhdl. d. K. d. A. 1866/69 
Beil.B. I Abt. 1 8. 393; über die Entstehung: Abt. II S. 613. 673 £. 683. 

° Entwurf d. Ges. betr. die Gemeindeordnung für die Pfalz nach den 
Beschlüssen des Sozialgesetzgebungsausschusses Vhdl. Beil.B. I Abt. TS. 559; 
Beratungen des bes. Ausschusses: B.B. I Abt. TI 8.683 ##.; in der Kanımer 
der Abg. über Art. 41—46: StenB. VS. 93 f.: über Art. 126—130 S. 101: 
in der Kammer der Reichsräte: Beil.B. VI S. 358 f. (Sozialgesetzgebungs- 
Ausschuss) u. 8. 365: Rückäusserung Vhdl. d. K. d. A. Prot.-B. VI S.216tf; 
RR. Prot.B. VII S. 367—386. VIIT S. 9». 

+ Art. öl des Antragsentw. bzw. Art. 43 des Pfälzer Entw. stimmt mit 
Art. 55 des Reir.Entw.. später Art. 59 nach den Beschlüssen des Sozial- 
gesetzrebungsausschusses überein. In dritter Lesung des diesseitiren Ent- 
wurfs hat man Art. 59 beschränkt auf die Konkurrenz zu Bedürfnissen für 
religiöse Zwecke und die Konkurrenzpflicht zu Umlagen für Schulzwecke 
ausgeschaltet, dageren Art. V des Uml.tres. v. 1819 ımı letzten Artikel der 
(GemO. (Art. 203) aufrecht erhalten. Dabei bestand die Absicht. die Be- 
stimmung in einem Schulzesetz wieder aufzuheben; in Art. 21 Abs. ll des 
Schulges. sollte die Vorschrift auch grundsätzlich ausser Kraft gesetzt wer- 
den. Das Gesetz kam nicht zustande (Seydel III. 631 £.). Da somit der 
Grundsatz in demselben Moment. in dem er für die diesseitigen Kreise auf- 
gehoben werden sollte, neuerlich in die Pfalz verpflanzt worden wäre, wo 
er bis dahin nicht bestanden hatte, wurde vom Ausschuss beschlossen, statt 
„zur Bestreitung der Bedürfnisse von Kirchen und Schulen einer Religions- 
gesellschaft“ zu setzen „zur Bestreitung der Kultusbedürfnisse einer Reli- 
sionsgesellschaft“ (Prot.B. VI S. 218). Der Art. 129 des Entw. hat den In- 
halt des Art. 204 später 203 des Reg.Entw. Während dem Reg.Entw. für 
das diesseitige Bayern nach den Beschlüssen in 3. Lesung der Abs. II hin- 
sichtlich der Vertretung der Kirchengemeinden beigesetzt wurde. behielten 
beide Kammern für die Pfalz die Fassung des Entw. bei (Beil.B. I Abt. I 
S. 611); VGE. XIV 188. 

° Beil.B. I Abt. IS. 124. 161. dazu Abt. II S. 599 ff. 
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Protestantisches Recht unter bayrischer 
Herrschaft!: Nach Beseitigung der französischen Herrschaft 
blieb zunächst das bestehende Recht aufrecht erhalten. Nur die 
Lokalkonsistorien? wurden aufgehoben und dafür ein General- 
konsistorium geschaffen’, das auch die Verwaltung des gesamten 
Kirchenvermögens der Lutheraner und Kalvinisten unter sich 
hatte‘, Die Vermögensverwaltung war also innerkirchlich ge- 
blieben’. Auch die bayrische Herrschaft brachte für das prote- 
stantische Kirchenvermögensrecht zunächst abgesehen von der 
erwähnten Verstaatlichung des Aufsichtsrechts * keine Aenderung. 
Das Konsistorium in Speier wurde beibehalten‘. 

Eine wesentliche Umgestaltung erfuhr das Kirchenrecht je- 
doch durch die Union, welche eine Einigung und völlige Ver- 
schmelzung der beiden bisher rivalisierenden protestantischen Kon- 
fessionen nach Lehre, Ritus und Verfassung, zugleich aber auclı 
bezüglich des Vermögens brachte und in der Vereinigungsurkunde 
vom 10. Oktober 1818 ihren gesetzlichen Niederschlag fand“. 


' Wand Vf. S. 81 ff. 

® Oben 8. 39 Anm. 2. 

’ Ve. v. 9. Sept. 181». 

’ Wand 8. 34. 

° Durch Vde. v. 24. Dez. 1817 wurde bei der Regierung ein Konsisto- 
mm errichtet. dem durch KE. v. 15. Dez. 1818 (ABl. S. 38) die jetzige Ver- 
fassung gereben wurde. 

"Oben S. 40 Anm. ». 

‘“Seydel I S. 165. 

* Der längst gehegte Wunsch der Lutheraner und Kalvimsten nach 
Einigung kamı beim Reformationsfest 1817 in einer Eingabe ans General- 
konsistoriun zum Ausdruck. Dieses antwortete mit der Erklärung Se. 
Majestät haben mit Wohlgefallen von dem Wunsche Kenntnis genommen, 
wünsche aber, dass die einzelnen Gemeinden sich freiwillig und unbeein- 
Husst äussern und sprach zugleich den Grundsatz aus, dass eine Vereini- 
sung auch in Lehre, Ritus, Verfassung und zugleich mit Rücksicht auf das 
Kirchenrermögen bestehen müsse (E. d. GK. v. 10. Jan. 1818 Ziff. 2: Wand 
Vf. 8. 82). Infolgedessen beauftragte es die K. Regierung der Pfalz als 
Konsistorium. eine Umfrage ergehen zu lassen. Das Umschreiben (vom 
*. Februar 1818: Wand Vf. S. 83) erhielt bezüglich des Kirchenvermögens 
den Grundsatz. dass die Protestanten ihr Vermögen künftig als gemein- 


44 Abhandlunwen. 


Diese enthält das Grundsesetz, dass die Protestanten des Rhein - 
kreises fest und brüderlich vereinigt sein und bleiben wollen als 
protestantisch-evangelisch-christliche Kirche !, dass der wirklichen 
Vereinigung beider Konfessionen in Lehre, Ritus, Kirchenvermö- 
gen und Kirchenverfassung nichts Wesentliches im Wege stehe ?. 
Das gesamte Kirchenvermögen beider bisher getrennt gewesenen 
Konfessionen ist durch die Vereinigung ein gemeinschaftliches 
Gut geworden, das der protestantisch-evangelisch-christlichen Kir- 
che gehört, jedoch olne dass dadurch die Rechte der einzelnen 
Kirchengemeinden könnten verletzt werden. „Demgemäss bleibt 
einer jeden Kirchengemeinde ihr privates Eigentum, es mag be- 
stehen in Almosen, in Pfarrwittum, ın Rechten ete.*°. Tieber- 
schüsse, welche sich nach vollständiger Befriedigung der fun- 
dationsmässigen Ausgaben ergeben, sollen den dürftigsten 
Gemeinden zugewendet werden!. An Stelle der bisher getrenn- 
ten lutherischen und reformierten Kirchengemeinden traten nun 
aber „vereinigte Kirchengemeinden“ °, denen das nun vereinigte 
örtliche Kirchengut zustand. Die Verwaltung sollte durch einen 
Kirchenvorstand oder Presbyterium ®, das „vereinigte Presbyte- 
rium“ ° erfolgen. 

Es erging sodann bezüglich des protestantischen Kirchen- 
rechnungswesens das von der K. Regierung als Konsistorium er- 


ames Eigentum benützen sollten. dass aber jede Pfarrei in ihrer dermali- 
- gen Kompetenz gesichert bleibt. Nach erfolter Abstimmung. welche mit 
grosser Mehrheit die Vereinigung verlangte. wurde die Generalsynode nach 
Kaiserslautern zur Beschlussfassung einberufen. Ah. Reskr. v. 11. Juni 1818 
Wand S. 86. Diese verfasste auf den gegebenen Grundlagen die Vereini- 
gungsurkunde (2.--15. Aug. 1818), welche dann die landesherrliche Bestä- 
tizung erhielt d. d. 10. Oktober 1818; Wand NS. 87. 

ı VU.S1. 

VUN 2. 

3 VU$8 13; Wand Vf Ss. 101. 

* VU.s8 13 Abe 11. 

SVU.$ 13 Abs II. 

°sVWU.SH. 

° Reg.Ausschr. v. 8. Jan. IX19 8 2. 
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lassene Ausschreiben vom 8. Januar 1819' (Int.Bl. 1819 S. 33), 
welches auch bezüglich der Vermögensverwaltung einige Bestin- 
mungen erhielt. Darnach sollte in jeder Kirchengemeinde ein 
besonderes Presbyterium bestehen? zur Verwaltung des Vermö- 
gens und zur Rechnungsstellung. Befugnisse und Obliegenheiten 
des Presbyteriums in Bezug auf die Verwaltung des Kirchen- 
und Almosen-Vermögens sind in $& 14 der Vereinigungsurkunde 
bestimmt, sie richten sich ferner analog nach dem Fabrikdekret 
vom 30. Dezember 1809%. Das Kirchenvermögen wird dabei als 
Stiftungsvermögen behandelt. Dementsprechend ist auch die 
Kuratel eine Stiftungskuratel®. Die subsidiäre Verbindlichkeit 
für die Bedürfnisse des Kultus lastet auf den Gemeinden ®,. 


Die Kirchengemeinde nach katholischem Recht. 


I. Wesen, Zweck und Aufgabe der Kırchen- 
gemeinde‘. In der katholischen Kirche steht das Kirchen- 
vermögen ® den Kirchenfabriken” als juristischen Personen !®, An- 


! Int.Bl. S. 33; Wagner RW. 169 ff. Dieses ist nur eine zusanımen- 
stellende Instruktion. nicht ein (resetz. 

” R.Ausschr. & 1. 

® Reg.Ausschr. $ 6 dazu $ 54. 

* R.Ausschr. v. 1819 8 5, 13, 17, 21, 24, 43, 47, 49, 51, 63. 73, 76. 79: 
der Kirchenfond, der neben dem Almosenfond besteht $ 77. 

° R.Ausschr. $ 5. 6. So ist dies Vermögensrecht ins bayrische Fahr- 
wasser geleitet worden; nach rechtsrheinischem Recht (Verf.U. & 9 Abs. IV. 
W. Rel.Ed. $ 47), das auf die Stiftungsgesetzgebung im Org.Ed. v. 1. Okt. 
1807 beruht. ist das Kirchenvermögen Stiftungsvermögen; vgl. Arch. f. kath. 
KR. LXXXVI 658. 661. 

®s Vgl. RA. $ 76. 

‘ Ueber Wesen: Meurer, KV. 1. 329; über Aufgaben: Meurer I. 320: 
seib 64 £.; Wand Verf. 538 £.; Wagner RW. Il 132; Geigel 1UL f.: Sieben- 
pfeiffer II. 205. 

® Meurer KV. I. 307 £.; Wand Vf. 484: Wagner RW. 176 Anm. Kır- 
chenvermögen im engeren Sinn ist das ortskirchliche Vermögen unter Aus- 
scheidung des Pfründevermögens, das selbständige Rechtspersönlichkeit be- 
sitzt; nach der herrschenden Anschauung ist das Pfarrvermögen zwar ein 
abgesonderter Vermögensbestandteil. ein besonderer Fond des Kirchenge- 
meindeguts, aber nicht selbständig: Wagner RW. 177 Anm.; Geib 79 (eine 
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stalten !, zu, es ist nicht Kirchengemeindegut, eine Ansicht, die 
allerdings insbesondere hinsichtlich des Eigentums an den Kirchen- 
zebäuden keineswegs unbestritten ist, aber nach der Entstehungs- 
geschichte allein Anspruch auf Anerkennung erheben kann’. 


Pfründestiftung gibt es nicht) ebenso Wagner, Teberschau 194 Anm. 1; allein. 
ganz abgesehen davon: ob nicht schon nach französischen Recht ein rechts- 
tähiger Fond anzunehmen ist (Germties. Art. 72. 74 oben 8. 29 Anm. 2 
Dekr. v. 6. Nov. 1813 Art. 11. 13, 14. 18. 24. Hirschel 8. 64. 67, Meurer 
KV. II. 97. RGE. 1. 209) ist das Pfarrgut nach bayrischer Anschauung, die 
sich auf das Ed. v. 1. Okt. 1807 und die Verfassung gründet, eine selb- 
ständige Stiftung: RA. v. 21. Juni 1820 Ziff. 4 (ABl. 120); v. 18. Dez. 1846 
Geib 105. RE. vom 21. März 1848 Geib 98 ME. v. 6. Feb. 1855 Geib 106: 
dazu Wand 485: vgl. über Pfründe ferner Waener RW. 176. Wand KV. 
385: Geigel 130 Anm. 1. Wand Vf. 563. Die Verwaltung und Vertretung 
ist dem Pfarrer bzw. Pfründeinhaber überlassen: Dekr. v. 6. Nov. 1813 
Art. 1,6. Wand Vf. 561: VGE. II. 698 f. bes. 706. Siebenpfeiffer H. 490; 
es gelten die Grundsätze des Niessbrauchs Wand Vf. 560, Henle-Schneider 
Ausf&. z. BGB. Anm. 9 zu Art. I. Meurer 11. 262. 281. VGE. XAIV. 281 
(nicht Missbrauch VGE. X. 304), der Fabrikrat bzw. das Presbyteriun hat 
aber die Aufsicht über die Verwaltung (Dekr. v. 1813 Art. 1; Wagner RW. 
177 Anm.: Wand Vf. 560: Meurer 11. 364. 365. VGE. 11. 708) und die Ver- 
waltung der Interkalarien Geigel 136. Meurer KV. II. 566. 

®» Fab.Dekr. Art. 36 Zitt. 4 48 49. 51. 59, 61 mit 62. 78 Sl: ta- 
brique bedeutet zugleich die Anstalt wie das Verwaltungsorgan. den gan- 
zen Organismus der Anstalt: FD. Art. 1 vgl. «9, S1. 101. Meurer KV. 1. 
290; Wasmer RW. 17. Für jede Pfarrei bzw. Filialgemeinde mit selbstän- 
digem Kultus besteht eine Fabrik, welche auch das Vermögen der übrigen 
Filialen verwaltet: FD. Art. 4, 6, 13: Meurer KV. I. 291; Wagner RW. 21: 
Geib 18: VGE. X. 22: Vhdl. 1837. PrB. Xlll. 232. Bestehende Filialen 
wurden aber in der Pfalz micht aufzehoben VGE. X. 22; später erhielten 
die Filialen entsprechend dem rechtsrheinischen Recht eine eigene Ver- 
waltung RE. v. 6. Juli 1826. Geb II. 18: Vhdl. v. 1837 PrB. XI. 238: 
VGE. X. 22. XVII. 118. 

Meurer KV. I. 307: Begr. 393 vgl. FD. Art. 79 (sie führt Prozesse). 

! Wagner RW. 20 Anm.: die Anstalten werden in Bayern den Stif- 
tungen zugezählt vgl. OE. v. 1. Okt. 1807. Mayer KHR. 234. Die MinBek. 
v. 17. Mai 1905 (KMBl. 197) behandelt die Fabriken als Kultusstiftungen. 

? Ueber das Eigentum im allgem.: Wagner RW. I. 3; Meurer KV. I. 
328 f.; Begr. II. 364; Gräff S. 2; Otto Mayer, Theorie des franz. Rechts: 
BltaPr. XX. 199. 

Als Eigentümer werden angesehen 1) der Staat, da durch das Gesetz 
von 1789 das Eigentum an den Staat übergegangen sei, durch das Kon- 
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Die Fabriken stehen zwar mit den kirchlichen Gemeinden, 


kordat und Germinalgesetz aber den Bischöfen die Kirchen nur zum Ge- 
brauch überlassen worden seien oben S. 30 Anm. 7: Urteil des Kassations- 
hofs von Paris v. 7. Juli 1840 in Sirey, Recueil general 1840 Abt. I S. 597; 
Schreiben des franz. Kultusministers v. 17. April 1806 vgl. Portalis S. 411. ; 
(sutachten des Preuss. Min. d. ausw. Angel. v. 30. Jan. 1853 (Gräff S. 161); 
dazu Meurer Begr. Il. 226; KV. I. 328; Uhrig, Das Kirchengut 1867 8. 2; 
dagegen Seydel Ill. 597. 

2) die politischen Gemeinden, da der Staat die Kirchen nach der 
Säkularisation an die Gemeinden abgetreten habe, in den Restitutionsge- 
setzen den Bischöfen die Kirchen aber nur zum Gebrauch überlassen wor- 
den seien; Fabriken, welche die Gebäude hätten erwerben können, seien 
noch nicht vorhanden gewesen, erst organisiert worden (oben S. 31 Anm. 5), 
ausserdem hätten die Gemeinden die Verpflichtungen, für die Kirchen zu 
sorgen, übertragen erhalten, welche sonst nach dem Code civil Art. 605 dem 
Eigentümer obliegen; endlich stützt sich die Ansicht auf das Staatsrats- 
sutachten vom 3. Nivöse u. 2.—6. Pluviöse XIII (24. Dez. 1804 u. 22.—26. 
Jan. 1805): Apellhof v. Paris v. 3. Dez. 1834; Sirey 1836 A. II. S. 99 u. v. 
18. Feb. 1851 ebenda A. Ill. 82; Apellhof v. Limoges v. 3. Mai 1836 ebenda 
1836. II. 473; StaatsRGutachten v. 3. Nov. 1836, Sırey 1838 II. 43; dagegen 
Meurer Begr. Il. 328. 372. 375; Gräff 99; BlfaPr XX. 199. 211; Schulte jur. 
Perfik. 8 124; v. Poschinger, D. Eigt. au KV. S. 286; 0G. IV. 336; dahin- 
gestellt gelassen: 0G. n.F. IV. 273; dagegen Eichhorn, KR. I. 490; Gräff 
114; Seydel 11. 597; siehe ferner Portalis J. E. M., Discours, Rapports et 
Travaux inedits sur le Conc. de 1801 etc. 1845 S. 412. 

3) die Gesamtkirche, welcher das Eigentum bei der Restitution zurück- 
gegeben worden sei, Gräff S. 8, 17, 19; dazu Meurer Begr. 1I. 330. 

4) die Bischöfe, weil diesen das Eigentun zurückgegeben worden sei: 
dazu Gräff 115; dagegen Meurer Begr. II. 6. 349. 

5) die Kirchengemeinde (Pfarrgemeinde): Meurer KV. 1. 328 Anm. 4 
unt. 77 ff. (er identifiziert Kirchengemeinde und Kirchenstiftung) Begr. II. 
393 vgl. Gräff 127; Wand Verf. 77 Anm. 3. 

6) die Fabriken, welchen durch das Dekr. v. 26. Juli 1803 die Kirchen 
zurückerstattet wurden: Kassationshof v. Paris v. 15. Nov. 1853, Sırey 1854 
I. 111; Meurer, Begr. II. 330; Gräff 109; v. Poschinger 290; Mayer, Kirchen- 
hoheitsrechte etc. S. 234: Affre, Propriete des biens eccl. 8. 23: BlfaPr. LXV. 
322; 0G@. IV. 336; Hirschel S. 1. 85. 125. 148 (bezüglich der Kirchengebäude 
3.80 f.). VGE. X. 21. 

Letztere Ansicht ist m. E. die richtige. Dem Wort remis im Konkor- 
dat Art. 12, auf dessen verschiedener Auslegung die abweichenden An- 
schauungen beruhen, kommt nicht eine juristische, sondern eine politische 
Bedeutung zu. Wie das Kirchengut zuerst der Nation zur beliebigen Ver- 
fügung gestellt worden war, so sollten die Kirchen nun wieder ä la dis- 
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den Kirchen- oder Pfarrgemeinden im kirchlichen Sinn, d. h. der 


position des Ev&ques gestellt werden. d. h. es wurde hiemit ein diploma- 
tisches Versprechen der Restitution unter die gleiche Verfügungsgewalt 
der Bischöfe, die sie vor der Säkularisation hatten, also eine Rückgabe 
dieser Gebäude ä leur destination. a l’exercice de ce culte unter Aufsicht 
der Bischöfe gegeben; die Rückgabe sollte ın die Hand der Bischöfe als 
Vertreter der Kirche erfolgen und diese damit die öffentlichrechtliche Ver- 
‘fügungsgewalt zurückerhalten (S. 30 Annı. 7). Ueber das Eigentum war 
damit nichts gesagt; das Germinalgesetz bestimmte aber weiter: es sollen 
Fabriken errichtet werden, deren Organisation den Bischöfen zufiel. Damit 
war die Wiedereinsetzung der lokalen kirchlichen Anstalten vorgesehen, 
welchen eben die Kultusgebäude und Almosen ausgeantwortet werden soll- 
ten (S. 31 Anm. 5). Dies wird durch spätere Dekrete, insbesondere das 
Dekr. v. 7. thermidor XI, 30. Mai und 31. Juli 1806 (oben S. 32 Anm. 1) 
und besonders durch das Fabrikdekret (Art. 25, 36 2. 4, 60, 62. 72. 74) be- 
stätigt. Die Fabriken waren zunächst innerkirchliche Einrichtungen. aber 
nur vorübergehend. Die marguillers zur Verwaltung der Güter. welche 
später den Fabriken zurückgegeben wurden, waren weltliche Gremeindebe- 
amte. und im Fabrikdekret erfolgte die endgültige, einheitliche Organı- 
sation. womit die Fabriken zu rein weltlichen Anstalten wurden, die nur 
in beschränktem Masse der direkten Aufsicht der Bischöfe unterstanden. 
Die Kirchenfabriken waren damit als etablissements publics wie alle öffent- 
lichen Anstalten, Gemeindeanstalten und biens communaux geworden (oben 
S. 32 Anm. 7 vel. 8. 25 Anm. 9; StRG. v. 3. niv. XII; Code Civ.: les biens 
communaux sont ceux & la propriete ou au produit desquels les habitants 
d’une ou plusieurs communes ont un droit acquis; Ges. v. 20. März 1813; 
dazu Gräff S. 3; au service public de la commune; StR@. v. 3. niv. XIII 
Ziff. 3), da die Genieinde die einzige örtliche Körperschaft im Staat war. 
welche ja auch ergänzend für ihre Fabrik — les communes envers leurs 
fabriques paroissiales FD. Art. 106 — einzutreten hatte; wurde ja auch das 
Kirchengut wie Gemeindegut verwaltet (FD. Art. 60, Dekr. v. 7. therm. XI; 
StRG. v. 2.—6. pluv. XII). Die Ortskirchen waren selbständige vermögens- 
rechtliche Persönlichkeiten, mittelbar aber (remeindeanstalten, fabrique de 
la commune StRG. v. 22. Feb. 1813 vgl. FinGes. v. 20. Mai 1813, Hirschel 
133. 134, und da die Gemeinde eigentlich nur ein Verwaltungsbezirk im 
Staat war (oben 8. 27 Anm. 3 und 4), so war das Fabrikgut auch mittel- 
bares Staatsgut (Schreiben des Kult.Min. v. 17. April 1806; Gräff 169). 
Insofern kann man das Kirchengut sowohl als Fabrikgut wie auch als Ge- 
meinde- und Staatsgut ansehen, wie dies in dem dem französischen Recht 
nachgebildeten rechtsrheinischen zum Ausdruck gelangt ist. In der Pfalz 
wurde übrigens das Kirchengut nie eingezogen, blieb vielmehr Eigentum 
der selbständigen Ortskirche. — Ueber das Eigentum an Kirchhöfen, das der 
(emeinde zugesprochen wird auf Grund des Dekr. v. 23. prairial XH 
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nichtorganisierten Summe der lediglich durch gemeinsame Pasto- 
rierung verbundenen Pfarrgenossen insoferne in Beziehung, als 
die Mitglieder des Fabrikrats, der das Kirchenvermögen verwal- 
tet!, aus den in der Pfarrei ansässigen Katholiken, also den Pa- 
rochianen genommen werden?. Allein deswegen ist die Kirchen- 
fabrik nicht wie im rechtsrheinischen Bayern die Anstalt einer 
Kirchengemeinde, welche von dieser in Selbstverwaltung verwaltet 
würde®”. Der zur Verwaltung berufene Fabrikrat ist vielmehr 
reines Anstalts-(Stiftungs-)Organ*, zusammengesetzt aus Gliedern 
der politischen Gemeinde, den angesehensten Bürgern der Ge- 
meinde’ allerdings aus der Pfarrei® ‘, aber nicht von den Kir- 


(12. Juni 1804: communes auxquelles ils (les cimetieres) appartiennent 
Art. 9 vgl. Art. 16) RGE. XIV. 305, Wagner RW. II. 40 f.; Wand Vf. S. 462; 
464 Anm.; Meurer KV. I. 315. 319; Begr. II. 408 f.; Geigel S. 203. 302: 
Hirschel S. 134; BlfaPr. LVI. 27 f., dagegen oG. IV. 366; nf. IV. 273 (da- 
hingestellt gelassen); StRG. v. 20. Dez. 1806. Gegen das Gemeindeeigen- 
tum an kirchlichen Begräbnisstätten spricht schon Fab.Dekr. Art. 36 Ziff. 4, 
wonach die Erträgnisse in die Fabrikkasse fliessen, ferner Art. 37 Ziff. 4. 
wonach die Gemeinde erst subsidiär beizutragen hat; die Friedhöfe sind 
eben auch Fabrikgut und so mittelbares (remeindegut wie die Kirchenge- 
bäude samt ihrem Zubehör. In der Pfalz sind die Kirchhöfe, da die Ueber- 
leitungsgesetzgebung sie nicht unter den der Nationaldomäne überwiesenen 
Gütern aufzählt. wie zuvor im Eigentum der Kirchenstiftung (bzw. Kirchen- 
gemeinde) geblieben (BlfaPr. LVI. 28). 

! Teber Fabrikrat: Meurer KV. I 290 f.; Wagner RW. 16 f. 

? Die Fabrikratsmitglieder müssen von der Behörde aus der Pfarrei 
(paroisse) d.h. aus den angesehensten Bürgern der Gemeinde bezw. (ie- 
meinden, welche katholisch und in der Pfarrei ansässig sind, genommen 
werden: Fab.D. Art. 3 dazu Art. 4. 5. 6. 

® Vgl. Arch. f. kath. KR. LXAXXVI 652 f. Abschnitt „Kirchengemeinde- 
Vermögen und Mittel“. 

* Meurer KV. I 330: anders Wagner RW. 20 Anm. 

5 Den Notablen FD. Art. 3 vel. dazu VGE. XIV. 189, 

° Voraussetzung zur Mitgliedschaft ist die Konfessionszugehörisrkeit 
und der Wohnsitz in der Pfarrei (Wagner RW. II. 22 Anm.: Geib 18). 

” Nach dem FD. hat jede Fabrik einen Fabrikrat. conseil (Art. 2. 3; 
Meurer KV. I. 291) zur eigentlichen Verwaltung (F.D. Art. 1) und ein 
Bureau des marguillers (Art. 2) für die laufende (Geschäftsführung. insbe- 
sondere zur Vorbereitung der (seschäfte und zum Vollzug der Beschlüsse 
(F.D. Art. 26. 27. 28. 32. 33. 34); das Bureau der Kirchenpfleger ist in der 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XVIT. 1. 4 
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chengemeindegliedern gewählt, sondern erstmals ernannt'!, später 
durch Kooptation zugewählt?; ihre Verwaltung untersteht auch 
nicht der Kontrolle oder dem Einfluss der Pfarrgemeinde. Eine 
Kirchengemeindeversammlung gibt es nicht, und die Staatsauf- 
sicht ist keine Staatsaufsicht über eine kirchengemeindliche Selbst- 
verwaltung?, sondern eine Stiftungskuratel! °%. Das Fabrikgut 


Pfalz nicht üblich (Meurer KV. I. 293. 297; Wagner RW. 20. 21. 28. 31), 
vielmehr werden die (Geschäfte durch den Fabrikrat versehen, die notwen- 
digsten laufenden durch den Fabrikratspräsidenten mit dem Kirchenrechner 
(Wasmer RW. 35). Die Vertretung hat der Fabrikrat Wagner RW. 20 Anm.: 
Brendel 403. BIERA. LXV 139. 0G. n. F. [TV 856. Der Rat besteht aus dem 
Pfarrer oder Deservant, dem Maire des Hauptorts der Pfarrei und 5 bis 9 
zewählten Mitgliedern je nach der Seelenzahl (Art. 3 u. 4 F.D., Meurer KV. 
I. 291; Geigel 298 £.). 

ı FD. Art.6; durch die Regierung RE. v. 11. Juni 1827 Wagner RW.25 Ann. 

® F.D. Art. 7. 8: Wagner RW. 26 Anm.; über die Ernennung bzw. 
Wahl siehe VGE. XIV. 183 f. 

3 Es gibt keine freie Selbstverwaltung, vielmehr herrscht eine strenge 
Staatskuratel (Wagner RW. ll. 15; 20 Anm.). Nach französischem Recht 
stand die kirchliche Vermögensverwaltung grösstenteils unter kirchlicher 
Aufsicht des Bischofs (Meurer 294; Wagner RW. 10; Wand Vrf. 506: 
Wagner Ueberschau 169). welche wieder der staatlichen Oberaufsicht unter- 
stand. zum Teil stand die kirchliche Aufsicht mit der staatlichen in Kon- 
kurrenz (vgl. F.D. A. 6. 8II. 10 IIT. 18. 32. 47. 72 Il. 75. 87 andrerseits 62. 63. 
12. 93. 95. 97. 98. 101). Unter bayrischer Herrschaft trat an die Stelle 
der kirchlichen Aufsicht die staatliche Kuratel wie sie im rechtsrheinischen 
Bayern bestand: Vdg. v. 27. März 1817 8 39, 45, eingeführt durch AE. v. 
22. Jan. 1818 (RA. 15. Aprıl 1818 ABl. 727; vgl. ME. v. 2. Aug. 1869 ABl 
S. 1699, Wagner RW. 13 Anm.: Wand Vf. 506; Geib II. 27; Meurer KV. 1. 
295, während den kirchlichen Oberen die Einvernahme zugesichert wurde: 
ME. v. 4. Nov. 1832: Wagner RW. 14 Anm. Diese Zuständigkeiten wurden 
durch Art. 129 der GemO. aufrecht erhalten. 

* Vdg. v. 6. März 1817 (Weber I 511) mit OE. v. 1. Okt. 1807 (RgBl. 
1808 S. 216 £.). 

5 Die Kurateltätigkeit bestand hauptsächlich in der Genehmigung der 
Willensakte der Fabrik. Kuratelgenehmigung war nötız zu allen Ver- 
äusserungen und Verpachtungen von Mobilien (G.R.J. v. 17. Nov. 1826 Art. 
213 f£.; RE. v. 23. März 1826 z. VII. 4 d; Wagner RW. 74; Meurer KV. 1. 
310; KME. v. 12. Feb. 1854 KMBl. 40) und Immobilien (F.D. Art. 62. 60: 
Wagner RW. 74. 81; Meurer 1 309) desgleichen Erwerbungen gegen Ent- 
welt oder unter einer Auflage (Org. Art. 74: F.D. Art. 59; Wagner RW. 71 
Anm; vgl. RE. v. 13. April 1870 ABl. 539, Vdg. v. 17. Dez. 1885 Ziff. VII: 
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steht also keineswegs. der Kirchengemeinde zu. 

Weit mehr steht die Fabrik mit der politischen Gemeinde 
in Beziehung!. Die Kirchenfabrik ist Anstalt der Gemeinde, 
wenn auch nicht in dem ausgeprägten Masse wie die Kirchen- 
stiftung nach früherem bayrischem Recht?. Dem Fabrikrat ge- 
hört der maire zu, die Fabrikgüter werden wie Gemeindegüter 
verwaltet? und die Gemeinde hat die Ergänzung * der allerdings 
selbständigen Fabrik ’. Insoweit eine Ergänzung in Betracht kommt, 
ist die Gemeinde auch bei Aufstellung des Budgets beteiligt*®. 

Der politischen Gemeinde obliegt die Ergänzung, nicht die 
Kirchengemeinde hat für Aufbringung des kirchlichen Bedarfs 
zu sorgen. Zunächst hat zwar die Fabrik selbst aufzukommen’ ®, 


Wagner RW. 74), ferner zur Annahme von Stiftungen und Stiftungszu- 
füssen (ME. v. 11. Okt. 1835; RE. v. 6. Mai 1836; ABl. 308; Wagner RW. 
71; RE. v. 13. April 1870; Geib II. 244), bei Kapitalsausleihen (früher F.D. 
Art. 63; Dekr. v. 16. Juli 1810 vgl. StRG. v. 21. Dez. 1808; Wagner RW. 
x6; Meurer 311 RE. v. 29. Jan. 1889; nun MB. v. 17. Mai 1905 (KMBl. 197) 
Ziff. 23. 14d (Hypoth.); 17 Abs. IV. V (Schuldverschr.) 22b e (231I) (Depot); 
44 (sonstige Anlage). Das Budget in welchem die Ausgaben veranschlagt wer- 
den, muss von der Kuratel festgesetzt werden (früher F.D. Art. 47, dann Vdg. 
v.3. Dez. 1374, Ausschr. v. 15. April u. 10. Sept. 1818, jetzt RE. v.2. Aug. 1869; 
(teib 27; Meurer 302; Wagner RW. 57; Wand Vf. 549). Auch die Umlagen 
werden von der Kuratelbehörde festgesetzt (UG. v. 1837 Art. 7 u. 10; Wagner 
RW. 149; Meurer 327; Wand Vf. 542; VGE. XXI. 129). Desgleichen ıst zur 
Prozessführung der Streitkonsens einzuholen (früher F.D. Art. 77, dann Vdg. v. 
15. Nov. 1814 Zitf. 2 ABl. 135, V. v. 6. Nov. 1817 Art. IV; Geib 1. 6; Vdg. 
v. 3. Aug. 1879 $ 7 Ziff. 11 (Beschwerde zum Staatsrat) Geib II. 39; Meurer 
8.305; Wagner RW. 118; VGE.X. 19). Endlich sind auch die Rechnungen 
von der Kuratel abzuschliessen (früher F.D. Art. 87, dann R.E. v. 2. Aug. 
1869, KME. v. 16. März 1886; Nr. 2059; Wagner RW. 129; Geib 42). 

! Meurer KV. I. 288. 

? Vgl. Arch. f. kath. KR. LXXXVI. 658. 661 f. 666. 

® Fab.D. Art. 60 vgl. oben S. 32 Anm. 5. 

* F.D. Art. 92. 

° Die Gemeinde leistet einen Zuschuss, supplement, sonımes supplemen- 
taıres, an die selbständige Fabrik: F.D. Art. 1 vgl. Art. 36 Zitf. 11. 

° F.D. Art. 93. 96. 

” F.D. Art. 37; dazu Wand Vf. 539; Wagner RW. 135; Geib 65; Geigel 
177 £.,; Hirschel S. 144; VGE. X. 20. 0G. VII. 873. 

° Unter Fabrikvermögen sind hier alle zum Unterhalt des Gottesdienstes 

4* 
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Dies gilt unbedingt von den im Artikel 37 des Fab.Dekr. ge- 
nannten Ausgaben!. 

Subsidiär, also wenn die Mittel nicht reichen’, hat dann die 
Gemeinde das Unzulängliche? der Fabrikeinkünfte für die in 
Art. 37 angeführten Verpflichtungen * zu ergänzen®. Ausser- 


bestinımten Fonds innerhalb der Pfarrei inbegriffen, also auch Filialkirchen- 
vermögen, insoweit sie nicht selbständige Stiftungen mit Sonderzweck sind. 
oder besondere Rechtsverhältnisse bestehen, und ausgenommen die Filialen, 
welche Mittelpunkt einer eigenen Kirchengemeinde sind (VGE.X.22;XVI11.118). 

ı Wagner RW. S. 135, vgl. Anm. 4. 

2? (eigel 185; VGE. XVII. 120; über Leistungsfühigkeit VGE. XVII. 118. 

8 Meurer KV. I. 321; Geib Il. 192. 

4 Dies sind: 1) Beschaffung von Paramenten, heiligen Grefüässen, Weiss- 
zeug. Beleuchtung, Brot. Wein und Weihrauch, also von Geräten und Mit- 
teln zur Kultusbetätigung, die aber nicht erschöpfend aufgezählt sind (Wag- 
ner RW. 46 Anm.; Meurer KW. I. 318 Anm. 6); es gehören hieher auch 
die Verwaltungskosten (Wagner RW. 195 Anm.). Steuern (ebenda 51); das 
Mass bestimnit sich selon la convenance et les besoins des lieux (Art. 37 
Zitf. 1; Wagner RW. 46 Anm.), nach dem Bedürfnis des gesellschaftlichen 
Zwecks (GemEd. v. 24. Sept. 1808 $ 18. GemKEd. v. 17. Mai 1818 $ 24), vgl. 
hieher Wagner RW. S. 46 Anm. 194; Meurer KV. I. 318 Anm. 6. 2) Ge- 
haltskosten für die Kapläne, Sakristane, Sänger, Organisten, Glöckner. 
Schweizer, Pedelle und andere im Dienst der Kirche stehenden Personen 
(Wagner RW. 47 Anm.; 195); Gehalte für die Pfarrer sind von der Fabrik 
nicht zu leisten (Wagner RW. 47 Anm.), nur das Honorar für die Advents- 
und Fastenprediger (Art. 37 Ziff. 2); nach VGE. XVII. 107 hat die Filial- 
kirchengemeinde für Ergänzung der Pfründe einzutreten und zwar in erster 
Linie mit dem Fabrikvermögen. Dies dürfte dem pfälzischen Recht nicht 
entsprechen. Bezüglich der Steuern für die Geistlichen siehe Wagner RW. 
11. 216 Anm.; Wand Vf. 147. 568; Geib II. 104 f.; RA. 1819 8 73. VGE. 
XXIV. 281. 3) Kirchenverzierungen, innere Einrichtungen und Verschöne- 
rung (Wagner RW. 48 Anm.). 4) Für den Unterhalt der Kirchen, Pfarr- 
häuser und (Gottesäcker Sorge zu tragen und im Falle die Einkünfte der 
Fabriken hiezu nicht hinreichend wären, die notwendigen Vorkehrungen zu 
treffen, dass für die Reparation und Wiedererbauung gesorgt werde, so wie 
alles in dem $ 3 (Art. 43 bzw. 93 ff.) reguliert ist, also die Baupflicht, aber 
nur soweit Vermögen vorhanden und dieses nicht für die übrigen Zwecke. 
welche wie schon nach kanonischem Recht, so auch nach französıschem 
vorgehen (F.D. Art. 41 Il), benötigt ist, und soweit nicht wie bei Pfarr- 
häusern für laufende Reparaturen der Nutzniesser einzutreten hat (Dekr. 
v. 6. Nov. 1813 Art. 21 mit Code civil Art. 1754). 


5 Geigel 192 £.; Seydel Ill. 598; VGE. X. 20. XI. 83 (eine gesetzliche 
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dem hat sie dem Pfarrer und Pfarrverweser ein Pfarrhaus und 
in Ermanglung eines solchen eine Pfarrwohnung und in Ermang- 
lung beider eine Entschädigung zu gewähren!. Endlich obliegt 
der Gemeinde die Hauptreparation der zum Gottesdienst gewid- 
meten Gebäude, also die Kultusbaupflicht? und zwar insoweit, 
als das Einkommen der Fabrik nicht ausreicht? *. 

Die Gemeinde hat die Supplementärbeiträge zunächst aus 
den Revenuen des Gemeindevermögens zu entnehmen, soweit 
diese nach Deckung der eigentlichen Gemeindeausgaben, der ge- 
setzlichen und freiwilligen ®, verfügbar sind’. Sind mehrere Ge- 


Pflicht der Gemeinde, wenn auch nicht eine eigentliche (Gemeindean- 
gel.). Die Folge dieser Ergänzungspflicht ist, dass bei allen Ausgaben, wo 
die (remeinde in Frage konmt, sowie auch bei allen Verpflichtungen, welche 
bleibende Lasten werden, der (remeinderat einzuvernehmen ist: Wagner 
RW. 220; RA. v. 1819 $ 75. 76. 

ı F.D. Art. 92 Ziff. 2 in Wiederholung der OA. v. 18. Germinal X. Art. 
12 und des Dekr. v. 5. Mai 1806; jedoch wird die Gemeinde, welche bisher 
ermächtigt war, nun verpflichtet. Die Verpflichtung besteht aber nur in- 
soweit, als die Gemeinde im Besitz eines Gebäudes, in erster Linie eines 
säkularisierten ist. daher haftet die Gemeinde hier auch primär, nur die 
Wohnungsentschädigung dürfte auch hier von der Gemeinde erst subsidiär 
zu leisten sein, wenn der Geistliche nicht schon aus dem Kirchenvermögen 
die nötigen Bezüge erhält (Wagner RW. 133 vgl. Geigel 149, VGE. XXI. 133). 

- ® F.D. Art. 92 Ziff. 3; früher waren nach dem Kirchenvermögen die 

Zehntbesitzer und sodann die Pfarrgemeinde mit Hand- und Spanndiensten 
verpflichtet, vgl. Ed. v. April 1695 Art. XXI, dazu Hirschel 8. 116 (auch 
Pfründevermögen): bezüglich der Baupflicht in der Pfalz: Wand Vf. 11 
Anm. 1. 26, ferner Gräff 119 f., Geigel 182 Anm. 1. Brendel KR. 1315; Mayer 
KHR. 257; De Syo 207; jetzt ist primär die Fabrik. subsidiär die Gemeinde 
init Revenüen baupflichtig, in letzter Linie haben die Kultusumlagen ein- 
zutreten; BlfaPr. XXI. 409, VGE. X. 21. XVII. 119. XX1. 129 gleich, wenn 
das Eigentum zusteht (Geigel 101): bezüglich der Pfarrhäuser D. v. 6. Nov. 
1813 Art. 21: VGE. X. 20, XVII. 117. XXT. 132: Geigel 184. Die Bau- 
pflicht ist eine öffentlichrechtliche Pflicht: VGE. X. 17. XXI. 129. 

® Art. 37 Ziff. 4. Die Baupflicht ist noch besonders ausgeschieden, weil 
Art. 37 Ziff. 4 durch Art. 41 Abs. II modifiziert ist. 

* Anders nach französischer Praxis: Wagner RW. 133. 

5 F.D. Art. 92 mit 99. 101. 6; Dekr. v. 14./24. Feb. 1810 Art. 1: Meurer 
KV. 1. 321; Wand Verf. 538 £.; Wagner RW. 134: VGE. X. 20. XII. 85. 

® Wagner RW. 135. 136. 

° Meurer KV. T. 321; Wand Verf. 539. 
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meinden beteiligt, so haben sie sämtlich mit ihren überschüssigen 
Revenuen beizutragen!. Die Beitragspflicht beruht hier auf dem 
Verband der beteiligten Gemeinden des Kirchensprengels, dem 
Kirchengemeindeverband ?, welcher wieder die Lasten unter die 
zugehörigen Gemeinden verteilt. Also auch die Sorge für den 
ortskirchlichen Bedarf obliegt nicht einer Kirchengemeinde, son- 
dern den Gemeinden bzw. dem Kirchenverband der Gemeinden, 
dem Kirchengemeindeverband. 

Sind keine Revenuen verfügbar, so bleibt kein anderes Dek- 
kungsmittel übrig als Umlagen?. In diesem Fall! haben aber 
zur Befriedigung der Kultusbedürfnisse nicht die Gemeinden mit 
ordentlichen Gemeindeumlagen einzutreten’, sondern es sind Son- 
derumlagen, Kultusumlagen® zu erheben und zwar von den Be- 
wohnern der Pfarrei’, den „Religionsgenossen der betreffenden 
Pfarrei*® ®. Diese Kultusumlagen zur Deckung der ordentlichen 


! F.D. Art. 102; Grundsätzlich ist die paroisse räumlich übereinstim- 
mend mit der commune angenommen und die Zusammensetzung einer 
paroisse aus mehreren communes nur als Ausnahme: F.D. Art. 49. 100 mit 
103, Ausnahme 102; Dekr. v. 1810 Art. 1 gegenüber 10. 

? Dies ist der Kirchengemeindeverband des Art. 129 GemO. 

3 Ges. v. 1837; GemO. Art. 44; Ueber Umlagen: VGE. X. 13. 41. XD. 
85. XIV. 276. XVIIL 117. XXI. 128; BlfaPr. XLV. 321 f.; Wagner RW. 142 f. 
Wand Vf. 540. Wagner Ueberschau 191. 

* Also subsidiär, wenn ın einer Pfarrei weder die Fabrikeinkünfte noch 
in deren Ermangelung die Gemeinderevenuen hinreichend sind, um die all- 
jährlichen Ausgaben für den Gottesdienst zu bestreiten®. F.D. Art. 92 mit 
99; Dekr. v. 1810 Art. 1; Wagner RW. 63 Anm. Meurer 320. Wand Vf. 540. 
VGE. XVIIl. 120. 

5 Meurer, KV. I. 322; Wagner RW. 135 vgl. 143. 

° GemO. Art. 44 u. 129 mit Ges. v. 17. November 1837 Art. 5; F.D. 
Art. 99. Wagner RW. 135; Meurer KV. I. 322; Wand Vf. 541; Wand GO. 
209. 297. Siebenpfeiffer II. 464; VGE. XVII. 119. 

” F.D. Art. 100 vgl. 49. 

8 (Gier. 1837 Art. 5; VGE. X. 21. XII. 83. XTV. 276; XVIM. 119. BlfaPr. 
XLV. 323; Seydel III. 598. 

® Nach dem F.D. Art. 99 hat der Gemeinderat über die Mittel zu be- 
ratschlagen, wie diese Ausgaben nach den Vorschriften des Gesetzes be- 
stritten werden können. Diese Mittel sind eben die Umlagenerträgnisse, 
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Kultusbedürfnisse! sind Gemeindeumlagen, welche aber von sämt- 
lichen Bewohnern der Pfarrei, paroisse, zu erheben sind. Nicht 
die Parochianen als Kirchengemeindeglieder, sondern die Ge- 
meindeglieder im ganzen Umfang der Pfarrei unter Beschränkung 
auf die Konfessionszugehörigkeit haben die Umlagen zu leisten ?. 
Dass diese Gemeindeumlagen sind, ergibt sich vor allem daraus, 
dass Art. 99 und 100 des Fab.Dekr., welche von der Deckung 
durch Umlagen handeln, im IV. Kapitel unter der Ueberschrift: 
Von den Verpflichtungen der Gemeinden hinsichtlich des Gottes- 
dienstes eingereiht sind®, ferner aus der Aufeinanderfolge von 
Art. 99 und 100%, weiter aus Art. 103, wonach von den Ge- 
meinden Umlagen zu Kultuszwecken nur unter Einhaltung 
der gesetzlichen Förmlichkeiten erhoben werden können’, endlich 
daraus, dass der Gemeinderat über die Umlagenerhebung be- 
schliesst ®. 

Ebenso geht dies aus dem Umlagengesetz vom 14./24. Feb. 
1810 hervor’, welches in Art. 1 bestimmt, dass, wenn in einer 
Pfarrei weder die Fabrikeinkünfte noch in deren Ermangelung 
die Gemeinderevenuen hinreichend sind, die Umlagen auf die 


wenn keine freiwilligen Leistungen zur Verfügung stehen, wie aus F.D. 
Art. 100 u. 103 vgl. 49 hervorgeht. 

I Umlagenzwecke: Ges. v. 1837 mit Fabr.Dekr. Art. 92f.; VGE. XXI. 
132. 

2 UmlGes. v. 1837 Art. 5; Mayer KHR. 258. 

> Das IV. Kapitel handelt in Art. 92 ff. von den Verpflichtungen der 
(remeinden und sagt in Art. 93: Wenn die Gemeinderevenuen nicht reichen. 
»o hat der Gemeinderat zu beraten, was nach der Sache erforderlich ist 
und wie die Ausgaben nach Vorschrift des Gesetzes bestritten werden kön- 
nen (Art. 99). 

« Nach Art. 99 hat die Gemeinde, wenn die Einkünfte nicht aus- 
reichen, zu beschliessen, wie die Kosten aufgebracht werden können; wenn 
indessen die Bewohner eıner Pfarrei nicht imstande sind, die Kosten 
der Reparationen zu tragen, so wird nach Art. 100 der Pfarrei ein Staats- 
zuschuss bewilligt werden, 

5 Im Gegensatz zu Art. 48. 49. 

® Le conseil de chaque commune Art. 99. 

? VGE. XVII. 117. 
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Einwohner! erhoben werden und in Art. 4 fortfährt: Wenn eine 
Pfarrei aus mehreren Gemeinden besteht, so sollen die Umlagen 
auf sie verhältnismässig auf die respektiven Steuern gemacht 
werden. 

Hierauf fusst auch das Umlagengesetz von 1837. Unter 
Einführung des Grundsatzes des rechtsrheinischen Rechts? von 
der konfessionellen Beschränkung der Umlagenpftlicht zieht es 
jedoch zu den Umlagen nur die Konfessionsgenossen heran? und 
überschreitet dadurch die Grenzen vom Gemeinderecht zum Kir- 
chengemeinderecht. Nach Art. V erstrecken sich die Umlagen, 
welche für Zwecke des Kultus einzutreten haben, auf alle Reli- 
gionsgenossen der betreffenden Pfarrei! und werden sie nach 
Massgabe ihrer in dem Sprengel derselben zu entrichtenden Ge- 
samtsteuer erhoben. Schon aus dieser Beschränkung geht die 
gemeindliche Eigenschaft der Umlagen klar hervor. Der Ge- 
meinderat beschliesst über deren Erhebung; doch wird er durch 
einen kontessionellen Ausschuss verstärkt. 

Die Kultusumlagen ruhen daher auf dem Kirchengemeinde- 
verband®; sie werden vom Kirchengemeindeverband festgesetzt 


ı Faire sur la paroisse une levee extraordinaire Art. 2. 

? UmltGres. v. 22. Juli 1819 Art. 5 (Weber Il. 9). 

85 Meurer KV. I. 322. 

ı VGE. X. 43. XIV. 276. 

5 Zur Beratung und Beschlussfassung (Meurer 327; Wagner RW. 151) 
über Erhebung von Kultusunlagen wird der Gemeinderat durch einen Aus- 
schuss von 3—5 beitragspflichtigen Religionsverwandten aus der Mitte des 
Kirchenvorstands (Fabrikrat bezw. Presbyterinm), von diesem abgeordnet, 
verstärkt (UmlG. Art. 1837 A. 7; Meurer KV. I. 326; Wagner RW. 149; 
Seydel II. 599; VGE. XII. 84. XIV. 273; BlfaPr. XXI. 410. XLV. 327); 
sollen zu ausserordentlichen Gemeindebedürfnissen über 10 0/, der jährlichen 
(resamtsteuer mehr erhoben werden, so tritt eine weitere Verstärkung in 
der Weise ein. dass so viele Konfessionsmitgrlieder zugezogen werden als 
Gemeinderatsmitglieder vorhanden sind (UG. Art. VII. X. ME. vom 30. Jan. 
1860; Meurer 327. Geib II. 67. Wagner RW. 150; Wand Vf. 543). 

® (1emO. Art. 44; BlfaPr. XXl. 408. XLV. 328; nach herrschender An- 
sicht sind die Umlagen Kirchengemeindeunlagen: Meurer KV. I. 323; Wag- 
ner RW. 144; Geib 68; Seydel II. 598. VGE. X. 43 („Umlagen der Kir- 
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und nach Verhältnis der Gesamtsteuer! auf die Gemeinden ver- 
teilt, welche sie auf die einzelnen Konfessionsgenossen ausschla- 
gen ?, die im Kirchengemeindebezirk wohnen, nach Massgabe ihrer 
Veranlagung mit direkten Staatssteuern im Bezirk?. Bei Betei- 
ligung mehrerer Gemeinden, von denen einzelne Vermögen be- 
sitzen, erfolgt die Verteilung in der Weise, dass die leistungs- 
fähigen mit Revenuen beitragen, im übrigen Umlagen erhoben 
werden *. 

Begriff’. Der Kirchengemeindeverband, der somit ledig- 
lich ein Verband zur Aufbringung des ortskirchlichen Bedarfs 
insbesondere durch Umlegen ist, stellt sich demnach als eigen- 
artiger Gemeindeverband mit einer Hinüberspielung zur selbstän- 
digen Kirchengemeinde dar: er ist nicht ein reiner Gemeinde- 
verband, aber auch nicht eine von der Gemeinde losgelöste selb- 
ständige organisierte Kirchengemeinde. Die Gemeinden bringen 
den Bedarf auf und erheben ihn, soweit Revenuen nicht vorhan- 
den sind, von den Gemeindegliedern lediglich der betreffenden 
Konfession, m. a. W. die Parochianen sind umlagepflichtig, aber 
in ihrer Gliederung in Gemeinden®. Der Kirchengemeinderver- 
band ist der ins kirchengemeindliche hinübergespielte Gemeinde- 
verband, wie dies im rechtsrheinischen Bayern auf Grund des 
RevGemEd. vor der GemO. der Fall war’. Dieser Verband ist 
der Kirchengemeindeverband des Art. 44 der PfGemO.®. Eine 
Verselbständigung dieses Verbands zur Kirchengemeinde hat sich 


chengemeinde“) XVII. 117 („von den Mitgliedern der Filialkirchengemeinde‘“) 
XXI. 131. Vgl. Wand Vf. 541 Anm. 3. 

ı Meurer KV. I. 324; Wand Hb. 614 Vf. 543. 

2 Wand Vf. 541 Anm. 3; Wagner RW. 144; Meurer KV. I. 323. 

? Zu den Kultusumlagen sind nur die innerhalb des Pfarrsprengels mit 
einer Steuer veranlagten Objekte heranzuziehen: VGE. X. 42; Siebenpfeiffer 
I. 203. 

* Meurer KV. I. 324; Wand Verf. 543; BlfaPr. XLV. 323; Geigel 199 £. 

5 Wagner RW. II. 7 ff. 10. Wand Vf. 36. 37. 

® Seydel III. 598. 

Arch. f. kath. KR. LXXXVl. 667. 

® Vgl. jedoch Meurer KV. I. 322. 
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nach Pfälzer Recht wie in der diesseitigen Gemeindeordnung 
nicht vollzogen. In der Pfalz ist der Kirchengemeindeverband 
auf dem Standpunkt des Entwurfs der GemO. stehen geblieben. 

Darnach gibt es in der Pfalz, was die Katholiken anlangt, 
nach den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen eine Kirchen- 
gemeinde nicht!, es gibt nur ein Zwischengebilde auf der Stufe 
zwischen Gemeinde und Kirchengemeinde, welches die Sonne der 
Gesetzgebung erst zur Entwicklung bringen muss. 

Der „Kirchengemeindeverband“ ist ein Verband von Gemein- 
den, welche gemeinsam in einer Pfarrei ihren Kultus betätigen 
und zu diesem Zweck einer Kirche zugewiesen sind, zur Beschaf- 
fung des Aufwands für den Kultus. 

Trägerin der kirchlichen Finanzgewalt und der Aufbring- 
pflicht bleibt die Gemeinde?. Daher sind auch nicht mehr die 
Parochianen baupflichtig, sondern die Gemeinden ?”. Auch die 
Reichnisse und Stolgebühren* sind nicht Abgaben der Kirchen- 
gemeinde, da eine solche nicht besteht; da aber die Pflicht zu 
Leistungen für den Kultus auf den Gemeinden liegt, ist auch 
hier an Stelle der Parochianen als einzelner die örtliche Glie- 
derung in Gemeinden getreten ® bzw. der Kirchengemeindeverband. 
Da die Kirchengemeinde nicht organisiert ist, kann es natürlich 
auch keine Vertretung geben ’. Handelnd greifen vielmehr die 


! Anders die Praxis; Meurer KV. I. 329. 345 oben 8. 56 Anm. 6. 

? BlfaPr. XLV. 328. ® Vgl. oben S. 53 Anm. 2. 

Ueber Stolgebühren (Kasualgebühren): Wand Vf. 237; Begriff: VGE. 
X. 285; Wagner RW. 47 Anm.; AE. v. 18. Juni 1823 Ziff. 1. 

5 Anders Wand Vf. 485; vgl. VGE. X. 287. 

° Die Wissenschaft unterscheidet zwischen Kirchengemeinde als mora- 
lischer Person und der Gesamtheit der Parochianen in ihrer Organisation. 
welch beiden das gleiche Vertretungsorgan zugesprochen wird. Wagner 
RW. 20 Anm. 

” Anders die Wissenschaft und Praxis, welche eine selbständige Kir- 
chengemeinde kennt; sie muss natürlich auch ein Vertretungsorgan haben. 
und stempelt dazu den Fabrikrat bzw. das Presbyterium. Meurer KV. I. 330 
BIfRA. LXV. 138. BlfaPr. Il. 89. 90, dagegen VGE. XIV. 188. 275. Diese 
vertreten sowohl die Kirchengemeinde als moralische Person als auch die 
Gesamtheit der Parochianen (Anm. 6). 


> 
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Vertretungen der einzelnen Gemeinden ein, die Gemeinderäte !. 
Die Fabrikräte dagegen sind nur Organe der Kirchenfabrik zur 
Verwaltung des Kirchenvermögens?. 


Umfang und Bestandteile. Die Kirchengemeinde 
besteht aus Gemeinden, welche durch die gemeinsame Kultusbe- 
tätigung und die hiedurch bedingte Beschaffung der notwendigen 
finanziellen Bedürfnisse in Beziehung gesetzt sind. Die Grund- 
lage bildet daher wie im rechtsrheinischen Bayern der Pfarrver- 
band 3. Der Kirchengemeindeverband stimmt damit in der Regel! 
räumlich überein. 

Den Mittelpunkt bildet wie im rechtsrheinischen Recht die 
Pfarrkirche’, welcher die Parochianen zugewiesen sind, nur dass 
hier um die Kirche nicht eine einheitliche Kirchengemeinde, son- 
dern mehrere Gemeinden angegliedert sind und so ein ähnliches 
Verhältnis wie beim Schulsprengel besteht®. Aber nicht nur die 
eigentliche Pfarrkirche, sondern auch eine Filialkirche kann Mit- 
telpunkt sein’: jede Kirche, welche eine eigene Kultusgemein- 
schaft mit selbständigen Kultusaufgaben von nicht nur unterge- 
ordneter Bedeutung, also zur Feier des Pfarrgottesdienstes hat. 
Soweit solche Sondergemeinschaften bestehen, besteht natürlich 
auch ein Sonderverband aus den beteiligten Gemeinden. Bezüg- 
lich der Aufbringung des Aufwands für den Kultus und insbe- 
sondere hinsichtlich der Umlagenkonkurrenz bilden daher die Ge- 
meinden eines Filialbezirks mit selbständigem Pfarrgottesdienst 
einen selbständigen Filialkirchengemeindeverband #. Dies ist aus- 


ı Hinsichtlich der Umlagenbeschlüsse verstärkt vgl. oben S. 56 Anm. 5. 

? Oben S. 49 Anm. 4. 

s Wagner RW. 10. 

* Selbständige Filialbezirke bilden eigene Filialkirchengemeindever- 
bände, Anm. 8 dieser Seite. 

5 Arch. f. k. KR. LXXXVlI. 680. VGE. IV. 24. X. 129. 219. XI. 207. 
XV. 236. 

® Eine Schulgemeinde gibt es nicht; 0G. nF. III. S. 543. 

? Wagner Üeberschau 114; über den Begriff Filiale: VGE. XIV. 284. 

8 Wagner Ueberschau 113. 191. Meurer KV. I. 323; Wand Vf. 541; 
Wagner RW. 147; Seydel 598; BlfaPr. XLV. 324; VGE. 272 f. 
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drücklich im Umlagengesetz von 1837 ausgesprochen!. Darnach 
bildet eine Filiale hinsichtlich der Umlagenaufbringung dann einen 
selbständigen Filialkirchengemeindeverband, wenn die Filialisten 
eine eigene Filialkirche mit einem eigenen ständigen Gottesdienst 
mit der Berechtigung hiezu besitzen, so dass sie der Teilnahme 
an dem Gottesdienst- der Hauptpfarrkirche nicht notwendig be- 
dürfen?. Voraussetzung ist also eine eigene Kirche und ein 
selbständiger ständiger Gottesdienst in dieser Kirche ?. Ein eige- 
ner Geistlicher wird zu einem selbständigen Gottesdienst nicht 
gefordert, es ist gleich, ob der Gottesdienst durch einen selb- 
ständigen Hilfsgeistlichen oder excurrendo vom Pfarrer abgehal- 
ten wird® Solche Filialitätsverhältnisse werden durch Union 
oder Dismembration geschaffen °. 

Folge des Zusammenschlusses in Kirchengemeindeverbänden 
ist, dass jeder Kirchengemeindeverband für sich den Bedarf auf- 
bringt ® und für sich Umlagen erhebt‘, somit selbständiger Um- 


! UmltGes. v. 1837 Art. V, eine Wiedergabe des StRG. v. 14. Dez. 1810 
u. Dekr. v. 30. Sept. 1807 (Min.Koni. in Vhdl. d. K. d. A. 1837 PrB. XI. 
S. 226. 234. 

? Min.Kom. in Vhdl. 1837 zit. S. 226. 

3 Der Gottesdienst muss nicht regelmässig ohne Unterbrechungen an 
jedem Sonn- und Feiertag in der Filialkirche stattfinden (Wagner RW. 148; 
PrBd. Xlll. 223. RRVhdl. Bd. Il. 293). es genügt, wenn er abwechselnd in 
der Mutter- und Filialkirche wehalten wird (Meurer 324; Wand Vf. 541 
Anm. 4; VGE. XIV. 287). 

* Vhdl. d. K. d. A. 1837 Prot.B. XI. S. 223, Vhdl. d. RR. Bd. 11. 
S. 293, Meurer 324; VGE. XIV. 287. Zum Unterhalt für den Geistlichen 
hat jedoch die Filialkirchengemeinde hier beizutragen Pr.B. XIII. 228. Den 
Filialisten muss eine Berechtigung zum Gottesdienst zustehen, es genügt 
nicht, wenn der Gottesdienst aus Gefälligkeit gehalten wird: UmlGes. Art. 
V; Prot.B. XIII. 222. RR. B. Il. 293; Meurer 324; VGE. XIV. 287 vgl. 
Wagner RW. 149. 

5 VGE. XIV. 276, dazu Konkord. Art. XII f.; Dismembr. Ordg. v. 13. Juli 
1811 (Weber 1. 351). 

° Hinsichtlich der Verbindlichkeiten ist die Filialkirchengemeinde selb- 
ständig: BlfaPr. XLV. 325; baupflichtig ist der Filialkirchengemeindever- 
band nur für die Filialkirche. 

’ Anm. 1 dieser Seite. 
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lagenkonkurrenzverband ist. Die Filialkirchengemeindeverbände 
erheben nur für sich unter Beschränkung auf die Filialisten Um- 
lagen! ? 3, 

Mitglieder*. Die Gemeinden des Verbands gehören, 
wenigstens in Bezug auf die Umlagenkonkurrenz, dem Verband 
nur in ihrer Beschränkung auf die Konfessionsgenossen an. Nur 
die Gemeindeglieder der betreffenden Konfession, die „Religions- 
genossen der betreffenden Pfarrei“®, also die Gemeindeglieder, 
die konfessionszugehörig und in der Pfarrei ansässig sind, sind 
Angehörige des Verbands und umlagenpflichtig‘. Konfessions- 
zugehörigkeit? und räumliche Zugehörigkeit zur Pfarrei bzw. Fi- 


ı Wagner RW. 147. 

? Es gibt jedoch auch weitere Verbände; so können Mutter- und Filial- 
kirchengemeindeverband gemeinsam für ein Pfarrhaus zu sorgen haben und 
so in einem Verband stehen (VGE. X. 13 (17) BlfaPr. XLV. 328); es können 
auch mehrere Konfessionen bezüglich eines Kultusgebüudes oder auch be- 
züglich eines Kirchenvermögens in einem Simultanverhältnis stehen. Hier 
haben nach Art. V des UmlGes. wegen des gemeinsamen Genusses bzw. 
des besonderen Rechtsverhältnisses die Mitglieder sämtlicher Konfessionen 
zum Bedarf beizutragen (Wagner RW. 143). Das Mass bestimmt sich aber 
nach den verfassungsrechtlichen Bestimmungen des RelEd. $ 90 ff. VGE. 
XIX. 309. Das Kirchenvermögen steht in gemeinsamem Eigentum der Kath. 
Fabrik und der prot. Kirchenstiftung (anders Wagner RW. 77) und wird 
durch die beteiligten Stiftungsorgane verwaltet; eine Simultankirchenver- 
waltung gibt es nicht (ebenda). 

3 Die räumliche Ausdehnung der Bezirke, für welche eine besondere 
Fabrik und Verwaltung besteht, ist die gleiche wie die des Konkurrenzver- 
bandes zur Aufbringung des Kultusbedarfs: des Kirchenverbands bzw. Kir- 
chengemeindeverbands: oben S. 45 Anm. 9; RE. v. 6. Juli 1826; Geib II. 
18; Meurer 291; Wagner RW. 21 Anm. 

+ Wagner RW. 144. 

5 UmlGes. 1837 Art. V. 

®e Oben S. 54 Anm. 2; Meurer KV. 1. 323; Wagner RW. 144; Geib 68; 
Wand 543 Anm. 3. 

? Dazu Wagner RW. 145; bezüzrlich der gemischten Ehen vgl. für die 
frühere Zeit KME. v. 3. Juni 1878 Nr. 1158; dagegen nun BlfaPr. XLV. 
330; Meurer 325; Geib 68; Wand Vf. 541 Anm. 4; Wagner RW. 145: 
Seydel III. 598 Anm. 10. 
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liale, welche im Wohnen im betreffenden Bezirk besteht!, sınd 
die Voraussetzungen für die Zugehörigkeit zum Kirchengemeinde- 
verband. 

Diese Zugehörigkeit bringt für den einzelnen die Verpflich- 
tung der Beisteuer zu den Ausgaben des Verbands mit sich, 
wogegen den Gliedern die Kultuseinrichtungen zur Benützung 
zur Verfügung stehen. Ein eigentliches Mitgliedschaftsrecht, d. h. 
ein Recht zur Anteilnahme an den Willensakten des Verbandes 
steht dagegen den Gliedern der zum Verband vereinigten Ge- 
meinden nicht zu; Willensorgane sind die Gemeindeorgane in 
Vertretung der Gemeinden, welche aus den Konfessionsgenossen 
eine Verstärkung erhalten, aber nicht durch deren Selbstbestim- 
mung. 


Protestantische Kirchengemeinden. 


Bestand und Wesen. Während es nach katholischem 
Recht, wie gesehen, keine Kirchengemeinde gibt, bestehen in der 
protestantischen Kirche der Pfalz organisierte Kirchengemeinden ? 
nit Selbstverwaltung’, zu deren Besorgung in jeder Kirchen-* 
bzw. Pfarrgemeinde’, Mutter- oder Filial-Gemeinde‘, ein Pres- 
byterium”? als Kirchenvorstand der Gemeinde®, eingesetzt ist, 
dessen Glieder ausser den Geistlichen mehrere von den Ange- 


! VGE. XII. 82; BlfaPr. XLV. 328; Wagner RW. 144. Staatsangehörig- 
keit wird nicht erfordert (Wagner RW. 144). 

2 Verein. Urk. v. 10. Oktober 1818 & 13; Weber I. 736; Rev. WahlO. 
v. 17. Juni 1876 $ 1; Reg.Ausschr. v. 8. Jan. 1819 8 1; Wand RW. 169 ff.: 
Wand Verf. 101; Brendel KR. 495. 

3 Meurer KV. I. 337. 

ı VU.8 13; RWO.S$ 1 Ziff. 1. 

SRWO.8& 1 Ziff. 2. 

eRWO.S1 ZAft. 1. 

”?VU.8 14; RWO.$ 1,4; Meurer 331 f.; Wagner Ueberschau 172; 
Wand Vf. 175. 509; Wagner RW. 170 ff.; Silbernagl Verf. 236; Brendel 
KR. 498. 

®RWO.S1 Ziff. 1. 
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hörigen der Kirchengemeinde aus ihrer Mitte gewählte! Laien 
bilden ?. 

Diese Kirchengemeinde ist allerdings eine innerkirchliche 
Einrichtung, zunächst und eigentlich für einen innerkirchlichen 
Wirkungskreis bestimmt?. Deren Organ, das vereinigte Pres- 
byterium, ist analog dem Kirchenvorstand der rechtsrheinischen 
Kirche ein innerkirchliches Organ® und hat innerkirchliche Auf- 
gaben. Es hat „zur Befestigung des moralisch religiösen Zu- 
stands der Gemeinde beizutragen, für Besorgung des religiösen 
Schulunterrichts zu sorgen“ ’, es ist bei Pfarrbesetzungen einzu- 
vernehmen®. Diese Aufgaben sind durch innerkirchliche Vor- 
schriften geregelt, welche auch die übrige Organisation bestim- 
men. Die grundlegende Vereinigungsurkunde ist vom Oberkon- 
sistorium vorberaten, der Generalsynode beschlossen, und vom 
König als summus episcopus genehmigt”. Ebenso ist das Wahl- 
recht durch die von der Generalsynode mit königlicher Geneh- 
migung erlassene Wahlordnung geregelt!'. Darnach erfolgt 
die Wahl unter Autorität der kirchlichen Oberen und unter Lei- 
tung und Aufsicht kirchlicher Organe!!, wie auch die ganze Ge- 


' Früher erfolgte die Ergänzung wie bei der Fabrik durch Kooptation: 
\U. $ 14 Abs. Il; Nach der RWO. $ 3 Zifl. 2 erfolgt sie durch Wahl, dazu 
& 7; Instr. v. 15. Aug. 1876 Art. 1 Ziff. 2. 

? Es besteht aus den Pfarrern der Pfarr- bzw. Kirchengemeimde und 5 
bis 12 Gemeindegliedern RWO. $ 1 Ziff. 2. Die Zahl kann unter Umstän- 
den erhöht werden. RWO.$ 1 Ziff. 3; Meurer 332. 

3 Meurer KV. I. 337; Wand Vf. 188. 

* Vgl. RWO.$ 1; Reg.A. v. 1819 $ 1. 

5RA. 1819 $ 2. 

% Meurer S. 337. 

” VU.$ 14 Abs. III; Wand Vf. 188; bezüglich der Aufgaben vgl. RA. 
1519 8 55. 

® Instr. v. 21. Mai 1879 $ If. Wand Vf. 206; Silbernagl Verf. 242. 

» Wand Vf. 81 ff. bes. 87; oben S. 43 Anm. 8. 

» RWO. v. 17. Juni 1876 (Wand Vf. S. 175). 

'! Die Leitung der Wahl hat der Präses des Presbyteriums unter Bei- 
standleistung eines Wahlausschusses (RWO. $ 5). Eine Wahlprüfung findet 
“war nicht statt (Meurer KV. I. 337, Wand Vf. 180 Anm. 1) allein auf eine 
Wahlbeschwerde oder Anfechtung entscheidet das Konsistoriun (RWO. $ 9), 
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schäftsführung des Presbyteriums der Aufsicht und Disziplinar- 
gewalt der kirchlichen Oberbehörden untersteht !. 

Die Vereinigungsurkunde handelt aber zugleich auch von der 
Vermögensverwaltung, einer rein weltlichen Angelegenheit. Sie 
trıtit Anordnungen über Rechtsverhältnisse am Kirchenvermögen?, 
über die Aufsicht über das Kirchenvermögen und das Rechnungs- 
wesen, wozu das von der K. Regierung als Konsistorium erlas- 
sene Ausschreiben vom 8. Januar 1819? eine nähere Anweisung 
hinsichlich der Verwaltung des Kirchen- und Almosen-Vermögens 
gibt? und zwar unter Aufrechterhaltung der analogen Anwendung 
des Fabrikdekrets. 

Die Vereinigungsurkunde bestimmt °: Einer jeden Kirchen- 
gemeinde bleibt ihr privates Eigentum, es mag bestehen in Al- 
mosen, in Pfarrwittum und Rechten und kompetenzmässigen An- 
sprüchen pro rata an einer Kirchenschaffnei oder worin es immer 
will. 

Hieraus wird gefolgert, dass die Kirchengemeinde Eigen- 


wogegen natürlich ein verwaltungsrechtliches Verfahren nach Art. 8 Zitf. 37 
Verw.ter.Ges. v. 8. Aug. 1878 nicht zulässig ist: Meurer 8. 338. Die Wahl 
erfolgt alle 6 Jahre durch ummittelbare geheime Stimmabgabe mittels per- 
sönlich abzugebender, nicht unterschriebener, aber nummerierter Wahlzettel, 
wobei Stimmenmehrheit entscheidet. RWO. 8 3. 5. 7: Meurer S. 333. 

ıRWO. 8 12. Vdg. v. 9. Sept. 1815; Wagner RW. 11; Meurer 338; 
Wagner Ueberschau 138. 170; Wand Vf. 384. 506. Nach Meurer (339) hat 
auch die Staatsbehörde die Aufsicht und Disziplinierung. Eine gewisse 
Disziplinargewalt ergibt sich allerding aus der Kuratelgewalt. Davon unten! 

2 VU.8 13; Wand Vf. 509. 

s VU. $ 14; Meurer 338. 

4 Abgedruckt bei Wagner RW. Il. 169 #. 

5 RA. 1319 8 4. 

®° RA. v. 1519 $ 4 und 54; Meurer S. 332; Wagner RW. S. 178; Geib 
II. 17 Anm.; VGE. XVII. 117. XX1. 132. 

” VU.$ 13. Wagmer RW. 169 Anm. Der vorhergehende Satz lautet: 
Das gesamte Kirchenvermögen beider bisher getrennt gewesenen Konfes- 
sionen ist durch die Vereinigung ein gemeinschaftliches Gut geworden, das 
der protestantisch-evangelisch-christlichen Kirche gehört, jedoch ohne dass 
dadurch die Rechte der einzelnen Kirchengemeinden können verletzt wer- 
den. Vgl. oben S. 44! 
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tümerin des Kirchenvermögens ! und somit vermögensfähige Kor- 
poration sei?, vertreten durch das Presbyterium®. So einleuch- 
tend diese Annahme auf den ersten Blick erscheinen mag, so ist 
sie doch nicht richtig. Es wäre auch unberechtigt, wollte man 
annehmen, die Vereinigungsurkunde hätte unter Aufhebung des 
bestehenden Rechts die Eigentunisfrage neu regeln und die Kir- 
chengemeinde als Trägerin einsetzen wollen. Der Zweck der 
Vereinigungsurkunde war nur der, die Beziehungen zwischen den 
beiden protestantischen Konfessionen, welche durch die Union 
zu einer Konfession verschmolzen wurden, zu regeln. Die Ver- 
enigungsurkunde sollte die Bedingungen und Wirkungen der Ver- 
enmigung festlegen und damit auch die Wirkungen in Bezug auf 
die getrennten Vermögensmassen der beiden nun verschmolzenen 
Konfessionen *. Sie setzte an Stelle der getrennten Vermögens- 
massen ein gemeinschaftliches Gut. Aus diesem Gesichtspunkt 
spricht sie in $ 13 aus: Jede Kirchengemeinde, d. h. eben jede 
vereinigte Kirchengemeinde hat ihr Vermögen, welches vom Pres- 
byterium verwaltet wird”. Daraus kann aber nicht entnommen 
werden, dass die Kirchengemeinde das Eigentum am Kirchen- 
vermögen hat. 

Es wäre auch eigentümlich, wenn eine derartig eingreifende 
Bestimmung bezüglich des kirchlichen Vermögens durch eine 
kirchliche Satzung hätte getroften werden sollen. Eine Aende- 
rung in den vermögensrechtlichen Verhältnissen konnte die Ver- 


ı Wand Vf. S. 37: Wand GemO. 8. 79. 247: vgl. Seydel II. 597: 
BlfaPr. XX. 206: nach Hirschel (S. 145) war schon nach franz. Recht nicht 
die bürgerliche, sondern die Kirchengemeinde Eigentümerin der prot. Kul- 
tusgebände: siehe jedoch „possedes par les etablissements des protestants 
Dekr. v. 1./10. Dez. 1790 oben 8. 38 Anm. 9. OrgA. v. 18. germ. X Art. 7. 

®2 Wand Vf. 101 Anm.; 485. 546; Meurer 8. 345: nach Wagner RW. 
S. 10 ist die Kirchengemeinde durch VU. $ 13 rechtsfähig geworden und 
durch Ges. v. 1837 als Korporation anerkannt. wenn auch die politische 
(remeinde die Vertretung hat. 

® Meurer S. 345; Wand Vf. S. 48°. 

' Siehe oben 8. 43 Anm. 8. 

° VT.8 13 Abs. I; Wand Vf. 101 Anm. 1. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XVIL 1. 5 
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einigungsurkunde gar nicht treffen, da die Regelung des Ver- 
mögensrechts nach der Verfassungsurkunde vom 26. Mai 1818 
zu den der staatlichen Gesetzgebung vorbehaltenen weltlichen 
Angelegenheiten gehört!. Wenn die Vereinigungsurkunde hiezu 
trotzdem Stellung nimmt, so konnte sie dies nur zur inneren 
Regelung der Beziehungen der beiden protestantischen Konfes- 
sionen zu einander tun. Die Vereinigungsurkunde hat auch nur 
die Festlegung der Besitzverhältnisse in diesem Sinn sowohl was 
die Konfessionen überhaupt als auch was ihre örtlichen Verbände 
anlangt, im Auge und trifft so eine älhnliche Regelung zwischen 
den beiden protestantischen Konfessionen wie die Verfassungs- 
urkunde bezüglich der Beziehungen mehrerer Konfessionen bei 
einem Simultaneum?. Wie dort unter Gemeinden (Kirchenge- 
meinden), denen die Berichtigung zu einer Kirche zugesprochen 
wird, nicht organisierte Kirchengemeinden als Eigentumsträger 
verstanden werden, sondern nur örtliche Gemeinschaftsverbände 
der Glaubensgenossen als besitzende, d. h. genussberechtigte Par- 
teien*, als Religionsparteien?® in örtlicher Gliederung®, so hat 
auch die Vereinigungsurkunde nicht eine kirchengemeindliche 
Korporation zum Eigentümer stempeln wollen, sondern nur zum 
Ausdruck bringen wollen, dass nicht mehr den beiden Konfes- 
sionen ein getrenntes Kirchenvermögen, sondern dieses beiden 
gemeinsam zusteht’, und diesen Grundsatz näher dahin präzisiert, 
dass bei den örtlichen Gemeinden eine gleiche Vereinigung eintritt. 

Ein weltliches Gesetz, welches die Kirchengemeinde zur ju- 
ristischen Person gemacht hätte, besteht nicht. Das Presbyterium 
wird auch nirgends in den weltlichen Vorschriften bezüglich der 


' RelEd. 8 64. 

? RelEd. $ 90 ff. 

® RelEd. $ %, 91. 93. 94, 96, 98. 

* Arch. f. k. KR. LXXXVI 661 Anm. >. 

° Vgl. ALR. 11. X1$5. 237. 269. 582 mit RelEd. $ 90. 100 vgl. $ 46. 81, 83. 

° Vgl. RelEd. $ 48, 84. 

° Es liegt hier eine ähnliche Garantievorschrift vor wie in $ 46 RelEd., 
wo den Religionsteilen ihr Eigentum garantiert wird. 
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Vermögensverwaltung als Korporationsorgan, sondern stets als 
Stiftungsorgan angesehen und selbst das von der K. Regierung 
als Konsistorium erlassene Ausschreiben vom 8. Jan. 1819, spricht 
stets von Kultusstiftungen!, worunter es auch das Kirchenver- 
mögen? in der Kirchengemeinde?, also das Vermögen der ÖOrts- 
kirche? zählt. Die neuen Verordnungen über die Kuratel über 
das Kirchenvermögen beruhen alle auf der Annahme, dass das 
Kirchenvermögen Stiftungsvermögen ist’, eine Anschauung, wie 
sie in der auch für die Pfalz geltenden Verfassungsurkunde ® 
niedergelegt ist. Bezüglich der Verwaltung des protestantischen 
Kirchenvermögens ist auch das für die Fabriken vorgeschriebene 
Recht entsprechend anzuwenden’. Also ist auch in der prote- 
stantischen Kirche nicht die Kirchengemeinde Eigentümerin, son- 
dern die Kirchenstiftung* *. 


! RgAusschr. v. 8 Jan. 1819 $ 24. 43. 47. 49. 51. 61. 73. 

? RegAusschr. v. 1819 8 3 vgl. $ 54 u. 4. 

»RA. v. 1819 $ 1. Die Ueberschrift vor Abschn. I spricht von Kultus- 
tiftungen, während $ 1, 3, 4 dieses Abschnitts vom Kirchenvermögen han- 
delt. $ 6 u. 13 nennt die Kultusstiftungen derjenigen „Gemeinden“ etc., 
stimmt also mit RelEd. $ 48 überein. 

* RegAusschr. 1819 $ 75 (Vermögen der Kirche) vgl. 77 (Kirchenfond); 
ME. v. 4. Nov. 1832 (Kultusstiftungsvermögen der Protestanten). 

> AE. v. 17. Aug. 1818 (ABl. 841); Wand Vf. 506. Auf Grund der Vdg. 
v. 27. März 1817 sollen die Kuratel der Stiftungen des prot. Kultus in allen 
Beziehungen ebenfalls von der Kgl. Regierung des Rheinkreises übernommen 
werden, daher alle noch nicht abgeschlossenen Kirchen-Almosen und Stif- 
tungsrechnungen des prot. Kultus eingefordert werden. 

° Vgl. RegBek. v. 12. Juni 1818 ABl S. 717; Seydel I. 106. 

’ Oben 64 Anm. 6. 

® Die prot. Kirchenfabrik VGE. XXI. 132. Mayer KHR. 235: Das prot. 
Kirchenvermögen ist nur, soweit. es früher lutherisch war, Stiftungsvermögen. 

° Besondere Fonds (Wand Vf. 485) mit Rechtspersönlichkeit (Meurer 
340; Wagner RW. 184) sind die Kirchenschaffneien, in denen die Gefälle 
verschiedener ehemaliger Kirchen vereinigt sind und deren Erträgnisse 
diesen Kirchen bzw. Gemeinden zur Besoldung der Geistlichen und Kirchen- 
diener zufliessen (VU. $ 12 VIII, 13 VI; RA. v. 1819 8 7; RA. v. 14. Juni 
1842 IB]. 385; Wand Vf. 547. 510: Meurer 339: VGE. I. 697; zur Ge- 
schichte: Wagner RW. 181 f.: Wand Vf. 20; Meurer 340); vgl. auch 06. 
VI. 873, 

5 * 
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Analoge Anwendung der Fabrikratsbestimmungen ist aber 
deshalb nötig, weil das Vermögensverwaltungsorgan, wenn auch 
die Verwaltung eine Stiftungsverwaltung ist, doch eigentlich ein 
Korporationsorgan, wenn auch ein innerkirchliches ist. Dieses 
ist durch die Vereinigungsurkunde, einer kirchlichen Satzung, 
zur Besorgung der Vermögensverwaltung, einer weltlichen Auf- 
gabe, eingesetzt worden. Ein weltliches Gesetz, welches die Or- 
ganisation der vereinigten Presbyterien, wenn auch nur in Bezug 
auf die Vermögensverwaltung, regeln würde, gibt es nicht. 8 64 
des RelEd. ist also in dieser Beziehung eigentlich unvollzogen. 
Die Vereinigungsurkunde hat es zwar im allgemeinen bei der 
bisherigen Organisation belassen, aber die organisatorischen Be- 
stimmungen sind doch neu. Die Presbyterien sind also inner- 
kirchliche Organe und zwar der Kirchengemeinde, welchen durch 
kirchliche Vorschrift auch die Vermögensverwaltung aufgetragen 
ist, das weltliche Recht hat aber dem kirchlichen Organ und da- 
mit mittelbar der Kirchengemeinde, stillschweigend diese Aufgabe 
belassen und zwar als Stiftungsverwaltung. Wie im rechtsrhei- 
nischen Bayern die Verwaltung des Kultusstiftungsverimögens ur- 
sprünglich den Gemeinden bzw. ihren Organen anvertraut war, 
so ist sie in der Pfalz den kirchlichen Kirchengemeinden über- 
lassen. Das innerkirchliche (aemeindeorgan hat so auch weltliche 
Funktionen und steht in dieser Beziehung unter der weltlichen 
Gesetzgebung und Aufsicht!; während es im übrigen lediglich 


ı Während früher auch die Vermögensverwaltung unter kirchlicher Auf- 
sicht stand (Vdg. v. 9. Sept. 1815 ABl. 277: Wagner RW. 11), ist seit 1518 
die weltliche Kuratel eingeführt. Nach Prot.Ed. $ 12 mit KonsO.$ 81, 82. 
84, 86 hat das Oberkonsistornum die Oberaufsicht über die Kirchengüter: 
diese besteht jedoch nur in der Einsichtnahme und Kontrolle und Be- 
schwerdeführung bei der staatlichen Behörde (ME. v. 29. Dez. 1846; Döl- 
linger XXIII. 451; 4. Dez. 1832: Wand Vf. 507; Wagner RW. 179 Annı.). 
In der Pfalz hat auch die Diözesansynode ein Recht. über die Erhal- 
tung des Kirchenvermögens zu wachen (VUV. $ 15 Abs. X: GeschO. für 
die DiözSyn. v. 1877 $ 5a; Wand Vf. 509: Meurer 343). Auch die Ge- 
neralsynode kann Anträge über die Verwaltung des Kirchenvermögens 
stellen; die von ihr mit Allerhöchster Genehmigung bezüglich des letz- 
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der Aufsicht und Disziplin der kirchlichen Behörden untersteht, 
ist es in Bezug auf die Vermögensverwaltung der staatlichen 
Aufsicht, der Kuratel! wie alle übrigen Stiftungsorgane unmittel- 
bar unterstellt. Das Presbyterium ist also zugleich Kirchenvor- 
stand und Kirchenverwaltung?, es vertritt zugleich die Kirchen- 
vemeinde in innerkirchlichen wie auch deren Kirchenstiftung in 
vermögensrechtlichen Angelegenheiten? *. 

Die Fürsorge für die Aufbringung des Kultus hat, auch was 
die Protestanten anlangt, nicht die Kirchengemeinde, sondern die 
bürgerliche Gemeinde: es gilt das Umlagengesetz von 1837 und 
das Fabrikdekret analog. Demnach hat wie bei den Katholiken ° 
in erster Linie das Kirchenvermögen aufzukommen, bei Unzu- 
reichendheit die Gemeinde einzutreten ® und zwar mit ihren ver- 
fügbaren Revenuen; reichen auch solche nicht hin, oder sind 
solche nicht vorhanden, so sind Kultusumlagen zu erheben‘, bei 


teren getroffenen Bestimmungen dürfen ohne ihre Zustimmung nicht ab- 
weindert werden. 

I AE. v. 22. Jan. u. 17. Aug. 1818 (RegAusschr. v. 10. Sept. 1818; ABl. 
11: Wagner RW. 13 Anm.: Wand Vf. 506; AE. v. 16. Nov. 1820, 11. Jan. 
1823 und 4. Nov. 1832: Wand Vf. 508; vgl. Meurer 342: Wagner RW. 12 f. 
179: Veberschau 179. (renehmigung ist insbesondere nötig zur Erwerbung, 
Veräusserung oder Verpachtung von Kirchenvermögensgegenständen (RegA. 
v. 18219 8 67: Verpachtung an Verwandte $ 68). zur Annahme von Stif- 
tungen und Fundationszuflüssen ($ 69 RegE. v. 10. Juni 1855): zur Nieder- 
schlagung von Ausständen (8 70) und zu Nachlässen (8 71). 

: Meurer 337; Wagner Ueberschau 136 vgl. (Geib 49. 

3 Wasmer Veberschau 136; Wand Vf. 485. 

* Für jede Kirchengenieinde besteht ein Presbyterium (VU.$ 14; RWO. 
$1ı auch für Filialkirchengemeinden (RWO. $ 1: Meurer 331). insbesondere 
auch für Vikariatsgemeinden (KonsJ. 1876 Art. 1; Meurer 331 Anm. 8; 
Wand Vf. 341). Bezüglich der Zusammensetzung siehe oben 8. 63 Anm. 2. 
Die Führung der Rechnung und der laufenden Kassengeschäfte besorgt ein 
Kirchenrechner (RA. 1819 8 2. 46 ff.; Wand Vf. 509. 556: Wagner Ueber- 
schau 172: Meurer 340. 344; Wagner RW. 198 #f.). der aus der Mitte des 
Presbyteriums gewählt wird (VU. $ 14; RA. 1819 $ 2. 46). 

5 Oben 8. Alf. 

‘ Die Gemeinden waren zunächst durch Dekr. v. 5. Mai 1806 ermäch- 
tigt, durch F.D. Art. 92 wurden sie verpflichtet. VGE. XVII. 119. 


? Oben NS. 32. 
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Beteiligung mehrerer Gemeinden trifft der Kirchengemeindever- 
band Fürsorge!, der aber mit der innerkirchlichen Kirchenge- 
meinde keineswegs identisch ist, mag er auch räumlich mit ılır 
übereinstimmen. 

Umfang und Bestandteile? Grundlage für die pro- 
testantische Kirchengemeinde, welcher somit auch die Verinögens- 
verwaltung zusteht, ist wie in der katholischen Kirche der Kir- 
chen- bzw. Pfarrverband?. Die Pfarrgemeinde* bzw. Kirchen- 
gemeinde? erstreckt sich über den Sprengel der Pfarrei bzw. bei 
selbständigen Filialkirchengemeinden über den Filialbezirk wie 
z. B. eine Vikariatsgemeinde® über den Bezirk eines selbstän- 
digen Pfarrvikariats’., m. a. W. über das Kirchspiel?  Mittel- 
punkt ist die betreffende Pfarrkirche, welcher die Gemeinde an- 
gegliedert ist. Jede Mutter- und Filial-Kirche mit selbständigem 
Pfarrgottesdienst bildet eine Gemeinde mit selbständigem Ver- 
mögen”, in letzterem Fall Filialkirchengemeinde genannt '!",. In 
räumlicher Beziehung stimmt also die Kirchengemeinde nut dem 
Kirchengemeindeverband überein !"!, 

Die Gemeindebildung beruht auf einer Organisation !2, welche, 


——— u nn 


Oben 8. 54. 56. 

? Wand Vf. S. 189. 

® Wagner RW. 1. 

* Wand Vf. 189. 

5 Kirchengemeinde und Pfarrgemeinde sind aber nicht identisch (Wand 
Vf. 189), wenn sie auch in der VerÜ. scheinbar identisch gebraucht wer- 
den. Die Pfarrgemeinde erstreckt sich über den Pfarrsprengel (RWO. & 1 
Ziff. 2), die Kirchengemeinde über einen engeren Bezirk (Filialbezirk). Ueber 
Parochialgemeinden vgl. RWO. $ 1 Zitt. 3. JA. Art. 1 Zitt. 3, 3 Zitt. 1. 

° Kons.J. 1876 Art. 1 Zitf. 2 u. 3; RWO.$S 13 Zitt. 4 u. 6: Instr. v. 
25. April 1897 Ziff. 1. 

° Begriff: Geigel 227; Wand Vf. 341: Meurer 331; Wagner RW. 148: 
Ueberschau 114; I. v. 15. August 1876 Art. 1 Ziff. 1. 

RWO.S 4. 

» VU.8 13 mit RWO. S 1; siehe auch RA. v. 1819 $ 3. 

w Wand Vf. 159. 

1! Eine Gemeinde, welche zu einem selbständigen Pfarrvikariat gehört. 
ist von Beiträgen zur Mutterkirche frei: Geigel 185. 

2 Ueber Bildung und Aenderung von Pfarrsprengeln: Wand Vf. 189 £.: 
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wenn auch der Verband ein innerkirchlicher ist, gleichwohl, da 
eine Sprengelbildung in Frage steht, durch die kirchlichen und 
staatlichen Behörden im gegenseitigen Einvernehmen erfolgt !. 

Mitglieder dieser Kirchengemeinden sind die im betref- 
fenden Bezirk ansässigen d. h. wohnhaften Konfessionsverwandten, 
die Kirchspielgenossen ? oder Parochianen?. Dies sind die Glie- 
der der mit Selbstverwaltung ausgestatteten kirchlichen Gemein- 
wesen. 

Mitgliedschaft. Ihre Mitgliedschaft umfasst das Recht 
der Mitbestimmung bei der Berufung der Verwaltungs- und Ver- 
tretungsorgane durch ihre Wahlstimme, eines Rechts, dem die 
Wählbarkeit zu kirchlichen Aemtern als Gegenstück zur Seite 
steht. Das Weahlstimmrecht kann aber, mag es auch grund- 
sätzlich jedem Mitglied zustellen, nur von den Hausvätern des 
Kirchspiels ausgeübt werden’, d. h. von denjenigen männlichen, 
verheirateten oder unverheirateten selbständigen® Gemeindeglie- 
dern, welche das 25. Lebensjahr vollendet haben, bayrische Staats- 
angehörige sind, sich im Vollgenuss ihr bürgerlichen und kirch- 
lichen Rechte befinden und nicht wegen irgend eines Verbrechens 
oder aber wegen eines Vergehens, das den Verlust der bürger- 
lichen Ehrenrechte nach sich zieht’, verurteilt worden sind”. 


ME. v. 20. Sept. 1810, 13. Juli 1811, 13. Dez. 1844 (Weber 1. 337. 351. I. 
562); über Bildung von Filialgemeinden: KE. v. 10. April 1846 (Weber IT. 
778; Wand Vf. 191. 

ı RelEd. $ 76 Ziff. e; VGE. XIV. 277; Serdel II 519; Wand Vf. 189: 
kirchliche Behörde ıst das Konsistorium PrE. $ 11, 19 f.: KonsO. $ 45; vgl. 
Zirk.R. v. 29. Nov. 1820 JBl. 1821 8. 181. 

_RWO.S 4. 

3 Instr. z. RWO. Art. IIT Zitt. 3. 

:RWO.8ST At. 1. 

SRWO.S 4. 

°RWO.S 4: Meurer 353 Annı. 14: Wand Vf. 178 Anm. 1. 

° Meurer 334. 

"RWO.$ 4; Instr. hiezu A. IV Ziff. 2 u. 2. 

» Wählbar sind alle 30 Jahre alten Hausväter, welche die vorbezeich- 
neten Eigenschaften haben, und ausserden als sittlich unbescholtene und 
kirchlich gesinnte Männer bekannt sind: RWO. ST AH. 1. 
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Diesen Rechten stehen besondere Pflichten nicht gegenüber, 
denn die Umlageptlicht liegt bei der Gemeinde und eine Pflicht 
zur Annahme eines Amts oder zur Anteilnahme an der Wahl 
besteht nicht!. Wie die Umlagen, so haben auch die übrigen 
Ptlichtleistungen ihre Quelle im Kirchengemeindeverband, nur 
die Stolgebühren oder Kasualgebühren ? werden in der protestan- 
tischen Kirche von der Kirchenbehörde festgesetzt? und ange- 
ordnet, sie sind also innerkirchliche Abgaben? aus dem Kirchen- 
verband, nicht Kirchengemeindeabgaben !. 


! Wagner Üeberschau 8. 136. 

: Ueber Stolgebühren: Wand Vf. S. 383; Meurer KV. I. 299 ft. ; VGE. 
X. 284. 

3 Prot.Ed. $ 11: KO. 8 73: Seydel III. 604 Ann. 45: Meurer II. S. 31»: 
Benario Stolgeb. S. 67.: VGE. X. 286; AE. v. 2. Nov. 1882 Zift. III: über 
die Sätze: Zif. 1 und 2: statt der Gebühren kann eine Abfindung gegeben 
werden: ebenda Ziff. 3: Meurer KV. II. 320: VGE. X. 287. 

* Verpflichtet sind nach Wand Vf. 3853 Anm. 1 die Kirchengemeinde- 
glieder. VGE. X. 286; vgl. Meurer KV. Il. 347. 
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Ein Traktat des Kardinals Hostiensis mit Glossen 
betreffend die Abfassung von Wahldekreten bei der 
Bischofswahl 


besprochen von 


Dr. Alfred von Wretschko 


Professor der Rechte in Innsbruck. 


Gelegentlich der Vorarbeiten zu einem im Jahre 1902 in 
dieser Zeitschrift (N. F. Band XI. S. 321 ff.) veröffentlichten, 
die Electio communis behandelnden Aufsatze und bei Durchsicht 
der die Arbeit des L. de Somercote enthaltenden Handschriften ! 
fand ich einen kleinen Traktat des Kardinals Hostiensis, 
Henricus de Segusia, über die bei Bischofswahlen auszufertigen- 
den Dekrete, der in dessen grossen Werken nicht enthalten ist, 
späterhin jedoch von Guilelmus Durantis ausgiebig verwertet 
wurde. 

Er enthält Formulare von Wahldekreten für die Kompro- 
misswahl und die Skrutinialwahl und im Anschlusse daran eine 
Reihe von Glossen. Für das Dekret über die per compromissum 
vorzunehmende Wahl ıst von den zu jener Zeit üblichen Formen 
Jene verwertet, die sich als Bericht über den Wahlprozess an 
den zur Erteilung der Konfirmation berufenen Kirchenoberen 
darstellt und zugleich die Bitte um Vornahme dieser Bestätigung 


' Vgl. die Ausgabe des 'Traktats über die Vornahme von Bischofswah- 
len von Laurentius de Somercote. Weimar 1907. 
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enthält!. Daran reihen sich noch einige kurze Bemerkungen. 
Vor allem ergänzt er den Passus des Dekrets, welcher die Eig- 
nung des Erwählten für sein Amt betont und in stereotyper 
Weise beleuchtet, durch Stellen aus dem Gratianischen Dekret? 
und dem Liber pontificalis?”. Ausserdem bringt er Weisungen 
für den Fall, dass die Kompromissare nicht aus dem Kapitel 
selbst entnommen, sondern fremde Personen mit dieser Funktion 
betraut wurden. Daran schliesst sich eine flüchtige Erörterung 
der Rechtslage, die besteht, wenn durch einen Zwiespalt im Kol- 
lerium jede Partei eine eigene Wahl besorgt. Dies der erste 
Teil des Traktats. Im zweiten liest man in gekürzter Form das 
Dekret über eine per scrutinium vorgenommene Wahl und zwar 
in der zweiten Ausfertigungsart, die sich an die Oeftentlichkeit 
wendet und es einer eigenen Urkunde überlässt, an den Kirchen- 
oberen die Bitte um Konfirmation zu stellen. Anschliessend 
daran gibt er der Erwägung Raum, woher die Skrutatoren die 
Befugnis hätten, durch einen aus ihrer Mitte vor dem Kollegium 
auch die electio commmunis vorzunehmen. Aus dem Beschlusse 
des vierten Konzils vom Lateran (ec. Quia propter h. t.) lasse 
sich dies nicht ableiten, sondern es fusse dies auf einer Uebung, 
die in anderen Dekretalen, insbesondere in ce. 32 h. t. Erwähnung 
findet. Da dies nur zu leicht zu Unkönmlichkeiten führen würde, 
wenn etwa einer der Skrutatoren mala fide eine Person durch 
electio communis erwählt, die im vorangehenden Skrutinium nicht 
nominiert worden sei, so könne im einzelnen Falle die Vollmacht 


! Vgl. einen die Wahlen in der Salzburger Kirchenprovinz behandeln- 
den Aufsatz in den Mitteilungen der Gesellschaft für Salzburger Landes- 
kunde 1907. 

? Insbesondere e. 2 D. 23. 

®? Deeretum vero in pontificali Iibro positum sie commendat: Virum 
utique prudentem, hospitalem. ornatıım moribus. ecastum, sobrium. mansne- 
tum. Deo et hominibus per omnia placentem. Die Glosse dazu lautet: Qui 
liber authentieus est, ut patet in eo, quod legitur et notatur X. de servis 
non ordinandis ce. Consulwit. Dieser Text findet sich noch im Pontificale 
Romanum Clementis VII. pont. max. (Rom, 1595) 8. 694. Vgl. auch meine 
Notiz in den Göttinger gelehrten Anzeigen, Jahrgang 1900 8. 933. 
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der Skrutatoren auf die Vornahme des Skrutiniums beschränkt 
werden und sohin mit der publicatio in communi enden. Dann 
sei die collatio votorum durch das Kapitel selbst zu veranlassen 
und die electio durch jene Persönlichkeit vorzunehmen, die das 
Kapitel hiezu beauftragt. Schliesslich spricht er sich noch da- 
gegen aus, dass von Rechtswegen demjenigen, qui primam vocem 
habet in capitulo, ohne speziellen Auftrag schon die Befugnis 
zukomme, die electio vorzunehmen !. 

Der Traktat ist uns in doppelter Fassung erhalten. Im 
Haupttexte ziemlich gleichlautend, gehen die Redaktionen des 
Glossenapparats weit auseinander. Auf der einen Seite steht 
der Wortlaut nach der am Schlusse dieses Aufsatzes näher zu 
beschreibenden Handschrift No. 4111 der kgl. Hof- und Staats- 
bibliothek in München (M!). Zur zweiten Gruppe gehören die drei 
vor mir ın der Einleitung zur Ausgabe des L. v. Somercote ein- 
gehend gewürdigten Handschriften von Wien und München 
(V!V?M?). Sie bringen, bei ziemlich gleichem Wortlaut, die Glosse 
erst nach dem Haupttexte als selbständigen Abschnitt, sie haben 
ferner im Gegensatze zu M', einer älteren Redaktion des Trak- 
tats, Kapitelüberschriften, weisen weniger Schreibfehler auf und 
bringen auch die Quellenzitate teilweise berichtigt. Zudem ist 
hier die Glosse teilweise anders angeordnet?” als in M!, die 


— 


! Meine EKlectio communis 8. 363 ff. — Allerdings drückt er sieh sehr 
vorsichtig aus: „Quod tamen nusquam expresse, nisi me fallat oblivio, re- 
periri jure cautum.* Die Glosse ın V!V?M® zitiert c. 12 D. 23 und sagt 
dazu: „Posset tamen lucere in aliquo principali deereto. quod ignorarem., 
sieut alius dieit Marcianus iure peritus D. de officio assessorum ]. Liberti 
(.2 D. 1. 22). Praestat tamen ad hoc alıquod argumentum X. de electione 
e. Osius in fine (ec. 2. X. h. t.) et de obligatis ad ratiocinia c. 1 $ finalıs 
te. 1. X. 1, 19) ut de hoc notatur“. Beide Stellen besagen jedoch nichts für 
die electio communis. Denn c. 2 X. 1, 6 ist einem ganz andere Fragen be- 
handelnden Beschluss des Konzils von Sardıka (343) entnommen; ec. IX. 
1. 19 hingegen einem Konzil von Karthago von 348 und handelt vom de- 
fectus libertatis als Mangel der Ordination. 

2 [n V!V? wird sie durch die in rot angebrachte Ueberschrift einge- 
leitet: GlosswWiae super praedicto decreto per [ormam compromissi facto. 
In M? lautet die Ueberschrift: Glosswlae super praedicto decreto. 
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Erklärungen selbst sind hie und da länger und ausführlicher 
gehalten, und es sind mehr Wörter als ın M! glossiert. Umge- 
kehrt fehlen die in M! vorhandenen, von späteren Händen her- 
rührenden Nachträge. Endlich zeigt sich auch darin ein gewal- 
tiger Unterschied, dass nur M! den bekannten Kanonisten Kar- 
dinal Hostiensis als Verfasser des Traktats nennt und zwar im 
Titel, aber auch in zalılreichen Glossen und so insbesondere auch 
ın der letzten!. Dagegen ist in V!V?2 M? jede Bezugnahme auf 
diese Persönlichkeit getilgt. 

Dies führt uns zu der Frage, ob Hostiensis der Verfasser 
dieser kurzen, fast nur als Bruchstück eines grösseren Werkes 
erscheinenden Arbeit ist. Daran ist auf Grund der Handschrift 
M! nicht zu zweifeln. Während in V’! das Stück irrtümlich mit 
einem zu engen Titel: „Decretum per formam compromissi“ ein- 
geleitet wird, dies in V? und M? in die Worte: „Incipit decre- 
tum per formam compromissi” umgestaltet ist, lautet der Titel 
in M!: „Decretum electionis et forma tradita super electionibus 
per dominum Hostiensem*“. An zwei Stellen zitiert er äuch seine 
Summa. So heisst es in der Glosse zum Worte „canones* in 
allen 4 Handschriften: „et de hoc nota In summa de electione 
plenius, ec. Quis eligendus, 8 Nedun eriminosus“, woran M! noch 
das Wort „Hostiensis“ reiht. In der Glosse zum Worte „con- 
veniunt“ am Schlusse der Ausführungen über die Kompromiss- 
wahl hat M! die Bemerkung: „et per nos in summa, eodem ti- 
tulo, $ tertia“. Völlig klargestellt wird endlich die Autorschaft 
unseres Kanonisten durch den Umstand, dass Guilelmus D u- 
rantis, der diese Arbeit bei Abfassung der einschlägigen, teil- 
weise sehr ausführlich gehaltenen Kapitel des Speculum ıiudiciale 


! Kin Verzeichnis der Glossen als Anhang Il. Die mit * bezeichneten 
führen den Namen Hostiensis oder Henrieus Hostiensis. Der Schlusssatz 
der Glosse aliqua (M!), der Glosse dicersi mode (NV '!V=M?) lautet: Gratia 
wutem domini nostri Jesu Christi et caritas Dei et communicatio Spiritus 
sancti sit cum ommbus nobis. fratres. Amen. In M! folet noch: Hostiensis 
eardinalıs. 
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eifrig benützte, an jener Stelle’, au der er das Wahldekret in 
Gestalt des Schreibens an den Kirchenoberen behandelt, direkt 
Hostiensis zitiert: „Hanc decreti formam dominus meus Hosti- 
ensis fons juris tradidit paucis mutatis®. 

Die Benützung des Traktats durch Durantis ist, was die 
Formulare und die wissenschaftlichen Erörterungen angeht, eine 
teilweise sogar wörtliche zu nennen. Nur spricht Durantis in 
viel ausführlicher Weise von der Vorbereitung der Wahl, dann 
ebenso von der Skrutinialwahl und entwickelt darum dieses Walıl- 
dekret in extenso, während bei Hostiensis dies für die Kompro- 
misswahl gilt, deren Dekret wieder Durantis kürzer behandelt. 
Durantis bringt freilich die wissenschaftlichen Bemerkungen des 
Hostiensis teilweise in anderer Anordnung, insbesondere auch 
die Elektionsformulare in etwas anderem Wortlaut als selbstän- 
dige aus den Dekreten abgelöste Stücke unter dem Titel: forma 
pronuntiandi. Auch schiebt er Bemerkungen und Zitate, die 
Hostiensis ın den Glossen hat, ın seinen Text ein. Hievon em 
paar Beispiele im Anhange 1. 

Ob der Traktat weiterhin benützt wurde, habe ich nicht 
speziell untersucht. Es ist mir im Bereiche meiner Studien nir- 
gends eine Erwähnung derselben begegnet, auch Schulte zitiert 
ihn nicht. 

Das Schwergewicht des Traktates liegt in den reichhaltigen 
(lossen, von denen vielleicht alle in M! aufgenommenen oder 
doch die meisten Hostiensis selbst zuzuschreiben sind, wie alle 
anderen Arbeiten des Kardinals grossen Scharfsinn verraten und 
sich durch reiche Kasuistik auszeichnen. Diese Glossen erläu- 
tern einzelne Worte oder Sätze, geben mancherlei Ergänzungen 
und bringen insbesondere viele Zitate aus den Quellen und zwar 
aus dem Gratianischen Dekret, den Dekretalen Gregors IX. und 

ı [ch benutze die Ausgabe: Paris J. Barbier 1514. Diese Stelle ist 
IV. Buch fol. 21° Sp. 2 zu finden. Und etwas weiter unten auf derselben 


Seite sagt er: „decereto sic formato litterae concipiantur iuxta praemissam 
formam a domino meo traditam*. 
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den Glossen zu den Wörtern „domum“ und „integraliter“ der De- 
kretale Raynutius (c. 16 X. 3, 26), aber auch aus dem corpus 
juris civilis einschliesslich der Novellen. Im Texte wird ferner 
an einer Stelle der Liber pontificalis genannt, ebenso in der (Glosse 
„beatitudini*. Ferner verweist er in der Glosse „compromissi“ auf 
die Extravagante Innozenz IV. auf dem 1. Konzil von Lyon 
(1245), die als c. 3 des Titels „de rescriptis“ im Liber sextus Auf- 
nahme fand. Von älteren Kanonisten wird keiner namentlich 
genannt. Nur in der Glosse „consentio* gedenkt die Fassung 
der Handschrift M! seines Lehrers ‚Jacobus de Albenga'!, ohne 
jedoch dessen Namen zu nennen: „Hoc ideo dicit, ut opinioni 
illorum magister satisfaciat, qui dieunt, quod instrumentum non 
de praeterito sed de praesenti testificarı debet, quod die ut no- 
tatur: X. de iure patronatus c. Quod autem $ 1 in principio. 
Hostiensis“. 

Wie schon erwähnt, weist M! einige Nachträge späterer 
Hände auf: 

1) Fol. 41.— 42° unter dem Text und den Glossen eine Notiz, 
angeblich aus dem Apparatus Innozenz IV. zur Dekretale: (Cum 
in iure [c. 33 X. h.t.]. Eine Vergleichung dieses Nachtrags mit 
dem mir in der Frankfurter Ausgabe von 1570 vorliegenden Ap- 
parate ergab eine nur teilweise inhaltliche Vebereinstimmung 
beider Stücke, namentlich findet sich im Drucke keine Erwähnung 
einer Polemik gegen Vincentius und kein Hinweis auf die Bi- 
schofswahl von Narbonne. 

2) An derselben Stelle eine Bemerkung zur Dekretale Cw- 
mana (c. 50 X. h. t.) von einem unbekannten Autor. 

3) Fol. 43’—44* eine Erörterung über die Wahlform per in- 
spirationem aus dem Speculum Durantıs, nach der Pariser Aus- 
gabe von 1514 fol. XXV® Sp. 2 und fol. XIX” Sp. 2. 

+) Fol. 43" ein Zusatz, dass der Erwählte auch per pro- 
curatores konfirmiert werden könne unter vergleichsweiser Heran- 


! Veber ihn vgl. Schulte, Geschichte ete. Bd. I. S. 243 und Bd. Il. 
S. 108 und 129. 
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ziehung einer einschlägigen Stelle der libri feudorum (8 1 sed 
utrum IL, 3). 

5) Fol. 43? eine Stelle aus den casus decretalium des Ber- 
nardus Compostellanus iunior zu c. 42 X. h. t. „committatur“ 
und ein Hinweis auf c. 45 der Arbeit des Guilelmus de Manda- 
gotto, der seinerseits dort (fol. 83°) auf Compostellanus hin- 
deutet. 


* 


Nach diesen Erörterungen bringe ich nun eine eingehendere 
Beschreibung der Handschrift M!. Der Kodex ist französischer 
Herkunft, wurde späterhin, wie noch Vermerke am Rücken und 
auf der Kehrseite des Vorsteckblattes angeben, im Kloster zum 
heiligen Kreuz in Augsburg verwahrt und gehört jetzt der 
Handschriftenabteilung der Münchner königlichen Bibliothek an. 
Der Einband aus grünem Leder ist bereits stark beschädigt. Als 
Rücken dient ein später angebrachter weisser Lederstreifen. 

Die Handschrift ist ein Sammelkodex von 172 Blättern. 
Stücke verschiedenen Inhalts und Alters sind hier aneinander- 
gereiht worden. Im Jahre 1309 lag sie bereits ın ihrer heutigen 
Zusammenstellung vor. Denn auf der Innenseite des hinteren 
Deckels steht unten ein zum Teil beschädigter Vermerk, der uns 
angibt, dass sie damals von ihrem Eigentümer, einem Kanonikus 
von Genf, an einen Kleriker Wilhelm zum Studium verkauft 
wurde, 

Eine kurze Inhaltsangabe gibt der Catalogus cod. lat. bibl. 
regiae Monacensis 2. Aufl. Bd. III./2. S. 163. Der Kodex ent- 
hält folgende Stücke: 

1) Fol. 2"—38°. Libellus super electionibus faciendis von 
Guilelmus de Mandagotto (vor 1285 verfasst). Text und Glossen 


! Iste liber est mei Stephani de Villa dieti Gastelkerii canonicı (reben- 
niensis, quem tradidi Guillelmo Dodeii clerico ad studendum et ipse tradidit 
mihi quinque Parisienses de auro valentes centum solldos Turonensium par- 
vulorum(?) die Jovis post festum beatae Katerinae (anno) domini M’CCCVIX. 
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von einer Hand des endigenden 13. Jahrhunderts geschrieben. 
nur fol. 35 und 38 zeigen andere Schriftzüge. Die Initialen 
sind in roter und blauer Farbe gemalt, desgleichen die Kapitel- 
rubriken bis fol. 31° mit roter, von da ab mit schwarzer Tinte 
geschrieben. 

2) Fol. 39—48®: Ein Quinternio von etwas anderem Pergament 
und ursprünglich grösserem Format, so dass bei der Einfügung 
in den Sammelkodex die Randbemerkungen durch Zuschneiden 
da und dort gelitten haben. Hier ist auf fol. 40°—45? der Trak- 
tat des Hostiensis! geschrieben, wogegen fol. 46°—48? das c. 4 
bis 7 des Titels „de concessione praebendae* aus dem Liber 
Sextus mit einer Glosse bringt, die von ‚Johannes Andreae her- 
rührt, mithin ein Brüchstück aus dessen 1304 oder 1305 ver- 
fasster Glossa in Sextum ist?. 

Das freigelassene Blatt 39 wurde von verschiedenen Händen 
zu Eintragungen benützt. Wir lesen dort fol. 39* eine Bulle 
Nikolaus IV. „Pastoralis offiei* an das Kapitel von Lyon‘, aus- 
gestellt zu Rieti am 18. Juli 1287, dazu den Vermerk: „Hic est 
transeriptum privilegium gladii spiritualis concessum ecclesiae 
Lugdunensi“. Fol. 39° bringt unter der Rubrik „Haec est re- 
sponsio electorum“ zum Jahre 1304 ein Formular für die Ant- 
wort eines Erwällten, mittels welcher er eine auf ihn gefallene 
Bischofs- oder Abtwahl annımmt. Daran reiht sich die Bulle 
Innozenz IV. „Apostolicae sedis benignitas* an das Kapitel von 
Lyon, ausgestellt in Perugia am 24. April 1252, nach der kein 
päpstlicher Delegat oder Subdelegat über die Empfänger der 
Bulle eine Zensur verhängen dürfe, ausser er stünde im Besitze 
eines päpstlichen Mandats, das dieser der Lyoner Kirche gewähr- 
ten Begünstigung speziell Erwähnung tut. 


ı Im Catalogus Monacensis a. a. 0. 8. 163 und 287 irrtümlich Domini- 
cus Hostiensis genannt. 

® Vgl. Schulte a. a. O. 11. 8. 215 ff. 

® Potthast, Regesta pontifieum Romanorum. Bd. II. Nr. 23011. 

* Potthast.]. e Nr. 14571. 
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Der Traktat des Hostiensis ist so geschrieben, dass der Text 
auf jeder Seite in zwei Spalten in schöner grosser Schrift fort- 
läuft. Der freigelassene breite Rand wurde zur Aufnahme der 
Glossen verwendet, auf die im Texte wie in anderen Handschrif- 
ten durch über die zu glossierenden Wörter gesetzte Buchstaben 
verwiesen wird. Im Texte und in den Glossen sind gemalte Ini- 
tialen mit mehr oder weniger Verzierung, auch sonst ist die 
Schrift durch verschiedene farbige Einzeichnungen bereichert. 
Auf fol. 40°, dem Beginn, ist der Titel in rot geschrieben, die 
Zeilen sind hier im Texte rot unterstrichen. Auf den folgen- 
den Seiten unterbleibt dies. 

Für die c. 4—7 VL 3, 7 mit der Glosse des Johannes 
Andreae zeigt ein auf Stichproben beschränkter Vergleich des 
Textes in M' mit der Hs. 2116 der Wiener Hofbibliothek fol. 
36* fi., dass die beiden Fassungen ziemlich gleich sind. Nur fehlt 
dort der in M! zum Worte „affectum“ des c. Si capitulo (c. 5 
eod.) von späterer Hand gemachte Zusatz, ebenso das in M! auf 
fol. 47°? Sp. 2 Z. 11 fi. v. u. und fol. 48* Sp. 1 Z. 1—8 ge- 
schriebene. Diese in der Wiener Hs. fehlenden Stücke finden 
sich auch nicht in dem der Innsbrucker Univ.-Bibliothek ange- 
hörenden Inkunabeldrucke: Venedig, Nicolaus Jenson Gallicus 
1479. Die in Hs. 2132 der Wiener Hofbibliothek, fol. 97° Sp. 2 
gebotenen Additiones fehlen in M!. 

3) Fol. 49°—112" enthalten von sehr kleiner Schrift des 
ausgehenden 13. Jahrhunderts die Libelli de iure canonico des 
Roffredus Epiphaniü. Vgl. Schulte Bd. I. S. 76 ff. 

4) Fol. 113°—124° in eben solcher Schrift: die Summa de 
libellis et conceptione libellorum des Bernardus Dorna. Jüngst 
vonWahrmund hauptsächlich auf Grund der 5 Pariser Hand- 
schriften herausgegeben als Heft 1 seiner Quellen zur Geschichte 
des römisch-kanonischen Prozesses im Mittelalter. 

5) Fol. 125°—171® Spalte 1: Die Summula quaestionum do- 
minicalium et venerialium des Bartholomaeus Brixiensis. Vel. 
Schulte Bd. II. 8. 86. 
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Daran reiht sich (fol. 171°) ein eigenartiges Kalenderschema 
für die Zeit von 1374—1460. In zwei Spalten sind im ganzen 
87 lateinische Wörter niedergeschrieben, deren Anfangsbuchsta- 
ben uns fortlaufend die Sonntagsbuchstaben obiger Jahre an- 
geben, wobei für Schaltjahre jeweils nur der erste in Betracht 
kommende Buchstabe in dem Schema vertreten ist!. Die Zahl 
der Buchstaben jedes einzelnen dieser Wörter zeigt für jedes in 
Betracht kommende Jahr die Zahl der Wochen an, die zwischen 
Christi Geburt und dem Sonntag Esto mihi, dem Fastnachtsonn- 
tag liegen. Beginnt das Stichwort mit A, dann bleibt bei dieser 
Zählung kein Tag übrig, d. h. der 25. Dezember fiel solchenfalls 
auf einen Sonntag. Beginnt dagegen das Wort mit B, 0, D etec., 
so verlängert sich obige Frist um 1, 2, 3... Tage, das Weih- 
nachtsfest fällt daher auf einen Samstag, Freitag, Donnerstag etc. 
Die auf m endigenden Stichwörter zeigen die Schaltjahre an. Der 
Wert dieser Tabelle liegt einerseits in der Möglichkeit, rasch für 
jedes in Betracht kommende Jahr den Wochentag für das Weih- 
nachtsfest zu ermitteln, anderseits auch den Kalendertag des 
Sonntags Esto mihi und so mittelbar aller beweglichen Feste des 
einschlägigen Jahres festzustellen ?. . 

Eine andere auf fol. 172°? eingetragene Tabelle diente zur 
Auffindung der Neumondtage und gleichzeitig auch der gol- 
denen Zahlen. Nach den 19 goldenen Zahlen wurden in 19 
Gruppen für die einschlägigen Jahre jene Tage angemerkt, auf 


ı Die Tabelle beginnt mit: agminıs. gloriacio. fetentem. dilues, caritatıs. 
baptısmo, aratum, factoris, egregie etc. 

? Die Richtigkeit der Tabelle lässt sich an Beispielen zeigen. Das Wort 
„dilues* gilt für 1377. D ıst der Sonntagsbuchstabe dieses Jahres, zwi- 
schen dem 25. Dezember 1376 und dem Sonntag Esto mihi 1377 liegen 6 
Wochen und 3 Tage. der Weihnachtstag 1376 fiel daher auf einen Donners- 
tag. der Sonntag Esto mihi auf den 8. Februar. der Ostersonntag auf den 
29. März. Für den ganzen Zeitraun von 87 Jahren, den die Tabelle um- 
fasst, hat das durch das Wort denus dargestellte Jahr 1383 die kürzeste 
Frist zwischen dem Weihnachtstage und dem Sonntag Esto mihi. Er fällt 
auf den 1. Februar. der Ostersonntag auf den 22. März. 
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die der Neumond fiel!. Zu einigen goldenen Zahlen sind die 
bezüglichen Jahre des 15. Jahrhunderts angemerkt ?. 

Beide in späterer Zeit geschriebenen Schemen begleiten kurze 
Anweisungen für den Gebrauch dieser Tabellen. 

Der Vollständigkeit halber erwähne ich noch, dass sich auf 
den beiden Innenseiten der Einbanddeckel und auf dem vorderen 
Vorsteckblatte (fol. 1) mancherlei Eintragungen verschiedener 
Hände finden. So namentlich am Anfang Notizen theologischen 
Inhalts, auf fol. 1? die Abschrift einer Urkunde, in der Abt 
Wilhelm I. des Benediktinerklosters St. Seine (Diözese Langres) 
gegenüber dem Papste Benedikt XI. auf seine Würde verzichtet 
und zur Uebermittlung dieser Nachricht zwei Prokuratoren nach 
Rom abordnet. Das Stück ist undatiert, muss aber in die Zeit 
vom 22. Oktober 1303 bis 4. Juli 1304 fallen‘. Auf der Innen- 
seite des hinteren Deckels finden sich von einer Hand des 15. 
Jahrhunderts Notizen medizinischen Inhalts und am unteren Ende 
jene Bemerkung über den Verkauf des Kodex, die bereits be- 
sprochen wurde. 


ı So zur Goldenen Zahl 1, welche für die Jahre 1368, 1387, 1406, 1425 etc. 
gilt. als Neumondtage: Fabiani et Sebastiani (20. T), feria Ill. post Julianae 
(Dienstag nach 16. 11.) vigilia Benedicti (20. Ill.) feria IV. post Tiburtii 
(Mittwoch nach 14. IV.) feria VI. post Servatii (Freitag nach 13. V.), cra- 
stino Viti (14. VI.), in divisione Apostolorum (15. VII.) vigilia assumptionis 
Mariae (14. VIIL). vigilia exaltationis Crucis (13. IX.), vigilia Calıxti (13. X.), 
Martini episcopi (11. XI.). feria III. post Nicolai (Dienstag nach 6. XII). — 

2 So zur Goldenen Zahl 5 das Jahr 1410, zu 6 das Jahr 1411, zu 8 das 
Jahr 1413, zu 9 das Jahr 1414, zu 10 das Jahr 1419. 

3 Ueber beide Tabellen kann ich vielleicht späterhin an anderm Orte 
näheres mitteilen. — Für die erste wäre zu beachten: Engelhard, Her- 
rad von Landsberg (1818) S. 58 und 162 ff, sowie Herzberg-Fränkel 
in den Mitteilungen des Instituts für Österreichische Geschichtsforschung, 
Bd. 13. S. 157. und H. Grotefend Chronologie in Meister, Grundriss 
der Geschichtswissenschaft (1906) Bd. I S. 289 ff. — Mit der zweiten kann 
der Kalender der Bamberger Diözese verglichen werden im Osterprogramm 
des Gymnasiums zu Altenburg von 1869 und in den Mitteilungen aus dem 
Osterlande Bd. 19 S. 49 ff. — Gütige Mitteilung des Herrn Geh. Archivrats 
Dr. H. Grotefend. 

* Eubel, Hierarchia catholica Bd. I. S. 12. 


g* 
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Anhang. 


I. Einzelne Belegstellen für die Benutzung 


dieses 


Hostiensiıs. 


1) Almo ac beatissimo patri do- 
mino reverentissimo tali, di- 
vina providentia sacrosanctae 
Romanae ac universalis ec- 
clesiae summo pontifici tales 
eius humiles et devoti pedum 
oscula beatorum. 

Almo immo et si placet sanc- 
tissimo, sicut est consuetum. 
Patri immo omnium patrum, 
quod sonat hoc nomen papa. 
Domino. . 2.2... 
Universalis . . 2... 
Tales ut puta decanus vel 
praepositus seu prior et capi- 
tulum talis ecclesiae cathedra- 
lis seu talis monasterüi et con- 
VENLUS:: u 3 m. ed 
Pedum oscula. . . Si 
vero decretum mittatur me- 
tropolitano, sufficit quod di- 
catur: Reverendo in Christo 
patıi ac domino dei gratia 
tali archiepiscopo vel primati 
tales eius devoti filii reveren- 
tiam tam debitam quam de- 
votam. 


Traktats durch 


G. Durantiıis. 


Guilelmus Durantis 

L. IV. fol. XXI. Sp. 1. 
Almo ac beatissimo patri, vel sic: 
Sanctissimo patri et domino suo 
Clementi divina providentia sa- 
crosanctae Romanae ac univer- 
salis ecclesiae summo pontifici 
puta decanus vel praepositus vel 
prior et capitulum talis ecclesiae 
cathedralis seu collegiatae vel 
regularis eius humiles fideles ac 
devoti filii pedum oscula beato- 
rum. 


Sı vero scribatur metropolitano, 
Reverendo in 
domino dei 


sufticit dicere: 
Christo patri ac 
gratia tali archiepiscopo vel pri- 
mati tales eius devoti fili reve- 
rentiam tam debitam quam de- 
votam. 


nn 
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2) Ut iidem velmaiorpars, 
prout placet compromittenti- 
bus. Ipsi enim possunt appo- 
nere formam, quam volunt 
(D. de arbitris |. Non distin- 
guemus 8 de officio), nisi esset 
forma illicita seu contra cano- 
nes (X. de sortilegüs c. 
tinale; X. de electione c. Per 
inquisilionem.) Semper tamen 
stabitur maiori parti, nisi 
aliud sit dietum (D. de ar- 
bitris 1. Item si unus S Prin- 
cipaliter; X. de arbitris c. 1) 
et patet in eo, quod legitur 
et notatur X. de electlione c. 
Cum in iure et c. Coram. 


3) Beatitudini igitur vestrae du- 
ximus unanimiter supplican- 
dum ut u 
Beatitudini. Haec verba 
sumuntur ex decreto libri 
pontificalis, de quo notatur 
supra eodem versiculo decre- 
tum et hoc si scribitur Papae; 
si autem metropolitano vel 
patriarchae . . potest 
diei: Reverendae igitur pater- 
nitati vestrae etc. 


4) Ut autem omnium nostrorum 


vota . . . . concordasse .. . 


Fol. XXIIP Sp. 2. 

Et bene dixi „vel maior pars 
eorum“, nam compromittentes 
possunt apponere modum et for- 
mam, quam volunt (D. de arbi- 
tris 1. Non dislinguemus $ de 
officio), dumtamen licitam et ho- 
nestam (ut in praecedente c. /n 
causis, in principio; X. de sor- 
tilegüis. c. finale; X. de electione, 
c. Per inquisilionem). Et nisi 
aliud dietum sit, semper stabi- 
tur maiori parti (D. de arbitris 
l. Item si unus 8 Principaliter 
et X. eodem c. 1 et c. Cum in 
iure et c. Cora). 


Fol. XXT.. Sp. 1. 
Beatidutini igitur vestrae, et 
hoc cum Papae scribitur et sunt 


. haec verba in decreto libri pon- 


tificalis, si vero archiepiscopo 
vel patriarchae, dices: Reveren- 
dae igitur paternitati vestrae 
duximus unanimiter supplican- 
dum ut. 


Fol. XXT. Sp. 1. 
Ut autem omnium nostrorum 
vota in praedictis et singulis 
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noscatis maiestati apostolatus 
vestri hoc canonicum decre- 
tum mittimus ni 
Majestati apostolatus 
vestri, si papae scribitur, 
vel benignitati vestrae reve- 


rendae paternitatis, quando 
metropolitano vel primati 
scribitur. 


5) Est tamen verun, quod prae- 
dieta potestas non datur 
scrutatoribus a concilio gene- 
patet 
Verumtamen suppletur per 
illam de elec- 
tione c. Cum dilectus filius 


Maurinensis 


rali prout in 1pPso. 


decretalem: 


archidiaconus 
et per «quaedam alia iura co- 
dicis. Et per hoc etiam oc- 
malitiis et 


curritur multis 


appellationibus frustratoriis 
ac impedimentis 

6) Licet aliqui dicant, quod sine 
alio mandato ipsa electio po- 
test per illum, qui primanı 
vocem habet in capitulo, cele- 
brari quod tamen nusquam, 
nisi me fallat oblivio, reperiri 
Jure cautum. 
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omnibus concordasse ... 
catis, majestati apostolatus vestri 


nos- 


. — vel si scribitur metropolitano 


vel patriarchae, dicitur: benigni- 
tati reverendae paternitatis ve- 
strae — hoc canonicum decretum 
mittimus 


Fol. XIX‘. Sp. 2. 

Verumtamen ita ampla pote- 
stas non datur a concilio scru- 
tatoribus, sed suppletur per aliam 
decretalem eiusdem tituli c. Cum 
dilectus filius et per alias; et 
utile est sic servari, ut multis 
malitiis et appellationibus occur- 
ratur. 


Fol. XIX« Sp. 2. 
Quidam tamen dicunt, quod 
absque alio mandato potest elec- 
tio fieri per illum, qui primam 
vocem habet in capitulo, quod 
tamen iure cautum non est ex- 
presse. 


Aus dieser Stelle lässt sich nachweisen, dass Durantis eine 
Handschrift benutzte, aus der V'V? und M? schöptten, während 
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die in der Glosse hiezu erwähnten Stellen (c. 2 X. 1, 6 und 
c. 1X. 1, 19) in M! fehlen. 


II. Verzeichnis der glossierten Wörter‘. 
A. Dekret über die Kompromisswahl. 

*Almo — patri [in V!V?M? ausführlicher als in M!] — 
domino — universalis — tales — pedum oscula — sacris cano- 
nibus — novimus — cathedralis — tali anno — subtracto — 
sepulturae — nos tales — canonice — terminum — statuendum 
— citatis — interim [fehlt in M!] — praesentibus — in unum — 
in capitulo — tractaturi — diversos — *nominationes — diversa- 
rum — simplices — et inquisitiones [fehlt in M'] — multiplices [fehlt 
in M'!] — tandem placuit — compromissi — ut iidem vel maior 
pars — *vice sua — sollemnem — per electionem canonicam 
[fehlt in M'] — prout convenirent [fehlt in M!]| — de persona 
— *donea — unus — consensu [fehlt in V!, V? und M?] — 
vice sua — nostra — publicaret — qui secedentes — *retulerunt 
— requisiverunt — *deliberatione — *habita — *in talem de- 
canım — *iidem compromissarii — *haec commendatio sufficit 
— *canones — natura — *decretum vero in pontificali — vi- 
rum utique — contra conscientiam — *quem talis secundum for- 
mam — *in nomine — anno tali — ego talis — *ius habentium 
— quorum subscriptiones — *invocata Spiritus s. gratia — con- 
venimus — eligo — in scriptis [in M! mit der Glosse ‚eligo’ ver- 
bunden] — publico — dietam vero sie canonice [in V! V? M? 
ausführlicher] — Te deum laudamus [fehlt in M!] — *more 
solito — *decantando — *beatitudini — *confirmare — toti 
episcopatul — toti provinciae — *spectant — salubriter — 
maiestati apostolatus vestri — *hoc canonicum — et subscriptum 
— postea ille — *ego talis — *consentio — *eodem modo — 
*et aliquod signum — et si aliquis — *praedieta — sed est no- 
tandum, quod si partes — *de capitulo — conveniunt. 


I Die mit * bezeichneten Glossen haben den Namen Hostiensis oder 
Henrieus Hostiensis. 
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B. Dekret über die Wahl per scrutinium. 


Virum — per formam scrutinii — multiplices — *placuit — 
*eligimus — tres tales — collatione [fehlt in M!] — est tamen 
verum [fehlt in M'!] — alia iura [fehlt in M'!] — quamvis et ex 


his [fehlt in M!] — licet aliqui [fehlt in M!] — quamvis — 
*alıqua — diversimode. 
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Die Pfarrerwahl in der evangelischen Kirche 
in Ungarn. 


Von 


Dr. Karl Mikler, 
Dekan der Rechtsakademie in Eperjes (Ungarn). 


I. 
Einleitung. 


Die heutige reiche, insbesondere deutsche Literatur des 
Kirchenrechts umfasst, mit Ausnahme der Verfassung, der Or- 
ganısation und der Rechtsinstitutionen der ungarischen evange- 
lischen Kirche, das Rechtsleben der evangelischen Kirchen sämt- 
licher europäischen Staaten. Seitdem die lateinische Sprache 
aufgehört hat die gemeinsame Literatursprache der europäischen 
Kulturvölker zu sein, bilden die Produkte der ungarländischen 
evangelischen kirchenrechtlichen Literatur in der deutschen wis- 
senschaftlichen Literatur nicht mehr den Gegenstand von Bear- 
beitungen und Besprechungen. Wir müssen dies mit Bedauern 
wahrnehmen nicht nur darum, weil das Rechtsleben der ungari- 
schen evangelischen Kirche auf diese Weise von den westeuro- 
päischen Glaubensgenossen isoliert abfliesst, sondern auch darum, 
weil einerseits die Verfassung der ungarländischen evangelischen 
Kirche, unserer Ansicht nach das verwirklichte Ideal ist, welches 
den grossen Reformatoren vorschwebte, in Deutschland aber haupt- 
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sächlich wegen der rechtlichen Natur der fürstlichen Macht im 
16. Jahrhundert nicht ins Leben treten konnte; andererseits die 
Verfassung der ungarischen evangelischen Kirche zwischen allen 
Schattierungen der synodisch-presbyterialen Kirchenverfassungen, 
unseres Erachtens nach, den entsprechendsten Mittelweg einschlägt. 

Wir erachten es also notwendig, gerade heutzutage, da sich 
mit den Reformfragen der Verfassung und Organisation der evan- 
gelischen Kirche auch die westeuropäischen Glaubensgenossen 
lebhaft beschäftigen, die wichtigeren Rechtsinstitutionen der un- 
garischen evangelischen Kirche in zugänglicherer Sprache be- 
kannt zu machen, — jene Rechtsinstitutionen, in welchen sich 
die eigenartige, von dem ungarischen Genius durchdrungene Ver- 
fassung unserer Kirche am treuesten abspiegelt. 

In der nachstehenden Artikel-Serie will ich die Frage der 
Pfarrerwahl behandeln, welche in der letzteren Zeit, — obgleich 
auf Grund universaler Prinzipien und in universaler Richtung 
— jedoch seitens jedes ungarischen evangelischen Kirchendistriktes 
separat und selbständig neuere Regelung erhielt. Es ist wohl 
fraglich, ob der derart entstandene Partikularismus mit Hinsicht 
auf die spezifischen Lokalverhältnisse der einzelnen Distrikte be- 
gründet ist, oder nicht? Diese Frage will ich einer besonderen 
Kritik unterziehen, auch die anderen Rechtsinstitutionen unserer 
Kirche berücksichtigen. 

Bevor ich aber auf die Besprechung der die Pfarrerwahl 
betreffenden Rechtsnormen übergehe, halte ich es für geboten 
zur Orientierung des ausländischen Lesers, mit wenigen Worten 
die Grundsätze unserer Kirchenverfassung und die Organisation 
der ungarisch-evangelischen Gesanıtkirche in den Hauptzügen 
darzustellen. 

Die Verfassung der ungarischen evangelischen Kirche war 
von jeher an von synodisch-presbyterialem Geiste durchdrungen. 
Die synodisch-presbyterische Verfassungstheorie aber war im An- 
fang und gewissermassen auch bis zur neuesten Zeit gezwungen 
ihr widerstrebende staatsrechtliche Institutionen und mit ihr un- 
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vereinbare kirchlich-soziale Bestrebungen zu bekämpfen. Die 
Verhältnisse der Stände, der Umstand, dass die Hörigen bis 
1848 dem Grundherrn als Behörde unterstanden, hinderten Jahr- 
hunderte lang das Zurgeltungkommen jenes (srundsatzes der 
Prinzipien der synodisch-presbyterischen Verfassung, wonach das 
Subjekt der kirchlichen Macht die Versammlung (Kirchengemeinde) 
ist; Ja es gab sogar eine Zeit, da die staatliche Gesetzgebung 
und die zentrale Vollstreckungsmacht das territoriale Prinzip 
begünstigten und die Entwickelung unserer Kirchenverfassung 
in diese Richtung zu drängen bestrebt waren. Dies war die 
Epoche der ungarischen Gegenreformation, in welcher haupt- 
sächlich zur Zeit Leopold I. und Karl III. (als deutscher Kaiser 
der VI.) selbst die freie Ausübung der Religion lediglich ohne 
Verletzung der grundherrlichen Rechte gestattet war. Wenn 
das Geltendwerden der die Leibeigenen niederhaltenden grund- 
herrlichen Macht sogar auf das Gebiet der Gewissensfreiheit 
übertragen wurde, um wie viel eher konnte die grundherrliche 
Macht in foro externo, in der äusseren Kirchenverwaltung do- 
minieren. 

Es ist wohl wahr, dass unsere evangelischen Magnaten und 
Adeligen ihre grundherrlichen Rechte gemeiniglich nicht so sehr 
als Küriarchen, sondern eher als Mäcenen und als Patronen 
gegenüber den aus ihren Leibeigenen bestehenden Kirchenge- 
meinden ausübten, ja sogar die Verwaltung der Kirche in den 
meisten Ortschaften der autonomen Körperschaft der Gläubigen 
überliessen und trotzdem müssen wir die mit der Grundidee der 
Versammlung unvereinbare und trotzdem Jahrhunderte hindurch 
bestandene Herrschaft der Patronatsrechte und den in vielen 
Orten eine hierarchische Färbung aufweisenden Kirchengemeinde- 
Verwaltung natürlich finden. Dieses sich selır weit erstreckende 
Adels-, ja sogar in den königlichen Freistädten Munizipal- 
Patronat sprach auch bei der Pfarrerswahl mit, indem häufig der 
Patron selbst den Pfarrer der Kirchengemeinde ernannte. Die 
Aufhebung der ständischen Verfassung, die im Jahre 1848 er- 
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folgte Befreiung der Hörigkeit war vom berührten (sesichtspunkte 
auch in der Geschichte der ungarischen evangelischen Kirchen- 
verfassung ein epochemachendes Ereignis. Der Versammlungs- 
Grundsatz konnte — mit der Eliminierung des Rechtsinstituts 
des Patronats — nur von da an in vollem Masse zur Geltung 
kommen. Die völlige Entwickelung der synodisch-presbyterischen 
Kirchenverfassung konnte auch aus einem anderen Grunde nicht 
auf kurzem Wege eintreten, obgleich die seitens der Staatsge- 
walt gar häufig erfolgte Negation unseres Glaubens und der 
freien Ausübung derselben die Aufmerksamkeit unserer Ahnen 
ständig auf die synodisch-presbyterische Kirchenverfassung, als 
die richtigste Form unter den gegebenen schwierigen Verhält- 
nissen hingelenkt hatte. Die Staatsgewalt verfolgte uns nämlich 
infolge der stetigen Aneiferung Roms und der Jesuiten. Dem- 
zufolge stand es im Interesse der Kirchengemeinden sich in einer 
grösseren, mit der Zeit das ganze Land umfassenden Organisa- 
tion zu vereinigen und hiemit ihre Widerstandskraft zu steigern. 
Unsere Alınen erkannten dies schon im 16. Jahrhundert, als 
sich die, auf dem Gebiete einzelner Komitate bestehenden Kir- 
chengemeinde, — meistens unter dem Schutze des Komitates als 
öffentlicher Behörde, — in einer höheren Organisation vereinigten, 
und sich Fraternität, Seniorität, Contubernium etc. nannten. 
Dies war jedoch nur der Anfang. Wie nämlich der ungarische 
Reichstag im Jahre 1608 den Wiener Friedensschluss auf Ge- 
setzeskraft erhob, und hiedurclh die Autorität der souveränen un- 
garischen Staatsgewalt, die ungarländischen Evangelischen der 
Obrigkeit der römisch-katholischen Bischöfe entzog und zur Wahl 
eigener Kirchenbeamten und sogar Superintendenten berechtigte, 
nahm alsbald die Weiterentwicklung unserer Kirchenverfassung 
in synodisch-presbyterischem Geiste ihren Beginn. 

Die im Jalıre 1610 stattgefundene Sileiner Synode schuf 
drei, alsdann die im Jahre 1614 stattgefundene Kirchdraufer 
(Szepes-Väralja) Synode aus bereits organisierten Fraternitäten 
neuere zwei Superintendenzen, und somit gestaltete sich das 
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dritte Glied unserer Kirchenorganisation: der heutige Kirchen- 
distrikt auch aus. 

Die synodisch-presbyterische Verfassung fordert jedoch, 
ausser der Anwendung des presbyterischen Prinzips, dass die 
auf dem Gebiete des Staates unter identischen Lebensbedingun- 
gen befindlichen und von den gleichen geschichtlichen Traditionen 
durchdrungenen Gläubigen in der Leitung ihres kirchlichen Le- 
bens ein organisches Ganze bilden sollen. Es musste sich also 
auch zwischen den Superintendenzen ein Band finden, was im 
18. Jahrhundert, zur Zeit des Herrschens Maria Theresias infolge 
des stätigen Vordringens des kirchenverwaltungsbehördlichen 
Charakters der Generalkirchenversammlungen tatsächlich eintrat, 
und im Jahre 1774 seine Kulmination fand, indem Maria The- 
resıa den Generalkonvent der Evangelischen (oder wie es dazu- 
mal hiess, die „congregatio generalis“) und hiemit die Kirchen- 
gesamtheit als seit damals höchste autonome Landesbehörde der 
ungarländischen Evangelischen im Naınen der ungarischen Staats- 
gewalt anerkannte. Bald hierauf — im Jahre 1791 fand auclı 
die erste ungarische evangelische Universalsynode statt, welcher 
hundert Jahre später im Jahre 1891 die Schöpferin der heutigen 
Kirchenverfassung, — die Budapester Universalsynode folgte. 
Hiemit ist die geschichtliche Entwicklung der ungarischen syno- 
disch-presbyterischen evangelischen Kirchenverfassung bei ihrem 
Endpunkte anbelangt, und nachdem der presbyterische Grund- 
satz schon von Beginn an Anwendung fand, war nunmelır bloss 
eines von Nöten, nämlich dass auch die mit dem erwälınten ver- 
wandten Rechtsgrundsatze in der Verfassung und Verwaltung 
unserer Kirche auf der ganzen Linie mittels satzungsmässiger ge- 
schriebener Rechtsnormen genau festgestellt werden. 

Die Grundrisse der heutigen Verfassung und Organisation 
der ungarischen evangelischen Kirche können wir in folgendem 
zusammenfassen: 

Die Verfassungsform ist die synodisch-presbyterische, weil 
einerseits die ungarländischen evangelischen Kirchengemeinden 
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sowohl vom gesetzgeberischen, wie vom verwaltungsrechtlichen 
Gesichtspunkte, — und zwar von dem letzteren durch die Ver- 
mittelung stufenweiser Instanzen — einen einheitlichen Landes- 
Organismus bilden, andererseits, das von den Auserwählten ge- 
bildete Presbyterium in der Versammlung einen ausgedehnten 
begutachtenden und vorbereitenden Wirkungskreis hat. Das 
höchste Organ der Gesetzgebung ist die Landesgeneralsynode, 
während die Verwaltung in höchster Instanz von dem alljährlich 
gewöhnlich einmal einberufenen Generalkonvent versehen wird. 
Das Presbyterialprinzip absorbiert das Versammlungsprinzip in 
der ungarischen evangelischen Kirche Augsburger Konfession 
nicht dermassen, wie in der evang. reform. Kirche. In der evan- 
gelischen Kirche Augsburger Konfession wird nämlich die au- 
tonome Verwaltung der Gemeinde von der Gemeindeversammlung 
versehen, welche aus sämtlichen selbständigen, zu den Lasten der 
Kirchengemeinde beisteuernden Mitgliedern derselben besteht. Das 
Presbyterium erscheint bloss als vorbereitendes und begutach- 
tendes Organ der Versammlung. 

Ausnahmsweise können solche Kirchengemeinden , welche 
mehr als 300 Versammlungsmitglieder haben, im Sinne des $ 48 
der KV. einen Repräsentantenausschuss bilden, welcher, mit 
Ausnahme der der Versammlung vorbehaltenen Pfarrerwahl und 
der Wahl des Repräsentantenkollegiums, in die Rechte der Ver- 
sammlung tritt, und deren sämtliche Agenden versieht. Solche 
grössere Kirchengemeinden können — doch stets nur mittels von 
der oberen Behörde genehmigten Statuts — mit ähnlichem Wir- 
kungskreise auch das Presbyterium ausstatten, kurz, in der Ver- 
waltung der ungarischen evangelischen Kirche vermag das Pres- 
byterprinzip meritorisch nur in den grossen Kirchengemeinden 
durchzudringen. 

Im Vorstehenden habe ich, meines Erachtens, den synodisch- 
presbyterischen Charakter der ungarischen evangelischen Kirche 
Augsburger Konfession in kurzen Zügen zur Genüge hervortreten 
lassen. Ich beschränke mich nur noch auf dessen Betonung, 
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dass die siebenbürgischen sächsischen evangelischen Kirchen- 
gemeinden Augsburger Konfession eine besondere Landes- 
kirche bilden, also der Obrigkeit der ungarländischen evange- 
lischen Gesamtkirche Augsburger Konfession nicht untergeordnet 
sind. Die in den annektierten Ländern der ungarischen Krone, 
in Kroatien, Slavonien und Dalmatien bestehenden evangelischen 
Kirchengemeinden Augsburger Konfession hingegen sind der 
Behörde der evangelischen Gesamtkirche untergeordnet. 

Der ungarischen evangelischen Kirche steht eine in Dogmen, 
staatlichen Gesetzen und in einer Jahrhunderte alten Praxis wur- 
zelnde Autonomie zu, wobei dem ungarischen König das eben- 
falls in staatlichen Gesetzen umschriebene höchste Aufsichtsrecht 
vorbehalten ist. Das letztere kommt in der kirchlichen Gesetz- 
gebung derart zur Geltung, dass auf Grund des GesetzArt. XXVI 
vom Jahre 1791 eine Synode nur nach vorheriger Bewilligung 
des Königs stattfinden kann, und dass derselbe zur Synode einen 
Kommissar entsenden kann; das gegenüber der Verwaltung dem 
König zustehende oberste Aufsichtsrecht wird derart ausgeübt, 
dass das Protokoll des Generalkonvents, als höchster Verwal- 
tungsbehörde, der königlich ungarischen Regierung zu unterbrei- 
ten ist. Das höchste Aufsichtsrecht über die dem Körper der 
Kirche angehörenden Schulen übt der königlich ungarische Mi- 
nister für Kultus und Unterricht im Sinne besonderer staatlicher 
(Gesetze aus. 

Demgegenüber nimmt die ungarische evangelische Kirche 
einerseits die materielle Unterstützung des Staats, andererseits — 
zur Eintreibung kirchlicher- und Schulforderungen, ferner zur 
zwangsweisen Vollstreckung rechtskräftiger Kirchenbeschlüsse — 
die Rechtshilfe des Staates in Anspruch. Zur Sicherstellung all- 
dessen dienen: Ges. Art. XX 1848, G. A. XXX 1883. (Ueber 
die Unterstützung der Mittelschulen), G. A. XXVI 1893. (Ueber 
die Gehaltsergänzung der Volksschullehrer), G. A. XIV 1898. 
(Ergänzung der Pfarrgehälter, Congrua), ferner die alljährlichen 
staatlichen Budgetgesetze und schliesslich die SS 4, 6—8. Der 
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von dem König sanktionierten Kirchenverfassung. 

Das Grundprinzip der Verfassung der autonomen ungarischen 
evangelischen Kirche besteht darin, dass alle Macht ihre 
Wurzelnin der Kirchengemeinde hat. ($11K.V.) 
Die Verwaltungsbehörde der Kirchengemeinde ist die Gemeinde- 
versammlung. Mitglieder derselben sind die Beamten der Kirchen- 
gemeinde, ferner die die Lasten der Kirche tragenden volljäh- 
rigen oder selbständigen männlichen Kirchenglieder. Selbständige 
oder in gemischter Ehe lebende Frauen können sich, wenn sie 
zur Erhaltung der Kirchengemeinde beisteuern in der Versamm- 
lung durch jedes männliche Mitglied der Kirchengemeinde ver- 
treten lassen und wirken hiedurch mit ihrer Stimme auch in die 
Pfarrerwahl ein. Die Kirchengemeinden sind den synodisch-presby- 
terischen Grundsätzen entsprechend in die Seniorate, die Seniorate 
in die Kirchendistrikte eingeteilt. Aufdem Gebiete des ungarischen 
Staates und im Verbande der ungarischen evangelischen Ge- 
samtkirche befinden sich 673 Muttergemeinden bezw. Missions- 
kreise, 39 Seniorate und 4 Kirchendistrikte (Superintendenzen). 
Die Kirchendistrikte bilden die Gesamtkirche mit 1085603 Mit- 
gliedern. Demgemäss ıst die Verwaltung der ungarischen evan- 
gelischen Kirche zu 'vier Teilen gegliedert. Jede Verwaltungs- 
behörde ist unmittelbar der nächsten höheren Behörde und durch 
die Vermittelung der letzteren den noch höheren und den 
höchsten Behörden der Kirchenverwaltung untergeordnet. Das 
höchste verfügende Organ bei den viergliedrigen Verwaltungsbe- 
hörden ist die Versammlung. Es gibt also Gemeinde-, Seniorats-, 
Distrikts- und Generalversammlungen. Bei sämtlichen ist — 
wie bei der die Gesetze schaffenden Synode — den geistlichen 
und weltlichen Elementen ein gleicher Einfluss gesichert. Ihre 
Organisation baut sich also auf diesem Grundsatze auf. Die 
höheren kirchlichen Verwaltungsbehörden und zwar die Senio- 
rats-, Distrikts- und Generalversammlungen bestehen teilweise 
aus von Amts wegen teilnehmenden Mitgliedern, teilweise aus den 
erwählten Vertretern der Versammlungen. Der ihnen unmittel- 
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bar unterstehenden Verwaltungsbehörden und schliesslich aus den 
Vertretern der Institute. Auch die Mitglieder der Synode wer- 
den senioratsweise von den Kirchengemeinden gewählt. Sowohl 
die höheren Verwaltungsbehörden, wie auch die gewählten Sy- 
nodalvertreter werden auf Grund der ordentlichen Pfarren, und 
nicht der Seelenzahl gewählt. 

All dies beweist, dass in der Synode ebenso, wie auf jeder 
Stufe der Verwaltung mittelbar tatsächlich der Wille der Kir- 
chengemeinden, ja sogar der Kirchenmitglieder zum Ausdruck 
gelang. Das Prinzip, wonach jede Macht der Versammlung 
entspringt, steht also mit den Anforderungen der synodisch-pres- 
byterischen Verfassung und mit der auch durch Zweckmässig- 
keitsrücksichten wohlbegründeten Landesorganisation in vollkom- 
menem Einklange; andererseits ist die gar leicht zu einem Ver- 
sammlungs-Independentisinus führende Entartung des erwähnten 
Grundprinzips ausgeschlossen. 

Die von der in den Jahren 1891—1894 stattgefundenen 
Synode geschaffene und von dem König am 18. März 1893 sank- 
tionierte Kirchenverfassung berechtigt im $ 16. Die Behörden 
der viergliedrigen Autonomie, unter Beachtung der Verfügungen 
der Kirchenverfassung und der Statuten der höheren autonomen 
Behörden, nebst Genehmigung der nächsten höheren Behörde 
besondere Statuten zu errichten. Zur Schaffung gewisser Sta- 
tuten verpflichtete sogar die Synode die zuständigen autonomen 
Behörden. Auf dieser Grundlage schuf in der unmittelbaren 
Vergangenheit jedes der vier Kirchendistrikte sein separates 
Pfarrerwahlstatut, da die $$ 62—72 der KV. in dieser 
Frage bloss die fundamentalen Prinzipien enthalten, ohne sich 
jedoch ın die Einzelheiten einzulassen. 

Auf Grund dieser Statuten soll nun die Pfarrerwahl in der 
ungarischen evangelischen Kirche geschildert werden. 


Von dem Pfarrante im allgemeinen. 


Ein in der Muttergemeinde und im Missionskreise ständig 
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aufrechterhaltenes selbständiges Pfarramt wird „ordentliches 
Pfarramt“ genannt!. Die dogmatische und rechtliche Natur des 
Pfarramtes kann in der evang. Kirche nur von dem aus dem 
reinen Evangelium entnehmbaren Prinzipe des allgemeinen Priester- 
tums? und von der die kirchliche Gewalt betreffenden Lehre un- 
serer Glaubensbekenntnisse abgeleitet werden. Auf dieser Grund- 
lage stehend konnte auch Dr. Martin Luther mit der Kraft der 
Wahrheit verkünden, dass neben dem allgemeinen Priestertum 
auch das öffentliche Pfarramt eine Daseinsberechtigung hat, 
welches die Lehre Christi öffentlich handhabt, und welches „kein 
Priestertum an und für sich, sondern ein öffentliches Amt für 
solche ist, die alle Priester das heisst Christen sind.“ 

Hierin liegt der Grund dessen, dass in der evang. Kirche 
die Einteilung der Kirchenmitglieder in kirchliche und weltliche 
Glieder — welche im kirchlichen Leben und auch in unseren 
älteren Landesgesetzen häufig vorkommt, — keineswegs bedeuten 
will, dass zwischen den mit der Seelsorge sich befassenden und 
nicht befassenden Mitgliedern der evang. Kirche nach unseren 
Glaubensgrundsätzen und Lehren ein Unterschied wäre, und noch 
viel weniger, dass es einen geistlichen Stand (Klerus) von be- 
sonderer rechtlicher !Bedeutung oder eine besondere geistliche 
Kirchenverwaltungsgewalt gibt, welche dem Gotte näher stünde, 
als die übrigen Kirchenglieder und die Kirchengewalt von den 
letzteren unabhängig oder sogar wie über eine zu unbedingter 
Obedienz verpflichtete Herde ausüben könnte. 

Die evang. Kirche hat den abgesonderten geistlichen Stand 
endgültig verworfen und verkündet den Grundsatz, dass die 
Kirche als Gesamtheit der christlichen Gläubigen einzig und 
allein die ausschliessliche Besitzerin der Kirchengewalt sei. Dass 
die Geistlichkeit dieselbe nicht besitze und sie unmittelbar auch 
nicht ausüben könne. 


! Siche $ 1 der Pfarrwahlstatuten der Montan-, cisdanubischen-, trans- 
danubischen- und Theiss-Distrikte. 
” Sıehe Petrus, II, 9. 


Mikler, Die Pfarrerwahl in der evang. Kirche in Ungarn. 99 


Nichtsdestoweniger wurde das geistliche Amt nach der 
Lehre der evang. Kirche von Christus zur Verkündung des 
Evangeliums und zur Austeilung der Sakramente gegründet!. Und 
obwohl im Anfang jedes Mitglied der Versammlung zu lehren 
berechtigt war, erachtete man es später dennoch als im Interesse 
der Ordnung stehend, dass nicht wer und wie immer ohne den 
Auftrag der Gesamtheit dieses gemeinsame Recht Aller ausübe ?. 

Dies bringt die Augsb. Konfession zum Ausdrucke, indem sie 
aussagt, dass: Niemand in der Kirche öftentlich lehren und Sakra- 
mente austeilen kann, sei denn dass er nach dem Gesetze be- 
rufen ist (nisi rite vocatus). 

Die Berufung (vocatio) hat eine zweifache Bedeutung, und 
zwar eine innere und eine äussere. Die innere Berufung 
besteht ın der Gesamtheit jener zum geistlichen Dienste erforder- 
lichen moralischen, geistlichen und wissenschaftlichen Fähigkeiten, 
welche der Pfarramts-Kandidat aus Gottes Gnade oder infolge 
eigenen Fleisses besitzt und deren Massstab die Gesetze der 
Kirche eingehend bezeichnen. Die äussere Berufung aber besteht 
darin, dass der Pfarramtskandidat von einer Kirchengemeinde 
regelmässig gewählt, berufen und seitens der kompetenten Kirchen- 
behörde eingeweiht wird (ordinatio et missio legitima)®. Dies 


!ı Siehe Augsb. Konfession Art. XIV und Art. VII des 2. Teilen. 

: Der Apostel Paulus gibt im XIV. Kap. seines Briefes an die Korinther 
Weisungen. wie die Offertorien verwendet werden sollen, damit alles zur 
Erbauung der Gemeinde geschehe. Er zählt ferner in seinem an Timotheus 
gerichteten Briefe alle jene Erfordernisse auf, welche der kirchliche Beamte 


aufweisen muss. 

3 Die römisch-kath. Kirche bekennt sich zu anderen Dogmen und hat 
über Amt und Macht des Pfarrers andere Lehren. Nach derselben steht die 
kirchliche Macht nicht den Mitgliedern, sondern in erster Linie und in 
ihrer Gänze dem Papst als irdischer Statthalter Christi und gesetzlicher 
Nachfolger des Apostels Petrus, in zweiter Reihe den Bischöfen (jedoch den 
Papst inbegriffen) als wohl nicht individuell aber korporativ genommenen 
Nachfolgern der Aposteln zu. Die Rechte des auf diese Weise ausgestal- 
teten geistlichen Standes und die Erfordernisse der Geistlichen wurden auf 
(rund des alten und neuen Testamentes, alsdann durch die mit dem IV. 
Jahrhunderte begonnenen allgemeinen Synoden bestimmt und erhielten eine 
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letztere ist nicht bloss eine Handlung von äusserer rechtlicher 
Bedeutung, welche zur Bezeugung dessen dient, dass die obere 
Kirchenbehörde den von der Kirchengemeinde Gewählten und 
Berufenen in sein Amt gesetzlich einführt, sondern ist auch eine 
symbolische religiöse Handlung, welche in der evang. Kirche der 
kompetente Bischof auf Grund des & 133 der K.-Verf. nach dem 
Beispiele der apostolischen Epoche durch Handauflegung (cheiro- 
thesia) ausübt. | 

Auf diese Weise entwickelte sich das im heutigen Sinne ge- 
nommene geistliche Amt, indem nämlich die Kirche einen be- 
stimmten Teil ihrer von Christus stammenden Macht behufs Aus- 
übung auf gewählte Funktionäre übertrug, die jedoch nicht Herren 
der Kirche, sondern Gottes Diener sind'. 

Die Grundlage ihres Berufes besteht in der Wahl, in der 
Berufung und in der Einweihung. 

Die evang. Kirche nahm all jene auf die Bekleidung und 
die Erfordernisse des geistlichen Amtes bezüglichen Regeln des 
kanonischen Rechtes an, welche mit dem Evangelium und den 
Glaubensartikeln nicht im Gegensatze standen. In Deutschland 
kamen früh Statuten zustande, welche auch die Regelung dieser 
Frage enthielten und welche von der heimischen evang. Kirche 
anlässlich ihrer ersten Organisation bekanntlich übernommen wur- 
den, so dass die älteren Synoden über die Erfordernisse der 
Pfarramtskandidaten kaum verfügt haben. 

Wenn wir die hinsichtlich der Erfordernisse des Pfarramtes 
von der evang. Kirche Jahrhunderte hindurch angenommenen 
wesentlichen Grundsätze mit den bezüglichen Regeln des kanoni- 
schen Rechtes vergleichen, finden wir, dass die Abweichung eine 
ungemein geringe ist. Die Vorbedingungen der Einweihung sind 


eingehende Regelung in dem Corpus iuris canonici, welche die Reformation 
schon vollständig entwickelt antraf. 

! Die Independisten und Kongregationalisten erachteten die durch die 
Kirchengemeinde erfolgte Erwählung und Berufung als äussere Vokation 
für genügend zur regelrechten Erlangung des Pfarramtes. 
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dieselben, wie ın der römisch-katholischen Kirche die der Ordi- 
nation. Die Wirkung derselben ist jedoch eine ganz andere, weil 
sie keine solche besondere Fähigkeit verleiht, welche nicht auch 
in den übrigen Kirchengliedern vorhanden wäre und eben des- 
halb auch nicht zur Ausgestaltung einer Geistlichkeit (ordo) 
führen kann. 

Jene Umstände, welche nach dem kanonischen Rechte eine 
vollständige Unfähigkeit zur Tragung des geistlichen Amtes (in- 
capacitas) oder Unregelmässigkeit (irregularitas) und zwar ent- 
weder infolge Bedingungsmangels, d. h. „ex defectu“, oder in- 
folge Vergehens, „ex delicto* nach sich ziehen, verstellen im 
wesentlichen auch der Einweihung des evang. Pfarrerskandi- 
daten den Weg. 

Diejenigen Erfordernisse, deren Mangel in der heimischen 
evang. Kirche die Unfähigkeit zum Pfarramte nach sich ziehen, 
fliessen einerseits aus $ 65 des KV., welches folgendermassen 
verfügt: „Zum Pfarrer kann jeder evangelische ungarische Staats- 
bürger Augsb. Konfession erwählt werden, der das 24. Lebensjahr 
überschritten und einen unbescholtenen sittlichen Lebenswandel 
geführt hat, der ferner den durch den General-Konvent (normierten) 
festgesetzten theologischen Lehrkurs durchgemacht und die durch 
denselben Konvent bestimmten Prüfungen bestanden hat“; — 
andererseits aus der zu besprechenden bezüglichen Regel der 
kirchendistriktlichen Pfarrerwahlstatuten. 

Zur tatsächlichen Bekleidung des Pfarramtes ist auch das 
letzte Moment der äusserlichen Vokation, nämlich die Ein- 
weihung, notwendig. Dies folgt auch aus dem Artikel XIV 
der Augsb. Konfession, nach welchem nur der „gesetzlich Be- 
rufene* die mit dem geistlichen Anıte verbundenen sämtlichen 
Handlungen öffentlich vollziehen kann. 

Die Einweihung (ordinatio) ist die auf die öffentliche Ver- 
kündung des göttlichen Wortes und auf die Verwaltung der 
Sakramente bezügliche gesetzliche Entsendung (missio legitima) 
des Pfarramtskandidaten und geschieht dies durch Handauflegung 
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und nebst Anrufung des heiligen Geistes, wobei der Einzuweihende 
vorher die treue Erfüllung der mit dem Pfarramte verbundenen 
Pflichten unter Eid verspricht. 

Die Einweihung (ordinatio) der evang. Kirche unterscheidet 
sich wesentlich von der Einweihung (consecratio) der römisch- 
katholischen Kirche, obwohl — wenn auch unrichtig — die beiden 
Ausdrücke auch in der evang. Kirche als identisch gebraucht 
werden. Der Unterschied zwischen Ordination und Konsekration 
besteht darin, dass während die frühere kein Sakrament ist, die 
letztere ja eines ist. 

Die Ordination ist lediglich ein religiöser Akt, durch welchen 
die Berufung der Kirchengemeinde perfektuiert wird, indem sich 
zur menschlichen Berufung auch diejenige durch Christus (vo- 
catio Christi) gesellt. Früher hat der Bischof die Pfarramts- 
kandidaten nur in der Synode', welche aber dem heutigen Di- 
striktualkonvent entspricht, eingeweiht und nur im dringenden Not- 
falle auch bei anderer Gelegenheit?. In neuerer Zeit wird das 
Pfarrer- und Kirchen-Einweihungsrecht des Bischofs in den 
kirchendistriktlichen Statuten geregelt’. 

Es folgt aus dem Wesen der Einweihung, dass dieselbe 
gegenüber der Lehre der römisch-katholischen Kirche nicht die 
Aufnahme in den geistlichen Stand bedeutet, weil es ja einen 
solchen in der evang. Kirche nicht gibt; auch verleiht sie keinen 
unerlöschlichen Charakter (character indelibilis) und kann vielmehr 
der Pfarrer im Wege ordentlichen kirchengerichtlichen Verfahrens 
sowohl seines Amtes, als auch seines Charakters als Pfarrer ent- 
hoben werden. Die Einweihung überträgt auch die Gaben des 
heiligen Geistes nicht in übernatürlicher Weise auf den Einge- 
weihten. Sie ist eine Vollmacht zur Ausübung der dem Pfarr- 
amte anhaftenden Rechte. 


! Siehe Tit. V des Konsistoriums zu Sempte. 
®: Nach dem VII. Kanon der Synode zu Silein. weiht der Bischof den 


Pfarrer nach den in der wittenbergischen Kirche befolgten Zeremonien ein. 


3 Siehe $ 133 und $ 134 der KV. 
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Die römisch-katholische Kirche hält die Einweihung nicht für 
wiederholbar, weil ja eine einmalige Einweihung einen unerlösch- 
lichen Charakter gegeben hat; auch die evang. Kirche wieder- 
holt die Einweihung nicht, wenn der Betreffende in eine andere 
Pfarrerstellung erwählt wird oder nach vorangehender Abdankung 
inzwischen ein anderes ordentliches Amt bekleidet hat und dann 
wieder zur geistlichen Laufbahn zurückkehrt. Sie wiederholt die 
Einweihung aus dem Grunde nicht, weil die zur Betätigung der 
Pfarrerrechte erlangte amtliche Befähigung in solchen Fällen 
nicht erlischt, weshalb es auch keinen Grund zur Wiederholung 
der Einweihung gibt. 

Wenn jedoch in die evang. Kirche ein Pfarrer übertritt 
und hier als gesetzlicher Pfarrer wirken will, welcher einer 
Glaubenskonfession angehört hat, die eine mit dem Wesen der 
Einweihung dogmatisch entgegengesetzte Lehre hat, wird die 
Einweihung gefordert, wiewohl der Betreffende nach den Regeln 
und Zeremonien der von ihm verlassenen Kirche bereits einmal 
eingeweiht wurde. In solchen Fällen sind überdies selbstredend 
auch die obigen anderen Bedingungen zu beachten. 


Der ordentliche Pfarrer. 


Ein in der Muttergemeinde und in dem Missionskreise ständig 
erhaltenes selbständiges Pfarramt wird ordentliches Pfarramt ge- 
nannt; der lebenslänglich erwählte Führer desselben ist ordent- 
licher Pfarrer. 

Die Wahl eines ordentlichen Pfarrers ist nur im Falle einer 
Vakanz oder bei der Organisierung eines ordentlichen Pfarramtes 
statthaft, in welchen Fällen der Pfarrer ın dem Theissdistrikte 
durch die Versammlung der erhaltenden Kirchengemeinde 
den Bestimmungen der Wahlstatuten gemäss erwählt wird. Nach 
den Pfarrerwahlstatuten der montan- und transdanubischen-Di- 
strikten wird das Pfarramt durch die Versammlung der erhal- 
tenden Körperschaft (also eventuell durch die des Mis- 
sionskreises) im Wege einer Walıl besetzt. Das Statut des cis- 
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danubischen Distrikts spricht auch ausdrücklich aus, dass das 
Pfarramt durch die Wahl der Kirchengemeinde oder 
des Missionskreises besetzt wird. 

Bezüglich der Anstellung des Missionskreis-Pfarrers finden 
wir in den Distriktsstatuten wesentliche Abweichungen. So wird 
ler Missionskreis-Pfarrer in den Theiss- und Montan-Distrikten 
auf Grund eines Wettbewerbes durch die Versammlung jenes 
Seniorats erwählt, in dessen Gebiete der Missionskreis liegt, je- 
doch wird die Wahl zur Bestätigung der Distrikts-Versammlung 
unterbreitet. In dem Montandistrikte hat auch der im Namen 
der Distrikts-Versammlung verfügende Vorstand des Kirchen- 
distrikts das Recht, die Seniorats-Wahl zu bestätigen. Nach 
den Statuten der cisdanubischen und transdanubischen Distrikte 
ist zur Wahl des Missionskreis-Pfarrers in erster Linie die Ver- 
sammlung der Kirchenmitglieder des Missionskreises befugt. Wenn 
aber eine solche Wahlversammlung nicht einberufen werden kann, 
wird der Missionskreis-Pfarrer im transdanubischen Distrikte auf 
Anempfehlung „der Seniorats-Versammlung beziehungsweise des 
Seniorats-Vorstandes durch den Vorstand des Kirchendistrikts 
ernannt; wogegen im cisdanubischen Distrikte derselbe durch 
die Senioratsversammlung gleich erwählt wird. In dem letzteren 
Distrikte wählt der Senior, falls sich niemand meldet und die 
Notwendigkeit der Erwählung eines Missionspfarrers eintritt, mit 
Zustimmung des Bischofs ein zur Pfarrerstelle geeignetes Indi- 
viduum aus und setzt denselben provisorisch in die Stelle ein; 
diese provisorische Einsetzung wird aber nur in dem Falle defi- 
nitiv, wenn die Senioratsversammlung dieselbe nachträglich ge- 
nehmigt. 


Die Erledigung des Pfarramtes. 


Das ordentliche Pfarramt wird vakant: 
a) durch Abdankung, 

b) durch Ableben, 

c) durch Pensionierung, 
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d) durch Amovierung vom Amte des ordentlichen Pfarrers. 

Das Statut des transdanubischen Distrikts enthält den sub c 
erwähnten Fall nicht. 

Im Falle von Abdankung und Ableben des ordentlichen 
Ptarrers tritt die Erledigung mit dem Tage dieser Ereignisse, 
bei Austritt mit dem Tage der ersten Kundge- 
bung der diesbezüglichen Absicht, im Falle von 
Pensionierung und Amovierung mit jenem Tage ein, an welchem 
die Pensionierung oder die Amovierung vom Amte in Rechts- 
kraft erwächst. 

Der Senior bringt die Erledigung des Pfarramtes sofort dem 
Bischofe zur Kenntnis. 

In den Theiss-, transdanubischen- und Montan-Distrikten ist 
die Abdankung schriftlich verfasst, der Versammlung der das 
Pfarramt erhaltenden Körperschaft und durch diese dem Senior, 
— ın dem Missionskreise aber — mit Ausnahme des cisdanubi- 
schen Distrikts — unmittelbar dem Senior zu überreichen!. In 
dem cisdanubischen Distrikte ist nämlich die Abdankung nur in 
solchen Missionskreisen unmittelbar dem Senior zu überreichen, 
in denen der Missionspfarrer von der Seniorats- Versammlung 
erwählt wurde ?. 

Das Ableben des Pfarrers bringt der Vorstand der Kirchen- 
gemeinde beziehungsweise des Missionskreises, nämlich der In- 
spektor oder in dessen Abwesenheit der Kurator und Lehrer, 
eventuell der Kantor sofort dem Senior und dieser dem Bischofe 
zur Kenntnis. 

Der verstorbene Pfarrer wird auf Kosten der das Pfarramt 
erhaltenden Körperschaft in einer seiner Stellung entsprechenden 


' Von der Abdankung ist der Senior sogleich zu verständigen. 

” In dem eisdanubischen Distrikte ist die Abdankung — selbstver- 
ständlich — auch dann dem Senior zu überreichen, wenn der abdankende 
Missionspfarrer seiner Zeit von dem Senior provisorisch in seine Stellung 
Ann wurde und die Senioratsversammlung dies nachträglich bestätigt 

atte. 
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Weise beerdigt. Diese Kosten dürfen aber in keinem Falle 
20°, ! des ordentlichen Jahresgehaltes des Pfarrers überschreiten. 
Das gesamte Jahreseinkommen der Pfarre, welches auf die 
bis zur Erledigung des ordentlichen Pfarramtes verflossene Zeit 
fällt, gebührt dem von seinem Amte geschiedenen Pfarrer be- 
ziehungsweise den Erben des verstorbenen Pfarrers. 

Im Zusammenhang mit der Erledigung des Pfarramtes ist 
gleichzeitig die Frage der „Gnadenfrist“, das heisst die Fest- 
stellung dessen zu entscheiden, wer das vom Tage der Erledigung 
bis zum Tage der Einführung des neuen Pfarrers entfallende 
Pfarramtseinkommen zu beanspruchen das Recht hat. Die Pfarrer- 
wahlstatuten der vier Kirchendistrikte verfügen in dieser hoch- 
wichtigen Frage nicht übereinstimmend, sie schmiegen sich nicht 
alle den entsprechenden deutlichen Anordnungen der Kirchen- 
Verfassung an, und nachdem sich schliesslich die cisdanubischen- 
und Montandistrikte bei der Regelung dieser Frage über die An- 
ordnungen der $8 74, 75 der K.V. hinwegsetzten, trat mit Zu- 
stimmung des Generalkonvents jener Fall ein, dass das Statut 
als eine dem Gesetze gegenüber sekundäre und lediglich ohne 
Verletzung desselben ? zu schaffende Rechtsquelle mit den klaren 
Anordnungen des (Gesetzes als alle übrigen Rechtsquellen 
und rechtschaftende Faktoren dominierende Rechtsnorm — im 
Widerspruche steht. 


Unseres Dafürhaltens sind in dieser Frage allein nur die 
Kirchendistrikte der Theiss- und transdanubischen Distrikte richtig 
und mit Hinblick auf & 16 der K.V. verfassungsgemäss vorge- 
gangen, indem sie nämlich die mit den $S$ 16, 74, 75 der K.V. 
kollidierenden Weisungen des durch das Statuten-Komitee des 


! In der ungarischen evang. Kirche beträgt das minimale bare Gehalt 
des ordentlichen Pfarrers 1600 Kronen. Wenn die erhaltende Kirchengemeinde 
diese Summe nicht bestreiten kann, wird der Mangel unter dem Titel 
„Congrua® von dem Staate nach dem Gesetzartikel XIV aus 1898 ge- 
deckt. 

? Siehe & 16 der KV. 
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(General-Konvents ausgearbeiteten, von dem General-Konvente 
angenommenen und von demselben behufs einheitlicher Regelung 
zu den Kirchendistrikten zugewiesenen Pfarrerwallstatuts-Ent- 
wurfes nicht befolgten, sondern sich bei der Regelung der Gna- 
denfrist strenge an den Satzungen der Kirchen-Verfassung hielten. 

Das Pfarrerwahlstatut des transdanubischen Distrikts ver- 
weist nämlich im $ 8 einfach darauf, dass: „Im Falle der Er- 
ledigung eines ordentlichen Pfarramtes die Verwendung des fäl- 
ligen Pfarramtseinkommens durch die $$ 73—75 der K.V. be- 
stimmt wird“. 

Das Pfarrerwahlstatut des Theissdistrikts aber übernimmt 
in bezug auf die Regelung der Gnadenfrist die bezughabenden 
$S 74, 75 der Kirchenverfassung, nach welchen: „Das halbjährige 
pfarrämtliche Einkonimen, gerechnet vom Sterbetage, mitinbe- 
griffen das Verbleiben in der Pfarrwohnung, kommt der Witwe 
des verstorbenen Pfarrers, beziehungsweise ihren Abkömmlingen 
und auch den arbeitsunfähigen Eltern zu. Sind nach dem ver- 
storbenen Pfarrer weder Witwe, noch Nachkommen (Abkömm- 
linge), noch auch arbeitsunfähige Eltern zurückgeblieben, dann 
fällt das vierteljährige pfarramtliche Einkommen gerechnet vom 
Sterbetage, abgesehen von der Wohnung und den Funktions- 
(Gebühren (Stolarien), der allgemeinen Pfarrer - Pensions - An- 
stalt zu®. 

Die auf die Gnadenfrist bezughabenden Verfügungen der 
Pfarrerwahlstatuten des Montan- ! und cisdanubischen ?-Distrikts 


! Der 2. Alinea des auf die Gnadenfrist bezügrlichen $ 8 des Pfarrwahl- 
statuts des Montandistrikts lautet wie folgt: „Die von dem Tage der Er- 
ledigung bis zum Tage der Einführung des neuen Pfarrers entfallenden 
pfarrämtliche Einkünfte aller Art stehen mit Ausnahme der Wohnung und 
der Stolarien der allgemeinen Pfarrer-Pensions-Anstalt zu, wenn jedoch 
das Pfarramt durch Ableben ledig wird und der verstorbene Pfarrer eine 
Witwe oder Abkömmlinge oder arbeitsunfähige Eltern hinterliess, dann 
steht der auf ein halbes Jahr von dem Tage der Erledigung gerechnet ent- 
fallende Teil dieses Einkommens samt der Wohnung in der Pfarre und 
samt den Stolarien den Genannten zu. 

? Der 2. Alinea des auf die Ginadenfrist bezüglichen $ 8 des Pfarrer- 
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stehen mit dem $ 75 der K.V. deshalb im Widerspruche, weil 
diejenigen des Montandistrikts „vom Tage der Erledigung an 
bis zur Einführung“ des neuen Pfarrers die pfarrämtlichen 
Einkünfte jeder Art — mit Ausnalıme der Wohnung und der 
Stolarien — zu gunsten der allgemeinen Pfarrer-Pensions-Anstalt 
zu verwenden anordnen, wogegen nach 8 75 der K.V. der Pfarrer- 
Pensions-Anstalt „vom Sterbetage gerechnet das vierteljäh- 
rige pfarrämtliche Einkommen — abgesehen von der Wohnung 
und den Stolarien zufällt* !. Das Statut des cisdanubischen 
Distrikts hingegen sichert der allgemeinen Pfarrer-Pensions-An- 
stalt das vierteljährige Einkommen ausdrücklich für alle aus 
welchem Grunde immer eingetretene Fälle der Erledigung, aus- 


wahlstatuts des cisdanubischen Distrikts verfügt wie folgt: „Die von dem 
Tage der im Falle der Punkte a) (Abdankung). ce) (Pensionierung) und e) 
(Amovierung vom Amte) der $ 4 eingetretenen Erledigung bis zum Anmıts- 
antritte des neuen Pfarrers entfallenden vierteljährigen pfarrämtliche Ein- 
künfte aller Art stehen — mit Ausnahme der Wohnung und der Stolarien 
— der allgemeinen Pfarrer-Pensions-Anstalt zu, wenn jedoch das Pfarramt 
infolge Ablebens ledig wird und bis zum Amitsantritte des neuen Pfarrers 
nach dem verstorbenen Pfarrer Witwe und Abkömmlinge oder arbeits- 
unfühige Eltern hinterblieben sind. dann steht der von dem Tage der Er- 
ledigung an gerechnete auf ein halbes Jahr entfallende Teil dieses Ein- 
kommens sanıt der Wohnung in der Pfarre und den Stolarien den tie- 
nannten zu. 

! Während also zufolge der Kirchenverfassung nur die Pfründe (und 
nicht das Einkommen) der allgemeinen Pfarrer-Pensions-Anstalt nur ım 
Falle einer wegen Ablebens eingetretenen Erledigung und auch dann nur 
auf ein Quartal zusteht, ist die Kirchengemeinde nach dem Pfarrerwahl- 
statut des Montandistrikts vom Tage der aus welchem Grunde immer ein- 
getretenen Erledivung angefangen durch unbestimmte Zeit verpflichtet. die 
Pfründe der allgem. Pfarrer-Pensions-Anstalt einzuliefern. Es kann also 
auch der Fall vorkommen, dass sie weniger und auch dass sie mehr als 
ein Quartalseinkommen einzuliefern hat. In konkreten Fällen kann der 
zwischen dem Statut des Montandistrikts einerseits und dem $ 75 der KV. 
andererseits obwaltende Widerspruch derart veringert werden, dass die zu- 
ständigen Kirchenbehörden die den Rechtsanspruch der allgem. Pfarrer- 
Pensions-Anstalt begründende „Erledigung“ ausschliesslich als „Erledigung 
infolge Todesfalles“ auslegen und kann hiezu auch das als Stütze dienen. 
dass das Statut im vorangehenden S 7 von den im Falle des Ablebens 
eines Pfarrers zu treffenden Massnahmen handelt. 
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genommen den im Sinne des Punktes b des $ 8 eingetretenen 
und den Anspruch der Erben des Pfarrers sichernden Fall des 
Ablebens, — wogegen 8 75 der Kirchenverfassung das viertel- 
jährige Einkommen der Pfarrer-Pensions-Anstalt nur im Falle 
des Ablebens zusichert, vorausgesetzt, dass der Pfarrer keine An- 
spruchsberechtigung zurückliess !. 

Das zu gunsten der Rechtsnachfolger beziehungsweise der 
allgem. Pfarrer-Pensions-Anstalt zugesicherte Einkommen kann 
mit Genehmigung des Seniorats-Vorstands im Wege gegenseitiger 
Vereinbarung mit Bargeld abgelöst werden. 

Für jene Meliorationen und nutzbringende Investitionen, 
welche der vom Amte geschiedene beziehungsweise verstorbene 


! Ausser all dem ist der auf die Gnadenfrist bezügliche $ 8 der Pfarrer- 
wahlstatuten des Montan- und cisdanubischen Distrikts nicht einmal klar. 
weil derselbe in Bezug auf die Ausdrücke: „Pfründe* und „Einkommen* 
- gegenüber den $$ 73 75 der KV. (wenigstens in ıhrer ungarischen 
oririnellen Fassung) -- nieht distinguiert. „Pfründe* heisst nämlich der- 
jenige Teil des pfarrämtlichen Einkommens, welcher durch den Berufungs- 
brief oder durch Beschluss der Kirchengemeinde-Versammlung genau fest- 
gestellt ist, so dass der amtstätige Pfarrer für seine pfarrämtlichen Hand- 
lungen diese festgestellten Stolarien und Bezahlung zu fordern berechtigt 
ist. Hingegen fällt in den Begriffskreis des „Einkommens“ jeder solche 
Betrag oder auch Wert. welchen der die Amtshandlungen vornehmende 
Pfarrer von rechtswegen nicht fordern kann. z. B. Geschenke, Teberzah- 
lungen etc. Die Kirchenverfassung unterscheidet ganz richtig zwischen 
den beiden Ausdrücken, indem sie m $& 73, wo sie über den bis zum Taxe 
des Ablebens des Pfarrers fülligen Betrag verfügt, den Ausdruck: Einkon- 
men gebraucht, was auch der Billigkeit entspricht. weil ja die dem Pfarrer 
für seine bis zu seinem Tode versehene Funktionen gebührende Bezahlung 
und die etwaigen (reschenke seinen Erben immer zusteht. Hingegen ge- 
brauchen die 88 74—75 konsequent den Ausdruck „Pfründe“. was die ob- 
berührte rechtliche Bedeutung hat. Unserer Ansicht nach ist es nur recht 
und billig. wenn die $$ 74— 75 der KV. den Ausdruck „Pfründe* gebrauchen. 
Dem zur Zeit der Vakanz des Ptarranites funktionierenden Pfarrer gebührt 
nämlich jenes Geschenk. welches die Gläubigen ausser den ordentlichen 
Stolarien aus Opterwilligkeit und Anerkennung geben. Und hiebei erleiden 
auch die anspruchsberechtigten Erben und beziehungsweise die allgem. 
Pfarrer-Pensions-Anstalt keinen Schaden, weil zur Zeit der Vakanz die dem 
Berufungsbriefe entsprechenden Gebühren und festgestellten Stolarien ihnen 
zustehen und ausgefolgt. werden. 
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Pfarrer bezüglich der die Pfründe des Pfarramtes bildenden Im- 
mobilien mit Wissen und Zustunmung der Versammlung der das 
Pfarramt erhaltenden Kirchengemeinde gemacht hat, gebührt denı 
vom Amte geschiedenen Pfarrer beziehungsweise den Erben des 
verstorbenen Pfarrers von dieser Körperschaft eine billige Ent- 
schädigung und zwar für die Reparaturen der nachweisbare Be- 
zugspreis, eventuell der gewöhnliche Schätzungspreis, für die 
nutzbringenden Investitionen der gewöhnliche Schätzungspreis. 

Nach dem Statute des cisdanubischen Distrikts kann auch 
für nutzbringende Investitionen in erster Reihe der nachweisbare 
Bezugspreis gefordert werden. 

Zur Gültigkeit der in dieser Sache zu schliessenden Verein- 
barung beziehungsweise erbrachten Beschlusses ist die Genehmi- 
gung des Seniorats-Vorstandes erforderlich. 

Bei der Erledigung des Pfarramtes trifft der Senior oder 
dessen Beauftragter sofort die nötigen Verfügungen, namentlich: 

a) im Falle Ablebens bestimmt er im Einvernehmen mit der 
Familie des Verstorbenen und dem dortigen Vorstande der Kır- 
chengemeinde respektive Missionskreises die Modalitäten der Be- 
erdigung; 

b) er übernimmt nebst Inventur jene Fahrnisse der Kirchen- 
gemeinde beziehungsweise Missionskreises, welche unter Verwal- 
tung des Pfarrers gestanden sind und sorgt zugleich für die Auf- 
bewahrung desselben ; 

c) er betraut mit der Verwaltung der Kirchengemeinde be- 
ziehungsweise des Missionskreises und mit der Leitung des Pfarr- 
amtes einen benachbarten Pfarrer und stellt die Reihenfolge fest, 
in welcher die benachbarten und die nähesten Pfarrer an Sonn- 
und Feiertagen — nach dem Statute des Theissdistrikts auch an 
Wochentagen — in dieser Kirchengemeinde beziehungsweise in 
diesem Missionskreise den (sottesdienst zu verschen haben. Wenn 
aber die benachbarten evang. Gemeinden weit entfernt wären 
und die benachbarten Pfarrer wegen der grossen Entfernung mit 
dem Versehen der Kirchengemeinde nicht betraut werden könnten, 
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macht er dem Bischofe Vorschlag auf die Ernennung eines stell- 
vertretenden Pfarrers !. In solchen Kirchengemeinden beziehungs- 
weise Missionskreisen hingegen, wo es mehrere ordentliche Pfarrer 
gibt, ist mit den während der Zeit der Vakanz auftauchenden 
Pfarrersagenden der dortige andere beziehungsweise einer der 
Ortspfarrer zu betrauen. Im Statute des cisdanubischen Distrikts 
betindet sich ein Widerspruch, indem der stellvertretende Pfarrer 
nach Punkt c des $ 10 vom Senior, nach 8 61 aber vom Bischof 
ernannt wird. 

Beauftragte auf Grund des gegenwärtigen $ können — mit 
Ausnahme des stellvertretenden Pfarrers nur dem Verbande des- 
selben Seniorats angehörende Pfarrer sein. Solche sind aber 
verpflichtet, den Auftrag anzunehmen und die mit demselben ver- 
bundenen Agenden zu versehen. | 

Ohne Betrauung des Seniors ist niemand berechtigt, im Orte 
der Erledigung als Pfarrer tätig zu sein. 

In dem cisdanubischen Distrikte können ausnahmsweise mit 
der Zustimmung des Seniors auch dem Verbande eines anderen 
Seniorats angehörende Pfarrer mit der Stellvertretung beauf- 
tragt werden, jedoch nur in dem Falle, wenn die Kirchengemeinde 
des anderen Seniorats im Verhältnisse zur Entfernung der 
Kirchengemeinden des zuständigen Seniorats zu jener Kirchen- 
gemeinde beziehungsweise Missionskreise, in welchem das Pfarr- 
amt erledigt ist, so nahe liegt, dass ein solcher Auftrag für die 
letzteren von offenbarem Vorteile ist. 

Die mit der Stellvertretung Betrauten beziehen von der das 
Pfarramt erhaltenden Körperschaft Fuhre und Verpflegung und 
auch das Stolarium gebührt ihnen in nachstehenden Fällen: 

aa) wenn nach dem verstorbenen Pfarrer weder Witwe, 
noch Nachkommen, noch aber arbeitsunfähige Eltern zurück- 
geblieben sind; 


' Nach Punkt c) des $ 10 des Montanstatuts ernennt der Bischof den 
»tellvertretenden Pfarrer. Und es gehört auch nicht zu den Agenden des 
Seniors diesbezüglich einen Vorschlag zu machen. 
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bb) falls auch solche zurückgeblieben sind, aber vom Tage 
der Erledigung des Pfarramtes gerechnet, ein halbes Jahr bereits 
verflossen ist; 

cc) wenn das Pfarramt nicht infolge Ablebens vakant ge- 
worden ist. 

Nach der Erledigung des Pfarramtes lässt der Senior order 
dessen Betrauter ! in der betreffenden Kirchengemeinde bezieh- 
ungsweise Missionskreise eine Sitzung des Presbyteriums ab- 
halten. 

Nach dem Statute des Theissdistrikts lautet diese Verfügung 
folgenderweise: Im Falle der Erledigung des Pfarramtes lässt 
der Senior nach Empfang der amtlichen Mitteilungbinnen 15 Tagen 
in der betreffenden Kirchengemeinde eine Sitzung des Presbyte- 
riums abhalten. 

In dieser Sitzung des Presbyteriums hat der Senior oder 
dessen Betrauter: 

a) über die Erledigung des Pfarramtes und seine demzufolge 
getroffenen Verfügungen zu berichten. Er lässt feststellen und 
zu Protokoll nehmen, was von dem Pfarramts-Einkommen dem 
früheren Pfarrer beziehungsweise dessen Nachfolgern und was 
der allgem. Pfarrer-Pensions-Anstalt zukommt. Die letztere Ver- 
fügung ist in dem Statute des cisdanubischen Distrikts nicht ent- 
halten. 

b) veranlasst, (lass dem von seinem Amte geschiedenen Pfarrer, 
beziehungsweise den Erben des verstorbenen Pfarrers, oder (der 
allgem. Pfarrer-Pensions-Anstalt das ihnen gebührende pfarr- 
ämtliche Einkommen und Entschädigung am Tage der Fälligkeit 
ausgefolgt werde und die Beerdigungskosten ausbezahlt werden. 

c) veranlasst, dass die Namensliste «der Mitglieder der Wahl- 
versammlung zusammengestellt und in einer von ihm geeignet 
erachteten Weise 30 Tage hindurch von der Erledigung des 
Pfarramtes angefangen zur öffentlichen Besichtigung ausgestellt 


! Das Statut des Montandistrikts erwähnt nur den Senior. den Beauf- 
tragten nicht. 
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werde und dass hievon die Mitglieder der beteiligten Kirchen- 
gemeinde anlässlich des nach der Kundmachung stattfindenden 
nächsten und an dem darauf folgenden Gottesdienste mit Angabe 
der Frist, bis zu deren Ablauf Einwendungen erhoben werden 
können, von der Kanzel verständigt werden. 

Nach dem Statute des Theissdistrikts ist die Namensliste der 
Mitglieder der Wahlversammlung im ersten Viertel eines jeden 
Jahres zusammenzustellen, demzufolge der Senior diesbezüglich 
nicht zu verfügen hat. 

Das Statut des Montandistrikts schreibt auch vor, dass die 
Namensliste der Wähler von der ersten Kundmachung an ge- 
rechnet auf 14 Tage zur öffentlichen Schau auszustellen sei. Nach 
dem Statute des transdanubischen Distrikts ist die Namensliste 
innerhalb 30 Tagen von der Erledigung des Pfarramtes gerech- 
net auf 14 Tage zur öffentlichen Schau auszustellen und sind 
hievon die Mitglieder der beteiligten Kirchengemeinde anlässlich 
der, an den zwei auf die Zurschaustellung folgenden Sonntagen 
stattfindenden Vormittagsgottesdienstes zu verständigen. 

d) lässt den Berufungsbrief des von seinem Amte geschie- 
denen beziehungsweise verstorbenen Pfarrers behufs eventuell nö- 
tiger Modifizierung oder Hebung des darin bestimmten Einkom- 
mens verhandeln und den Berufungsbrief des neuzuwählenden 
Pfarrers verfassen, welcher behufs endgültiger Feststellung der 
Versammlung vorzulegen ist. 

Er lässt nach dem Theiss-, Montan- und Cisdanubischen Sta- 
tut den Tag feststellen, an welchem die Versammlung — mit 
Ausnahme der Missionskreise — die Person bezeichnen kann, 
welche sie durch den Senior besonders auffordern lassen will, 
sich um das Pfarramt zu bewerben, sei denn dass dieses Recht 
dem Presbyterium überantwortet wurde, in welchem Falle sich 
dasselbe sofort äussert, und die bezeichnete Person zum Wett- 
bewerb innerhalb der festgestellten Frist aufgefordert wird. 


ı Nach dein Statute des Theissdistrikts: „oder Personen“, 
Deutsche Zeitschrift f. Kirchenrecht. XVII. 1. 8 
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Das Statut des transdanubischen Distrikts umgeht diese Ver- 
fügung. 

Falls sich der Betreffende innerhalb dieser Frist nicht be- 
wirbt, ist dies so anzusehen, als hätte er eine ablehnende Ant- 
wort gegeben. 

Die Statuten der übrigen Distrikte mit Ausnahme des Theiss- 
distrikts bestimmen auch, dass der Senior oder dessen Vertreter 
oder dessen Beauftragter in Kirchengemeinden, welchen die Be- 
zahlung des Pfarrers ausser anständiger Wohnung und Garten 
jährlich 800 Gulden nicht beträgt, und deren selbständige Auf- 
rechterhaltung vom Kirchendistrikte nicht als im höheren Inter- 
esse der Gesamtkirche notwendig bezeichnet wurde, erklärt gleich- 
zeitig, dass er in der im & 320 der KV. vorgeschriebenen Weise 
vorgehen werde. 

Gegen die zur öffentlichen Besichtigung ausgestellte Namens- 
liste der Mitglieder kann nur binnen 15 Tagen von der Öffent- 
lichen Aushängung gerechnet vor dem Senior sowohl mündlich 
als schriftlich begründete Einwendung erhoben werden. Ueber 
die Einwendungen entscheidet binnen 15 Tagen der Seniorats- 
Vorstand. Zufolge der Pfarrerwahlstatuten der Theiss-, Montan- 
und Transdanubischen Distrikte ist auch der fernere Rekurs 
statthaft, indem dieselben aussprechen, dass die Partei gegen den 
Beschluss des Seniorats-Vorstandes binnen 8 Tagen von der Zu- 
stellung gerechnet an das Distrikts-Präsidium appellieren kann, 
welches gleichfalls innerhalb 15 Tagen endgültig entscheidet. 

Nach dem Statute des Theissdistrikts sind solche Appella- 
tionen im Wege des Kirchengemeinde-Vorstandes einzureichen. 

Der Senior nimmt über das oberörterte Verfahren ! sofort 
am Schauplatze ein Protokoll auf, übermittelt dessen beglaubigte 
Kopie der Kirchengemeinde ?, und hinterlegt das Orginal des- 


"8 10 und 11 der Pfarrerwahlstatuten. 
* Nach dem Stäatute des cisdanubischen Distrikts: „beziehungsweise 
Missionskreises“. 
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selben’ im Archiv des Seniorats. 

In Missionskreisen unterbreitet der Senior den über die Er- 
ledigung des Pfarramtes und über seine demzufolge getroffenen 
Massnahmen lautenden Bericht sowie seine den Berufungsbrief 
des von seinem Amte geschiedenen beziehungsweise verstorbenen 
Piarrers betreffenden etwaigen Bemerkungen und seinen auf die 
Liquidierung der auszubezahlenden Beträge bezüglichen Vorschlag 
dem Distrikts-Vorstande beziehungsweise dem Bischof, im Theiss- 
distrikte der Seniorats- Versammlung. 

Das transdanubische Statut schreibt ebenfalls vor, dass in 
Missionskreisen der Senior seinen über die Erledigung des Pfarr- 
amtes Jautenden Bericht und den auf die notwendigen Verfü- 
gungen bezüglichen Vorschlag dem Distrikts-Präsidium vorzulegen 
hat, spricht jedoch überdies auch aus, dass der Seniorats-Vorstand 
die Erledigung eines Pfarramtes in der von dem Distrikts-Prä- 
sidium bezeichneten Zeitung zu veröffentlichen hat. 


!Nach dem Theiss-Statute sind beide Protokolle ın Original zu ver- 
fassen. 


(Schluss folgt.) 
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1l. Stork, d. Ausführung des Restitutionsediktes v. 1620 im 
Erzbist. Bremen. Münster 06. Diss. 

12. Grünberg, Philipp Jakob Spener. 3. Bd. Spener im Ur- 
teil der Nachwelt u. seine Einwirkung auf die Folgezeit. — Spener- 
Bibliographie. — Nachträge u. Register. Göttingen 06. 

13. Sägmüller, Die kirchliche Aufklärung am Hofe des Her- 
zogs Karl Eugen v. Württemberg (1744—1793). Ein Beitrag zur Ge- 
schichte der kirchl. Aufklärung. Freiburg i. Br. 06. 

14. Mathiez, Contribution A l’histoire religieuse de la Revo- 
lution francaise. Preface de Gabriel Monod. (Par. 06.) 

15. Ludwig, Weihbischof Zirkel v. Würzburg in seiner Stellung 
zur theologischen Aufklärung u. zur kirchl. Restauration. Ein Beitrag 
zur Geschichte der kathol. Kirche Deutschlands um die Wende des 
18. Jahrh. 2. Bd. Paderborn 06. 

16. Hartung*, Hardenberg u. die preussische Verwaltung in 
Ansbach-Bayreuth von 1791— 1806. Tübingen, J.C. B. Mohr 06. M.5. 

Das fleissige, klar geschriebene, wesentlich auf ungedruckten Ma- 
terialien beruhende Buch hat zum Kirchenrecht keine direkten Be- 
ziehungen. Es hat wesentlich eine biographische Bedeutung, indem es 
allerdings den wichtigen Lebensabschnitt eines Mannes darstellt, der 
nachher an die Spitze des preussischen Staates getreten ist und mm 
dieser Stellung das beabsichtigte Konkordat mit Rom hintertrieben 
und den Abschluss der Bulle de salute animarum bewirkt hat. Von 
speziell kirchenrechtlichem Interesse ist nur das IX. Kapitel, aber 
auch dieses bringt keine neuen, etwa charakteristischen Momente. Es 
zeigt, wie die damaligen bekannten preussischen Verwaltungsgrundsätze 
auf die fränkischen Provinzen übertragen wurden, und so die Kon- 
sistorien aufgehoben, das evangelische Kirchenregiment auf die Regie- 
rungen als nicht-formierte Konsistorien übertragen, die geistliche 
(Gerichtsbarkeit auch für die Katholiken aufgehoben, für die refor- 
mierte Kirche das Territorialsystem zur Anwendung gebracht wurde. 
Der Hardenbergsche Plan, ein neues katholisches Bistum für die frän- 
kischen Länder zu begründen, scheiterte an dem Widerstande des Kö- 
nigs. E. Fr. 

17. Le Clerc, Joseph Othmar Rauscher et la fin du Josephi- 
nisme. R. cath. des egl. 1906, 91. 

18. Villien, Les reformes du droit canon et les Postulata du 
Concile du Vatican. Le Can. cont. 29, 369. 449. 554. 652. 

19. v. Bitter*, Handwörterbuch der Preuss. Verwaltung. 1. Liefer. 
Leipzig 1906. Rossberg. 
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Dieses von einem Praktiker in Verbindung mit zahlreichen ande- 
ren Praktikern veranstaltete Unternehmen ist auf etwa 15 Lieferungen 
berechnet, deren Preis je 2 Mk. betragen soll. Das Werk entspricht 
in der Anlage dem Stengelschen und dem Oesterreichischen Hand- 
wörterbuche. Doch treten uns auch Unterschiede entgegen. Zunächst 
finden wir unter den Mitarbeitern lediglich Praktiker, welche übrigens 
die von ihnen herrührenden Artikel nicht zeichnen. Dem entsprechend 
ist es auch lediglich zur schnellen Orientierung für Praktiker bestimmt, 
wenngleich bei einzelnen Artikeln geschichtliche Einleitungen nicht 
fehlen. Von Anführung der Literatur ist Abstand genommen. Das 
mag mit der Rücksicht auf den Raumumfang des Werkes erklärlich 
sein, ist aber doch zu bedauern. Denn Bücher dieser Art können 
doch immer nur kurze Ausführungen geben, und um so mehr müssen 
sie dem Benutzer die Wege weisen, auf denen er sich eingehendere 
Belehrung zu verschaffen vermag. Das Buch beschränkt sich nicht auf 
das preussische Verwaltungsrecht, wenngleich dieses den Hauptinhalt 
ausmachen soll, sondern will auch das deutsche, soweit es in Preussen 
gilt, mit umfassen. Aus der Justiz-Gesetzgebung und Verwaltung sind 
nur die Materien berücksichtigt worden, welche für Verwaltungsbe- 
amte von Bedeutung sind. 

Für diese Zeitschrift kommt das Werk nur insoweit in Betracht, 
wie es kirchenrechtliche Artikel bringt, deren Bearbeitung sich der 
Her. selbst vorbehalten hat. In der bis jetzt allein vorliegenden I. Lie- 
ferung finden wir die Artikel Abendmahl — hier ist lediglich das ev. 
Recht dargestellt —, Allerheiligen, Aelteste, Altkatholiken, Altluthe- 
raner — was soll es hier heissen, dass ihre Trauungen Gültigkeit ha- 
ben? Von einer bürgerlich-rechtlichen Gültigkeit ist doch keine Rede 
—, Amt — bier wird nur das geistliche behandelt. Der Landesherr 
wird unrichtigerweise als Inhaber eines solchen angeführt, der ev. 
Oberkirchenrat unberücksichtigt gelassen — und es wird nur zum 
Schluss auf einen späteren Art. Oberkirchenrat verwiesen, — Aner- 
kannte Religionsgesellschaften. Die einzelnen Artikel sind kurz und 
zweckentsprechend. E. Fr. 

20. Goldmann*, Der Richterstand und die sozialen Aufgaben 
der Gegenwart. Berlin 06. Otto Liebmann. 70 Pf. 

Die kleine Schrift gibt einen Vortrag wieder, in welchem der Verf. 
hervorhebt, dass auch der Richter in Handhabung der „sozialen® Ge- 
setze eine soziale Tätigkeit amtlich ausübt, und welcher dem Richter 
nahelegt, sich auch ausseramtlich an der Lösung sozialer Fragen zu 
beteiligen. Mit dem Gebiete unserer Zeitschrift hat die Broschüre 
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nichts zu tun. E. Fr. 

21. Thudichum*, Die Diözesen Konstanz, Augsburg, Basel, 
Speier, Worms nach ihrer alten Einteilung in Archidiakonate, Deka- 
nate und Pfarreien. Tübingen, Laupp 1906.: Mk. 3,20. (Thudichum, 
Tüb. Studien Bd. 1. H. 2.) 

Thudichum gibt in diesem Buche die kirchliche Einteilung der 
auf dem Titel genannten Diözesen. Er benutzt dabei früher gedruckte 
Mitteilungen. Für das Kirchenrecht ist das Buch nicht von Interesse. 
Auch nicht für die deutsche Rechtsgeschichte, wie Th. selber in der 
Einleitung begründet. So werden also nur die Historiker Nutzen 
daraus ziehen können und somit entfällt es dem Kreise dieser Zeit- 
schrift. E. Fr. 

22. Goetz*, Ein Wort zum konfessionellen Frieden. Materialien 
gesammelt. Bonn 06. Carl Georgi. 

Der Titel der kleinen Schrift ist geeignet, irre zu führen. Sie 
enthält mehr Materialien zur Charakteristik des Ultramontanismus als 
solche zur Herstellung des konfessionellen Friedens. Der Her. druckt 
lediglich eine Mai 1905 in den Preussischen Jahrbüchern ausgeschrie- 
bene Preisaufgabe und Zeitungsstimmen über diese ab. Die Aufgabe, 
der Goetz, wie er angibt, ganz fern steht, will nachgewiesen wissen, 
dass eine Anzahl von Lehren und Sätzen, die ultramontanen Schriften 
entnommen sind, nicht die Lehren der katholischen Kirche sind, son- 
dern einer mit der Kirche nicht zu identifizierenden Richtung in ihr. 
Die Aufgabe ist nicht gelöst worden, wird es auch nicht, obgleich der 
Termin für die Einreichung der Preisarbeit hinausgeschoben worden 
ist, und kann es auch nicht. Denn die heutige katholische Kirche hat 
sich offiziell zu all den ultramontanen Lehren bekannt, welche in der 
Aufgabe aufgezählt werden. Wozu also der nochmalige Abdruck des 
Artikels aus den Preussischen Jahrbüchern und die Sammlung der 
Zeitungsstimmen ? E. Fr. 

23. Goetz*, Der Klerikalismus und Laizismus. Das Laienele- 
ment im Ultramontanismus. Frankf. a/M. 1906. Neuer Frankfurter 
Verlag. 

Es wäre gewiss ein verdienstliches Unternehmen, wenn von sach- 
kundiger Seite die Stellung der Laien in der katholischen Kirche ge- 
schichtlich dargestellt würde. In wie weit diese Aufgabe durch Ma- 
roger, le röle des laiques dans l’eglise. Cahors 1898 gelöst ist, ver- 
mag ich nicht zu beurteilen, da mir diese Schrift bisher noch nicht 
zugänglich war. Die vorliegende kann auch nicht als ein Versuch der 
Lösung angesehen werden. Sie ist nicht kirchenrechtlichen, sondern 
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kirchenpolitischen Inhalts und geht nicht auf die Wurzel der Laien- 
stellung und deren Ausbildung ein. Würde der Verf. seinen Stoff ge- 
schichtlich erfasst haben, so würde er nicht dem Ultramontanismus 
Schuld gegeben haben, was im Dogma der katholischen Kirche be- 
gründet liegt. Ueberhaupt ist es ein Grundirrtum des Verf., wenn er 
katholisch und ultramontan als Gegensätze ansieht. Der Ultramonta- 
nismus zieht nur die äussersten Konsequenzen der katholischen Prin- 
zipien, welche der sog. liberale Katholizismus als unnötige und gefähr- 
liche ablehnt, wofür er sich auf frühere Zeiten berufen kann, wo die 
offiziellen Organe der Kirche gleichfalls nicht alle Folgerungen aus 
den katholischen Prinzipien gezogen haben, wie sie das auch heute 
noch tun temporis ratione habita. Nichtsdestoweniger ist die Schritt 
von Götz nicht uninteressant. Er hat viel gelesen und ist so in der 
Lage, dem Leser eine Blütenlese ultramontaner Aeusserungen zu geben, 
von denen das eine oder das andere Stück auch Sachverständigen ent- 
gangen sein kann. Auch das ist nicht ohne Interesse, dass in neuerer 
Zeit die Kirche selbst die Laien zur Mitarbeit auf gewissen Gebieten 
heranzuziehen sucht, wo sie selbst die Arbeit durch klerikale Organe 
nicht bewältigen kann, wesentlich nach dem Muster der evangelischen 
inneren Mission. Aber auch hier ist noch ein prinzipieller Gegensatz 
zur ev. Kirche vorhanden. In dieser stehen die Veranstaltungen zur 
Krankenpflege und der inneren Mission in keinem organischen Zu- 
sammenhange zur offiziellen Kirche. Sie sind freie Betätigungen und 
von der Kirche unabhängige Organisationen. In der katholischen 
Kirche dagegen sind die Krankenpflegeorganisationen, wenn sie auch 
aus Laien bestehen, wie dies bei allen Frauenkongregationen der Fall 
ist, der Kirche eingegliedert, und die nicht quasiregularen wenigstens 
unter Aufsicht der Kirche gestellt. Wichtig wäre es gewesen, wenn der 
Verf. auch das hervorgehoben und den Kampf der Kirche gegen die 
Beghinen beleuchtet und dargelegt hätte, in wie geradezu virtuoser 
Weise die Kirche die Laienorganisationen der Orden mit der klerikalen 
Organisation verschmolzen hat. Aber das wäre freilich mit der vom 
Verf. verfolgten kirchenpolitischen Tendenz kaum vereinbarlich ge- 
wesen. E. Fr. 

24. Die Kirchenpolitik der Hohenzollern von 
einem Deutschen* Frankf. a/M. 1906. Neuer Frankf. Verlag. 

Die Schrift scheint von einem dem Evangelischen Bunde nahe- 
stehenden Theologen herzurühren. Sie ist keine wissenschaftliche Ab- 
handlung, sie bringt auch weder neue Tatsachen noch Gesichtspunkte. 
Sie ist kirchenpolitischer Natur und will die deutschen Protestanten 
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zım Kampfe gegen den Ultramontanismus aufrütteln. Der Verf. setzt 
mit der Reformation ein und charakterisiert die kirchenpolitische Tä- 
tigkeit jedes Brandenburgisch-Preussischen Regenten. Sein Urteil ist 
ein abfälliges, ohne darum direkt ungerecht zu sein. Ausser dem 
(Grossen Kurfürsten, bedingt auch Friedrich dem Grossen und allen- 
falls dem Kaiser Wilhelm findet kein preussischer Monarch Gnade vor 
seiner Kritik. Dagegen scheint mir diese nicht in genügendem Masse 
an die Bismarckische Kirchenpolitik gelegt zu werden, deren letzte 
Wendung verhängnisvoll auch für die moderne deutsche und preussische 
gewesen ist. Das erklärt diese letztere, wenn sie es auch nicht ent- 
schuldigt. Der Verf. — nicht ohne Absicht ist er anonym geblieben — 
nimmt ihr gegenüber kein Blatt vor den Mund. Das Verfahrene der 
heutigen Zustände schildert er scharf und treffend. Nur scheint er 
mir die Verantwortlichkeit auf Schultern zu wälzen, die nur schwer 
einen neuen Kurs einschlagen konnten, und die Schuld derjenigen zu 
übersehen, die dem Preussischen Staate in den siebziger Jahren ihre 
Hilfe hätten gewähren sollen und die untätig, ja missvergnügt bei 
Seite gestanden haben, weil die damalige Preussische Gesetzgebung 
sich nicht auf die katholische Kirche allein bezog, sondern auch die 
evangelische in Mitleidenschaft zog. Wird das doch noch jetzt 
der Preussischen Gesetzgebung zum Vorwurfe gemacht von Männern, 
die nicht würdigen, dass einmal der Preussische Staat keine differen- 
zierende Behandlung seiner Untertanen vornehmen konnte, und dass 
andererseits doch auch in der evangelischen Kirche nicht Kreise fehlen, 
welche die geforderte kirchliche Unabhängigkeit selbst gegen den Staat 
auszuspielen starke Neigung haben. Ob heute noch der Staat den 
vom Verf. gewünschten Kampf aufnehmen wird, erscheint mehr als 
zweifelhaft nach den Erfahrungen, die er in der jüngsten Vergangen- 
heit gemacht hat. Freilich eine Aenderung der jetzigen Zustände wird 
und muss eintreten. Aber dazu müssen dessen Uebelstände noch viel 
krasser hervortreten, ehe der Deutsche aus seiner Lethargie aufge- 
rüttelt wird. Dies zu tun, ist die Tendenz des Verf. E. Fr. 


I. Lehr- und Handbücher. 


1. Haring* Grundzüge des kathol. Kirchenrechtes. Abt. I. 
(raz 06. Ulrich Moser. 

Man würde dem Buche Unrecht tun, wenn man an es den Mass- 
stab eines wissenschaftlichen Lehrbuches anlegen wollte. Es gibt nur 
die Vorlesungen wieder, welche H. an der Universität gehalten hat. 
Es enthält nirgends originale Forschungen oder auch nur Ansichten, 
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es verrät durchweg die Autorschaft eines Theologen und ist auch nur 
für solche bestimmt. Ob das Buch für Oesterreich durch die spezielle 
Berücksichtigung, die es den Verhältnissen dieses Landes gewährt, 
einem Bedürfnis entspricht, vermag ich nicht zu beurteilen. — Der Stand- 
punkt des Verf. ist der ultramontane. Er spricht vom pantheistischen 
Staat, „der sich selbst als Gott fühlt“ und daher die Kirche, die er 
als „Feindin der Kultur“ betrachtet, auszurotten bestrebt ist, uud 
wenn er dabei in Klammern hinzusetzt „Kulturkampf“, so soll damit 
doch wohl dem preussischen Staat wegen seiner Kirchengesetzgebung 
das Stigma des pantheistischen aufgedrückt werden. Die Kirche nimmt 
„nach jeder Richtung hin“ eine „erhabenere Stellung ein“ als der Staat. 
Freilich sei die politische Obergewalt der Kirche nie zum kirchlichen 
Dogma erklärt worden, zumal in der Bulle Unam sanctam nur der 
Schlusssatz dogmatischen Charakter besitze. Das sind lauter abge- 
standene Sätze, die in allen modernen ultramontanen Büchern mit 
sicherer Regelmässigkeit wiederkehren. — Irrtümer sind mir bei der 
Durchsicht des Buches — denn von einer genauen Lektüre habe ich 
abgesehen, da ich nichts Neues in ihm zu entdecken vermochte -— 
mehrfach entgegengetreten. 8. 48 heisst es: „es bedurfte nur eines 
Heinrich IV., um die Kirche in die schmachvollste Abhängigkeit zu 
bringen“. Der Verf. muss ein merkwürdiges Urteil über diesen deut- 
schen König haben, und von dessen Vater wenig wissen. S. 49 er- 
wähnt der Verf. die pragmatische Sanktion Ludwigs des Heiligen. 
Weiss er nicht, dass diese unecht ist? 8.50 ist Van Espen ein 
Franzose. S. 84 enthalten die Statuta ecclesiae antiquae Beschlüsse 
afrikanischer Synoden, darunter besonders die des Carthagin. IV. S. 89: 
die Pseudoisidorischen Sammlungen stellen im allgemeinen die Diszi- 
plin ihrer Zeit dar, darum haben sie auch in wesentlichen Punkten 
keinen Einfluss ausgeübt (S. 94). S. 99 die Compilatio V. hat Ho- 
norius III. für authentisch erklärt, während sie doch ein Gesetzbuch 
des Papstes darstellt. S. 102 Johann XXLII. hat die Clementinen revi- 
diert. In Wahrheit hat er nicht ein Wort geändert. S. 104. Die Böh- 
mersche Ausgabe des Corpus iuris ist 1747 in Magdeburg erschienen. 
Auf dem Titelblatte aber steht Halae Magdeburgicae, das ist indessen 
Halle a/S. 

Die Sprache des Verf. ıst von Provinzialismen nicht frei, doch 
sind mir Wortbildungen wie die Kanons und die Dechante bei ande- 
ren österreichischen Schriftstellern nicht aufgestossen. E. FE. 


2. Cavagnis, Elem. iuris publici naturalis et ecclesiastici. ed. 
II. Rom. 06. 
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3. Romero, Prodromus ad ius canonicum universum seu prole- 
gomena iuris canonici hodiernis academiarum moribus accommodata. 
Rom. 06. 

4. Mocchegiani, Jurisprud. ecclesiastica ad usum et commo- 
ditatem utriusque cleri. II. III. Rom. 06. 

5. Simeone, Lez. di diritto can. Palermo 06. 1.2. 

6. Taunton, The law of the Church. A Cyclopaedia of Canon 
law for english-speeking countries. Lond. 06. 

7. @Goddard, Manual of ecclesiastical law and practice in mis- 
sionary countries. Westminster 06. 

8. Acta pontificia et decreta ss. rr. congregationum. Romana 
mensualis ephemeris. Quae continuationem resumpsit Nuntii Romani. 
Red.: Const. Castello. Annus IV. 1906. Rom. Regensb. Pustet. 

9. Schoen, Das ev. KR. in Preussen. Bd. II. Abt. 1. Berl. 06. 

10. Pelt, Manuel de legislation civile A l’usage du Clerge d’Al- 
sace-Lorraine. Guenange 06. 


IN. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


1. Die neue Kirchensteuergesetzgebung f. d. kath. K.- 
Gemeinden u. Gesamtverbände in Preussen u. f. d. K.Gemeinden u. 
Parochialverbände d. ev. Landeskirche d. älteren Provinzen d. preuss. 
Monarchie. Entstehungsgeschichte der bez. Gesetze, deren Wortlaut, 
die Ausführungsanweisungen u. die in Betracht kommenden Bestim- 
mungen des Einkommensteuer- u. Kommunalabgabengesetzes. Nebst 
einem Anhange enthaltend die Gesetze über die K.steuererhebung in 
d. ev. Gem. d. Provinzen Hannover, Schleswig-Holstein u. Hessen- 
Nassau. Düsseld. 06. 

2. Crisolli u. Schultz, D. preuss. Kirchensteuergesetze nebst 
den Ausführungsanweisungen m. Anmerk. u. Formularen. Berl. 07. 

3. Kiene, Kath. Pfarrgemeindeges. v. 14./6. 1887, 22./7. 1906. 
M. e. Einleit. u. Erläuterungen auf d. Grundlage des Landauerschen 
Kommentars nebst e. Anh. üb. verschied. kirchenrechtl. Materien, u.a. 
die Konfession der Kinder n. württ. Recht. Stuttg. 06. 

4. Zakradnik, Ev. Kirchenverfassung f. Oesterreich m. Hin- 
weisen auf die zugehörigen Verordnungen, Erlässe u. Auslegungen der 
obersten Kirchen- u. Verwaltungsbehörden. Bielitz 06. 

5. Fritsch und Graf Hartig, Judikatur des Reichsgerichts, 
Verwaltungsgerichtshofes und des obersten Gerichtshofes in Sachen 
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des Kultus, des Unterrichts und der Stiftungen. T. I. Kultus. Er- 
gänzungsheft. Wien 1906. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


1. Katalog d. Handschriften d. kgl. Biblioth. zu Bamberg. 
TI. 1. Lief. 5. (Kanonistische Handschr.) Bamb. 06. 

2. Boyd, Ecclesiastical edicts of the Theodosian code. N.York 0b. 

3. James, The Genuineness and Autorship of the Pastoral 
Epistles. Lond. 06. 

4. Schim van der Loeff, Onderzock naar de herkomst en 
de strekking der zeven brieven van Ignatius in de korte recencie. 
Jaeyden 06. These. 

5. Bartlet, The origin and date of 2. Clement. Z. f. neutest. 
Wissensch. 1906. 123. 

6. Mac Rory, The Didascalia and Constit. of the Apostles. 
Irish th. 1906, 348. 

7. DeLacy O’Leary, The apostolical constitutions and cognate 
documents. Lond. 06. 

8. Drews, Studien z. Gesch. d. Gottesdienstes u. d. gottesdienstl. 
Jiebens. II. u. III. Untersuchungen üb. d. s. g. clementinische Liturgie 
im VIII. B. der apostol. Konstitutionen. I. Die clementinische Liturgie 
in Rom. Tüb. 06. | 

9. Th. H. Robinson, The authorship of the Muratorian Canon. 
Expositor, 7. Series. (Vol. 6), No. 6, June. 

10. Quentin, I. Le Conc. de Cologne de 346 et les adhesions 
gauloises aux lettres synodales de Sardique. II. Pretendues souscrip- 
tions du deuxieme concile de Tolede. Rev. Benedict. 23, 477. 

1l. Kösters, Studien zu Mabillons römischen Ordines, Münster 
ı. W. Heinr. Schöningh 1905. Mk. 2, 40, 

Mabillon hat 15. Ordines ediert. Der Verf. ist dazu gekommen, 
sich näher mit ihnen zu beschäftigen, weil er die mittelalterlichen 
Zeremonien beim Tode des Papstes und der Wiederbesetzung des 
päpstlichen Stuhles darstellen wollte. Dabei drängte sich ihm die 
Ueberzeugung auf, dass zunächst eine kritische Untersuchung des Quel- 
lenmateriales, wie dieses in den Ordines vorliegt, vorausgehen müsse, 
und diese Vorarbeit legt er in der oben angegebenen Schrift vor. Da- 
bei macht sich der Ausgangspunkt der Studien des Verf. noch in so 
weit geltend, dass er über die ersten sieben Ordines, die mit seinem 
ursprünglichen Thema nichts zu tun haben, nur referierend handelt 
und lediglich die acht folgenden einer selbständigen Untersuchung 
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würdigt. Die ganze Schrift hat mit dem Kirchenrecht direkt nichts 
zu tun; aber für chronologische Feststellungen sind die in den Ordines 
vorausgesetzten Rechtsinstitute wichtig, und darum ist das Buch auch 
für den Kanonisten von Bedeutung. Die Untersuchung ist gelehrt 
fundamentiert, scharfsinnig, und erscheint mir in ihren Ergebnissen zu- 
treffend. Dabei will ich freilich gestehen, dass die Ordines meinem 
Studiengebiet fern liegen. Ein Aeusserliches möchte ich noch bemer- 
ken. Der Verfasser zitiert meine Gratian-Ausgabe als Richter-Fried- 
berg. Richter hat aber mit ihr nichts anderes zu tun, als dass er 
früher auch eine Gratian-Ausgabe veranstaltet hat, die ebenfalls in 
Leipzig erschienen ist. Darum bezeichnet sich meine Ausgabe als 
Lipsiensis secunda. Im übrigen sind die Grundlagen beider Ausgaben 
durchaus verschiedene, und nicht Richter, sondern ich allein trage die 
Verantwortung für die meinige. E. Fr. 

12. Fournier, Et. sur les fausses decretales. II. Date de 
loeuvre d’Isidore. R. d’Hist. eccles. 7, 301. 

13. Derselbe, III. La patrie des fausses decr6&tales. 1* partie. 
Les provinces de Mayence et de Reims. Ebenda, 543. 

14. Derselbe, IV. La patrie des fausses decretales. 2° partie. 
La province de Tours. Ebenda, 761. 

15. Anselmi, Episcopi Lucensis collectio canonum una cum 
collectione minore iussu instituti Savigniani recensuit Fridericus 
Thaner. Fasc. 1. Oeniponte Wagner 06. 

Wie lange haben wir nicht sehnsüchtig auf diese Ausgabe ge- 
wartet, von der wir ja wussten, dass sie von 'Thaner besorgt werden 
solle. Kaum ist nun die Sammlung des Deusdedit in einer benutzbaren 
Ausgabe erschienen, so wird uns jetzt die erste Lieferung der für den 
Kanonisten wichtigeren Anselmischen Sammlung geboten. Ein eigener 
Unstern waltete über dieser, denn soweit sie bisher von Deutschen be- 
nutzt worden ist, geschah das nicht in der ursprünglichen Gestalt der 
Sammlung, sondern wie Fournier nachgewiesen hat, in einer überarbei- 
“teten späteren Form. Und doch ist die Sammlung von Bedeutung. 
Zunächst weil sie von einem der eifrigsten Anhänger Gregors VII. 
herrührt, und uns zeigt, mit welchen Waffen man das Gregorianische 
kirchenpolitische System zu stützen unternahm. Nicht nur, dass 
Pseudoisidor auf das eifrigste benutzt wurde — das geschah bona fide, 
denn dieser war als Fälscher noch nicht entlarvt — sondern auch in 
der Weise, dass Anselmus auf eigene Hand fälschte, um einer aufge- 
nommenen Stelle den richtigen Sinn zu geben, den er ihr beilegen 
wollte. Im Janus wird ausführlich von den Fälschungen des Anselmus 
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gehandelt, olıne dass doch auch Döllinger, da ihm kein sicherer Text 
der Sammlung vorlag, zu sicheren Ergebnissen gelangen konnte. An- 
dererseits steht fest, dass Anselmus eine Quelle des Gratian gewesen ist. 
Inwieweit, konnte, da die Sammlung des ersteren nicht vorlag, eben- 
sowenig mit Sicherheit festgestellt werden, wie die Frage, ob die Schuld 
an den bei Gratian anzutreffenden Fälschungen nicht auf die von ihm 
benutzten Gregorianer, namentlich den Anselmus abzuwälzen sei. 
Jetzt erst bekommen wir den sicheren Text des Anselmus. Frei- 
lich tritt uns die neue Ausgabe einstweilen noch ohne Prolegomena, 
ja ohne jede orientierende Bemerkung entgegen. Wir erfahren ledig- 
lich, dass dem Her. für die grössere Sammlung 20 Handschriften zu 
Gebote gestanden haben, für die kleinere 13. Ueber den Wert dieser 
Handschriften, über ihre Beziehungen zu einander schweigt der Her. 
einstweilen, ebenso wie darüber, welche Handschrift er seiner Textge- 
staltung zu Grunde gelegt habe. Die von dem Her. für die bis jetzt 
gedruckten ersten vier Bücher befolgte Methode charakterisiert sich 
folgendermassen. Die einzelnen canones werden mit den von Ansel- 
mus herrührenden Rubriken abgedruckt, ohne dass diese durch beson- 
dere Schrift ausgezeichnet wären. Bei jedem canon wird ausser den 
handschriftlichen Varianten der Autor angegeben, auch in den An- 
merkungen die Abweichungen, welche zwischen dem Texte des Ansel- 
mus und des Autors hervortreten. Darauf wird aber auch im Texte 
selbst hingewiesen, indem durch ein Zeichen angedeutet wird, dass die 
eingeklammerten Worte zwar so beim Autor stehen, bei Anselmus aber 
fortgelassen oder verändert worden sind, durch ein anderes die selb- 
ständigen Einschiebungen des Anselmus. Ob und in wie weit Ansel- 
mus frühere Sammlungen, abgesehen von Pseudoisidor, benutzt habe, 
wird nicht angegeben. Ebenso wenig inwieweit spätere Sammler 
und namentlich Gratian den Anselmus benutzt haben. Nachweise 
der ersteren Art hat Wolf von Glanvell in seiner Deusdedit-Aus- 
gabe gegeben, während er die der anderen in einem weiteren Bande 
geben wollte, an dessen Abfassung er freilich durch den Tod verhin- 
dert worden ist. Ob Thaner für Anselm beide in den Prolegomena 
geben will, erhellt zur Zeit nicht. Wir möchten ihn aber driugend 
bitten es zu tun, und .dabei auch des Polycarpus nicht zu vergessen, 
von dem die Hüffersche Abschrift des Pariser Codex ja jetzt in der 
Bonner Universitätsbibliothek zugänglich ist. Durch solche Nachweise 
stiftet die Ausgabe erst den Nutzen, den man von ihr erwartet. Hoffent- 
lieh wird auch eine tabellarische Uebersicht der von Anselmus benutz- 
ten Quellen gegeben und ein Register der Canones-Anfänge. Weiteres 
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ist über die Ausgabe zunächst noch nicht zu sagen. Doch möchten wir 
der Verlagshandlung unsere Anerkennung ausdrücken über die schöne 
Ausstattung, die sie dem Buche gegeben, hat, und unsere Hoffnung, 
dass das lange erwartete Unternehmen zu einem baldigen Abschlusse 
gelangen möge. E. Fr. 

16. Leicht, Per la storia della glossa al decreto die Graziano. 
Udine 08. 

17. Bliemetzrieder, Kanonist. Traktat aus Bologna. Stud. 
u. Mitt. a. d. Bened.-Ord. 27, 1. 

18. Göller, Z. Gesch. d. II. Lyoner Konzils u. d. liber VI. 
Röm. Qu.-Schr. 1906, 81. 

19. Ursmer-Berliere, Inventaire anal. des Libri obligatio- 
num et solutionum des Archives Vaticanes. Bruges 05. 

20. Derselbe, Suppliques de Clement VI. (1342—1352) Textes 
et analyses. Par. 06. 

21. van Gulik, Die Konsistorialakten über die Begründung des 
uniert chaldäischen Patriarchates von Mosul unter Papst Julius III. 
Oriens christianus. 4. Jahrg. 2. Heft. 

22. Regesta pontificum romanorum. Jubente regia societate 
Gottingensi congessit Paul. Fridol. Kehr. Italia pontificia sive reper- 
torium privilegiorum et litterarum a romanis pontificibus ante annum 
1098 Italiae ecclesiis, monasteriis, civitatibus singulisque personis con- 
cessorum. Vol. I. Roma. Berlin 06. (Besprechung folgt.) 

23. Luchaire, Un document retrouve. (D. Reg. Innoc. III. ent- 
haltend die Briefe des 18. u. 19. Jalıres des Pontifikates). Journ. des 
Savants. 1905. N. Ser. 3, 857. 

24. Gr&egoire IX, Les registres de, Recueil des bulles de ce 
Pape, publ. ou analysees, d’apres, les mscr. originaux du Vatican, par 
Lucien Auvray. 

25. Grandjean, Registres de Benoit XI (1303—1304). Fasc. 5. 

26. Jean XXII, Lettres communes (1316—1334). Analysees, d’apres 
les registres dits d’Avignon et du Vatican, par G. Mollat et G. de 
Lesquen. Fasc. 3. (T.2, p. 1—276). Fasc. 4.5.(T. 2 p. 277—400). Paris 06. 

27. Benoit XII, Lettres communes de (1354—1342). Analysees, 
d’apres les registres dits d’Avignon et du Vatican, par J. M. Vidal. 
T, 2. Fasc. 1—4. Paris 06. 

28. Krofta, Acta Urbani VI. et Bonifatii IX. pont. Rom. T. II. 
1397—1404. 

29. Papal registers calendar: Papal letters VI. 1417—1431. Lond. 
1906. 
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30. Nuntiaturberichte aus d. Schweiz seit d. Konz. v. 
Trient nebst ergänzenden Aktenstücken. Abt. I. Die Nuntiatur v. 
Giov. Franc. Bonhomini 1579—81. Documente, 1. Bd.: Aktenstücke z. 
Vorgesch. d. Nuntiatur 1570—9. Die Nuntiaturberichte Bonhominis 
u. d. Correspond. m. Carlo Borromeo a. d. J. 1572. Bearb. v. Stef- 
fens u. Reinhard. Solothurn 06. 

31. Decereta conciliorum quinque provinciae Burdigalensis, me- 
diante saeculo nono decimo celebratorum, cum actorum summario et 
indice rerum analytico. Poitiers 06. 

32. Kress, Die KO. f. eine Landgemeinde (Kresshof) a. d. I. 
Hälfte d. XV. Jahrh. Beiträge z. bayer. KGesch. 12, 258. 

33. Dietterle, Die Summae confessorum. Z. f. KGesch. 27, 
166. 296. 

34. Konrad v. Megenberg, Traktat de limitibus parochia- 
rum civitatis Ratisbonensis. Ein Beitrag z. Gesch. d. Pfarrinstituts 
a. d. XIV. Jahrh. Kritisch untersucht u. herausgeg. v. Schneider. 
Regensb. 06. 

35. Wahrmund*, Quellen zur Geschichte des römisch-kanoni- 
schen Prozesses im Mittelalter 1 Bd. 1. Doppelheft IV—V. Heft IV: 
Die Rhethorica ecclesiastica. Heft V: Der Ordo iudiciarius des Eil- 
bert von Bremen. Innsbruck 1906. Wagner M. 5. 

Die erste der hier edierten oben angegebenen Schriften ist zwar 
der bisherigen Forschung nicht entgangen, bis jetzt aber noch nicht 
gedruckt worden. Ueber den Autor, die Heimat, die Entstehungszeit 
lässt sich nichts gewisses sagen. Nur kann aus dem Umstande, dass 
der Autor lediglich mit dem Decretum Gratiani arbeitet und jedenfalls 
keine der zwischen üratian und der Compilatio I entstandene Samn- 
lung — wenigstens soweit diese publiziert sind — benutzt, der sichere 
Schluss gezogen werden, dass sie nicht lange nach dem Decretum 
Gratiani entstanden ist, also zu einer Zeit, wo die vom Autor bewirkte 
Eingliederung des Rechtsstoffes in die Rhetorik schon im Absterben 
war. Andererseits stellt sich die zweite von W, edierte Schrift, die 
1191—1204 entstanden ist, als ein versifizierter Auszug aus der ersteren 
dar, womit der Endtermin für die Entstehungszeit der ersteren gegeben 
ist. Diese zweite bei weitem kleinere Schrift ist zwar schon von Siegel 
zum Gegenstand einer akademischen Abhandlung gemacht, auch man- 
nigfach zitiert aber vollständig noch nicht ediert worden. E. Fr. 

Zaretzky*, Der erste Kölner Zensurprozess. Ein Beitrag zur 
Kölner Geschichte und Inkunabelkunde. Mit einer Nachbildung des 
Dialogus super libertate ecclesiastica 1477. Köln 1906. Du Mont- 
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Schauberg. (Veröffentlichungen der Stadtbibliothek in Köln. Bei- 
heft 6.) 

Der hier dargestellte Zensurprozess wird nicht von der kirchlichen, 
sondern von der politischen Behörde angestrengt. Insofern hat er 
auch kein kirchenrechtliches Interesse, sondern nur ein politisches und 
lokalhistorisches, sowie auch ein bibliographisches, weil das zensurierte 
Buch sich als einen der ältesten Kölner auch in typographischer Hin- 
sicht hochinteressanten Inkunabeldruck darstellt und als den ersten 
bekannten Versuch, die neue Buchdruckerkunst in Köln für die Kämpfe 
des öffentlichen Lebens auszunutzen. Aber dies Buch selbst, welches 
in der vorliegenden Publikation mit zum Abdrucke gebracht wird, hat 
auch eine gewisse kirchenrechtliche Bedeutung. Es handelt de liber- 
tate ecclesiastica. Sein Verfasser ist Heinrich Urdemann, seit 1461 
Dechant an S. Andreas in Köln und Offizial der Kölner Kurie. Er 
war, wie seine Zitate bezeugen — diese sind zum Teil durch den Refe- 
rendar Mergentheim verifiziert worden — ein nicht ungelehrter Kanonist, 
von Gesinnung ein entschiedener Papalist. Seine in Dialogform abge- 
fasste Schrift ist durch die finanziellen Bedrückungen hervorgerufen, mit 
welchen der Kölner Rat, freilich selbst in arger pekuniärer Bedräng- 
nis, den städtischen Klerus heimgesucht hatte. Er setzt auseinander, 
wie dadurch das kanonische und auch das kaiserliche Recht verletzt 
werde. Schliesslich sind es 13 Vorwürfe, welche er gegen die Stadt 
erhebt. Sie habe Amortisationsgesetze erlassen, geistliche Güter wür- 
den von den weltlichen Richtern mit Beschlag belegt und weltlicher 
(serichtsbarkeit unterstellt, sie verletze das Asylrecht, die percussores 
clericorum bleiben strafloes, Kleriker werden ins Gefängnis geworfen 
und durch Zölle und Steuern bedrückt, durch Einquartierung geschä- 
dig. Exkommunizierte werden in den Kirchen geduldet und sogar 
zum Bürgermeister gewählt u.s.w. Diese kölnischen Verhältnisse sind 
übrigens für jene Zeit nichts Aussergewöhnliches und können gleich- 
artig auch für andere Städte. nachgewiesen werden. Interessant aber 
und für den Rat höchst unbequem war die Art, wie sie durch eine 
anonyme Druckschrift dargelegt und bekämpft wurden. — Das vortreff- 
lich ausgestattete Buch enthält auch einen Faksimileabdruck der Druck- 
schrift und neben der erzählenden Darstellung die auf sie bezüglichen 
Urkunden im Wortlaut. E. Fr. 

37. Grützmacher, Hieronymus. Bd. 2. Leipzig, Dietrich 07. 

Fünf Jahre sind verflossen, seit der I. Band dieses Werkes er- 
schienen war, und auch mit dem vorliegenden ist es nicht abgeschlossen, 
Ein dritter soll noch folgen. Der jetzt erschienene stellt das Leben 
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des Hieronymus und seine literarische Tätigkeit für die fünfzehn Jahre 
385 bis 400 dar. So sind für den Schlussband die letzten zwanzig 
Lebensjahre des Doctor ecclesiae bestimmt. Freilich die äusseren Le- 
bensereignisse, welche dieser Band darbietet, sind dem Hieronymus 
sehr eintönig verlaufen. Mit einer gewissen Bitterkeit verlässt der 
unter dem Papste Damasus verehrte und von diesem stark benutzte 
Mann Rom, als seine Hoffnungen auf den päpstlichen Stuhl vereitelt 
wurden und er bei dem neuen Papste Siricius nicht mehr Unterstützung 
fand gegen die feindseligen Angriffe von Volk und Weltklerus, welche 
namentlich sein asketischer Einfluss auf vornehme Römerinnen hervor- 
gerufen hatte. Mit einer dieser, der Paula, geht er nach Antiochia, 
bereist das heilige Land, nimmt einen kurzen Aufenthalt in Aegypten 
und lässt sich dann dauernd in einem Kloster zu Bethlehem nieder, 
grollend gegen das undankbare Rom. Aber allmählich versucht er 
doch die Fäden mit diesem wieder anzuknüpfen, ohne indessen bis zu 
seinem Lebensende sein Kloster wieder zu verlassen. Um so frucht- 
barer war seine literarische Tätigkeit. Die einzelnen Werke werden 
vom Verf. genau analysiert und besonders auch in Bezug auf ihre Ori- 
ginalität untersucht. Diese letztere ist kaum vorhanden gewesen. 
Ueberall fast lehnt Hieronymus sich genau an Vorbilder, namentlich 
Origenes an, freilich ohne seine Gewährsmänner zu nennen. Von bahn- 
brechenden Ideen ist bei ılım keine Rede. Aber er ist ununterbrochen 
literarisch beschäftigt, und noch mehr literarische Pläne als er ausge- 
führt hat, hat er gefasst, aber unerledigt gelassen. Seiner Vielschrei- 
berei entsprach die Flüchtigkeit, welche seine Bücher kennzeichnet. 
Sein Charakter erweist sich überall als ein problematischer. Ehrgeizig, 
voll von Autoreneitelkeit, boshatt und bissig in der Polemik, fanatisch 
vor allen Dingen für die Virginität. Und doch kann einigen seiner 
Schriften ein wirkliches und dauerndes Verdienst nicht abgesprochen 
werden. Jedenfalls verbreitete sich sein Ruhm in dieser Periode über 
die ganze Christenheit, und das bewirkte eine umfassende Korrespon- 
denz. Die von ihm geschriebenen zahlreichen Briefe dienen aber nicht 
nur zur Charakteristik seiner Gegner, sondern sie werfen auch interes- 
sante Schlaglichter auf die Zeit- und namentlich auf die Kirchenver- 
hältnisse. Wir führen nur beispielsweise S. 220 an, wo ein Beitrag 
über die Briefbestellung jener Zeit gegeben wird. 8. 235, wo der 
Priester Hieronymus den monarchischen, ihm selbst unerreichbar ge- 
bliebenen Episkopat, wie er das schon im Tituskommentar getan hatte, 
aus dem Presbyterat ableitet. S. 237, wo sich ergibt, dass ihm schon 
bei Lebzeiten Schriften untergeschoben wurden, wie das ja später in 
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starkem Masse geschehen ist. Die Schilderungen des zeitgenössischen 
Klerus und Mönchtums und deren schwere Missstände sind recht 
bedeutungsvoll. Zu einem Irrtum ist der Verf. durch Vallarsi S. 213 
verleitet worden. Das dort erwähnte Conc. Carthagin. IV ist kein 
karthagisches und kann für Schilderung nordafrikanischer Zustände 
nicht verwendet werden. Der zitierte Canon gehört den Statuta ec- 
clesiae antiqua an, einer Sammlung von ins Lateinische übersetzten 
orientalischen Canones, deren Ursprung man jetzt nach Gallien ver- 
legt und deren Bezeichnung als C. Carthagin. IV bis jetzt unerklärt 
ist. — Das Buch ist frisch und lebhaft geschrieben und fesselt den 
Leser bis zum Schlusse. Möchte der Verf. die Vollendung nicht zu 
lange ausstehen lassen. E. Fr. 

38. Michael, Reinmar v. Zweter m. bes. Rücksicht auf seine 
Papstsprüche. Z. f. k. Tbeol. 29, 588. 

39. Senger, Lupold v. Bebenburg. (Aus Ber. d. histor. Ver. 
Bamberg.) Bamberg. 

40. Sullivan, The manuscripts and date of Marsiglio of Pa- 
dua’s Defensor Pacis. Engl. hist. rev. 20, 293. 

41. Heınmerle, Nicol. Poissevillain, gen. Nikol. v. Clemanges 
u. d. Schrift De corrupto ecel. statu. Hist. Jahrb. 27, 803. 

42. Canisii, beati Petri, S. J., Epistulae et acta. Collegit et 
adnotationibus illustravit Otto Braunsberger, S. J. Vol. IV. 1563 ad 
1565. Freiburg i. Br. 06. 

43. Zillich, Febronius. Halle 06. (Hallesche Abhandl. H. 44.) 

44. Latreille, Josephe de Maistre et la papaute. Par. 06. 

45. Marechal, La Mennais, essai d’un systeme de philos. cath. 
(1830—31.) Par. 06. 
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1. Bonuceci, La derogabilitä del diritto naturale nella scolastica. 
Perugia 06. 

2. Durell, The historie church. An essay on the conception 
of the christian church and its ministry on the sub-apostolic ages. 
Cambridge 06. 

3. Buonaiuti, Antica costituzione della chiesa. Riv. St. d. 
scienze theol. 1,4. 

4. Bedwell, Increase of the episcopate. Jond. 06. 

5. Böhmer, Zu dem Zeugnisse des Irenaeus v. d. Ansehen der 
röm. Kirche. Z. f. neutestamentl. Wissensch. 7 H. 3. 


9% 


132 Literaturübersicht. 


6. Turmel, Saint Cyprian et la papaut& pendant la controverse 
baptismale. R. cath. des &gl. 1905. 2,577. 

7. Funk, D. Indulgenzedikt des Papstes Calixtus. Theol. Qu.- 
Schr. 88, 541. 

8. De Laforge, La papaute, son influence dans le monde au 
IVe siecle. Sens 05°. 

9. Savio, Il papa Zosimo, il concilio di Torino e le origini del 
primato pontificio. Studio storico-critico. Roma 06. 

10. Clavel, Le pape Nicolas Il. Son oeuvre disciplinaire. (These.) 
Lyon 06. 

11. Hourat, Le Syllabus, etude documentaire. 1—3. 3 ed. Par. 

12. Ermoni, Primato del vescovo di Roma durante i primi tre 
secoli della Chiesa. Rom. 06. 

13. Pflugk-Harttung, D. Papstwahlen u. d. Kaisert. (1046 
—1328). Z. f. KGesch. 27, 276. 

14. Uffizi vacabili. Celebre lite per la soppressione de Segretari 
apostolici (1681). Civ. catt. 57, 1345. 

15. Rieder, Von Pitra z. d. Kanzleiordn. Nicolaus III. Qu. 
u. Forsch. a. ital. Arch. 9, 1. 

16. Aniel, La secretairerie pontific. sous Paul IV. Rev. d. Quest. 
hist. 79,408, auch Besank. 06. 

17. Göller, Handschriftliches aus dem Vat. Archiv zur Geschichte 
des 14. Jahrhunderts; zur Entstehung der Supplikenregister, in Röm. 
Quartalschrift für christliche Altertumskunde und für Kirchengeschichte. 
19. Jahrg., 4. Heft. 

18. Rieder, Rezens. v. Göller, der liber taxarum. Gött. G.A. 
1906, 493. 

19. Crivelluceci, Delle origini dello Stato pontifieio (Schluss! 
Studi stor. 14, 3. 

20. Eitel, D. Kirchenstaat unter Klemens V. I. Teil. Berl. u. 
Leipz. 06 (Freib. Diss., erscheint vollständig als H. 1 der Abh. z. 
mittl. u. neuer. (Gesch. v. Below, Finke u. Meinecke). 

21. Sägmüller, D. Tätigkeit u. Stellg. d. Kardinäle bis Papst 
Bonifaz VIII. Theol. Qu.Schr. 88, 595. 

22. Richard, Origines des nonciatures permanentes. La repre- 
sentation pontificale au XVe siecle (1450—1513). R. d’Hist. ecel. 7, 
52. 317. 

23. Richard, Origines de la nonciature de France. Debats de 


la representation permanente sous Leon X. 1513—31. R. des Quest. 
hist. 1906, 80. 112. 
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24. Fraikin, Noneciature de France, Nonciatures de Cl&ment 
IL t. 1 (1525—27). Par. 06. 

25. Maere, Les origines de la nonciature de Flandre. Et. sur 
la diplomatie pontificale dans les Pays-Bas ä la fin du XVIe siecle. 
R. d’hist. eccl. 7, 565. 805. 

95. Lesne, La hierarchie Episcopale, provinces, metropolitains, 
primates en Gaule et Germanie depuis la reforme de St. Boniface jus- 
qu’ä la mort d’Hincmar 742—882. Par. 05. 

27. Curschmann, Die Diözese Brandenburg. Untersuch. z. 
histor. Geogr. u. Verfassungsgesch. e. ostdeutschen Kolonialbistums. 
Leipzig. Duncker & Humblot. 06. (Besprechung folgt.) 

28. Eisenhofer, D. bischöfl. Rationale. Seine Entstehg. u. 
Entwickelung. München 07. Vgl. dazu Bigelmaier in Hist. Jahrb. 
27, 467. 

29. Kisky, D. Domkapitel der geistl. Kurfürsten in ihrer per- 
sönlichen Zusammensetzung im XIV. u. XV. Jahrh. Weimar 06. nr 
mer, Quellen u. Studien 1, 3.) (Besprechung folgt.) 

30. Hübner, Archidiakonatseinteilung in d. ehemal. Diözese 
Salzburg. Mitt. d. Ges. f. Salzb. Ldkunde 45, I, 41. 

3l. Bastgen, D. Entstehungsgeschichte der Trierer Archidia- 
konate. Trier 06. 

32. Henggeler, Das bischöfliche Kommissariat Luzern von 
1605—1800. Stans 06. (Bonner Diss., wird vollständig in Stutz, Ab- 
handlungen erscheinen.) 

33. Wagner, Die Säcularisation des Bist. Halberstadt u. seine 
Einverleibung in den Brandenb.-Preuss. Staat 1648—50. Münster 05. 
Diss. 

34. Guglia, Studien zur Geschichte des V. Laterankonzils. Neue 
Folge. [Aus: „Sitzungsber. d. k. Akad. d. Wiss.*) Wien 06. 

35. Granderath, Gesch. d. vatik. Konzils von seiner ersten 
Ankündigung bis z. s. Vertagung. Nach d. authent. Dokumenten dar- 
gestellt. Her. v. Kirch. 3. (Schluss-)Band. Vom Schlusse der III. 
öffentl. Sitzung bis zur Vertagung d. Konzils. Die Aufnahme der 
Konzilsentscheidungen (die päpstliche Unfehlbarkeit). Freib. 06. 

Mit diesem III. Bande ist das umfangreiche Werk, dessen ersten 
beiden Bände schon in dieser Ztschr. eine Besprechung erfahren haben, 
zum Abschlusse gebracht. Er ist der interessanteste und wichtigste. 
Denn er stellt die Peripetien dar, welche die Infallibilitätsfrage durch- 
gemacht hat, wegen deren doch das Konzil eigentlich berufen worden 
war. Und der Verf. ist der einzige der bisherigen Konzilshistoriker, 
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der für diese Frage die Akten des Konzils, sowie die beim Konzil 
bekanntlich sekretierten stenographischen Berichte zu benutzen in der 
Lage gewesen ist. Daher gibt seine übrigens klar und übersichtlich 
geordnete Darstellung in manchen Beziehungen Neues. So z. B. be- 
züglich der Stellung, welche der Mainzer Bischof von Ketteler zur 
Infallibilitätsfrage eingenommen hat. Dieser hat bekanntlich behaup- 
tet, er sei zwar stets Infallibilist gewesen, habe jedoch die Definierung 
des Dogmas für inopportun erachtet. Und nun ergibt die Darstellung 
auf S. 187 fi., dass Ketteler die Infallibilität aus inneren Gründen be- 
kämpft hat, so dass ihn der Verf. sogar als Gallikaner bezeichnet. 
Wir müssen also annehmen, dass Ketteler an einer Gedächtnisschwäche 
laboriert hat, als er öffentlich erklärte, er habe nie an der Unfehlbar- 
keit des Papstes gezweifelt. Er hat einfach nach dem Konzil das 
sacrifizio dell’ intelletto gebracht, was übrigens in katholischen Kreisen 
sein Ansehen um so weniger schmälern wird, als er in dieser Bezie- 
hung ebenso viele Vorgänger wie Nachfolger gehabt hat. Freilich darf 
der Leser des Buches auf eine unparteiische Darstellung nicht rechnen. 
Der Verf. und der Her. sind beide Jesuiten. Sie stehlen auf dem 
Standpunkte ihres Ordens, der die Infallibilität zu allen Zeiten ver- 
treten hat. So erfahren denn auch die Gegner der Infallibilität stets 
eine abfällige Kritik, während die Verteidiger der Lehre sich des vollen 
Beifalles zu erfreuen haben. Auch die Aufnahme der Konzilsschlüsse 
wird dargestellt. Natürlich in demselben Geist wie der Vorgang des 
Konzils selbst. Die bösen Regierungen wollen den Anlass benutzen, 
um die Kirche zu knechten. Der Verf. verfechtet die Ansicht, dass 
man in Rom gar nicht die Absicht gehabt habe, die Unfehlbarkeits- 
frage auf die Tagesordnung des Konzils zu setzen. Erst die gegen 
die Infallibilität erscheinende Litteratur, die dadurch bewirkte Erschüt- 
terung im Glauben der katholischen Welt habe den Anstoss gegeben, 
das erlösende Wort zu sprechen. Wem fällt dabei nicht die Geschichte 
ein vom Lamm, welches das Wässerchen getrübt hat und dadurch den 
Angriff des Wolfes provozierte.e Wenn der Verf. seine Darstellung 
damit schliesst, dass das Konzil den Hauptschlag gegen den Libera- 
lismus und Indifferentismus geführt hat und Gottes Vorsehung über 
dem Konzil preist, so haben wir einerseits noch keine Lahmlegung 
des Liberalismus und keine Beseitigung des Indifferentismus, erfolgt 
durch das Konzil, konstatieren können, und andererseits: Gottes Mühlen 
mahlen laugsam. Hier heisst es geduldig abwarten. Vielleicht wird 
in gegebener Zeit der Niedergang der katholischen Kirche auf das 
Konzil zurückgeführt werden, und vielleicht haben doch diejenigen 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 135 


Bischöfe Recht gehabt, welche die Infallibilität bekämpft und dann 
freilich doch gegen ihre bessere Ueberzeugung anerkannt haben. E. Fr. 
36. Richterspruch eines Bischofs 4. Jahrh. p. Chr. no. 43. 
Aeltestes Beispiel. Die Einzelkirche des Bischofs xa$oA:x7, genannt. cf. 
Crum in Proceedings of the Soc. of bibl. archeology. 1905, 171 f. 
Mitteis, Griech. Urkk. d. Papyrussamml. zu Leipzig. 1, 146. Leipz. 06. 
37. Douais, L’Inquisition. Ses origines. Sa procedure. Paris 06. 

38. Vacandard, Le pouvoir coercitif de l’egl. de l’inquisition. 
R. du clerge franc. 1906. 225. 353. 

39. Schaub*, Der Kampf gegen den Zinswucher, ungerechten 
Preis und unlautern Handel im Mittelalter. Von Karl d. Gr. bis Papst 
Alexander VOL. Eine moralhistorische Untersuchung. Freiburg i/Br. 
Herder 05. Mk. 3. 

Wir haben die auch in formeller Beziehung rühmenswerte Schrift, 
der noch ein zweiter, die spätere Periode behandelnder Teil folgen 
soll, mit grösstem Interesse gelesen. Zwar ist das Thema schon von 
Neumann und Endemann behandelt worden. Aber einmal war die Ver- 
wertung der damals vorhandenen Quellen bei diesen nicht ausreichend 
— 2.B. übersieht Neumann die Bussbücher völlig — und andererseits 
sind neuerdings so viele bisher unbekannte Quellen aufgedeckt worden, 
dass die frühere Literatur als veraltet bezeichnet werden muss. Auch 
hat keiner der früheren Autoren eine so umfassende nationalökono- 
mische Bildung besessen wie der Verf. Dies befähigt ihn, die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse der Periode immer als die Basis zu zeichnen, 
auf der sich die Wucheranschauungen und die über den Handel ent- 
wickelt haben. Das moral-theologische Element tritt in dieser Periode 
noch wesentlich zurück. Das wirtschaftsgeschichtliche und juristische 
überwiegt. Und darum wünschten wir, dass Nationalökonomen und Ka- 
nonisten sich durch den Titel der Schrift nicht von deren Studium abhalten 
lassen möchten. Es werden ihnen viele neue Gesichtspunkte aufge- 
schlossen werden, und selbst, wenn sie nicht zu allen Auffassungen des 
Verf. bekehrt werden sollten, so werden sie diese doch stets als zum 
Nachdenken anregende erkennen. Einen allerdings nicht wichtigen 
Punkt möchte ich noch anführen. Der Verf. benutzt auch die bisher 
ungedruckte Collectio Anselmi, wie mir scheint nach den Zitaten in 
meiner Gratian-Ausgabe. Nun hat aber Fournier nachgewiesen, dass 
ich — und sämtliche deutschen Forscher befinden sich in derselben 
Lage — nicht den wirklichen Anselm, sondern eine spätere Bearbei- 
tung der Sammlung handschriftlich benutzt habe. Diese Zitate wer- 
den also nach der soeben begonnenen Anselmus-Ausgabe von Thaner 
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zu rektifizieren sein. 

Hoffentlich lässt der Verf. bald den Schluss der Arbeit folgen, 
und dürfen wir ein Geständnis ablegen? Wir würden nicht gerade 
böse sein, wenn auch im II. Teil das moral-theologische Element nicht 
in den Vordergrund der Darstellung gerückt werden würde. E. Fr. 

40. Evans, The criminal persecution and capital punishment of 
anımals. London, Heinemann 06. 

41. Bernheim, D. Wormser Konkordat u. s. Vorurkunden hin- 
sichtl. Entstehung, Formulierung, Rechtsgültigkeit. Berl. 06. (Gierke,: 
Untersuchungen H. 81.) 

42. Doize, Les Elections Episcopales en France avant les con- 
cordats. Et. publ. par les Peres de la Soc. de Jesus. 107, 721; 108, 

38. 359. 
| 43. Krabbo, Die ostdeutschen Bistümer, besonders ihre Be- 
setzung, unter Kaiser Friedrich II. Berlin 06, in Historische Studien. 
Veröffentlicht v. Dr. E. Ebering. 

44. Schröder, Eine kanon. Wahl im Zeitalter des Josephinis- 
mus. Hist. Jahrb. 27, 551. 729, 

45. Abert, Die Wahlkapitulationen der Würzb. Bischöfe b. z. 
Ende des XVII. Jahrh. 1225—1698. Eine histor.-diplomat. Studie, 
\Würzb. 06. 

46. Schneider, Die Mettener Abtwahl. A. £.K.KR. 86, 429. 
Nachtrag dazu ebend. 798. 

47. Ebers, Gesch. d. Devolutionsrechtes bis zu seiner gesetz- 
lichen Regelung (1179). Stuttg. 06. (Bresl. Diss, wird vollständig 
in Stutz, Abhandl. erscheinen.) 

48. Strecker, Die 3 ersten Jahrzehnte des ältesten Kirchen- 
buches d. Parochie Fritzow, Synode Kammin. Monatsbl. d. Ges. f. 
pomm. Gesch. 1905, 129. 146. 

49. ottlob, Kreuzablass und Almosenablass. Eine Studie 
über die Frühzeit des Ablassweseus. Stuttg. 06. Ferd. Enke (Stutz, 
Kirchenrechtl. Abhandlungen H. 30. 31) Mk. 12. 

Eine sehr verdienstliche dogmengeschichtliche Untersuchung, zu 
welcher der Verf. wohl bei Gelegenheit seiner Studien über die Kreuz- 
zugssteuern gekommen ist. Denn die Kreuzzugsablässe sind die ersten 
welche uns geschichtlich entgegentreten. Der Verf. zeigt, wie diese 
eine Umgestaltung erfahren, und wie die Almosenablässe sich zunächst 
in Spanien als Ablässe für Personen herausgebildet haben, die 
statt der ibnen auferleeten Busswerke eine Mitarbeit bei dem Bau 
zerstörter Kirchen übernommen haben. Wenn er mit Recht den Zu- 
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sımmenhang des Ablasses mit der Entwickelung der Busse hervorhebt, 
so hätte er doch m. E. dieser näher nachgehen sollen. Es ist doch 
richt zufällig, dass derselbe Thomas von Aquino, welcher die Lehre 
von den transcendentalen Wirkungen des Ablasses zum Abschluss 
bringt, dies auch bezüglich der Busslehre tut, und den Priester an 
tsottes Stelle die Sünde vergeben lässt. \Wenn danach die Busswerke 
die Stellung nach der Absolution erhalten, so dass sie durch die Tat 
ihrer Ableistung sofort wirksam werden, so ist es nur eine logische 
Schlussfolgerung, dass die Kirche auch die zeitliche Strafe, in welche 
die jenseitige durch die Busse verwandelt wird, durch den Ablass er- 
lassen kann, und dieser dann dieselben transcendentalen Wirkungen 
hervorbringen muss wie die Absolution, deren bedingte Wirkung durch 
Ableistung der auferlegten poenitentia eintritt. Auch wäre es geraten 
gewesen, auf die schon in den Bussbüchern vorkommenden redemp- 
tiones hinzuweisen, bei welchen doch schon dieselben Gedanken ent- 
gegentreten, die bei den Ablässen — jedenfalls den Almosenablässen 
— später wirksam waren. In einigen Einzelheiten möchte ich dem 
Verf. widersprechen. So glaube ich, dass er in die S. 56 abgedruckte 
Bulle Gregors VII. einen falschen Sinn hineinlegt und in ihr den Ab- 
lass „wenigstens angerührt“ findet. Gregor appelliert lediglich an 
die Hilfe der Gläubigen für die Kirche mit der Motivierung, dass jeder, 
dem sein Seelenheil lieb ist, ihr helfen müsse, weil nur durch sie 
dieses erlangt werden kann. Die 8. 264 zitierte Bulle Alex. III. steht 
nicht, wie angegeben c. 1. D. 2. de poenit, ja kann gar nicht in ihr 
stehen, da Alex. III. als der spätere von Gratian nicht berücksichtigt 
oder excerpiert werden konnte. Auch die Bulle des Laterankonzils 
S. 262 und 266 hat m. E. mit dem Ablasse gar nichts zu tun. Wenn 
hier bestimmt wird, dass der Büsser die Busse „mit eigenen Kräften“ 
erfüllen soll, so heisst das nicht, dass der Büsser sich nicht des Ab- 
lasses bedienen solle. Schon aus den Bussbüchern ist uns bekannt, 
dass der Reiche die ihm auferlegten Busswerke durch andere ausführen 
lassen konnte, dass Gemietete in seinem Namen und mit Wirkung für 
ihn fasten und beten konnten. Nur dagegen wendet sich das Konzil. 
Nicht recht verständlich ist uns endlich die Ausführung auf S. 139, 
wonach der Verf. den Ablass nur als einen „Brauch“ hinstellt, weil 
auktoritativ nie ex professo seitens eines Konzils oder eines Papstes 
der Ablassbegriff festgestellt worden sei. Als ob es darauf ankäme 
und das Gewohnheitsrecht nicht eine wirksame Rechtsquelle wäre, ganz 
abgesehen davon, dass die Päpste, indem sie Ablässe gewährt haben 
und noch gewähren, damit genügend die Existenz des Rechtsinstitutes 
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anerkannt haben. Darum kann auch nicht gesagt werden, dass der 
erste Anlass der Reformation rechtlich ein Nichts gewesen, da der 
Ablass, wie er zur Zeit Luthers geübt wurde und wie er heute noch 
geübt wird, nur ein kirchlicher Brauch war „und ist“. Selbst wenn das 
richtig wäre, würde doch Luthers Angriff dann diesem „Brauche“ ge- 
golten haben, und würde somit seiner Bekämpfung ein Gegner gegen- 
über gestanden haben. Er hätte nicht gegen Windmühlen gefochten. 
E. Fr. 

50. Kirsch, Der Portiunkula-Ablass. II. Theol. Qu.Schr. 88, 221. 

5l. Samaran et Mollat, La fiscalite pontificale en France au 
XIVe siecle (periode d’Avignon et grand schisme d’Occident). Par. 06. 

52. Herrmann, Mainzer Palliums-Gesandtschaften und ihre 
Rechnungen. Beitr. z. hess. KGesch. 2, 225. 

53. Kaiser, Eine päpstl. Steuer f. d. Bist. Strassburg. 2. f. G. 
d. Oberrl. N. F. 21, 8. 

54. Kirsch, Comptes d’un collecteur pontifical du diocese de 
Lausanne sous le pape Jean XXII. Arch. de la Soc. d’hist. du cant. 
de Fribourg 8, 65. 

55. Bindschedler, Kirchl. Asylrecht (Immunitas ecclesiarum 
localis) und Freistätten in der Schweiz. Stuttgart 06, Enke (Stutz, 
Kirchenrechtl. Abhandlungen H. 32. 33). 

Eine auf ernsten Studien und auch ungedruckten Materialien be- 
ruhende Arbeit, welche die Geschichte des kirchlichen und auch des 
weltlichen Asylrechts speziell der Schweiz behandelt. Damit wird eine 
Lücke in der bisherigen Literatur ausgefüllt, welche die Schweizerischen 
Verhältnisse bisher gar nicht berücksichtigt hatte. Zweifelhaft ist es 
nur, ob nicht der Verf. zu sehr auf Einzelheiten eingeht, wenn er alle 
„Spähne“ darstellt, welche durch die Asylfragen hervorgerufen wor- 
den sind. Freilich bekommt das Buch dadurch auch einen lokal- und 
gleichzeitig kulturhistorischen Charakter und verliert dadurch die 
Monotonie, welche abstrakten Darstellungen eigentümlich ist. Wenig- 
stens haben wir die Abhandlung mit Vergnügen und doch auch mit 
Belehrung gelesen. E. Fr. 


VI. Staat und Kirche. 


1) Gf. vv. Hoensbroech, Moderner Staat und röm. Kirche. 
Ein kirchenpolitisches Programm auf geschichtl. Grundlage. Berl. 06. 
2. Friedrich, D. polit. Wahlrecht d. Geistl. Giessen 06. 
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3. Thomas, le droit de propriete des laiques sur les eglises et 
le patronat laique au moyen äge. Par. 06. 

4. Freymond, Die Religionsdelikte des deutschen Reichsstraf- 
gesetzb. Leipz. 06. Diss. 

4a. Kahl, Religionsvergehen (aus Vergleichende Darstellung des 
deutschen und ausländischen Strafrechts). 

5. Thümmel, D. Religionsschutz durch das Strafrecht $ 166 
d. Strafzesetzb. Leipz. 06. 

6. Hofmann, Die religiöse Erziehung der Kinder aus gemisch- 
ten Ehen in Bayern. Eine kurze Darstellg. der gelt. Rechtsnormen 
unter Berücksicht. der Rechtsprechg. des kgl. bayer. Verwaltungsge- 
richtshofes. [Aus: „Bayer. Gemeindeztg.*) München 06. 

7. Vacandard, La question du service militaire chez les chre- 
tiens des premiers siecles.. R. prat. apolog. 1906. t. 2, 237. 399. 

8. Hassett, Constantine the Great and the church. The cathol. 
University Bulletin. 1906, t. 12, 43. 

9. F. Görres, Die Religionspolitik des spanischen Westgoten- 
königs Swinthila (621—631). In Zeitschrift für wissenschaftl. 'Theo- 
logie. 49. Jahrg., 2. Heft. 

10. Rudortff, Zur Erklärung des Wormser Konkordats. Weimar 
06. (Zeumer Quellen und Studien Bd. 1, H. 4.) 

Die kleine Schrift ist beachtenswert. Zunächst ist ihren Ergeb- 
nissen insoweit völlig beizupflichten, als sie sich gegen die Meinung 
Schäfers wendet, als ob die Konzessionen Heinrichs V. an die Kirche 
dauernde gewesen seien, die des Papstes nur auf seine und des Königs 
Lebensdauer beschränkte. Was aber der Verf. weiter über die prae- 
sentia regis und die Priorität der königlichen Investitur vor der Kon- 
sekration behauptet, erscheint mir nicht ebenso sicher zu sein. Gewiss 
steht beides im Zusammenhange zueinander. Wo der König wie in 
Burgund und Italien bei der Wahl nicht gegenwärtig sein darf, soll 
auch die Investitur der Konsekration nicht voraugehen. Aber darum 
braucht doch nicht die Gegenwart des Königs für Deutschland der 
einzige Einfluss auf die kanonische Wahl zu sein, die dem Könige 
überlassen war, und die Erteilung der Investitur eine formale Pflicht 
des Königs. Gerade dass beide Momente nebeneinander gestellt wer- 
den, spricht dafür, dass dem Könige, wenn seine (regenwart, die nochı 
dazu faktisch nicht immer zu verwirklichen war, ein ihm genelhmes 
Wahlresultat zu erreichen nicht im stande war, immer noch zugelassen 
war, einen Riegel gegen eine vollzogene Wahl durch Verweigerung der 
Investitur vorzuschieben, dass also die verweigerte Investitur der voll- 
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zogenen Wahl gegenüber kassatorisch wirkte. Dass dem König gegen- 
über ein Zwang zur Erteilung der Investitur nicht ausgeübt werden 
konnte, gesteht auch der Verf. zu. Ebenso dass die bischöfliche Kon- 
sekration auf keinen Fall der Investitur vorausgehen durfte. Ohne 
Konsekration ist aber niemand Bischof. Da nun aber gegen die 
Weigerung des Königs, die Investitur zu gewähren, kein Rechtsmittel 
bestand, so war es demnach nicht bloss politisch sondern rechtlich der 
Willkür des Königs anheimgestellt, ob ein deutscher electus Bischof 
werden konnte oder nicht. 

Wenn der Verf. weiter behauptet, dass neben der praesentia des 
Königs bei der Wahl die des Papstes als stillschweigend vorbehalten 
und vom Könige als durch Annahme der Calixtinischen Urkunde zuge- 
standen angesehen werden müsse, so meinen wir, dass bei der römi- 
schen Kurie im Anfang des XII. Jahrhunderts die Tendenz, sämtliche 
Bischofswahlen dem päpstlichen Einfluss zu unterstellen, noch nicht 
klar vorliegt. (fewiss war die Hoffnung vorhanden, dass der erste 
Schritt zur Erreichung dieses Zieles getan sei. Aber noch war die 
Macht der Metropoliten, die ja auch die erst später an den Papst 
fallende confirmatio zu erteilen hatten, eine viel zu grosse, als dass 
der Papst bei den Bischofswahlen sie hätte ausschalten können. Da- 
zu kommt, dass eine persönliche Gegenwart des Papstes faktisch 
ausgeschlossen war, päpstliche Legaten aber doch immer nur vorüber- 
gehend in Deutschland anwesend waren. Und selbst dies war schwer 
erreichbar, falls eine Bischofswahl stattfinden sollte, und dass die Ab- 
sendung seitens der Wähler vom Papste hätte erbeten werden sollen, 
war ausgeschlossen, teils wegen der Schwierigkeit der Kommunikation 
mit dem Papste und des dadurch erforderten Zeitaufwands, teils des- 
wegen, dass der Wahlkörper noch nicht die spätere Geschlossenheit 
besass, und also das Organ fehlte, welches die Mitteilung der Sedis- 
vakanz an den Papst und die Erbittung eines Legaten hätte besorgen 
können. Die Metropoliten wären dazu sicher nicht geneigt gewesen, 
da dadurch nur eine Verkümmerung ihrer Befugnisse bewirkt worden 
wäre, und wenn ein deutscher Metropolit das Konkordat dadurch dem 
Papste plausibel zu machen unternahm, dass er diesem die Gewährung 
der päpstlichen praesentia als im Konkordate zugestanden, klar zu 
legen unternahm, so hat er selbst nicht an die Wahrheit dieser Be- 
hauptung glauben können, und noch viel weniger ist anzunehmen, dass 
der Kaiser das zugestauden habe, der mit den Fürsten und auch den 
Metropoliten sich vorher beraten hatte. Konkordate sind durch gegen- 
seitigen Konsens zu stande gekommene Verträge, und dieser Konsens 
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muss sich auch auf alle Punkte des Vertrages beziehen. Sonst ist 
bezüglich dieser Punkte bez. überhaupt kein Vertrag zu stande ge- 
kommen. Und wenn dieser Satz gilt, selbst falls beide Kontrahenten 
in ein und derselben Urkunde ihre Willensübereinstimmung zum Aus- 
drucke gebracht haben, so gilt er erst recht, wenn der eine Teil for- 
ımell in einer eigenen Urkunde die vertragsgemässen Zugeständnisse 
macht, auf Grund von solchen, die der andere Teil in einer eigenen 
Urkunde zum Ausdrucke bringt. Mag dieser auch durch unbestimmte 
Formulierung jener Konzessionen glauben, sich Hintertüren offen hal- 
ten zu können, so sind doch die Verträge nicht einseitig interpretier- 
bar, sondern nur durch beide Teile, und nur das, was beide Teile über- 
einstimmend gewollt haben, gilt als Bestandteil des Vertrages. Frei- 
lich ausgeschlossen war die päpstliche Präsenz bei der Wahl nicht im 
Konkordate, und darum verstossen die Fälle, wo die Gegenwart eines 
Legaten bei dem Wahlakte geschichtlich nachweisbar ist, nicht gegen 
das Konkordat. Ich bestreite nur, dass der König diese päpstliche 
(tesenwart vertragsmässig konzediert hatte. 

Der Verf. unternimmt es aber auch, die dem Könige bei zwie- 
spältigen Wahlen gegebene Konzession, zu gunsten der pars minor 
als sanior zu entscheiden, auf eine bloss formale Berechtigung herab- 
zudrücken. Er meint, der König habe nur, wie im Hofgerichte, dem 
von den Metropoliten und comprovinciales gefällten Urteil die formale 
Publikation zu geben. Er findet nicht das Urteil, er hat es lediglich 
zu publizieren. Möglich, dass man das kirchlicherseits gewünscht hat. 
Aber man hat diesem Wunsche im Konkordate selbst keinen Aus- 
druck gegeben. Der König soll entscheiden metropolitani et compro- 
vincialium consilio vel iudicio. Also consilium und iudieium sind 
gleichbedeutend. Von einem formellen (Gericht ist keine Rede. Der 
König soll vielmehr seine Entscheidung, die auch durch Gewährung 
oder Verweigerung der Investitur erfolgen kann, nur geben nach An- 
hören der kirchlichen Organe. Wie weit er auf deren consilium oder 
indicium Rücksicht nehmen will, steht bei ihm, nur dass er natür- 
lich, wenn die Bischöfe die Wahl als auf einen Untauglichen ge- 


fallen erklären — nur da kann von einem iudicium die Rede sein 
— nicht im stande ist, von dieser kanonischen Unfähigkeit abzusehen. 
E. Fr. 


11. Thurston, The english pope and his Irish bull. Month, 
1906, 415. 483. 
12. Caspar, D. Legatengewalt d. normann.-sizilischen Herrscher 


in XD. Jahrh. Quell. u. Forsch. a. ital. Arch. 7, 189. 
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13. Luchaire, Innocent III. La papaute et l’empire. Par. 06. 

14. Hugelmann, D. Einfluss Papst Viktors II. auf die Wahl 
Heinrichs IV. Ein Beitr. z. Gesch. d. päpstl. Approbationsrechts bei 
d. deutschen Königswahl. Mitteil. d. Instit. 27, 209. 

15. Schulte, D. Ende des Kirchenstreites zw. d. Breslauer B. 
Thomas II. u. d. Herz. Heinrich IV. Z.d. V.f. Gesch. Schles. 39, 199. 

16. Hennig, D. Kirchenpolitik der älteren Hohenzollern in d. 
Mark Brandenburg u. d. päpstl. Privilegien d. J. 1447. Leipz. 06. 
(Veröffentlichung d. Vereins f. Gesch. d. Mark Brandenb.) wird be- 
sprochen werden. 

17. Wolf, Kirchenpolitik Herz. Georgs v. Sachsen. N. Jahrb. 
f. kirchl. Altert. 9, 6. 

18. De Magistris, Carlo Emanuele I e la contesa fra la repu- 
blica veneta e Paolo V. (1605—7). Docum. Venez. 06. 

19. Poschinger, Verhandlungen zwischen Preussen u. d. päpstl. 
Stuhle unter Friedrich Wilhelm IV. und Pius IX. (1853/4). Deutsche 
Revue 31, 317. 

20. Freisen, J., Staat und katholische Kirche in den deutschen 
Bundesstaaten: Lippe, Waldeck-Pyrmont, Anhalt, Schwarzburg-Rudol- 
stadt, Schwarzburg-Sondershausen, Reuss-Greiz, Reuss-Schleiz, Sachsen- 
Altenburg, Sachsen-Coburg u. -Gotha. Nach amtl. Aktenstücken rechts- 
historisch u. dogmatisch dargestellt. I. Tl.: Lippe und Waldeck-Pyr- 
mont. Stuttgart 05, Ferd. Enke, Mk. 14, in Stutz, Kirchenrechtl. Abh. 
H. 25, 26. I. Tl.: Anhalt, Schwarzburg-Rudolstadt, Schwarzburg- 
Sondershausen, Reuss-Greiz, Reuss-Schleiz, Sachsen-Altenburg, Sach- 
sen-Coburg-Gotha. Stuttgart 06, Ferd. Enke, Mk. 16, in Stutz, Kir- 
chenrechtl. Abh. H. 27—29. 

Es ist eine Lücke unserer bisherigen Literatur über das Verhält- 
nis von Staat und Kirche in Deutschland, dass sie dem Rechte der 
kleineren deutschen Staaten keine Aufmerksamkeit geschenkt hat. 
Jetzt wird nun dieses Manko durch das vorliegende Buch gedeckt. 
Freilich auch noch nicht vollständig. Denn einmal behandelt der Verf. 
nur diejenigen Staaten, die zu dem Bistum Paderborn in rechtlicher 
oder faktischer Beziehung stehen und auch von diesen vollständig nur 
Lippe, Waldeck, Anhalt, die beiden Schwarzburg und Sachsen-Coburg- 
Gotha, während die Rechtsverhältnisse der beiden Reuss und Sachsen- 
Altenburgs nur für die Periode ihrer Zugehörigkeit zur Diözese Pader- 
born dargestellt werden. 

Der Verf. hat das gesamte gedruckte, aber auch ungedrucktes 
Material benutzt. Er gliedert seine Darstellung für jedes Land sy- 
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stematisch, indem er an die Spitze eine geschichtliche Darlegung stellt 
— diese selbst ist wieder in Unterabteilungen geteilt — und darauf 
den Abdruck der Gesetze und Verordnungen folgen lässt, die bisher 
nicht leicht zugänglich waren und jetzt bequem benutzt werden können, 
auch zur Entlastung des geschichtlichen Teiles und gleichzeitig zu 
dessen Begründung dienen. Der Inhalt des Buches, welches leiden- 
schaftslos und völlig objektiv gehalten ist, bietet mannigfaches Inter- 
esse. Freilich ist in allen behandelten Staaten die Zahl ihrer Katho- 
liken nur gering, und die kirchenrechtlichen Fragen bilden nur ein 
Miniaturbild derjenigen, die sich in den grösseren abgespielt haben 
oder noch aktuell sind. Was in den letzteren beispielsweise die Er- 
richtung oder Besetzung eines Bistums ist, mindert sich hier zur Er- 
richtung oder Besetzung einer Pfarrei herab. Aber nichtsdestoweniger 
tritt uns zuweilen bei den kleinen Regierungen auch ein fester und 
zielbewusster Standpunkt den kirchlichen Ansprüchen gegenüber ent- 
gegen, zumal diese oft in den kleinen Staaten mit einer Rücksichts- 
losigkeit geltend zu machen wenigstens versucht werden, die sich iu 
den grösseren Staaten ganz von selbst verbietet. Aber freilich empfängt 
der Leser des Buches doch zuweilen den Eindruck, dass die Zustände 
jener kleinen Staaten doch vielleicht nicht mit der Ausführlichkeit und 
so eingehend hätten dargestellt zu werden brauchen, wie es in den 
zusammen 909 Seiten des Buches geschehen ist. Vielleicht wäre hier 
weniger mehr gewesen, und namentlich hätten wohl ganze Korrespon- 
denzen, die wörtlich mitgeteilt werden, zusammengezogen und abge- 
kürzt werden können. Doch ein Zuviel ist immer noch besser als ein 
Zuwenig, und so wollen wir unsern Dank gegen den fleissigen Verf. 
uns nicht verkümmern lassen. 

Auffällig ist es, ein wie geringes Interesse die römischen Kurial- 
behörden den kirchlichen Verhältnissen der kleinen deutschen Staaten 
entgegenbringen. Sie würdigen Anfragen und Bitten kaum einer Ant- 
wort und stets nur einer sehr verspäteten. Auch das ist hervorzu- 
heben, dass ein so extrem ultramontaner Bischof wie Martin von Pader- 
born in der Frage der gemischten Ehen für die kleinen Staaten einen 
so milden Standpunkt einnimmt, wie er ihn für seine Diözese stets 
abgelehut hat. In Missionsgebieten können die Zügel eben nicht so 
straff angespannt werden, wie in denjenigen, in welchen der katholische 
Organismus zur vollen Entfaltung gekommen ist. E. Fr. 

21. Rösch, D. Beziehungen d. Staatsgewalt z. kath. K. in d. 
beiden Hohenzollernschen Fürstent. v. 1800—1850. A. f. K. KR. 86, 
266. 393. 
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5. Schornbaum, Z. Brandenburg-Nürnberg. KVisitation 1528. 
Beitr. z. bayer. KGesch. 6, 218. 

6. Derselbe, Z. II. brandenb. KVisitation 1536. Jahresb. d. 
hist. V. Mittelfrankens 53, 1. 

7. Drews, Bericht d. Mykonius über die Visitation des Amtes 
Tenneberg März 1526. A.f. Ref.Gesch. 3, 1: 

8. Berbig, D. erste kursächs. Visitation im Ortslande Franken. 
Arch. f. Ref.Gesch. 2906, 3, 326. 

9. Schultze, Waldeckische Visitationsberichte, 1556, 1558, 1563, 
1565. Archiv für Reformationsgeschichte, No. 8 2. Jahrg., 4. Heft. 

10. Rolfs, Ditlimarsch. Visitat. Artikel a. J. 1574. Schr. d. 
V. f. schlesw.-holst. KGesch. 3, 401. 

ll. Hennecke*, Zur Gestaltung der Ordination mit besonderer 
Rücksicht auf die Entwickelung innerhalb der luther. Kirche Hanno- 
vers. Hannover und Leipzig 06, Hahn, Mk. 1.20. (Forschungen zur 
Geschichte Niedersachsens, H. 1.) 
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Unsere Kenntnis über den Ursprung der evangelischen Ordination 
basiert jetzt auf den Forschungen von Rietschel und Drews, aber 
diese bedürfen noch der Ergänzung. Sie behandeln im wesentlichen 
die Wittenberger Einführung der Ordination und lösen nicht die Frage 
welchen Eingang die Lutherische Einrichtung in die verschiedenen 
Landeskirchen gefunden hat. Der Verf. löst diese Aufgabe mit grosser 
Gelehrsamkeit und anerkennenswertem Fleisse für diejenigen Kirchen- 
gebiete, welche heute die lutherische Kirche der Provinz Hannover 
ausmachen. Wenn er auch die rechtliche Bedeutung der Ordination 
und ihr Verhältnis zur Amtseinführung nicht unbeachtet lässt — darin 
liegt die Bedeutung der Abhandlung für das Kirchenrecht —, so 
wendet er doch hauptsächlich der liturgischen Ausgestaltung der Or- 
dination als Kultusakt seine Aufmerksamkeit zu. Wir haben uns ge- 
freut, zu sehen, dass ihm die Sehlingsche Ausgabe der Kirchenord- 
nungen dabei nutzbar gewesen ist. E. Fr. 

12. Weber, Die Eingemeindung der Vororte in Kassel. Nach 
dem Kirchenrechte und den amtlichen Akten dargestellt.  Kassel- 
Wehlheiden 1905. Kann die Eingemeindung von Vororten in die 
Stadt Kassel den Bestand ihrer Kirchengemeinde ändern? Gutachten 
von D. Klingender und Dr. Brandt, OLGRat in Kiel. Kassel 
1906. Lometschh Heymann, Parochialänderung und Katholizitäts- 
prinzip nach hessischem Kirchenrecht. Gutachten in der Kasseler Ein- 
gemeindungsfrage. Marburg 06. Ehrhardt. Vgl. auch Neue Kasseler 
Ztg. 1906 no. 40. 

In der Stadt Kassel besteht eine lutherische, in dem Vororte 
Wehlheiden eine reformierte Kirchengemeinde, in welcher auch die 
dort wohnenden Lutheraner eingegliedert sind. Nachdem neuerdings 
Wehlheiden in die Stadtgemeinde Kassel aufgenommen worden ist, hat 
das Konsistorium angeordnet, dass die in der ersteren vorhandenen 
Lutheraner zur Kasselschen lutherischen Gemeinde gehören, und auch 
der Bau einer lutherischen Kirche ist auf Wehlheider Gebiet befohlen 
worden. Der Standpunkt des Konsistoriums ist wissenschaftlich durch 
den lutherischen Generalsuperintendanten Werner zu verteidigen ver- 
sucht worden, die oben angeführten Schriften greifen diesen an. Die 
Entscheidung des preussischen Kultusministers, deren Wortlaut ich 
freilich nicht kenne und deren Motivierung sich also auch meiner Be- 
urteilung entzieht, ist gegen das Konsistorium ausgefallen. Bei dem 
Studium der oben angegebenen Schriften ist mir zunächst aufgefallen, 
wie misslich es ist, mit terminis technicis zu operieren, die keine all- 
gemein anerkannte Bedeutung haben. Dadurch können nur Missver- 
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ständnisse erzeugt werden. Dahin gehört, dass die lutherische Ge- 
meinde als Personalgemeinde bezeichnet wird. Sie ist das ebensowenig 
wie die reformierte in Kassel, ja die oben angeführten Schriften, die 
sie als Personalgemeinden bezeichnen, operieren gerade damit, ihre 
territoriale Abgrenzung in den Vordergrund zu stellen. Nicht anders 
aber verhält es sich mit dem Katholizitätsprinzip. Darunter hat man 
ursprünglich die Ausdehnung des Pfarrzwanges auf andersgläubige 
Christen verstanden. Heute aber ist dieser Pfarrzwang gefallen. Wohl 
aber hat sich aus ihm eine faktische Union herausgebildet, denn die 
Union ist keineswegs durch Bekenntniskonsens bedingt. Sie ist auch 
vorhanden, wenn Lutheraner nnd Reformierte in Gottesdienst- und in 
Örganisationsgemeinschaft leben. Sie ist aber nur eine faktische, keine 
rechtliche, wenn sie wie in Sachsen-Weimar und dem rechtsrhemischen 
Hessen nicht beruht auf einem für die Landeskirche konstitutiven Akt, 
sondern wenn sie sich gewohnheitsgemäss oder auch für eine einzelne 
(semeinde durch deren Stiftungsakt herausgebildet hat. So liegen aber 
die Verhältnisse für Wehlheiden, wo die Lutherauer vollberechtigte 
Mitglieder der dortigen reformierten Gemeinde sind, mit vollen Pflich- 
ten, aber auch Rechten. \Wenn dabei die lutherischen sogar als den 
reformierten Gemeindegliedern gegenüber privilegiert bezeichnet wer- 
den, so haben die angeblichen Privilegien wenig Bedeutung. Denn 
nicht bloss die Lutheraner, sondern auch die Reformierten können ihre 
Kinder ausserhalb der Parochie taufen und konfirmieren lassen, aus- 
wärts das Abendmahl nehmen und ihre Ehen schliessen, die Luthe- 
raner durch einen auswärtigen lutherischen oder reformierten Geist- 
lichen, und ebenso die Reformierten. Nur das kann als eine Privile- 
gierung der Wehlheider Lutheraner bezeichnet werden, dass ein aus- 
wärtiger, ihrer Konfession zugehöriger Geistlicher berechtigt ist, in 
der Wehlheider Pfarrkirche pfarramtliche Akte vorzunehmen. 

Ist aber die Wehlheider Gemeinde de facto uniert, so gewinnt das 
Verfahren des Kasselschen Konsistoriums den hässlichen Anschein, 
als ob konfessionelle, antiunionistische Motive zu grunde lägen, was 
übrigens in Wahrheit gar nicht der Fall zu sein braucht. 

Die Streitfrage dreht sich um folgende Punkte: Bewirkt eine po- 
litische Eingemeindung auch gleichzeitig ipso iure eine kirchliche? 
Diese Frage ist mit voller Entschiedenheit zu verneinen, und der 
Kasseler Magistrat, der zuerst etwas täppisch sein Urteil über die 
Frage abgegeben hat, ist wenigstens später zu der Erkenntnis ge- 
kommen, dass er dazu keine Zuständigkeit besitze. 

Politische und kirchliche Gemeinde sind unter der Herrschaft des 
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Territorialsystems allerdings zusammengefallen, und noch heute weisen 
einige Kirchenverfassungen Ueberreste des früheren Zustandes auf. 
Aber in Alt-Preussen und den neupreussischen Gebieten ist der Zu- 
sammenhang vollkommen gelöst. 

Hat aber die politische Eingemeindung die kirchliche nicht von 
selbst zur Folge, so kann die Eingemeindung der Wehlheider Luthe- 
raner in die Kasselsche lutherische Gemeinde nur im Wege der Paro- 
chialveränderung und unter Beobachtung der für eine solche vorge- 
schriebenen rechtlichen Formen vor sich gehen. Das ist aber die zweite 
Frage, ob durch die Verfügung des Konsistoriums eine Parochialver- 
änderung nicht blosg für die Kasseler lutherische, sondern auch für 
die reformierte Wehlheider Gemeinde zu erblicken sei. Werner ist 
geneigt, dies für die erstere zuzugeben — da sei aber durch Zustim- 
mung des Presbyteriums den gesetzlichen Vorschriften entsprochen —, 
für die Wehlheider Gemeinde leugnet er es. Sehr zu Unrecht. Ich 
weiche in Bezug auf den Begriff der Parochialveränderung ab von der 
Meinung des preussischen Oberverwaltungsgerichtes. Aber eine stärkere 
Parochialveränderung kann gar nicht gedacht werden, als weın einer 
(remeinde durch einen Willkürakt der Behörde eine für sie bedeut- 
same Zahl ihrer Mitglieder entzogen werden soll, während ihre ganze 
finanzielle Fundamentierung nicht nur auf der Voraussetzung der Zu- 
gehörigkeit dieser Mitglieder faktisch basiert, sondern der Gemeinde- 
stiftungsurkunde entsprechend basieren durfte, ja musste. Und gibt 
es eine stärkere Veränderung der Parochialverfassung als die, wenn 
einer de facto-unierten Gemeinde durch Entziehung der lutherischen 
Konfessionsgenossen nun ein spezifisch-konfessioneller Charakter auf- 
gedrückt wird, den sie selbst gar nicht haben will ? 

Die nach der hessischen Kirchenverfassung für Parochialveräude- 
rung erforderlichen Bedingungen sind aber der durch die konsistoriale 
Massnahme verletzten Gemeinde gegenüber nicht erfüllt worden. 

Juristisch ist die Sache so zweifellos, dass man kaum begreifen 
kann, wie das Konsistorium seine Verfügung mit Berufung auf Buff 
zu rechtfertigen unternehmen konnte. Das übrigens gute Buch gehört 
einer vergangenen Periode an, auch einer vergangenen der hessischen 
Kirchenverfassung. Die Wissenschaft auch des evangelischen Kirchen- 
rechts ist seit 45 Jahren doch etwas weiter gekommen, und die kur- 
hessische Kirchenverfassuug hat seitdem eine so neue Gestalt erhalten, 
dass mit veralteten Begründungen veralteter Bücher doch nicht mehr 
operiert werden sollte. E. Fr. 

12a. Hintze, D. Epochen d. ev. Kirchenregiments in Preussen. 
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Hist. Zeitschr. 97, 67. 

13. Scheibe, D. rechtl. Stellung des Kirchenvorstandes in der 
ev.-luth. Landeskirche d. Königr. Sachsen. Borna-Leipz. 06. (Diss.) 

14. Gottschick, Die Lehre der Reformation von der Taufe. 
Ein theologisches (Gutachten zum Bremer Taufstreit. Tübingen, J.C. 
B. Mohr, 1906. 80 Pfg. (Hefte zur christlichen Welt, H. 56.) 

Zunächst möchte ich bemerken, dass ich keinen Bremer Taufstreit 
kenne, sondern nur eine fast frivole Verletzung des kirchlichen Rechts. 
Der Verf. verteidigt sie auch nicht, aber er verurteilt doch das Ver- 
fahren des Bremer Kirchenregiments. 

Er untersucht das Wesen der Taufe nach evangelischer und ihr 
Verhältnis zur Kirche nach lutherischer Auffassung. Er bezeichnet es 
als einen Rest des Katholizismus bei den Evangelischen, dass sie die 
alte Taufformel beibehalten haben, er spiritualisiert das Wasser der 
Taufe, deren Giltigkeit von dem strikten Gebrauche einer Formel nicht 
abhängig gemacht werden könne. Dabei ist er aber insofern inkonse- 
quent, als er die Krönung seines (ebäudes nicht vornimmt, die nichts 
anderes sein könnte als die gänzliche Beseitigung der Taufe oder Ver- 
setzung der Frage, ob überhaupt zu taufen sei und wie, in das sub- 
jektive Belieben jedes Geistlichen. Er verwechselt durchweg die un- 
sichtbare und die sichtbare Kirche und übersieht, dass der lutherische 
Kirchenbegriff nur die erstere ins Auge fasst, dass also mit der Er- 
örterung der Frage, wie die Taufe zu Luthers Kirchenbegriff stehe, 
für die sichtbare Kirche gar keine Ergebuisse gewonnen werden können. 

Für die unsichtbare Kirche, die Gesamtheit der an Christus Glau- 
benden, ist die Taufe und erst recht ihre Form sicher bedeutungslos. 
Zu dieser kann auch derjenige gehören, der gar nicht getauft ist, wenn 
er nur an Christus glaubt. Im Katholizismus ist die unsichtbare Kirche 
in die sichtbare aufgegangen, aber die evangelische Kirche ist auch 
eine sichtbare geworden, und tritt uns in Gestalt der Landeskirche 
entgegen. Denn eine evangelische Kirche als solche ist nur eine Ab- 
straktion. Diese sichtbare evangelische Kirche hat aber den Taufakt 
als Akt, des Eintrittes in sie von der katholischen Kirche übernommen. 
Und daran hat sie recht getan, weil sie damit das alle Kirchen ver- 
einigende Band nicht zerrissen hat. Die Taufe ist — ganz abgeschen 
von ihrer religiösen Bedeutung — der Rechtsakt, durch welchen der 
Eintritt in die Landeskirche erfolgt und allein nur so erfolgen kann. 
Denn die Landeskirche als eine rechtliche Gemeinschaft bedarf eines 
äusseren Rechtsaktes, um die Mitgliedschaft für sie zu begründen. 
Gewiss, der Rechtsakt könnte auch in anderer Weise erfolgen, also 
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z.B. durch Anmeldung zu einem Register. Aber warum brechen mit 
einer uralten christlichen Tradition ? Evangelischer Christ kann man 
im Rechtssinn eben nur werden durch Eintritt in die Landeskirche in 
Gemässheit der von dieser dafür vorgeschriebenen Form. Es verhält 
sich damit analog wie mit der Erwerbung des Staatsbürgerrechts. Ein 
Fremder kann sehr zufrieden unter uns leben, er kann seiner Ab- 
stammung nach, seinem ganzen Denken und Fühlen nach ein Deutscher 
sein. Aber rechtlich ist er es nur, wenn er in einem deutschen Bundes- 
staate naturalisiert wird, und damit wird er auch Deutscher. Wir haben 
schon oben gesagt, dass man der unsichtbaren Kirche auch ohne oder 
durch eine, gleichviel wie geartete, Taufe beitreten kann, ja dass es 
dazu gar keines Beitrittsaktes bedarf. Denn der Glaube ist etwas 
Innerliches und bedarf keiner äusseren Betätigung. Aber Mitglied 
einer Landeskirche kann man nur werden durch die Taufe, und der 
ausserhalb der Landeskirche Christ Gewordene wird innerhalb ihrer 
nur als solcher anerkannt, wenn er getauft ist. 

Ist die Taufe aber ein Rechtsakt, dann bedarf sie einer bestimm- 
ten Form, und es kann nicht dem subjektiven Ermessen des Taufenden 
überlassen bleiben, welcher Form er sich bedienen will. Die evange- 
liche Kirche hat aber die alte trinitarische Form übernommen, wie 
sie sich seit Jahrhunderten herausgebildet hatte und daran, ich habe 
es schon gesagt, hat sie gut getan, weil sie überhaupt die Trinitäts- 
lehre in ihr Glaubensbekenntnis aufgenommen hat, weil nur so eine wich- 
tige Institution, die allen christlichen Kirchen gemeinsam ist, aufrecht 
erhalten werden konnte. Es war gewiss rätlich bei den schon ge- 
nügend vorhandenen Gegensätzen unter den verschiedenen Kirchen, 
diese nicht noch unnütz zu vermehren. Dass damit der katholischen 
Kirche die Möglichkeit gegeben ist, die evangelische Taufe als eine 
christliche anzuerkennen, schiert mich wenig — darin gebe ich dem 
Verf. recht — und um so weniger, als die katholische Kirche von 
dieser Möglichkeit neuerdings keinen Gebrauch machen will. Aber 
wohin würden wir kommen, wenn jede Landeskirche die Taufe eigen- 
tümlich ausgestalten würde, so dass möglicherweise die eine die in 
der anderen vollzogene Taufe nicht anerkennen würde, und wohin 
würden wir kommen, wenn das subjektive Belieben des taufenden 
Geistlichen die Form der Taufe bestimmen dürfte? Ein bellum om- 
nıum contra omnes wäre die unausbleibliche Folge. 

Die Form der Taufe hat aber, wie von jeher die aller Sakra- 
mente, einen formelhaften Charakter angenommen. Die Spendung der 
Taufe ist, von ihrem geistiren Inhalt ganz abgesehen, ein formaler 
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Rechtsakt. Rechtsakte aber sind nichtig, wenn die Form verletzt wird, 
welche das Gesetz vorschreibt. Und so hat denn das Bremer Kirchen- 
regiment nur gehandelt, wie es handeln musste. Nicht der Theologe, 
sondern der Jurist hat darüber zu entscheiden. Die Schrift des Verf. 
aber hat uns nur den Beweis geliefert, welche Kluft das theologische 
und das rechtliche Denken von einander trennt. Diese Trennung ist 
aber nicht notwendig. Das Kirchenrecht widerspricht nicht dem Wesen 
der Kirche, sondern diese kann ohne das Recht als äussere Organi- 
sation überhaupt nicht existieren. Die katholische Kirche ist aus- 
schliesslich Rechtsanstalt geworden, die evangelische hat aber nicht 
aufgehört es zu sein. Möchten doch unsere Theologen mehr Kirchen- 
recht lernen! Dieser schon so häufig geäusserte Wunsch ist mir bei 
der Lektüre dieser Schrift oft über die Lippen gekommen. 
E. Fr. 

15. Franke, G. d. ev. Privatbeichte in Sachsen. (Beitr. z. 
sächs. KG. 19, 41.) 

16. Nebe, Z. Vorgesch. d. rhein.-westph. Predigerseminars. Jahrb. 
d. V. f.d. ev. KGesch. Westfalens 1906. 

17. Niedner, D. Verpflichtung d. Katholiken zu Abgaben an 
den ev. Küsterlehrer in Fechingen. St. Joh. 06, Verl. Becker in Saar- 
brücken. (Gutachten. 

18. Stuckert, Was ist den Reichsdeutschen an den Zuständen 
der Schweiz interessant? Tübingen, J. C. B. Mohr, 1906. 80 Pig. 
(Hefte zur christl. Welt, H. 55.) 

Die kleine Schrift gibt einen erweiterten Vortrag wieder. Ihre 
Lektüre ist sehr zu empfehlen, mehr zur Information über die in der 
Schweiz bestehenden Zustände, als zu deren Nachahmung für uns in 
Deutschland. Wenigstens ist es für uns Reichsdeutsche keineswegs 
überraschend, dass jeder Kanton eine eigene Landeskirche hat, und 
kein gemeinsames Organ für alle existiert. Denn das ist nicht nur 
in Deutschland genau ebenso, ja wir haben Staaten, die zwei und mehr 
Landeskirchen besitzen. Dagegen ist die Pfarrwahl auf Zeit charak- 
teristisch, findet aber in der gleichartigen Wahl der Staatsbeamten ihr 
Analogon und ist wie so manches andere als Konsequenz der republı- 
kanischen Verfassung und Denkart zu bezeichnen. Das ist auch der 
Fall bezüglich der grossen Freiheit, welche den Geistlichen für ihre 
Amtsführung beigelegt ist, wobei allerdings auch reformierte Verfas- 
sungsprinzipien massgebend sind. Würden diese Verhältnisse und 
namentlich die Gewalt der Synode auf Deutschland übertragen werden, 
so würde das zu einer Herrschaft der orthodoxen Partei führen. Die 
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liberalen würden aus der Kirche herausgedrängt und zur Bildung von 
Freikirchen veranlasst werden. Um so leichter könnten dann aber die 
zersplitterten evangelischen Kirchen durch die konzentrierte katholische 
überrannt werden. Davor schützt zur Zeit das landesherrliche Kirchen- 
regiment, welches auch die liberale Minorität vor der Vergewaltigung 
durch die orthodoxen Majoritäten — solche sind wenigstens in allen 
Sinoden vorhanden — sichert. Wertvoll sind auch die beiden Anhänge 
der Schrift, von welchen der erste eine Uebersicht über die Verpflich- 
tungsformen der Geistlichen gibt, der zweite eine Uebersicht über 
die Gestaltung des Verhältnisses von Staat und Kirche nach dem 
Stande der neuesten Gesetzgebung. E. Fr. 

19). Doumergue, Jean Calvin. Les hommes et les choses de 
son temps. T. 3: la ville, la maison et la rue de Calvin. 

20. Choisy, La theocratie A Geneve au temps de Calvin. Geneve. 

21. Pıcard, Theod. de Beze, ses id&ees sur le droit d’insurrection 
et son röle pendant la premiere guerre de relig. Cahors 06. These. 

22. Besser, Gesch. d. Frankfurter Flüchtlingsgemeinden 1554 
bis 1558. Hallesche Abh. z. neuer. Gesch. H. 43. Halle 06. 

23. van Veen, De organisatie der Ned. Herv. Kerk, beschouwd 
in het licht van belijdenis en geschiedenis. Utrecht 05. 

24. Kölbing, Wilh. Ludw., Die Geschichte der Verfassung der 
evangelischen Brüderunität in Deutschland m. besond. Berücksichtig. 
der kirchenrechtlichen Verhältnisse. Leipz. 06. 
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l.Matagrin, Histoire de la tolerance religieuse. Evolution d’un 
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14. Schäfer, Ueber einstweilige Verfügungen in Ehesachen, Z. 
f. Rechtspflege in Bayern 2, 69, 91. 

15. Eichhorn, Die Rechtsbehelfe in Ehesachen, Seufferts 
Blätter 71, 301. 

15. Boudinhon, Faut-il poursuivre l’abrogation de l’art. 199 
du Code Penal? Le Can. cont. 29, 641. 

17. Fourneret, Le domicile matrimonial, principes juridiques, 
evolution histor., solution des cas pratiques. Par. 06. 

18. Philler, Die Rechtsstellung der Kinder aus nichtigen Eben 
nach d. BGB. Berl. 06. 

19. Ge&enestal*, Hist. de la legitimation des enfants naturels en 
droit canonique. Paris, Leroux 1905. (Bibliotheque de l’ecole des 
hautes etudes. vol. 18.) 

Das fleissige und gewandt geschriebene Buch enthält mehr, als 
sein Titel angibt. Denn der Verf. behandelt im ersten Teile auch die 
irregularitas ex defectu natalium, indem er nicht nur ihre geschicht- 
liche Entwickelung klarlegt, sondern auch scheidet zwischen der irre- 
gularitas, die ein Hindernis bildet für den Empfang der Weihen, und 
der Unfähigkeit zur Erlangung gewisser Benefizien, die auch bei den- 
jenigen stattfand, die durch Dispensation zur Weihe zugelassen waren. 
Endlich behandelt er auch die Unfähigkeit der Priestersöhne — diese 
konnten, wenn von ihrem Vater vor Erteilung der höheren Weihen 
erzeugt, auch eheliche sein — zur Erlangung des vom Vater besessenen 
Benefiziums. Die Untersuchung ist eingehend und ihre Ergebnisse 
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zutreffend, wenngleich einzelne Flüchtiekeiten anzumerken sind. 8. 3 
muss es statt Dist. LVI lauten Dist. LV. S. 26. Dist. LVI. c. 1 ist 
nicht das Konzil von Clermont v. J. 1095, sondern das Melphitanum 
v. 1089, dagegen ist c. 1. X. (1, 17) nicht, wie S. 31 angegeben wird, 
das Conc. Melphitanum, sondern das Pictaviense. S. 31. Die Rubrik 
des lib. VI lautet nicht de filiis presbyterorum, sondern hat auch noch 
den Zusatz et aliis illegitime natis. Der 1I. Teil ist der Legitimation 
gewidmet. Hier ist neu die Meinung, dass die justinianischen Normen 
sich nicht auf die Legitimation der Konkubinenkinder beschränken, 
wie bisher stets angenommen wurde. Man wird zugestehen müssen, 
dass es an und für sich schon als verwunderlich erscheinen müsste, 
wenn der christliche Kaiser dem absterbenden, von der Kirche ver- 
pönten Konkubinat eine Privilegierung hätte zu teil werden lassen. 
Dass (ratian die legitimatio per subsequens matrimonium nicht kennt, 
ist richtig, ganz verfehlt dagegen die Begründung für diese Tatsache, 
die der Verf. S. 141 darin findet, dass Gratian Stellen aus den römi- 
schen Rechtsquellen überhaupt nicht aufsenommen habe. Dass das 
Umgekehrte richtig ist, könnte der Verf. schon erkennen, weın er die 
Prolegomena zu meiner Ausgabe einsehen wollte. Auch das sog. Pri- 
vilegium Paulinum 8. 153 ıst nicht richtig angegeben. Im übrigen 
wird man den Ergebnissen der auf die Legitimation bezüglichen ein- 
gehenden und fleissigen Untersuchungen des Verf. zustimmen können. 
Doch scheint mir der Stoff nach zwei Richtungen hin noch ergänzungs- 
fähig. Einmal hätte die germanische Rechtsauffassung bezüglich der 
Unehelichen noch eingehender gewürdigt werden sollen — ist sie eine 
Konsequenz der kirchlichen Anschauungen, oder sind umgekehrt diese 
durch jene beeinflusst gewesen? —, und andererseits spielt doch auch 
die Frage hinein, inwieweit dem kanonischen Recht die Befugnis zu- 
gestanden wurde, das bürgerliche Recht umzugestalten. Hier hat die 
dem Verf. wohl unbekannt gebliebene Schrift von Sieciliano Villanueva, 
leggi e canoni in materia di diritto privato. Prato 1904 reiches Mate- 


rial dargebracht. — Im übrigen möchten wir das Studium des Buches 
deutschen Juristen — Kanonisten und Romanisten — auch neben den 
tüchtigen Untersuchungen Koglers empfehlen. E. Fr. 


20. Siciliano Villanueva*, Le seconde nozze della vedova 
„intra tempus luctus“ e il valore derogatorio del diritto canonico nella 
dottrina intermedia. Napoli, Pierro e figlio (Via Roma 402) 1905. 
(Estr. dagli Studi in onore di Carlo Fadda.) 

Bekanntlich ist das Trauerjahr der Witwe auf Grund einer miss- 
verständlichen Deutung von 2 Stellen des neuen Testamentes (Römer 
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VII, 2. Korinther VIII, 39) durch das kanonische Recht beseitigt wor- 
den. Der Verf. weist nun auf Grund sehr eingehender Quelleustudien 
mit grosser Gelehrsamkeit den Entwickelungsgang nach, den die betr. 
Materie im kanonischen Recht genommen hat, wobei er — und das 
ist auch Freisen gegenüber neu — hervorhebt, dass das älteste kirch- 
liche Recht hier durchaus auf dem Boden des römischen Rechts ge- 
standen habe. Aber die Schrift ist bedeutsam weit über ihr spezielles 
Thema hinaus. Bekanntlich hat das römische Recht die Ele der Witwe 
im Trauerjahr und der geschiedenen Ehefrau während des Wartejahres 
nicht für ungültig erklärt, sondern nur der Uebertreterin des staatlichen 
Gebotes weltliche Rechtsnachteile, so der Witwe Infamie, angedroht. Dar- 
um wurde es Gegenstand der kanonistischen Untersuchung, zu erörtern, 
ob das kanonische Recht diese weltlichen Rechtsnachteile aufzuheben 
befugt sei, und der Verf. zeigt mit reichhaltigster Benutzung der Dekre- 
tisten- und Legisteuliteratur, wie diese Frage keineswegs gleichmässig, ja 
teilweise sogar verneinend beantwortet worden ist. Diese Spezialfrage 
ist aber nur ein Glied der generellen, ob überhaupt die Kirche staat- 
liches Recht aufzuheben oder abzuändern befugt sei, mit andern Wor- 
ten des Verhältnisses von Staat und Kirche im allgemeinen. Damit 
schliesst sich die Schrift des Verf. an eine früher von ihm veröffent- 
lichte, Leggi e canoni, über welche wir früher in der Zeitschr. be- 
richtet haben, an, und es ergibt sich, dass der bekannte Zusatz zum 
Sachsenspiegel, der Papst kann das Landrecht nicht ärgern, keines- 
wegs einer besondern deutschen Rechtsempfindung Ausdruck gibt, son- 
dern einer von Legisten, ja auch Kanonisten geteilten. Nur dass er 
im Sachsenspiegel bezüglich der Ehe geltend gemacht wird, also für 
eine Materie, die nach der communis opinio der Zeit der ausschliess- 
lichen Gewalt der Kirche unterstellt wurde. 

Bemerken möchten wir nur noch, dass die dreissig Tage, welche 
der Verf. S. 15 f. aus germanischen Quellen für die Wartezeit der 
Witwen anführt, uns mit der Trauerzeit nichts zu tun zu haben schei- 
nen, sondern mit dem deutschrechtlichen Institut des „Dreissigsten“ 
in Zusammenhang stehen. Während des ersten Monates nach dem 
Tode des Mannes soll eben im Sterbehause nichts geändert werden 
und auch die Frau ihre bisherige Stellung noch nicht aufgeben. Vgl. 
Homeyer, Der Dreissigste, S. 96. In dieser vom Verf. nicht be- 
nutzten Schrift würde er mannigfaches Material gefunden und auch 
gesehen haben, dass im deutschen Mittelalter die Witwe während des 
Dreissigsten heiraten durfte, damit aber die ihr aus dem Institute zu- 
stelenden Vorteile einbüsste. — Wir möchten die deutschen Gelehrten 
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recht nachdrücklich auf die Studien des Verf. aufmerksam machen. 
E. Fr. 

21. Lämmler, D. Verlöbnisrecht nach dem BGB. Diss. Leipz. 0. 

22. Frohnhausen, D. Verlöbnisbruch nach dem BGB. Zu- 
gleich ein Beitrag zur Rechtstheorie des Verlöbnisses. Halberst. 06. 
(Leipz. Diss.) 

23. Leitzmann, Die jur. Konstruktion des Verlöbnisses nach 
dem BGB. Leipz. 06. Diss. 

24. Clemen, Buggenhagensche Trauformulare. Arch. f. Reform.- 
Gesch. 3, 84. 

25. Stemmermann, D. Aufhebg. u. d. Wiederherstellg. d. 
ehel. Gemeinschaft nach d. BGB. DBorna-Leipz. 06. (Diss.) 

26. Francke, Gerichtl. Aufhebung d. ehel. Gemeinschaft nach 
deutschem Reichsrecht. A. f. civ. Prax. 98, 441. 

27. Lingenberg, D. Aufhebg. d. ehel. Gemeinschaft nach d. 
BGB. Bonu 06. (Leipz. In.-Diss.) 

28. De Feis, Del libello del repudio nella legge mosaica. Fi- 
renze 06. 

29. Weill, De la notion d’injure grave en matiere de divorce 
et de separation de corps. Paris. These. 

30. Schaepman, Roomsch katholiek hawelijk en nederlandsch 
strafrecht. Nederl. kath. stemmen 5, 355. 


XU. Schule. 


l. Barry, Le droit d’enseigner. Et. hist., philosoph. et canonique 
sur la question d’enseignement. Par. 06. 

2. Tissot, Le cathol. et l’instruction publique. Par. 06. 

3. Steinhuber, Gesch. d. Colleg. Germanicum Hungaricum 
in Rom. 1. 2. Freib. 06°. 

4. Brunner, Die Entwicklung des Schulwesens in den badischen 
Markgrafschaften (1453—1803). Hab.-Schr. an der Techn. Hochschule 
zu Karlsruhe. Weimar 1902. 

5. Meiners, D. Volksschulwesen in Mark u. Cleve unter Steins 
Verwaltg. (1787—1804), in Mitteilungen der Gesellschaft für deutsche 
Erziehungs- und Schulgeschichte. 16. Jahrg. 2. Heft. 

6. Werther, Ges. betr. d. Unterhaltung d. öffentl. Volksschulen 
in Preussen v. 28.7. 06 mit e. geschichtl. Einleitung u. erläuternden 
Anmerkungen. Berl. 06. 

7. Lezius, D. Ges. betr. d. Unterhaltung der öffentl. Volks 
schulen v. 28./7. 1906 nebst d. Ges. v. 10./7. 06 betr. die Abänderung 
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des Art. 26 u. die Aufhebung d. Art. 112 der VU. v. 31./1. 50. Für 
den praktischen Gebrauch erläutert. 

8. Seydewitz, Volksschulgesetz, ist in 5. Aufl,, besorgt von 
Kretzsehmar, Leipzig 1906 erschienen. 

9. Burekhard, Volksschulgesetze. D. Reichs- u. Landesgesetze 
m. d. einschläg. Ministerialverordnungen un. Erlässen, erläutert durch 
die Entscheidungen d. k. k. Verwaltungsgerichtshofes u. d. k. k. Reichs- 
gerichtes 3. verm. u. erg. Aufl. IV. Aufl. bearbeitet vv. Heidlmair 
Wien 06. (Manzische Taschenausg. d. österr. (fesetze. Bd. 27. Abt. IV. 

10. Villar Miralles, Compendio de legislacion escolar. Ali- 
eante 06. 

ll. Hermelink, D. tlheol. Fakultät in Tübingen vor der Re- 
formation 1477 — 1534. Tüb. 06. (Besprechung folgt.) 

12. Merkle, D. Konzil v. Trient u. d. Universitäten (Rede). 
Würzb. 06. 

13. Feret, abbe P., La faculte de theologie de Paris et ses doc- 
teurs les plus celebres. (Epoque moderne.) T. 4: XVII. siecle. Paris. 
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Ill. Aktenstücke. 


Miteeteilt von Friedberg. 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 


l. Pius X. Bulle 1903. quinto. Id. August. Errichtung des Erz- 
bist. von Los Angeles (Mexiko. Le Can. cont. 29, 413. 

2. Pius X. 18/5. 1904. Errichtung der Diözese Great Falls ın 
d. Ver. Staaten. Le Can. eont. 29, 412. 

3. Pius X. Breve 26.13.04. Errichtung des Vikariates der Neuen 
Hebriden. Le Can. cont. 29, 326. 

4. Desgel., von Fernando-Po. Ih. 327. 

5. Pius X. Breve 16./9. 04. Errichtung der Diözese von NSault- 
Sainte-Marie in Canada. Le Can. cont. 29, 507. 

6. Pius N. Breve 16./9. 05. Errichtung des ap. Vikarlates Trans- 
vaal. Le Can. cont. 249, 506. 

‘. Pıus X. Breve 5./12. 05 reformiert u. bestätirt die Statuten 
der Archikonfraternität der christl. Doktrin (Congregatio doectrinae 
ehristianae) in Rom. Le Can. cont. 29. 408, 

8. Pius X. Motu proprio 16./12. 05. Errichtung einer Fakultät 
des kanon. Rechts am Patriarchal-Seminar zu Venedig. Te Can. cont. 
249, 577. 

9. Pius X. Kmeykl. an d. französ. Episkopat über die Trennung 
von Staat u. Kirche in Frankreich v. 11./2. 06. A. f. K. KR. 86, 329. 

10. Pius X. Schreiben an d. B. v. Madrid über die Pflicht der 
Katholiken, zu den Parlamenten zu wählen 20.72. 06. Le Can. cont. 
29,319; 


11. Pıus X. Allokution zur Verurteilung des französ. Staatswe- 
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setzes über Trennung der Kirche vom Staate 21./2. 06. A. f. K. 
KR. 86, 339. 

12. Pius X. Motu proprio: deu Religiosen in Italien wird vor 
der Ordination ein Examen vor dem Bischofe auferlegt. 19./3. 06. Le 
Can. cont. 29, 405. 

13. Desgl., den Klerikern Roms vor der Ordination ; Motu proprio 
16./7. 05. Ib. 28, 572. 

14. Pius X. Motu proprio 26./5. 1906. Aufhebung der Congre- 
yationes super disciplina regulari und de statu regularıum ordinum. 
Le Can. cont. 29, 498. A.f. K. KR. 86, 736. 

15. Pius X. Motu proprio 16./7. 06. Die Errichtung neuer reli- 
giöser Sodalitäten oder Genossenschaften, Institute, Kongregationen 
kann nicht mehr durch die Bischöfe, sondern nur noch durch den 
Papst genehmigt werden. A. f. K. KR. 8, 738. Le Can. cont. 29, 
75. 

16. Pius X. Encyclica an den französ. Episkopat. 10./8. 06. Le 
Can. cont. 29, 572. 

17. Secretaria Status 6./4. 1900 an den EB. von Bogota 
über den ITaberalismus. le Can. cont. 29, 531. 

18. Deer. Congr. Indieis 6./4. 05. Verboten: Viollet, l’in- 
faillibilite du Pape et le Syllabus. Je Can. cont. 29, 438. 

19. Deer. Congr. consist. 21./9. 03. Errichtung der Prae- 
latura Nullius von Santarem in Brasilien. Le Can. cont. 29, 508. 

20. Decr. Propag. 18/12. Die zwei durch Dekret 15./5. 86 
auf den Carolinen errichteten Missionen werden zu einer ap. Präfek- 
tur vereinigt. Le Can. cont. 29, 437. 

21. Deer. Congr. Studior. 26./5. 06. Das Kollegium des 
h. Thomas v. Aquino in Rom erhält die Bezeichnung eines pontificium 
und seine Promotionen die Wirkuug der in katholischen Universitäten 
vollzogenen. Je Can. cont. 29, 624. 

21. Konvention zwischen dem heil. Stuhle u. dem Kongo- 
Staate über die Missionen 26./5. 06. Le Can. cont. 29, 623. 


Gerichtssprüche. 


1. Kammergericht, I CS. Beschluss v. 9. November 1902. 
Nichtigkeit der Gründung einer Gesellschaft m. b. H. wegen Umgehung 
L1* 
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des Art. 13 der preuss. Verfassung. Die Rechtsprechung d. OT,Gerichte 
12, 438. 

Vier Mitglieder der „zenossenschaft der Armen Brüder vom heiligen 
Franziskus“, welche keine juristische Persönlichkeit, wohl aber ın Preus- 
sen staatlich genehmigte Niederlassungen besitzt, haben eine Gesellschaft 
m. b.H. gegründet, deren Eintragung in das Handelsregister abgelehnt 
worden ist. Die weitere Beschwerde wurde zurückgewiesen. Gründe: 

Der Art. 13 VerfUrk. ist durch die Reichsgesetzgebung. insbe- 
sondere auch durch das Gesetz betr. Ges. m. b. H. in seiner Rechts- 
wirksamkeit nicht eingeschränkt worden, sondern besteht unverändert 
fort. In der Begründung zu $ 1 ist ausdrücklich ausgesprochen wor- 
den, dass dadurch „die gesetzlichen Bestimmungen über geistliche (re- 
nossenschaften und sonstige religiöse Vereine natürlich in keiner Hin- 
sicht berührt“ werden sollen. Der Art. 84 EG. zum BGB. ist aber 
mit der ganz bestimmten Absicht aufgenommen worden, gerade den 
Fortbestand jenes Art. 13 sicherzustellen (Prot. 1 8. 564, 6 8. 351 ff.; 
Kahl, Festgabe für Dernburg 1900 S. 203; Jahrbuch 27 S. 76). Es 
ist also streng daran festzuhalten, dass die Beschränkungen der Reli- 
sionsgesellschaften und der geistlichen Gesellschaften durch die preus- 
sische J,andesverfassung neben der durch die Reichsgesetzgebung ge- 
währten Freiheit in der Bildung von Gesellschaften m. b. H. in voller 
Wirksamkeit fortbestehen und dieser entgegenstehen können (Kahl 
S. 204). 

Bei der hier fraglichen Versagung kommen zwei verschiedene Ge- 
sichtspunkte in Betracht, welche beide auf Art. 13 beruhen aber doch 
streng voneinander zu scheiden sind. Durch diese Vorschrift wird ein- 
mal die unmittelbare Errichtung oder Einkleidung einer „geistlichen 
(sesellschaft“ mit der Form einer Gesellschaft m. b. H. verboten (mag 
dies in offener oder versteckter Weise geschehen); sodann steht sie 
aber auch der Gründung einer Gesellschaft m. b. H. entgegen, welche 
(ohne dass sie selbst eine „geistliche Gesellschaft zu sein braucht! 
doch zu dem Zwecke gegründet wird, um auf diese Weise einer geist- 
lichen Gesellschaft (oder auch einer Mehrheit von solchen) mittelbar 
Korporationsrechte zu verschaffen. Im ersteren Falle liegt die Gründung 
einer (fesellschaft vor, welche durch ihre eigene Beschaffenheit, durch 
die Art ihrer inneren Zusammensetzung, gegen Art. 13 verstösst. Im 
letzteren Falle kann die einzutragende Gesellschaft in dieser Beziehung 
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völlig einwandsfrei sein; ihre Gründung dient jedoch dem Zwecke der 
Umgehung dieser Verfassungsvorschrift; es handelt sich um ein Rechts- 
geschäft in fraudem legis. 

Dass einer Gesellschafts- und auch Vereinsgründung der ersteren 
Art die Eintragung in die von den Gerichten geführten Register zu 
versagen ist, hat das Kammergericht bereits wiederholt ausgesprochen 
(‚Jahrbuch 27 S. 75; Rsp. 8 S. 164, 9 S. 371; RJA. 6 S. 38)..... 
Ebenso hat es bereits ausführlich gerechtfertigt, dass unter „geistlichen 
Gesellschaften“ der $$ 12, 939 II 11 ALR. und des Art. 13 nicht 
allein die geistlichen Orden als solche, sondern auch ihre einzelnen 
Niederlassungen zu verstehen sind (Jahrbuch 27 S. 79; Rsp. 8 S. 167). 
Den letzteren ist also ebensogut wie den ersteren die Erlangung von 
Korporationsrechten ohne besonderes Gesetz durch Art. 13 untersagt. 
Das Gesetz vom 22. Mai 1888 (GS. S. 113) betrifft dementsprechend 
auch durchweg solche einzelne Niederlassungen. 

Dagegen ist es eine sehr bestrittene Frage, ob die Gründung einer 
(resellschaft m. b. H. zu dem Zwecke, um auf deren Namen für eine 
geistliche Gesellschaft Vermögen erwerben zu können, als eine unzu- 
lässige Umgehung des Art. 13 anzusehen ist, welche den Gesellschafts- 
vertrag nichtig macht. Sie wird von Kahl S. 191 ff. mit ausführlicher 
Begründung und von Dernburg (I $ 72 Anın. 24) im Anschluss an 
Kahl verneint; der Senat bejaht sie jedoch im Gegensatz zu diesen. 

Nach $ 1 Ges. m. b. H. dürfen solche Gesellschaften „zu jedem 
gesetzlich zulässigen Zweck“ errichtet werden, also nicht zu einem 
landesgesetzlich verbotenen Zweck. Nach $ 134 BGB. sind Rechts- 
veschäfte (also auch Verträre über die Gründung von Gesellschaften 
ul. b. H.), welche gegen ein gesetzliches Verbot (der Reichs- vder der 
Landesgesetze) verstossen, nichtig, wem sich nicht aus dem Gesetz ein 
anderes ergibt. ‚Jede dieser beiden Vorschriften führt in Verbindung 
mit Art. 13 zu dem Ergebnis, dass ein zu dem vorangegebenen Zwecke 
errichteter Vertrag über die Gründung einer Gesellschaft m. b. H. als 
nichtig anzusehen und dieser deshalb die Eintragung in das Handels- 
register zu versagen ist. Der Art. 13 ist ein Verbotsgesetz im Sinne 
des & 134; eine geistliche Gesellschaft kann nach ihm nur durch be- 
sonderes (sesetz Korporationsrecht erlangen; ihre Erreichung auf einem 
anderen Wege wird durch ihn verboten. Für seinen Charakter als 
Verbotsgesetz spricht schon seine äusserliche Wortfassung. Auch im 
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BGB. wird mit den Wendungen „kann nicht“ oder „kann nur” in be- 
zug auf ein zu untersagendes Rechtsgeschäft vielfach ein entsprechen- 
des Verbotsgesetz wegeben (vgl. die Beispiele bei Staudinger 5a zu 
$S 134 BGB.; Endemann, Einführung TS 9 Nr. IT 1). Wenn man nuu 
auch diese Terminologie des BGB. für jenes ältere (gesetz nicht schlecht- 
hin als massgebend ansehen kann, so sprechen doch für die Eigenschaft 
des Art. 13 als Verbotsgesetz in ausschlaggebender Weise sein ganzer 
Inbalt, nach welchem man es augenscheinlich mit einer zwingenden 
Norm zu tun hat, sowie namentlich auch seine Natur als Formvor- 
schrift des öffentlichen Rechts und sein Zweck (vgl. Endemanmn Nr. I; 
Rehbein I 3 zu SS 134--138).  Verbotsgesetze des öffentlichen Rechts 
hatte man bei Aufstellung der Norm des $ 134 (1 $ 105) ganz beson- 
ders im Auge (Motive I 8.210). Art. 13 verfolgt augenschemlieh ım 
öffentlichen Interesse eine bestimmte lewislativ-politische Tendenz. Man 
hat die Erlangung der Korporationsrechte durch die in ihm bezeich- 
neten Gesellschaften für so wichtig angesehen, dass man sie um des- 
willen von einem besonderen (resetze, also von der Mitwirkmg aller 
gesetzgebenden Faktoren abhängig machen wollte (Verh. der I. Kammer 
1849 Bd. 2 8. 933; Rönne, VerfUrk. 8. 34 Anm. 2). Dem gegenüber 
kann und darf der Wille Privater keine Rechtswirkungen erzwingen. 
welche die Rechtsordnung, als gesen die Interessen der Allgemeinheit 
verstossend, nicht zulassen will (Staudinger 4 zu S 134). Das gilt be- 
sonders auch für das Gebiet des Privatrechts. Danach ist jedes mit 
dieser zwingenden Norm in Widerspruch stehende Zivilrechtsgeschäft 
nichtig, namentlich ist eine sie verletzende (fesellschaftseründung ver- 
boten und unzulässig. 

Die Feststellung, dass ein Verbotsgesetz vorliegt, hat eine beson- 
dere praktische Bedeutung für den Fall der (resetzesumgehung. Diese 
liegt vor, wenn jemand auf Umwegen, unter Benutzung einer anderen 
Rechtsform, denselben oder doch einen im wesentlichen gleichen ma- 
teriellen Rechtserfolg zu erreichen strebt, wie derjenige ist, welcher 
ıım auf dem wewöhnlichen, direkten Wege durch das Verbotsgesetz 
versagt wird (Endemann 1 8 9 Nr. IV, und zivilrechtl. Wirkung des 
Verbotsges. 18587 8.26 Anm. 1; Pfaff, „in fraudem legis agere* Wien, 
1892 8.77 #.,87N). Es ergibt sich hieraus, dass sich bei der Umgehung 
eines (resetzes wohl immer äusserliche, formale Abweichungen gegen- 


über dem vom Gesetze verbotenen Wege zeigen werden. Nicht die 
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Form, sondern der sachliche Inhalt eines Rechtsgeschäfts ist das Ent- 
scheidende. Zugleich kommt es auch grundsätzlich nicht auf eine ge- 
naue juristische Uebereinstimmung des von den Beteiligten gewünsch- 
ten und des vom Gesetze verwehrten Zweckes an, sondern auf die 
tleichheit des wirtschaftlichen Erfolges (Dernburg 1 $ 31 Anm. 11; 
Bähr, Entsch. des RG. 1883 8.57). Nur insoweit als die Erreichung 
eines gewissen wirtschaftlichen Erfolges schlechterdings von der Schaf- 
fung bestimmter rechtlicher Grundlagen abhängig erscheint, ist es von 
Bedeutung, dass auch eine entsprechende juristische Uebereinstimmung 
vorliegt. Mit dieser Massgabe ist eine unzulüssige Gesetzesumgehung 
immer dann anzunehmen, wenn ein wirtschaftlicher Erfolg von gewisser 
Beschaffenheit trotz eines gegen ıhn gerichteten Verbotsgesetzes erstrebt 
older doch im wesentlichen bezweckt wird. 

Darüber, dass das zur Umgehung eines Verbotsgesetzes vorge- 
nommıene Rechtsgeschäft nichtig ist, herrscht wohl kein Streit (Entsch. 
des RG. 26 S. 184, 44 S. 108, 58 S. 74; JW. 1900 S. 55; ‚Jahrbuch 
228. 150). Allerdings ist absichtlich die Aufnahme einer ausdrück- 
lichen bezüglichen Vorschrift in das BGB. unterlassen worden. Nach 
der [mitgeteilten] Entstehungsgeschichte (Prot.1 8.122 ff.) wird in jeden 
einzelnen Falle, wo die Umgehung eines Verbotsgesetzes in Frage steht, 
der Richter zu prüfen haben, worauf eigentlich das Verbot gerichtet 
ist. (Geht die Absicht des (zesetzes dahin, dem durch ein Rechtsge- 
schäft erstrebten wirtschaftlichen Erfolge als solchem entgegenzutreten, 
so wird es dann als nichtig zu erachten sein, wenn es diesen durch 
das Verbotsgesetz bekämpften Erfolg herbeizuführen bezweckt. Anders 
würde dagegen die Sache liegen, wenn das (sesetz nur ein bestimmtes 
Rechtsgeschäft verbieten will; in diesem Falle würde eine rechtswidrige, 
unzulässige Umgehung des Verbotsgesetzes nicht darin zu finden sein, 
dass ein Rechtsgeschäft anderer Art vorgenommen wird, durch das im 
praktischen Ergebnis dasselbe erstrebt wird, wie durch das verbotene 
Rechtsgeschäft (Planck zu $ 134; Staudinger 4 ebenda; Eudemann, 
Einf. 189 Anm. 8). Vorliegend kann es aber keinem rechtlichen 
/iweifel unterliegen, dass dem Art. 13 die zuerst erwähnte weitergehende 
Tendenz zugrunde liegt. Es wird in ihm ausdrücklich die Erlangung 
von Korporationsrechten, also ein bestimmter Erfolg, bekämpft. Er 
will es verhindern, dass Religions- und geistliche Gesellschaften ohne 
(resetz in den Genuss von Korporationsrechten treten. Es soll durch 
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ihn ausgeschlossen werden, dass solche (fesellschaften entweder durch 
einen Akt der Staatsregierung allein oder gar durch Privatwillkür diese 
bevorzugte Rechtslage von bestimmter und. hervorragender wirtschaft- 
licher Bedeutung innehaben, deren Verleihung der Mitwirkung aller 
sesetzgebenden Faktoren vorbehalten worden ist, damit sie durch diese 
nach sorgfältiger Prüfung aller einschlägigen Verhältnisse erfolgt. ‚Jede 
Umgehung dieses Verbotsgesetzes durch ein Rechtsgeschäft, welches 
darauf abzielt, einer geistlichen (esellschaft diese günstige Rechts- 
position auf einem anderen Wege, als auf dem gesetzlich allein zu- 
gelassenen und ohne die durch ihn gebotenen Garantien zu verschaflen, 
führte somit dessen Nichtigkeit nach $ 134 herbei, da sich aus dem 
(esetz ein anderes nicht ergibt. Das gilt namentlich auch von der 
Errichtung einer Gesellschaft m. b. H., welche überdies zugleich nach 
$ 1 des Ges. betr. diese Gesellschaften nichtig ist, weil sie zu einem 
gesetzlich unzulässigen Zwecke erfolgt. 

Hierbei kommt indes an erster Stelle in Frage, ob diejenigen 
Rechte, welche durch die Gründung einer solchen Handelsgesellschaft 
erworben werden (handelsgesellschaftliche Rechtsfähigkeit) überhaupt 
ihrem sachlichen Inhalte nach den Korporationsrechten einer geistlichen 
(tesellschaft im Sinne des Art. 13 (kirchliche Korporationseigenschaft) 
juristisch gleichwertig sind; denn nur, wenn dies zu bejahen ist, wird 
man Gleichheit des erstrebten und des verbotenen wirtschaftlichen Er- 
folges annehmen können. Kahl verneint es (S. 208. Er gibt zwar 
zu, dass die Rechtswirkungen beider auf einem bestimmten Rechtsge- 
biete, nämlich auf vermögensrechtlichem (febiete, im ganzen inhaltlich 
zusammenfallen; er weist dann aber auf eine Reihe von Unterschieden 
zwischen beiden hin, besonders auf gewisse, weit in das öffentliche 
Rechtsgebiet hinein wirksame Folgen der kirchlichen Korporations- 
qualität, welche die juristische Gleichwertirkeit beider ausschliessen 
sollen. Inu der Tat ist ohne weiteres zuzugeben, dass zwischen beiden 
an sich erhebliche Unterschiede vorhanden sind. wie das bei Instituten, 
welche ganz verschiedenen Gebieten (dem des Handels und der Kirche) 
angehören, auch kaum anders möglich ist. NSelbstverständlich unterliegt 
die Handelsgesellschaft (wie Kahl hervorhebt) nach $$ 60 ff. des Ges. 
m. b. H. ganz anderen Aufhebungsgründen, als eine geistliche oder 
Rteligionsgesellschaft, welcher als solcher durch Gesetz Korporations- 
rechte verliehen sind. Die letztere hat auch gewisse Privilegien öffent- 
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lichrechtlicher Art, mit welchen die Privatrechtsfähigkeit einer Handels- 
gesellschaft nichts gemein hat. Es ist hier namentlich auf den straf- 
rechtlichen Schutz des & 135 preuss. StrGB. und den jetzigen $ 166 
Str&B. für die mit Korporationsrechten innerhalb des Bundesgebiets 
bestehenden Religionsgemeinschaften und auf die den letzteren zu- 
stehenden Abgabefreiheiten hinzuweisen ($ 24& Kommunalabhg.Ges., 
$ 5: Stempelsteuerges., Nr. 2! Tarif zum Erbschaftssteuerges.). Daraus 
kann indes nicht hergeleitet werden, dass die Erlangung der handels- 
gesellschaftlichen Rechtsfähigkeit zugunsten einer geistlichen oder Reli- 
sions-Cresellschaft nicht unter Art. 13 falle; vielmehr kommt es darauf 
an, was bei der Erlangung von Korporationsrechten im Sinne dieser 
Vorschrift als das Entscheidende und Wesentliche anzusehen ist, und 
ob die Rechtsfähigkeit beider in dieser Beziehung als gleichwertig zu 
erachten ist. 

Wenn die preussischen Gesetze von einer Ausstattung mit Korpo- 
rationsrechten sprechen, so geschieht dies, um die juristische Persön- 
Iichkeit, vornehmlich die Rechtsfähigkeit in vermögensrechtlicher Be- 
ziehung zu bezeichnen, weil die Korporationen als die vorzüglichste 
Art juristischer Personen gelten (Dernburg, Preuss. Privatr. 1, $ 49 
Anm. 38; Turnau, GrBO. 5. Aufl. 2 $ 27 Nr. 2, ROHG. 17 S. 82). In 
diesem Sinne wird auch zweifelsfrei von der Erteilung von Korpo- 
rationsrechten in Art. 31 Verf. gesprochen. Es erscheint schon hier- 
nach ausgeschlossen, dass in Art. 13 bei der Erlangung von Korpo- 
ratiousrechten etwas anderes gemeint ist. Dafür spricht aber auch 
gerade die von Kahl (8. 205 ff.) heraugezogene Entstehungsgeschichte 
des Art. 13. Dieser Artikel war danach eine vorausgenommene Teil- 
ausführung der nach Art. 31 in Aussicht genommenen allgemeinen Rege- 
lung der Erteilung von Korporationsrechten speziell für geistliche und 
Religionsgesellschaften ; bei den letzteren sollte insbesondere nicht mehr, 
wie bisher, die Verleihung dieser Rechte der Staatsregierung allein 
überlassen bleiben. Dass aber der Inhalt der erteilten Korporations- 
rechte nach Art. 31 und 13 ein verschiedener sein sollte, dafür fehlt es 
an jedem Anhalt. Im (segenteil wird im Berichte des Generalaus- 
schusses vom 5. Dezember 1848 (Verh. 1519 2 S. 934), welcher die Haupt- 
unterlage für die Annahme des jetzigen Art. 13 bildete, bemerkt: 

„Nachdem anerkannt worden war, wie es durchaus nicht die Ab- 
sicht sein könne, dass die (im Art. 13 vorgesehenen) Spezialgesetze 
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sich mit Regulierung der Kultusverhältnisse der betr. Religionsgesell- 
schaften befassen sollten, vielmehr sie sich nur damit zu beschäftigen 
haben werden, ob der betr. Religionsgesellschaft die bürgerlichen 
Rechte einer moralischen Person und Korporation zu erteilen sind 
-— was allen grösseren und lebensfähigen (Gesellschaften zur Erwer- 
bung von Grundstücken, Anstellung von Beamten, Führung von 
Prozessen und Aufnahme von Darlelın ete. notwendig ist — hat der 
Ausschuss vorstehenden Vorschlag gezen eine Stimme zum Beschluss 
erhoben.“ 
Bei Rönne (Staatsr. 4 Aufl. 2 8. 16 Anm. 1) und Kahl S. 206 ist diese 
Stelle unvollständig wiedergegeben, so dass sie allenfalls für eine an- 
dere Auffassung der Absicht des (sesetzzebers Raum lassen konnte. 
So aber, wie sie hier vorliegt, kann wohl kaum ein Zweifel darüber 
obwalten, dass sie nur die diesseitige Auffassung von der Bedeutung 
der Korporationsrechte im Art. 13 gestattet. Ein Hinblick auf Privi- 
legien öffentlichrechtlicher Natur hat danach bei der Schaffung dieser 
Vorsehritt völlig fern gelegen, vielmehr hatte man lediglich die bürger- 
lichreehtlichen Wirkungen im Auge, welche nach Privatrecht, besonders 
in vermögensrechtlicher Beziehung, mit der Verleihung der Korpv- 
rationsrechte oder der Beilerung der Eigenschaft als moralische (ju- 
ristische) Person an eine (iesellschaft allgemein verbunden sind. ‚Jene 
Vorrechte erscheinen gegenüber dem Wesen der Korporationsrechte 
oder dem Begriffe der juristischen Persönlichkeit als etwas rein Zu- 
fülliges. Die betreffenden besonderen Rechtswirkungen beruhen nicht 
darauf, dass die kirchlichen Korporationsreehte in Art. 13 begrifllich 
etwas anderes sind, als die Korporationsrechte im allzemeinen Rechts- 
sinne, sondern darauf, dass die kirchliche Korporation als solche kraft 
Ihrer besonderen Eigenschaften unter den verschiedenen Arten von 
Korporationen naturgemäss ihre besondere Rechtsstellung einnimmt 
und infolgedessen in verschiedenen Beziehungen unter eigenartigen 
Rechtsregeln steht. Das gilt naturgemäss in entsprechender Weise bei 
jeder anderen Art juristischer Personen, so sind für sie teils durch 
Reichs-, teils durch Landesgesetz regelmässig spezielle Vorschritten 
über ihre Entstehung und Aufhebung gegeben. Das Wesentliche und 
‚Ausschlaggebende für Erlangung der Korporationsrechte im Sinne des 
Art. 13 ist und bleibt jedoch immer die Gewinnung der Rechtsfählg- 
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mögensrechtlicher Beziehung. Diese Fähigkeit einer (Gesellschaft, als 
solche selbständig ihre Rechte und Pflichten zu haben, macht auch 
nach dem jetzt geltenden Reichsrechte das Wesen der juristischen 
Person aus. Alle sonstigen rechtlichen Eigenschaften der mit Korpo- 
rationsrechten versehenen Religions- oder geistlichen Gesellschaft einer- 
seits und der juristisch-persönlichen Handelsgesellschaft anderseits sind 
unwesentliche Zutaten, welche mit der Korporationsqualität im Sinne 
der Verfassung und mit der reichsrechtlichen Rechtsfähigkeit. nichts zu 
schaffen haben und der Gleichwertigkeit beider somit keinen Eintrag 
tun. Dass besonders die Gesellschaft m. b. H. juristische Persönlich- 
keit in diesem Sinne besitzt, ist herrschende Ansicht ($ 13? Ges.; Jahr- 
buch 23 8. 202; RJA.6 S. 49). Ihre Eintragung in das Handelsregister 
bewirkt also auch die Erlangung von Korporationsrechten in der Be- 
deutung des Art. 13. Mit diesem Ergebnis ist übrigens sehr wohl 
vereinbar, dass eine solche Gesellschaft keineswegs „juristische Person“ 
im Sinne eines jeden preussischen (resetzes zu sein brauchte; nämlich 
dann nicht, wenn in Speztalgesetzen, wie z. B. in den Kommuunalabgaben- 
vesetzen, diesem Ausdrucke ein besonderer rechtlicher Sprachgebrauch 
zugrunde liegt, welcher von der allgemeinen Auffassung über das Wesen 
der juristischen Person abweicht (vgl. OVerwGer. 30 S. 1; Kahl 8. 221). 
Eine derartige Abweichung der Terminologie des Art. 13 von der ge- 
wöhnlichen Rechtssprache ist aber aus den dargelegten Gründen zu 
verneinen. 

Unter Zugrundelegung dieses Ergebnisses ist weiter zu prüfen, ob 
durch die Eintragung einer (esellschaft m. b. H. in das Handelsregister 
und die damit für sie verbundene Erlangung der Rechtsfüähigkeit — 
falls sie zu dem Zwecke erfolgt, hinter ihr stehenden Ordensnieder- 
lassungen die Möglichkeit des Vermögenserwerbs, also den tatsächlichen 
(tenuss der von der Gesellschaft auf ihren Namen erlangten Korpo- 
rationsrechte zu verschaffen — in vollem Umfange oder doch ım wesent- 
lichen der gleiche wirtschaftliche Erfolg erreicht wird, wie wenn die 
geistlichen Geseilschaften diese Rechte durch ihre eigene unmittelbare 
Eintragung in der Form von (zsesellschaften m. b. H. erwerben. Das 
ist aber zu bejahen und damit zugleich eine Umgehung des Art. 13. 
Würde diese Frage freilich hauptsächlich vom formal-juristischen Stand- 
punkte aus zu beantworten sein, so würde man vielleicht zu ihrer Ver- 
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Unterschied, ob eine Ordensniederlassung Grundeigentum in voller 
Oeffentlichkeit unmittelbar auf eine ihr zustehende Firma im (frund- 
buch eintragen lassen kann oder nur auf diejenige einer anderen han- 
delsrechtlichen Gesellschaft, sowie ob sie ihre soustigen vermögens- 
rechtlichen Geschäfte nach aussen hin ohne weiteres im eigenen Namen 
oder nur durch Vermittlung der sie deckenden Gesellschaft m. b. H. 
abschliessen kann. Es ist indes bereits hervorgehoben, dass sich bei 
einer Gesetzesumgehung wohl stets solche äusserlichen Abweichungen 
zeisren werden, dass aber für ihre Annahme nicht die Form, sonderu 
der sachliche Inhalt des erstrebten Zwecks, die materielle Gleichheit 
ddes vom Gesetze verbotenen und des von den Beteiligten gewollten 
Erfolges massgebend ist. Für diese Gleichheit erscheint hier als aus- 
schlaggebend, ob die geistlichen Gesellschaften trotz des Vorliegens 
solcher äusseren Verschiedenheiten auf diese Weise tatsächlich in die 
lage gesetzt werden, die der eingetragenen (Gesellschaft zustehenden 
Korporationsrechte mit dem gleichen praktischen Ergebnis auszuüben, 
wie wenn sie diese Rechte selbst erworben hätten. Wird das faktisch 
erreicht, so ist dadurel wirtschaftlich für sie der gleiche Erfolg er- 
zielt, wie wenn sie selbst als Gesellschaft m. b. H. in das Handels- 
register eingetragen worden wären. Lässt sich also im gegebenen 
Falle die Feststellung treffen, dass bei der Errichtung der Gesellschaft 
ın. b. H. dieses Ziel angestrebt wird, und rechtfertigen die vorliegen- 
den Gesamtumstände ferner die Annahme, dass es im Falle der Ein- 
tragung der Gesellschaft in das Handelsregister bei sonstigem normalen 
Verlaufe der Dinge auch im wesentlichen erreicht werden wird, so ist 
damit der Fall der Gesetzesumgehung für erwiesen zu erachten und 
daraufhin die beantragte Eintragung abzulehnen. 

Ob diese Voraussetzungen im Einzelfalle vorliegen, ist grundsätz- 
lich nicht nach formal-juristischen Gesichtspunkten, sondern nach den 
konkreten Umständen zu entscheiden. Es gilt das sowohl für die ob- 
jektive als auch für die subjektive Seite des Tatbestandes der Gesetzes- 
umgehung. Es erscheint namentlich nicht gerechtfertigt (wie dies Kahl 
S. 209 will), die Annahme einer solchen von vornherein ohne jede wei- 
tere Prüfung der vorliegenden Gesamtumstände deshalb auszuschliessen, 
weil eine Verschiedenheit der Rechtssubjekte der Handels- und der 
Ordensgesellschaft bestehe. Allerdings würde die Aufhebung einer 
staatlich zugelassenen, der Korporationsrechte entbehrenden Ordensge- 
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sellschaft auf Grund des $ 2 Ges. vom 31. Mai 1875 (GS. S. 217) 
nicht zur gleichzeitigen Aufhebung der in ihrem Interesse errichteten 
(sesellschaften m. b. H. als einer formalen Folge dieser Massrege]l 
führen; es kann hiervon schon deshall nicht die Rede sein, weil es 
sich dabei um einen Akt der Staatsregierung handelt, wie er bezüglich 
der Gesellschaften m. b. H. (nach 8$ 60 ff. des sie betr. Ges.) nicht 
zugelassen ist. Das hat aber nichts mit der auf tatsächlichem Gebiete 
zu lösenden Frage zu tun, ob nicht die Handelsgesellschaft gleichwohl 
der geistlichen Gesellschaft, solange diese besteht, dazu dienen kann, 
ihr den praktischen Genuss der Korporationsrechte zu verschaffen, in- 
dem sie ihr als Organ zur Ausübung von Vermögensrechten jeder Art 
dient. Im übrigen kann man wohl auch kaum von einer Verschieden- 
heit dieser beiden Rechtssubjekte in privatrechtlicher Beziehung spre- 
chen, weil eben der geistlichen Gesellschaft als solcher die unmittelbare 
Erlangung der Rechtspersönlichkeit nicht möglich ist. Hieraus wird 
also kein Hindernis für die Annahme einer unzulässigen Gesetzesum- 
gehung zu entnehmen sein, wenn die tatsächlichen Verhältnisse sonst 
dazu nötigen. — Ferner steht aber dieser Annahme auch nicht etwa 
der Umstand entgegen, dass sich im einzelnen Falle nicht alle, sondern 
nur einzelne Mitglieder einer geistlichen Gesellschaft nach aussen hiu 
an der Gründung der Gesellschaft m. b. H. beteiligen (so anscheinend 
auch Kahl S. 211); denn es liegt kein Grund vor, weshalb nicht auch 
durch die Teilnahme eines Teiles ihrer Mitglieder der gleiche praktische 
/weck erreicht werden sollte. ‚Ja es erscheint nicht einmal erforder- 
lich, dass im einzelnen festgestellt wird, welche von mehreren dabei ın 
Betracht kommenden geistlichen Gesellschaften eigentlich diejenige ist, 
deren speziellen Zwecken die zu gründende Gesellschaft m. b. H. dienen 
soll. Es kann also hier dahingestellt bleiben, ob dies die ganze Or- 
densgesellschaft der „(enossenschaft der armen Brüder vom heiligen 
Franziskus“ ist oder eine oder mehrere von ihren besonderen Ordens- 
niederlassungen und welche. ... Die Frage, um welche Niederlassungen 
es sich speziell handelt, ist eine Einzelheit des gesetzwidrigen Han- 
delns, welche für die Feststellung seiner (sesetzwidrigkeit an sich nicht 
weiter in Betracht kommt. Wollte man so weit gehen, in dieser Be- 
ziehung eine genaue Identitätsfeststellung zu verlangen, so würde man 
damit aus formalen Bedenken der Gesetzesumgehung freien Lauf lassen, 
weil es den Registergerichten wohl stets an ausreichenden Mitteln fehlen 
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wird um in dieser Beziehung einen zuverlässigen Einblick in die inne- 
ren Ordensververhältnisse zu tun. 

Wendet man diese Rechtsgrundsätze auf die hier fragliche Gesell- 
schaftsgründung an, so kann ihre Nichtigkeit wegen Umgehung des 
Art. 13 nicht zweifelhaft sein. Am einfachsten erledigt sich die sub- 
jektive Seite der Sache; denn die Beschwerde gibt selbst an, dass durch 
die zu gründende (resellschaft m. b. H. für staatlich bereits genehmigte 
Niederlassungen der „Genossenschaft der Armen Brüder vom heiligen 
Franziskus“ (welche bisher keine Korporationsrechte haben) Grund- 
stücke erworben und erhalten werden sollen und zwar im Interesse 
einer grösseren Verkehrsfreiheit. Das steht auch durchaus im Einklang 
mit dem Inhalte des $S 2 des Gesellschaftsvertraus. Es ist also der 
ausgesprochene Zweck der Errichtung von (resellschaften m. b. H., auf 
diese Weise den hinter ihr stehenden «weistlichen (resellschaften die 
Möglichkeit des (Grelderwerbs und den Abschluss sonstiger Rechtsge- 
schäfte auf ihren Namen zu verschaffen, so dass sie faktisch den Genuss 
von Korporationsrechten im Sinne des Art. 13 erlangen. Der Stand- 
punkt der Beschwerde ist nur der, dass dies durchaus zulässig sei. 

Nach den vorliegenden (tesamtumständen, besonders dem Inhalte 
des Giesellschaftsvertrages, erscheint dieser Zweck aber auch in der 
Hauptsache erreicht, sobald dem Antrage auf Eintragung der Gesell- 
schaft in das Handelsregister stattgegeben wird. Sämtliche Gründer 
sind Mitelieder der (renossenschaft und stehen also schon aus diesem 
Grunde in einem dauernden Abhängirkeitsverhältnisse zu ihr, so dass 
sie teils aus moralischen, teils aus wirtschaftlichen Gründen gezwungen 
erscheinen, ihren Weisungen in allen (Gresellschaftsanzelerenheiten Folge 
zu geben. Ausserdem ist aber im Gesellschaftsvertrage illes geschehen. 
um die (Geschäfte der Gesellschaft zur Ordensangelegenheit zu machen 
und den vorgeschobenen Gründern jedes persönliche Interesse an dieser 
(sesellschaft zu nehmen. Abgesehen davon, dass nach $ 2 des Ver- 
trags der erwähnte Hauptzweck der (Gesellschaft lediglich den Inter- 
essen der Genossenschaft und ihrer Niederlassungen dient. findet nach 
$S 6 keine (sewinnverteilung statt, vielmehr sollen die sich ergebenden 
(rewinnbeträge zur besseren Förderung des Gesellschaftszwecks ver- 
wendet werden. Die (resellschafter sind nach $ 4 nicht allein in bezug 
auf die Veräusserung ihrer Geschäftsauteille gebunden, sondern nach 
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bezeichneten Personen abzutreten, wogegen sie nur den von Ihnen 
dafür bezahlten Betrag erstattet erhalteu, jedoch höchstens 5 Prozent 
des Nominalbetrages — wobei aber nicht ersichtlich gemacht ist, dass 
sie überhaupt etwas dafür bezahlt haben. Die gleiche Verpflichtung 
ist auch ihren Erben auferlegt. Für den Fall der Auflösung der (Ge- 
sellschaft fällt das Gesellschaftsvermögen ohne jeden Abzug an den 
(teneraloberen der Ordenszenossenschaft. Die Bindung der Gresell- 
schafter an die Weisungen der Genossenschaft ist hiernach auch in 
rechtlicher Beziehung in tunlichst vollkommener Weise durchgeführt 
worden und auch in der Hauptsache derartig gelungen, dass die hinter 
ihr stehenden Ordensgesellschaften, sobald die Eintraxung in das Han- 
delsregister erfolgt ist, in ihr ein willfähriges Organ haben werden, 
dessen sie sich nach Belieben bedienen können, um die Rechte einer 
juristischen Person auszuüben und so die ilmen durch Art. 13 versag- 
ten Korporationsrechte zu geniessen. ... Damit würde also für sie der 
wirtschaftliche Erfolg erreicht sein, auf dessen Vermeidung dieses Ver- 
hotsgesetz abzielt. Nach alledem liegt hier eine unzulässige (resetzes- 
umgehlng vor, welche die Nichtigkeit des Gesellschaftsvertrags herbei- 
führt. 

2. E. d. RGer. IV. CS. 1/2 06: Diejenigen Baptistengemeinden, 
denen auf Grund des preuss. @. 7/7 1875 Korporationsrechte erteilt 
worden sind, haben im Bereiche des ALR. Anspruch darauf, dass sie 
in Ermangelung eigener Begräbnisplätze die Kirchhöfe anderer Kir- 
chengemeinden benutzen dürfen. Entsch. 63 no. 86 S. 355. 

3. E. d. RGer. I. StrS. 9:7 06: Die für das Grossh. Baden er- 
lassenen Strafbestimmungen über Wahlbeeinflussung durch Missbrauch 
kirchlicher Zuchtgewalt stehen im Einklang mit der Reichsgesetz- 
zebung. Entsch. 39, no. 48 S. 148. 

4. Höhler, D. Höchster Kirchenbauprozess. A.f. K. KR. 86, 480. 

8. E. d. Preuss. Ger. fe Kompetenzkonflikte 2/12 1905: 
Der Rechtsweg ist zulässig für den Anspruch auf (Hewährung eines 
anständigen Begräbnisses auf einem konfessionellen Friedhofe, A. f. 
K. KR. 86, 368. 

6. E.d. RGer. IV. CS. 4/1 06: Der Rechtsweg über die Frage, 
ol einem Mitgliede einer Bruderschaft mit Recht Mitgliedschaftsrechte 
entzogen sind, ist nach Preuss. Recht unzulässige. Fntsch. 63 no. 61 
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‘. E.d. Sächs. Kompetenzger.: Inwieweit ist der Rechts- 
weg zulässig in Streitigkeiten zwischen Privatpersonen über das Recht 
der Mitbenutzung von Betstübchen (sog. Erbstühlen)? nur soweit Klä- 
ver sich auf Verjährung beruft. Fischer Z. 31, 166. Sächs. OLG. 
27, 131. 

S. N. Amerika, Das Ortsrecht dev Eheschliessung ist mass- 
gebend für deren persönliche Voraussetzungen. 7. f. imternat. ... 
Recht 16, 242. 

9. E. d. OLG. Stuttgart 12/5 1905. (Jur. Wochenschr. 35, 21.) 
Bruch des (formell ungültigen) Versprecheus der relig. Kindererziehung 
seitens des Maunes ein Grund zur Weigerung der Herstellung der 
ehel. Gemeinschaft. (BGB. $ 1355, Abs. 2.) A. f. K. KR. 86, 364. 

10. E. d. OLG. Hamburg 111. Sen. 27/6 1904: Die Unterhalts- 
pflicht des die Herstellung des ehelichen Lebens verweigernden Ehe- 
inannes gegenüber seiner Ehefrau besteht, obgleich er auf Scheidung 
zu klagen berechtigt ist. Seuffert Arch. 61 no. 112 8. 196. 

ll. E.d. OLG. Hamburg I.S. 28/10 04: Die Unterhaltspflicht 
ausländischer in Deutschland wohnender Ehegatten unterliegt dem 
deutschen BGB., obgleich dieses keine einschlagenden Bestimmungen 
für Ausländer enthält. Seuffert A. 61 no. 111 8. 196. 

12. E. d. RGer. IV. CS. 2/11 05. Unbescholtenheit im Sinne des 
8 1300 BGB. Seuffert, Blätter 71, 618. 

13. E. d. OLG. Dresden IX. Sen. 28/11 05: Zur Scheidung der 
Ehen Schweizerischer Staatsangehöriger sind die deutschen Gerichte 
nicht kompetent. Annal. d. Sächs. Ol,G. 27, 298. 

14. E. d. RGer. IV. CS. 12/10 05. Ausschlussfrist für die Ehe 
scheidungsklage; dem Kenntniserlangen vom Scheidegrunde steht ein 
Kennenmüssen nicht gleich. Seuffert A. 61 no. 113 8. 197. 

15. E. OLG. Celle, 1.CS. 812 05. Einrede des fehlenden ernst- 
lichen Willens gegenüber der Klage auf Herstellung des ehelichen Le- 
bens. Die Rechtsprechung des Ol,Gerichts 12, 315. 

Wäre der Kläger nicht ernstlich gewillt, mit der Beklagten zu- 
sammen zu leben, so würde sich sein Klageverlangen als Missbraueb 
seines Rechts darstellen. Man kann dem Ehegatten, der auf Herstel- 
lung der häuslichen Gemeinschaft verklagt ist, nicht ansinnen, Schnitte 
zur Wiedervereinigung zu tun, wenn deren Erfolg voraussichtlich an dem 
entgegenstehenden Willen des klagenden Teiles scheitern muss. Aber 
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der Umstand, dass der Kläger die Absicht gehabt hat, eine Scheidung 
der Ehe herbeizuführen, hindert nicht anzunehmen, dass er, überzeugt, 
nıch Massgabe des geltenden Rechts eine Lösung der Ehe nicht er- 
reichen zu können, diese Klage erhoben hat in der ernstlichen Ab- 
sicht, nun wenigstens sein ehemännliches Recht auf Verwirklichung 
des durch das eheliche Verhältnis gebotenen Zustandes durchzusetzen. 
Ex wäre Sache der Beklagten gewesen, Umstände darzutun, aus denen 
geschlossen werden müsste, dass der Kläger, falls sie wirklich zu ihm 
zurückkehren würde, sie doch nicht in seine häusliche Gemeinschaft 
aufnehmen oder dauernd darin behalten würde, oder dass sie unter 
den obwaltenden Umständen eine Behandlung von ihm zu gewärtigen 
hätte, welche die Herstellung eines dem sittlichen Wesen der Ehe ent- 
sprechenden Verhältnisses unter den Eheleuten ausschliessen würde. 

16. E. d. OLG. Naumburg, Il. CS. 2/6 195. Bedeutung des 
$ 1567 no. 1 BGB. Ebendas. 315. 

Aus dem Wortlaut folgt, dass der im Eheherstellungsprozess sieg- 
reiche Teil nicht verpflichtet ist, Aussöhnungs- und Vereinigungsver- 
suche zu machen, dass vielmehr Sache des unterlegenen Teils ist, „dem 
Urteil Folge zu leisten“. Der siegreiche Teil darf selbstredend nichts 
tun, um die vom andern Gatten beabsichtigte oder versuchte Wieder- 
herstellung zu erschweren oder gar zu verhindern, er darf besonders 
keine Handlungen vornehmen, welche den Mangel seines Wiederver- 
einigungswillens dartun oder welche nach Erlass des Eheherstellungs- 
urteils der unterlegenen Partei einen rechtmässigen Grund zum Ge- 
trenntleben geben. Es kann daher dahingestellt bleiben, ob der Kläger 
nach Rechtskraft des Wiederherstellungsurteils die Beklagte zur Rück- 
kehr in die Ehewohnung aufgefordert hat oder nicht. Die Unterlas- 
sung eines solchen Schritts kann die Beklagte nicht zu ihren Gunsten 
verwerten. Dass sie selbst irgend einen Annäherungsversuch während 
des kritischen ‚Jahres unternommen hat, hat sie ebensowenig behaup- 
tet, wie dass der Kläger z. B. mangels einer Ehewohnung nicht in der 
Lage gewesen ist, sie bei sich aufzunehmen. ... 

17. E. OLG. Hamburg, 1. CS. 26/10 06. Verzeibung eines 
Ehebruchs. Ebendas. 316. 

... Die Klägerin trägt vor, ihre Verzeibung [des vom Bekl. be- 
gangenen Ehebruchs] sei nur bedingt, nämlich davon abhängig gewesen, 
dass der Beklagte sich in Zukunft stets ordentlich betragen werde; 
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da er dies bei dem Vorfall, der zur abermaligen Trennung der Par- 
teien geführt hat, nicht getan habe, so sei die Bedingung ausgefallen, 
so dass sie auf die vor der Verzeihung liegenden Scheidungsgründe 
als selbständige Klaggründe wieder zurückgreifen dürfe. Dass eine 
bedingte Verzeihung möglich ist, mag zugegeben werden; allein die 
Fälle, um die es sich dabei haudeln kann und von denen anscheinend 
das von der Klägerin erwähnte Urteil des RG. vom 9. Mai 1904 spricht, 
sind doch nur solche, bei denen der Wille, zu verzeihen, aufschiebend 
bedingt abhängig gemacht wird von irgend einem Ereignis. Eine Ver- 
zeihung unter einer auflösenden Bedingung mit der Wirkung, dass im 
Falle des Eintritts der Bedingung die Verzeihung als von Anfang an 
nicht erfolgt zu gelten habe, gibt es nicht. Die Verzeihung ist nicht 
nur Willenserklärung, sie ist vor allem eine Tatsache, ein Vorgang, 
der, wenn einmal erfolgt, nicht wieder aus der Welt geschafft werden 
kann. Gilt dies schon im allgemeinen, so gilt es namentlich dann, 
wenn, wie hier, die erfolgte Versöhnung durch einen geschlechtlichen 
Verkehr der Ehegatten besiegelt ist. Ein Ehegatte, der so handelt. 
hat verziehen und damit endgültig das Recht verwirkt, auf die vor- 
hergegangenen Vorgänge als selbständigen Klaggrund zurückzugreifen, 
und wenn er dabei hervorhebt, dass er nur unter der „Bedingung“ 
oder der „Voraussetzung® — auf die gebrauchten Worte kommt es 
nicht an — verziehen habe, dass der andere Ehegatte sich in Zukunft 
nicht wieder gegen ihn vergehen werde, so sagt er damit nichts an- 
deres, als was sich schon ohnedies nach dem Gesetze von selbst ver- 
stelit, nämlich das, dass im Falle eines künftigen ehewidrigen Ver- 
haltens des andern Ehegatten der gekränkte Gatte berechtigt: ist, auf 
die früheren Vorgänge zur Unterstützung einer etwaigen neuen Klage 
zurückzugreifen. Die hier zu entscheidende Frage ist hiernach ledig- 
lich die, ob das nach der Versöhnung vom Beklagten gegenüber seiner 
Frau beobachtete Verhalten derartig war, dass es die Klägerin be- 
rechtigte, unter Heranziehung der früheren Vorgänge zur Unterstützung 
ihres Klagbegehrens die Scheidung auf Grund des $ 1568 zu verlangen. 

18. Beschl. d. Kammerger. 4/5 1905: Die von ihrem Ehe- 
inanne getrennt lebende Ehefrau behält ihre Erziehungsrechte über 
die Kinder und kann sie im Prozesswege geltend machen. Seuffert, 
A. 61 no. 226 S. 405. 

19. OlÄ@. Karlsruhe, Ferien-CS. Beschluss v. 11. August 1905. 
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Religiöse Erziehung des Kindes. Die Rechtsprechung des OLG. 12, 330. 

Die Mutter der Mündel, jetzt Frau des Dr. A., sowie der letztere 
selbst als Vormund dieser Mündel haben beantragt, zu senchmigen. 
dass die Mündel, welche bisher dem evangelischen Religionsbekennt- 
nisse angehörten, künftig in der katholischen Religion erzogen werden. 
Die vom Amtsgericht abgelehnte (senehmigung ist auf Beschwerde er- 
teilt. Die weitere Beschwerde ist unbegründet. 

Zur weiteren Beschwerde ist der evangelische Kirchengemeinderat 
legitimiert; denn nach S 37 der Evang. Kirchenverfassung für Baden 
ist ihm die Sorge für das religiöse und kirchliche Wohl der Kirchen- 
gemeinde anvertraut, deren Rechtsvertretung ihm auch Dritten gegen- 
über zusteht, so dass er ein berechtigtes Interesse nach &$ 57°, 63 hat. 

Der Beschwerdeführer hat geltend gemacht, es sei den Mündeln 
ein katholischer Vormund ernannt worden. Allein zunächst ist an sich 
nicht unzulässig, dass der ernannte Vormund einem anderen religiösen 
Bekenntnis angehört, wie der Mündel; vielmehr ist nur bei der Aus- 
wahl des Vormunds auf das reliriöse Bekenntnis des Mündels Rück- 
sicht zu nehmen (S 17792). Ob nun vorliegend das Vormundschafts- 
gericht bei der Bestellung des Dr. A. als Vormund die ihm in dieser 
Beziehung obliegende Prüfung hat eintreten lassen, kann jedoch im 
gegenwärtigen Verfahren, in welchem lediglich über die beantragte Ge- 
nehmigung zur Religionsänderung der Kinder zu entscheiden ist, nicht 
untersucht werden. Zurzeit ist Dr. A. Vormund der Mündel, er hat 
den von der Mutter der Mündel nach $ 3 des Bad. Gesetzes v. 9. Okt. 
1860 gestellten Antrag in seiner Eigenschaft als Beistaud der Mutter 
unterstützt (vgl. SS 1697, 1696, 1659), und deshalb kann insbesondere 
nicht geltend gemacht werden, die Mündel seien im gegenwärtigen Ver- 
fahren nicht nach Vorschrift der Gesetze vertreten gewesen (vgl. 8 27 
Fr&6G. mit 8 55 Ziff. 5 CPO.). Auch im übrigen lässt die angefoch- 
tene Entscheidung keinen Rechtsirrtum erkennen. 

20. Kammergericht, I. ('S. Beschluss v. 19. Okt. 1905. In- 
wieweit ist ein religionsmündiger Minderjähriger gegen religiöse Be- 
einflussung durch den Gewalthaber zu schützen? Ebend. 331. 

Die 1898 vom Amtsgericht ausgesprochene Entziehung des Er- 
ziehungsrechts über den Mündel, deren Aufhebung jetzt in Frage steht, 
ist deshalb erfolgt, weil die katholische Mutter sich in bezug auf die 
religiöse Erziehung des Sohnes eines pflichtwidrigen Verhaltens schul- 
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dix gemacht hatte. inden sie diesen, welcher nach den gesetzlichen 
Vorschriften und der ausdrücklichen Anordnung des Vormundschafts- 
verichts in der evangelischen Religion seines Vaters zu erziehen war. 
mit unzulässigen Mitteln der Konfession seines Vaters zu entfremden 
und der ihrigen zuzuführen versuchte. Danach kommt es für die hier 
zu treffende Entscheidung wesentlich darauf an. ob in bezug auf die 
Religion des Mündels inzwischen eine solche Aenderung der Verhält- 
nisse eingetreten ist. dass nunmehr ein Missbrauch des Personensorge- 
rechts der Mutter und eine damit im Zusammenhang stehende Ge- 
fährdung seines geistigen Wohles werade in dieser Beziehung nicht 
mehr zu besorgen ist. Die Vorinstanzen vertreten den Rechtsstand- 
punkt, dass zufolge der Vollendung des 14. Lebensjahres dureh das 
Mündel und des von ihm damit erlangten Nelbstbestimmungsrecht- 
Jegliche Befugnis des Vormundschaftsgerichts zunı Schutze des Mün- 
dels wegen seiner Religion gegenüber seiner Mutter ohne weiteres ihr 
Ende gefunden habe, so dass ledielich durch diese objektive Aende- 
rung der Verhältnisse eine entsprechende Aufhebung jenes Beschlusses 
geboten sei. Dieser Auffassung ist jedoch nicht beizutreten; im Ge- 
genteil kann nach den Umständen des Falles bei einem Minderjährigen 
auch noch nach erreichter Religionsmündigkeit sehr wohl ein religiöses 
Schutzbedürfnis gegenüber der Mutter vorlieren, so dass hierdurch 
auch eine entsprechende Schutzpflicht des Vormundschaftsgerichts her- 
beigeführt würde. Allerdings beruht der Schutz, welcher dem Kinde 
in Hinblick auf seine Religion vor und nach erreichten Unterschei- 
dungsalter zu gewähren ist. auf verschiedenen Rechtserundlagen. Vor 
dem 14. Lebensjahre ist der Minderjährige nach der Deklaration von 
1803 und $ 83 IT2 ALR. in der Religion seines Vaters zu unter- 
richten nnd demgemäss erforderlichenfalls in seiner religiösen Er- 
ziehung zu schützen. Nach zurückgelertem 14. Jahre kann es sich 
dagegen $ 84 ebenda nur noch um semen Schutz in dem ihm persön- 
lich zustehenden Selbstbestimmungesrecht handeln. Ein solcher Schutz 
wird aber dem religionsmündigen Minderjährieen für den Fall zu ge- 
währen sein, dass die Mutter dieses Recht unter Missbrauch ihres 
Personensorgerechts zu vereiteln versucht und dadurch das geistige Wohl 
ihres Kindes gefährdet; denn es liegen dann ebenso die Voraus 
setzungen des $ 1666 vor, wie wenn sie in der gleichen Weise die 


religiöse Erziehung des noch religionsunmündieen Kindes bedroht. 
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Es bedarf hier des Eingehens auf den Inhalt des religiösen Selbst- 
bestimmungsrechts nur für die Frage, welche Beeinflussung des Kindes 
durch die Mutter gegenüber diesem Rechte als eine missbräuchliche 
anzusehen ist, um danach die Grenzen für ein Einschreiten des Vor- 
mundschaftsgerichts auf diesem Gebiete zu finden. & 84 II 2 spricht 
zwar nur davon, dass es nach zurückgelegtem 14. Lebensjahr lediglich 
in der Wahl der Kinder steht, zu welcher Religionspartei sie sich be- 
kennen wollen, so dass man nach dem Wortlaute ebenfalls annehmen 
könnte, dass dabei allein an den Akt eines förmlichen Bekenntnisses 
zu einer bestimmten Religionspartei, z. B. bei der Konfirmation oder 
Kommunion gedacht sei. So eng wird diese Vorschrift jedoch nicht 
auszulegen sein; vielmehr kann es keinem Zweifel unterliegen, dass 
das weitgehende Recht, seine Religion zu wählen, auch das geringere 
der freien Wahl des religiösen Unterrichts und der Religionsübung in 
einem bestimmten Bekenntnis umfasst (vgl. Art. 12 preuss. Verf.). In 
allen diesen Beziehungen gewährt also das (fesetz dem religionsmün- 
digen Minderjährigen kraft seines religiösen Selbstbestimmungsrechts 
die Befugnis der völlig freien Entschliessung. Er ist dabei unabhängig 
vom Vermundschaftsgericht, welches ihm in Religionssachen keine Vor- 
schriften machen darf. Das Gleiche gilt vom Vormund und von der 
Mutter, ohne dass indes ihr Erziehungsrecht, soweit ihnen ein solches 
zusteht, im übrigen dadurch beeinflusst wird (vgl. 8$ 1626, 1627, 1631, 
1634, 1793, 1800 BGB). Daraus ergibt sich, dass vorliegend die 
Mutter kein Recht hat, an Stelle ihres Sohnes darüber zu bestimmen, 
welchen Religionsunterricht er besuchen, oder was sonst zu seiner wei- 
teren religiösen Ausbildung geschehen soll. Davon kann hier ganz be- 
sonders deshalb keine Rede sein, weil sie wegen Pflichtverletzung ge- 
rade auf dem (tebiete der religiösen Erziehung ihres Erziehungsrechts 
verlustig gegangen ist. Sie würde übrigens eine solche Befugnis auch 
keineswegs dadurch erlangen, dass ihr Erziehungsrecht wiederhergestellt 
würde; vielmehr würde auch dann ihr Sohn allein berechtigt sein, über 
alle seine religiösen Beziehungen (Unterricht, Gottesdienst, Andachtsbü- 
cher, Ablegung seines Bekenutnisses) selbständig Entscheidung zu treffen. 

Tatsächlich liegen nun hier die Verhältnisse so, dass der Mündel 
bis zu seinem vollendeten 14. Lebensjahre nach Anweisung seines Vor- 
mundes gemäss der ausdrücklichen Anordnung des Vormundschafts- 
gerichts evangelischen Religionsunterricht yenossen hat. Diese Er- 
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ziehung geschah nach Gesetz und Recht in der angestammten Religion 
des Vaters. Wenn der noch schulpflichtige, aber inzwischen religions- 
mündig gewordene Mündel nach diesem Alter mit seiner ausdrück- 
lichen oder stillschweigenden Zustimmung in seinem bisherigen evan- 
gelischen Religionsunterrichts verblieben ist, so ist dagegen nichts ein- 
zuwenden, insbesondere dem Vormund deswegen der Vorwurf einer un- 
zulässigen religiösen Beeinflussung nicht zu machen, weil anzunehmen 
ist, dass diese Fortsetzung des bisherigen Religionsunterrichts auf dem 
religiösen Selbstbestimmungsrecht des Mündels beruht. Anders würde 
sich die Sache erst dann gestalten, wenn der Mündel selbst die Er- 
teilung eines abweichenden Religionsunterrichts verlangen würde. Die 
Mutter hat hier zweifellos das Bestreben, ihren Sohn von der ange- 
stammten evangelischen Konfession des Vaters abzubringen und ihrer 
katholischen Religion zuzuführen. Dieses Bestreben und seine Be- 
tätigung enthält an sich nicht etwas gesetzlich Unzulässiges. Ihr Sohn 
ist religionsmündig und steht in bezug auf die Religion einem Er- 
wachsenen gleich. Der Wunsch der Mutter, dass ihr Sohn die glei- 
chen relisiösen Anschauungen wie sie habe, ist natürlich und berech- 
tigt; wenn sie ihn für diese zu gewinnen sucht, so steht ihr das (Ge- 
setz hierin nicht entgegen, wie es ja auch sonst nicht verboten ist, an 
Erwachsenen mit Versuchen der Bekehrung zu einem anderen Glauben 
hinzutreten. Dass eine Beeinflussung der Kinder auf religiösem oder 
politischem Gebiete durch die Eltern an sich keinen Grund zu einem 
Einschreiten des Vormundschaftsgerichts aus $ 1666 bietet, wurde bei 
den Beratungen über das BGB. ım Reichstag und seiner Kommission 
verschiedentlich hervorgehoben und festgestellt. Anderseits wurde in 
der Kommission der Antrag. eine Bestimmung des Inhalts einzufügen, 
ddass das Vormundschattsgericht nicht berechtigt sei, das Verhalten 
des Vaters in religiöser oder politischer Hinsicht oder die Einwir- 
kung des Vaters auf das Kind nach diesen Richtungen hin als einen 
Missbrauch, eine Vernachlässigung oder als ein ehrloses oder un- 
sittliches Verhalten zu erachten. 
als zu weitgehend abgelehnt. Danach wird zwar eine blosse Beein- 
flussung des Kindes zu gunsten einer bestimmten Religion dem Vor- 
mundschaftsgericht keinen Anlass bieten, gegen die Mutter eine Mass- 
regel aus $ 1666 anzuordnen oder ihre Aufhebung aus 8 1671 abzu- 
lehnen; anders kann die Sache jedoch liegeu, wenn die Mutter ihren 


Gerichtssprüche. 183 


Zweck mit unzulässigen Mitteln verfolgt und ihre religiöse Einwirkung 
auf das Kind dadurch zu einer rechtswidrigen, missbräuchlichen wird 
(Rsp. 7 S. 421). So würde es unerlaubt sein und gegen das religiöse 
Selbstbestimmungsrecht des Sohnes in rechtswidriger Weise verstossen, 
wenn die katholische Mutter ihn vor der ausdrücklichen Wahl einer 
bestimmten Konfession gewaltsam vom Besuch des evangelischen Reli- 
gionsunterrichts oder dem Gebrauche evangelischer Lehrbücher ab- 
halten oder ihn zum Besuche des katholischen Unterrichts zwingen 
wollte; ferner wenn sie ihn mit Gewalt, Versprechen äusserer Vorteile 
oder anderen unlauteren Mitteln zur Wahl der katholischen ‚Religion 
oder zur Teilnahme an der Kommunion nach katholischem Ritus ver- 
anlassen würde, weil dann die Wahl dieser Religion nicht auf seiner 
Ueberzeugung und seinem freien Willen beruhen würde, sondern eine 
aufgenötigte, geistig unfreiwillige wäre; und endlich auch, wenn sie 
ihn vor oder nach der Wahl des evangelischen Bekenntnisses an dem 
Besuch dieses Gottesdienstes in unzulässiger Weise verhindern oder 
zu katholischen Religionsübungen dringen würde (vgl. $ 241 StrGB.; 
$ 1231 BGB.). 

Hiernach kommt ein Schutzbedürfnis für das religiöse Selbstbe- 
stimmungsrecht des religionsmündigen Minderjährigen nicht allein bei 
der Wahl seines noch nicht abgeschlossenen Religionsunterrichts, son- 
dern auch bei der Bekenntniswahl selbst und bei der weiteren Pflege 
seiner Konfession nach getroffener Wahl in Betracht; und es hat das 
Vormundschaftsgericht das Mündel in seinem Rechte durch Verhängung 
oder Aufrechterhaltung von Massregeln aus $ 1666 gegen jede mis»s- 
bräuchliche, rechtswidrige, mit unzulässigen Mitteln arbeitende Ein- 
wirkung der Mutter, durch welche eine Gefährdung des geistigen 
Wobles des Mündels, nämlich seiner freien Religionsbestimmung, zu 
besorgen ist, zu schützen. 

20. Kammergericht, I. CS. Beschluss vom 29. Juni 1908. 
Darf ein Kind evangelisch-unierter Eltern altlutherischen un 
unterricht erhalten? Ebenda 8. 334. 

Bei der Erteilung des Religionsunterrichts an Kinder, welche das 
Unterscheidungsalter noch nicht erreicht haben, kommt es nicht auf die 
staatsrechtliche Stellung der betreffenden Kirchengemeinschaften an, 
sondern auf die Lehre, in welcher die Kinder unterrichtet werden. Das 
ergibt sich nicht allein aus der Natur der Sache, sondern auch noch 
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besonders aus der Ueberschrift der „Dekl. vom 21. November 1803 
wegen des den Kindern aus Ehen zwischen Personen von verschiede- 
nem Glaubensbekenntnis zu erteilenden Religionsunterrichtes* (Jahrh. 
2] S. 44). Nicht ausschlaggebend ist also der Umstand, dass sich die 
Altlutheraner von der evangelischen Landeskirche abgesondert haben 
(worauf das Landgericht entscheidendes Gewicht legt) und dass ihnen 
die Generalkonzession vom 23. Juli 1845 erteilt worden ist, wodurch 
sie als genehmigte (zeduldete) Kircheugesellschaft anerkannt worden 
sind ($ 20 IE 11 ALR.). Die vom OVerw@&. 33 S. 39 aufgestellten 
Grundsätze sind darnach hier auch nicht zu verwerten. Ebensowenig 
erscheinen als massgebend oder übertragbar die bezüglichen kirchen- 
steuerrechtlichen Grundsätze (ObTrib. 43 S. 287; Entsch. des RG. 
5 8. 300, 6 S. 233; OVerwGer. 35 S. 175, 180; Stölzel, Rechtspr. des 
Komp@erichtshofs S. 186, 187, 191). Die Parochialbeitragspflicht richtet 
sich nach SS 111, 237 #. IE 11 ALR., und bat sonach mit der Fraye 
der Lehre und der religiösen Erziehung unmittelbar nichts zu tun. 

Wenn vorhin hervorsehoben wurde, dass es hier nicht auf das 
staatsrechtliche Verhältnis, sondern auf die Lehre ankomme, so hat 
damit keineswegs ausgeschlossen werden sollen, dass der Staat in der 
Lage sei, seinerseits zu der Frage Stellung zu nehmen und darüber zu 
entscheiden, ob zwischen mehreren Religionsgemeinschaften eine der- 
artige Verschiedenheit der Lehre vorliegt, dass ihre Glaubensbekennt- 
nisse als verschiedene im Sinne der oben erwähnten Vorschriften des 
ALR. und der Deklaratoria anzusehen sind. Das ist nicht allein zu- 
lässıg, sondern ist für die hier in Frage kommenden Kirchengemein- 
schaften für die altprenssischen Provinzen bereits in dem Sinne ge- 
schehen, dass eine derartige Verschiedenheit des Bekenntnisses bei 
ihnen nicht anzuerkennen sei. Massgebend ist hierbei die Auffassung 
des Staates, nicht aber diejenige der separierten Altlutheraner. Es 
kann also hier nicht darauf ankommen, dass die Altlutheraner von Je- 
her und auch wohl jetzt noch den Standpunkt einnehmen, dass die 
Union ihrem Bekenntnisse nicht entspreche und es daher für sie Ge- 
wissenspflicht sei, ihr nicht beizutreten (vgl. Petition des Oberkirchen- 
kollegiums zu Breslau an das Herrenhaus vom 20. Juni 1904), viel- 
mehr ist allein ausschlaggebend, welche Beurteilung die staatliche Ge- 
setzgebung dieser Streitfrage hat zuteil werden lassen. 


Diese hat allerdings in Preussen nicht immer auf dem gleichen 
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Standpunkt gestanden. Beim Westfälischen Frieden (1648) standen 
sich in Deutschland Katholiken und Augsburgische Konfessionsver- 
wandte (Reformierte und Lutheraner) gegenüber (Richter-Kahl, Lehr- 
buch 8. Aufl. S. 210 fl... Im Religionsedikt vom 25. Juli 1788 (Rabe 
l. Abt. 7-8. 726 ff.) wurden Reformierte und Lutheraner als besondere 
Religionsparteien anerkannt (OVerw@G. 33 S. 32, 35 S. 182; Entsch. 
des RG. 5 8. 305), demgemäss wurden sie demnächst auch als solche 
iin Sinne der erwähnten religiösen Erziehungsvorschriften behandelt 
(Erl. vom 25. November 1813 bei v. Kamptz, Jahrb. 2 S. 18). Die 
Einführung der Union in Preussen (1817) hat jedoch für den damaligen 
Umfang des Staats zwischen jenen beiden bis dahin formell geschie- 
denen Religionsparteien in der Weise versöhnend und einigend einge- 
griffen, dass man sich zweifellos mit dem staatlichen Standpunkte in 
Widerspruch setzen würde, wenn man in den vorhandenen Lehrunter- 
schiedenen des reformierten und lutherischen Bekenntnisses so erheb- 
liche Differenzen erblicken würde, dass dadurch auch jetzt noch eine 
Verschiedenheit der religiösen Erziehung im Sinne der obigen Vor- 
schriften bedingt wird.... Die verfassungsmässige und kirchenrecht- 
liche Unierung der lutherischen und reformierten Kirche zu einer 
evangelischen Landeskirche sollte „keinen Konfessionswechsel“ enthal- 
ten (KabOrd. vom 30. April 1830 GS. S. 64). Die Union bezweckt 
und bedeutet kein Aufgeben des bisherigen Glaubensbekenntnisses ; 
auch ist die Autorität, welche die Bekenntnisschriften der beiden evan- 
gelischen Konfessionen bisher gehabt, durch sie nicht aufgehoben wor- 
den. Durch den Beitritt zu ihr wird nur der Geist der Mässigung 
und Milde ausgedrückt, welcher die Verschiedenheit der Lehrpunkte 
der Konfessionen nicht mehr als Grund gelten lässt, ihr die äussere 
kirchliche Gemeinschaft zu versagen (KabOrd. vom 28. Februar 1834; 
v. Kamptz, Annalen 18 S. 74). Im Erl. vom 6. März 1852 (Akten- 
stücke des Oberkirchenrats Heft 5 S. 2) heisst es: „dass die Union 
nicht den Uebergang der einen Konfession zur anderen und noch viel 
weniger die Bildung eines neuen dritten Bekenntnisses herbeiführen 
sollte, wohl aber aus dem Verlangen hervorgegangen ist, die traurigen 
Schranken, welche damals die Vereinigung von Mitgliedern beider Kon- 
fessionen am Tische des Herrn gegenseitig verboten, für alle diejenigen 
aufzuheben, welche sich im lebendigen Gefühl ihrer Gemeinschaft in 
Christo nach dieser Gemeinschaft sehnten, und beide Bekenntnisse zu 
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einer evangelischen Landeskirche zu vereinigen.“ Mit diesem Geiste 
der Mässigung und Milde, welcher die Angehörigen beider Bekennt- 
nisse auf dem gemeinsamen Boden der evangelischen Landeskirche ver- 
einigt hat, der die vorhandenen Lehrunterschiede als äussere und ausser- 
wesentliche auffasst, ist schlechterdings unvereinbar, diese Unterschiede 
jetzt noch als so erheblich zu betrachten, dass dadurch eine verschie- 
dene religiöse Erziehung, wie sie die SS 75 ff. II 2 und die Deklara- 
tion voraussetzen, notwendig gemacht werden müsste. Das muss aber 
ganz besonders für Rheinland und Westfalen gelten nach dem Be- 
kenntnisstande der evangelischen Landeskirche dieser Provinzen, mit- 
geteilt durch die KabOrd. vom 25. November 1855, abgedruckt bei 
Müller-Schuster 1892 S. 4, wo es heisst: 

S 1. „Die evangelische Kirche Westfalens und der Rheinprovinz 
gründet sich auf die heilige Schrift Alten und Neuen Testaments, 
als die alleinige und vollkommene Richtschnur ihres Glaubens, ihrer 
Lehre und ihres Lebens und erkennt die fortdauernde Geltung ihrer 
Bekenntnisse an.“ 

8 2 Satz 3. „Die unierten Gemeinden bekennen sich teils zu dem 
gemeinsamen der beiderseitigen Bekenntnisse, teils folgen sie für sich 
dem lutherischen oder dem reformierten Bekenntnisse, sehen aber in 
den Unterscheidungslehren kein Hindernis der vollständigen Gemein- 
schaft am Gottesdienst, an den heiligen Sakramenten und den kirch- 
lichen Gemeinderechten.“ 

Tatsächlich hat denn auch in Preussen die Union in weitgehendem 
Umfange die Entwickelung genommen, dass nicht nur eine kirchen- 
regimentliche und Kultusvereinigung zwischen den Gemeinden beider 
Bekenntnisse stattgefunden hat, sondern auch eine Lehrunion, indem 
die Annahme des gemeinsamen Inhalts beider Bekenntnisse unter 
Fallenlassen der theologischen Differenzen erfolgt ist (Richter-Kahl 
S. 951, 954; Gossner, Kirchenrecht 8. 3; Jacobson, Kirchenrecht 8.19; 
Hinschius S. 24!; OVerwG. 35 S. 183). Für Evangelische, welche auf 
diesem Standpunkt stehen, kann selbstverständlich von einem wesent- 
lichen Lehrunterschiede in dem hier fraglichen Sinne gegenüber Re- 
formierten wie Lutheranern (mögen diese nun innerhalb oder ausser- 
halb der Union stehen) überhaupt keine Rede sein. Aber auch da, 
wo die Union sich nicht bis zur vollständigen Lehrunion verdichtet 
hat, können die vorhandenen Lehrunterschiede zwischen den Evange- 
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lichen (mögen sie von Haus aus Reformierte oder Lutheraner sein) 
gegenüber den Angehörigen der anderen Konfession (innerhalb wie 
ausserhalb der Union) nicht mehr als so wesentliche angesehen werden, 
dass die religiöse Erziehung der beiden als eine solche in verschiedenen 
Glaubensbekenntnissen im Sinne der erwähnten Vorschriften angesehen 
werden kann. Das ist der Standpunkt des Staates, wie er in den oben 
mitgeteilten Grundlagen der Union zum Ausdruck und zur Geltung 
gelangt ist. Dass die separierten Altlutheraner diesen staatlichen 
Standpunkt auch gegen sich gelten lassen müssen, ist oben bereits er- 
wähnt und tut den ihnen durch die Generalkonzession verliehenen 
staatlichen Rechten keinen Eintrag, ebenso muss er aber hier dem Be- 
schwerdeführer zugute kommen, wenn schon er mit der sonst von seiner 
Kirchengemeinschaft vertretenen Auffassung nicht im Einklang stehen 
dürfte. Zu dem gleichen Ergebnis gelangt übrigens Kahl (Konfession 
der Kinder 1895 S. 17 Anm. 72, 73). Wenn Schmidt (Konfession der 
Kinder 1890 S. 137 Anm. 2) die entgegengesetzte Auffassung vertritt, 
so hat er dabei die durch die Einführung der Union eingetretenen Ver- 
änderungen nicht berücksichtigt. 

21. Kammergericht, I. CS. Beschluss vom 14. Dezember 1905. 
Der Vater kann für sein minderjähriges Kind den Austritt aus der 
Kirche erklären. Ebenda S. 337. 

Aus $ 1 Ges. vom 14. Mai 1873 geht hervor, dass der Austritt 
aus einer Kirche, d. h. aus einer landesgesetzlich privilegierten Kirche, 
oder (nach $ 8) aus einer mit Korporationsrechten versehenen Religions- 
gemeinschaft durch dieses Gesetz nicht umfassend, sondern nur in be- 
stimmten Beziehungen geordnet worden ist. Es wird dort der Aus- 
tritt lediglich in bezug auf seine bürgerlichen Wirkungen geregelt (8 1'). 
Zar Zeit der Schaffung dieses Gesetzes handelte es sich, wie in seinen 
Motiven (Drucks. des AbgH. 1872 Nr. 94 8. 5) hervorgehoben ist, 
vornehmlich um solche Wirkungen nach zwei Richtungen hin, nämlich 
für die Personenstandsverhältnisse und für die Verpflichtung zu kirch- 
lichen Beiträgen. Was die ersteren anbetrifft, so ist die rechtliche 
Bedeutung dieses gerichtlichen Austritts hierfür zufolge des preussi- 
schen Gesetzes vom 9. März 1874 und des Reichsgesetzes vom 6. Fe- 
bruar 1875 weggefallen, so dass er gegenwärtig nur noch für die kirch- 
liche Abgabepflicht in Betracht kommt. Ferner ergibt sich aus dem 
(iesamtinhalte dieses Gesetzes, dass darin ausser den erwähnten recht- 
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lichen Wirkungen dieses Austritts nur noch seine Form behandelt 
worden ist. Hiernach sind durch dieses Gesetz die sonstigen damal: 
bestehenden Bestimmungen über den Austritt aus einer Kirche und den 
Religionswechsel nicht berührt worden. Es ist das (im $ 1°) für den 
Uebertritt von einer Kirche zur anderen ausdrücklich hervorgehoben 
worden. Für die Erzielung der bürgerlichen Wirkungen (wegen der 
kirchlichen Steuerpflicht) ist aber auch in diesem Falle nach der kırch- 
lichen Uebertrittserklärung noch der gerichtliche Austritt als erforder- 
lich vorgeschrieben. Der letztere erscheint dabei als die Konsequenz 
des kirchlichen Uebertritts; dem kirchlich „Uebertretenden“ ınusste 
ein Weg eröffnet werden, um sich auch bürgerlich und wirtschaftlich 
von seiner früheren Kirche zu trennen und „von den Lasten seines 
bisherigen Verbandes befreit zu werden“ (Jahrbuch 27 S. 21). Der 
Vorbehalt wegen des kirchlichen Uebertritts (in $ 1?) ist aber nicht 
allein auf seine Form, sondern auch auf seine materiellen Voraussetz- 
ungen und auf seine rechtlichen Wirkungen (ausgenommen die kireh- 
liche Abgabenpflicht) zu beziehen. Bei Religionsunmündigen (welche 
das Unterscheidungsalter noch nicht erreicht haben) kommt hier haupt- 
sächlich die Befugnis des Vaters in Betracht, für sie mit Rechtswirk- 
sanıkeit die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Religion und die Art 
der religiösen Erziehung zu bestimmen. Es handelt sich dabei um 
rechtliche Beziehungen, deren Bedeutung augenscheinlich eine sehr viel 
grössere ist, als die bei einem Kinde kaum ins Gewicht fallende Kir- 
chensteuerpflicht. Insoweit ist also damals ohne allen Zweifel das 
frühere Recht bestehen geblieben; nach Art. 134 E(z. z. BGB. hat es 
auch jetzt noch Geltung behalten. — Ferner enthält jenes Gesetz für 
den bürgerlichen Austritt aus der Kirche zwar wohl eine Regelung 
der Form und der rechtlichen Wirkungen, nicht aber ihrer materiellen 
Voraussetzungen; insbesondere ist nichts über die Befugnis zur Ab- 
gabe dieser Austrittserklärung bestimmt. Auch in dieser Beziehung 
ist es also bei dem bestehenden Rechte geblieben (Hinschius, Die preus- 
sischen Kirchengesetze des ‚Jahres 1873 S. 171 Anm. 3). Die Frage 
nach der Befugnis des Vaters zur Abgabe dieser gerichtlichen Erklä- 
rung für sein Kind ist hiernach nicht sowohl aus jenem Gesetze, als 
vielmehr aus dem neben ihm in Geltung gebliebenen älteren Recht 
iiber die Berechtigung des Vaters zur Bestimmung der kirchlich-ver- 
mögensrechtlichen Beziehungen seines Kindes zu entnehmen. Für diese 
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darf man aber wohl ohne weiteres als Regel aufstellen, dass diese bür- 
verliche Seite des väterlichen Bestimmungsrechts (wegen der von seinem 
Kinde zu entrichtenden Kirchenabgaben) in früheren Zeiten kaum je 
Ins (rewicht fiel und jedenfalls gegenüber den Befugnissen des Vaters 
In kirchlich-religiöser und religiös-erziehlicher Beziehung von so unter- 
£«ourdneter Bedeutung war, dass es daneben als ein selbständiges, be- 
sonders zu behandelndes Recht keine Beachtung gefunden hat, vielmehr 
a ]s ein integrierender, wenig erheblicher Bestandteil des allgemeinen re- 
Liriösen Bestimmungsrechts des Vaters behandelt wurde und ohne wei- 
teres dessen Rereln mit unterstand. Hiernach umfasst die Befugnis 
dles Vaters, für sein religionsunmündiges Kind den kirchlichen Aus- 
tritt zu erklären, auch diejenige zur Erklärung des bürgerlichen Aus- 
tritts nach Massgabe des Ges. vom 14. Mai 1873. Im übrigen lässt 
dieses Gresetz auch hier hinreichend erkennen, dass es auf dem gleichen 
Reehtsstandpunkte steht, indem es, wie bereits erwähnt, den bürger- 
lichen Austritt als eine Konsequenz des kirchlichen behandelt. Der 
erwähnte Beschluss des Kammergerichts hat (S. 22) daraus bereits den 
Schluss gezogen, dass der religionsmündige Minderjährige mit der Be- 
fähigung zum kirchlichen Tebertritt auch die Befugnis zum bürger- 
lichen Austritt aus der Kirche erlangt hat. Danach ist es durchaus 
folgerichtig, wenn man annimmt, dass bei dem noch religionsunmün- 
digen Kinde die Befugnis des Vaters, seine Religion in kirchlicher und 
erziehlicher Beziehung zu bestimmen, auch das Recht zur Erklärung 
des gerichtlichen Austritts enthält. 

Ausserdem bieten aber die Motive eine wertvolle Bestätigung dieser 
Auffassung. 8 6 des Entwurfs bestimmte (entsprechend dem jetzigen 
SE 

„Personen, welche vor dem Inkrafttreten des gegenwärtigen (ie- 
setzes ihren Austritt aus der Kirche nach den Vorschriften der bis- 
herigen (resetze erklärt haben, sollen vom Taxe der (fesetzeskraft dieses 
(resetzes ab, zu andern als den im zweiten Absatz des $ 4 (jetzt im 
dritten Absatz dex $ 3) bezeichneten (Abgaben und) Leistungen nicht 
ferner herangezogen werden“. 

Dazu bemerkte die Begründung: „Der & 6 findet selbstverständ- 
lieh auch auf diejenigen Anwendung, welche zur Zeit, da ihre Väter 
ihren Austritt aus der Kirche erklärten, noch kirchlich unselbständig 


waren.* Hiernach sind die Motive offensichtlich davon ausgegangen, 
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dass nach den bis dahin geltenden (resetzen der Vater für sein kirch- 
lich unselbständiges (religionsunmündiges) Kind den Austritt auch mit 
bürgerlicher Wirkung erklären konnte. Dass ın dieser Beziehung am 
bisherigen Rechtszustande irgend etwas geändert werden sollte, ist ın 
der Begründung nirgends angedeutet. Zu dem gleichen Ergebnis ist 
auch Hinschius (a. O. Anın. 3°, Kirchenrecht S. 26 Anm. 56) gelangt. 
Wenn trotz dieser klaren materiellen Rechtslage die bisherige Recht- 
sprechung mehrfach einen abweichenden Standpunkt eingenommen hat, 
so ist dies (ohne dass sonst irgendwie näher auf die Sache eingegangen 
wurde) lediglich auf (Grund einer buchstäblichen Auslegung des Aus- 
druckes „in Person® (in $ 1°) geschehen, welcher nicht beigetreten 
werden kann. Das Appellationsgericht zu Kiel (Johow, Jahrb. 4 8. 34; 
bei Chalibaeus, Schlesw.-Holstein. Kirchenrecht 1 S. 115, 117; vgl. auch 
Dernburg, Privatrecht 3 $51 Anm. 17) ist danach zu dem Ergebnisse 
selaugt, dass die Eltern jene Erklärung für die Kinder nicht abgeben 
können, diese selbst aber, solange sie nieht zu den religiösen Unter- 
scheidungsjahren gelangt sind, es auch nicht können. Der Strafsenat 
des Kammergerichts ist noch weiter gegangen (‚Jahrbuch 14 8. 3rl); 
or will weder dem gesetzlichen Vertreter noch dem minderjährigen 
Kinde die Abgabe der Austrittserklärung gestatten, so dass es trotz 
seines kirchlichen Uebertritts zu einer anderen Kirche bis zur erreich- 
ten Girossjährigkeit dem alten Verbande kirchensteuerpflichtig bleiben 
müsste. Abgesehen davon, dass dieses Festhalten des Kindes an sel- 
nen bürgerlichen Kirchenptlichten trotz seiner veränderten Religion ein 
praktisch durchaus unerwünschtes Ergebnis sein dürfte, ist hier augen- 
scheinlich dem Erfordernis der Abgabe der Austrittserklärung .in 
Person“ eine zu weitgehende Bedeutung beigelegt. Das Gesetz will 
nicht der Erklärung durch die Person des gesetzlichen Vertreters ent- 
gegentreten, sondern verhindern, dass schriftliche Erklärungen einge 
reicht werden oder gewillkürte Vertreter auf (rund schriftlicher Voll- 
machten für andere Personen den Austritt erklären können; es hatte 
das um deswillen seinen guten (irund, weil sonst das Gericht leicht 
durch aussergerichtliche Sammlung von Unterschriften unter formular- 
mässigen Erklärungen und Vollmachten zu einer unzulässigen Herbei- 
führung von unüberlegten Massenaustritten aus der Kirche hätte miss- 
braucht werden können. An die Festhaltung der Religionsunmündigen 
bei der Kirche trotz des Austritts der Eltern hat man sicherlich nicht 
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gedacht. Eine Erwägung des Inhalts (wie sie der Kirchenvorstand und 
das Landgericht angestellt haben), dass man auf diese Weise dem Kinde 
die Rückkehr zu seiner früheren Religion habe erleichtern wollen, hat 
sicherlich dem Gesetzgeber ferngelegen, da sich das Gesetz und seine 
Motive lediglich auf dem (sebiete des bürgerlichen Rechts bewegen 
und alle religiösen Rücksichten beiseite lassen. — Im übrigen bedarf 
es wohl kaum des Hinweises, dass das Gesetz für die Abgabe jener 
Austrittserklärung weder in formeller noch in materieller Beziehung 
einen Unterschied macht, je nachdem sie für sich allein oder in Ver- 
bindung mit einem Uebertritt zu einer anderen Kirche erfolgt. Es 
kann also in keinem Falle aus dieser äusseren Verschiedenheit eine ver- 
schiedene sachliche Behandlung hergeleitet werden. 

Nach alledem kann es für die endgültige Entscheidung nur noch 
auf das Recht ankommen, welches bei dem Erlass des Ges. vom 14. Mai 
1873 bestand. 

22. Sachsen. Entsch. d. Kultusminister. 24./3. 1900. 
Eltern, die derselben Kirche angehören, haben nicht das Recht zu be- 
stimmen, dass die ehelichen Kinder in einem anderen Bekenntnisse er- 
zogen werden. Die Kinder folgen dem gemeinsamen Bekenntnisse der 
Eltern. Fischer Ztschr. f. Verwaltung 31, 99. 


Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. 
Kirche, sowie die kath. und ev. Kirche gemeinsam. 


l. Preussen. G@. betr. die Unterhaltung d. öffentl. Volksschulen 
8.7.06. G.-8. 335. 

2. Bayern. Bek. 6./6. 03 über den landesherrl. Tischtitel. A. 
. K. KR. 86, 359. 


kvangelische Kirchengesetze )). 


1. Preussen. Aenderung* d. Reglements f. d. ev. Stadtkonsi- 
stor. in Breslau 3./1. 066. K@. u. VBl. 73. 

2. Hannover* NL. K. KG. wegen Abänderung des KG. v. 2./7. 
98 betr. das Diensteinkommen der Geistlichen v. 21./5. 1906. Ges.S. 
181. 


a 


l) Die mit * versehenen Gesetze werden in der Sammlung der Verfas- 
xungsgesetze abgedruckt werden. 
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3. Hannover. Luth. K. KG. betr. die Anstellungstähigkeit 
u. Vorbildung d. Geistl. 16./7. 06. K. Amtsbl. 107. 

4. Hannover. V. 1./11. 06. G8. 413. KG. 16./7. 06. Anstel- 
lungsfähigkeit d. Geistl. tritt am 1./l. 07. in Kraft. 

5. Sachsen.* Bek. .d. Begründung einer Landeskirchenkasse 
betr. 3./11. 06. VBl. 98. 

6. Sachsen.* V. die Staatszulagen f. Geistl. u. geistl. Stellen 
betr. 26./10. 06. VBl. 9. 

7. Oldenburg.* G. betr. Aenderung des Ges. v. 3./1. 01 betr. 
d. Diensteinkommen der Geistlichen. 14./ll. 06. G. u. VBl. 326. 

8. Oldenburg.* G. betr. Abänderung des Art. 3 $ 2b des 
Ges. v. 1./4. 86 betr. Emeritierung ev. Pfarrer. 14./11. 06. G. u. VBl. 
325. 

9. Oldenburg.* @. 14./11. 06 betr. Aenderung des Art. 3$1 
des (tes. v. 1./4. 86 betr. Emeritierung ev. Pfarrer. @. u. VBl. 324. 

10. Oldenburg.* @.betr. d. Obliegenheiten d. Küsters. 29./11. 
06. G. u. VBl. 334. 

11. Oldenburg.* G. betr. d. Gnadenzeit der Hinterbliebenen 
von Örganisten u. Küstern. 19./11. 06. G. u. VBl. 332. 
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I. Abhandlungen. 


Die Pfarrerwahl in der evangelischen Kirche 
in Ungarn. 


Von 


Dr. Karl Mikler, 


Dekun der Rechtsakademie in Fperjes (Ungarn). 


LI. 
Der Wettbewerb. 


Die Art und Weise der Erlangung des erledigten Pfarrantes 
St in den vier Distrikten der evang. Kirche sehr abweichend ge- 
"Sgelt und zwar auch in den prinzipiellen Fragen. Die Wahl- 
Statuten des Montan- und Theissdistrikts sind in Bezug auf den 
Wettbewerb noch am meisten übereinstimmend. Das Statut des 
Cisdanubischen Distrikts hingegen weicht von den beiden vorher- 
Senannten auch schon in prinzipiellen Fragen ab, indem die Aus- 
Schreibung eines Wettbewerbes in diesem Distrikte nur in ausser- 
ordentlichen Fällen anzuwenden ist, in der Regel aber die Wahl 
durch Einladung in den Vordergrund tritt, während die Statuten 
des Montan- und Theissdistrikts nur die im W ege des Wettbe- 
werbes zu erfolgende Besetzung des erledigten Pfarramtes an- 


Nimmt !, Das Pfarrerwahlstatut des transdanubischen Distrikts 
BP 


' Es ist unleugbar. dass die im Wege einer öffentlichen Konkursaus- 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XVII. 2. 13 
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befasst sich mit der Frage des Wettbewerbes oder der Einla- 
dung, oder der Meldung in einem selbständigen Abschnitt über- 
haupt nicht. 

Die Statuten des Theiss-, Cisdanubischen- und Montandistrikts 
enthalten in Bezug auf den Wettbewerb beziehungsweise auf die 
Meldung folgende Verfügungen: 

Die Erledigung des Pfarramtes bringt der Seniorats-Vorstand. 
damit dies alle einheimischen evang. Pfarrer, Theologie-Profes- 
soren und Religionslehrer ! erfahren können, in einer durch die 
Kirchendistrikts-Versammlung von Zeit zu Zeit bestimmten evang.- 
kirchlichen Zeitung zur öffentlichen Kenntnis, und ruft alle die- 
jenigen, welche das erledigte Pfarramt zu erlangen wünschen 
und hiezu auch qualifiziert sind, zur schriftlichen Meldung und 
zur Einsendung ihrer Urkunden, mit einem Worte zum Wett- 
bewerb auf. 

In diesem Aufrufe muss klar bezeichnet werden: 

a) der Name jenes Seniorats und jener Kirchengemeinde, 
beziehungsweise Missionskreises, in welchem das Pfarramt erle- 
dist ist; 

b) jene Sprache, deren Kenntnis, nebst der Kenntnis der 
ungarischen Sprache von dem anzustellenden Pfarrer gefordert 
wird; 

c) die dem Pfarrer nach seinem Amte zukommenden sänt- 
lichen Gebühren auf Grund des durch die Versammlung bezie- 
hungsweise durch die Kirchenbehörde bereits festgesetzten Be- 
rufungsbriefes; 

d) das Amt, bei welchem die Frist, innerhalb welcher uni 
die Urkunden mit deren Einsendung die schriftliche Meldung. 
beziehungsweise der Wettbewerb zu geschehen hat. 


schreibung stattfindende Besetzung des Pfarranıtes den oberen Kirchenbr- 
hörden mehr telegenheit bietet: in der Kontrolle der Erfordernisse der 
Wählbarkeit mit der erwünschten Wachsanikeit zu verfahren. 

I Nach dem Statute des eisdanubischen Distrikte: auch „Pfarramt 
kandidaten‘“. 
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Die schriftliche Bewerbung ist bei dem hinsichtlich des er- 
ledigten Pfarramtes zuständigen Seniorate zu überreichen und 
haben die Bewerber, falls sie nicht ordentliche Pfarrer sind, die 
Ihre Wählbarkeit beweisenden Urkunden einzusenden. 

Die durch die publizierte Konkursausschreibung festgestellte 
Frist ist pünktlich einzuhalten. 

Nach dem Statute des Theissdistrikts darf sich der Kandi- 
dat oder der Bewerber in der erledigten Kirchengemeinde nicht 
aufhalten; ausgenommen hievon sind nur diejenigen, die in jener 
Kirchengemeinde in amtlicher Anstellung sind, oder schon vor 
der Erledigung des Pfarramtes daselbst wohnten. 

Desgleichen hat der Senior nach dem Statute des Theiss- 
distrikts eine oder mehrere durch die Versammlung oder das 
Presbyterium benannte Personen gleichzeitig mit der Ausschrei- 
hung des Wettbewerbes mittelst besonderen Briefes zum Bewerbe 
aufzurufen; die ın der Kundmachung festgestellte Frist und die 
auf den Wettbewerb bezüglichen übrigen Regeln sind auch in 
diesem Falle einzuhalten. 

Wie bereits oben erwälnt, findet nach dem Pfarrwahlstatute 
des cisdanubischen Distrikts die Besetzung des Pfarramtes im 
Wege des öffentlichen Wettbewerbes nur in ausserordentlichen 
Fällen Anwendung; unter ordentlichen Verhältnissen gilt fol- 
sende Regel: „Wird das Pfarramt vakant, so kann die Kirchen- 
gemeinde-Versammlung: 1. mit Einwilligung des Seniors einen 
solchen Wahlberechtigten berufen, zu dem sie Vertrauen hat; 
2, einzelne Pfarrer anhören; 3. kann auch der Senior einzelne 
aufrufen und sie der Kirchengemeinde empfehlen; 4. kann der 
Senior die bei ihm sich Meldenden der Kirchengemeinde em- 
pfehlen.* 

Im Montandistrikte findet eine Wahl ım Wege der Einla- 
dung in folgender Weise statt: Das Presbyterium meldet dem 
Distrikts- Vorstande im Wege des Seniors den Namen des ein- 
zuladenden Pfarrers an und ersucht um Anerkennung der Wälıl- 
barkeit desselben. Der von dem Distrikts-Vorstande als wähl- 

13* 
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bar anerkannte Pfarrer kann von der zur Vornahme der Wahl 
einberufenen Versammlung nur mit den Stimmen von zwei Drittel 
der Anwesenden erwählt werden. 


Die Kandidation und die Probepredigt. 


Die Kandidation ist im wesentlichen eine nähere Beurteıi- 
lung der Frage der Wüählbarkeit. 

Die vier Distrikte der evang. Kirche gingen sowohl in der 
Regelung der Kandidation als in der der Probepredigt abweichend 
vor, was — abgesehen von dem Mangel einer emheitlichen Rechts- 
ordnung mit Folgen verbunden ist, die wir weder vom prinz- 
piellen Gesichtspunkte, noch vom Gesichtspunkte der lokalen 
Verhältnisse der einzelnen Distrikte beerründet erachten können. 
Manche Distrikte schreiben nämlich als Vorbedingung der Kan- 
(idation auch vor, dass die Religionslehrer und Hilfspfarrer nur 
in dem Falle zur ordentlichen Pfarrerstelle kandidiert werden 
können, wenn sie in dieser Eigenschaft im Kreise der ungan- 
schen evang. Kirche augsb. Konfession mindestens ein Jahr ver- 
bracht haben; wogegen der Theiss-Distrikt hievon absieht und 
statt dessen die Absolvierung des theologischen Kurses und die 
Ablegung der festgestellten Prüfungen für genügend hält. Das 
Institut der Probepredigt ist mit Ausnahme des transdanubischen 
Distriktes bei sämtlichen Distrikten unbeschränkt in Geltung, wo- 
regen es im transdanubischen Distrikte verboten und nur im 
Ausnahmsfällen gestattet ist. 

Die Pfarrerwahlstatuten verfügen hinsichtlich der Kandida- 
tion und der Probepredigt folgendermassen (wir heben die ab- 
weichenden oder Ersatzbestimmungen der einzelnen Kirchendi- 
strikte überall hervor): 

Der Wahl geht die Kandidation vor, beziehungsweise findet 
nach dem Statute des ceisdanubischen Distriktes nach Abhaltung 
der Probepredigt eine Kandidierungs-Versammlung statt. 

Kandidierbar ist: 

Inden Montan-, cisdanubischen und trans 
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danubıschen Distrikten jeder ordentliche Pfarrer oder 
24 Jahre überschrittener 'Theologie-Professor, der in einer Kir- 
cbengemeinde oder in einem Missionskreise der ungarischen evang. 
Kirche Augsb. Kontession, oder an der theologischen Akademie 
oder an einer theologischen Lehranstalt der Gesamtkirche funk- 
tioniert. Ferner ist kandidierbar jeder evang. Religionslehrer 
oder Hilfspfarrer Augsb. Konfession, welcher das 24. Lebensjahr 
überschritten hat und im Kreise der ungarischen evang. Kirche 
Augsb. Konfession in dieser Eigenschaft mindestens ein Jahr ver- 
bracht hat. 

Bei den letzteren kann die eine einjährige Dienstzeit for- 
dernde Beschränkung, fills die erste Aufforderung zum Konkurse 
erfolglos blieb in den Montan- und cisdanubischen Distrikten 
durch die Kandidations-Korporation, im transdanubischen Di- 
strikte aber mittelst ausnahmsweiser Erlaubnis (des Kirchendi- 
strikts- Vorstandes) bei Seite gelassen werden. Schliesslich kann 
im Montan-Distrikte, wenn auch der zweite Aufruf zum Konkurse 
erfolglos bleiben sollte, jedes als evang. Hilfspfarrer Augsb. Kon- 
fession anstellbare 24jähriges Individuum kandidiert werden. 

Im Theiss-Distrikte kann jeder 24 Jahre alte un- 
garische evangelische Staatsbürger unbescholtenen Vorlebens, 
der den durch den General-Konvent festgestellten theologischen 
Kurs absolviert und die durch denselben vorgeschriebene Prü- 
{ungen bestanden hat, kandidiert werden. 

Nach den Statuten sämtlicher vier Distrikte können 
die ausser dem Verbande der ungarischen evang. Kirche Augsh. 
Konfession ein Amt bekleidenden ordentlichen und Hilfspfarrer 
nur auf Grund ausserordentlicher Erlaubnis des Kirchendistrikts- 
Vorstandes, beziehungsweise im Theiss-Distrikte auf Grund der 
Erlaubnis des Bischofs, kandidiert werden. 

Nicht kandidierbar ist zu einem Pfarramte: 

a) der zur Bekleidung eines kirchlichen Amtes mittelst recht- 
kräftigen Urteils unfähig erklärt wurde; 

b) gegen den eine im Sinne des & 399 der Verf. angeortl- 
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nete Untersuchung im Zuge ist; 

c) der kein ungarischer Staatsbürger und der ungarischen 
Sprache unkundig ist; 

d) der das Pfarramt durch Bestechung, unstatthafte Bewir- 
tung, unbescheidene Selbstanbietung, Irreführung, Drohung oder 
Aufwiegelung zu erreichen sucht; nach dem Statut des cisdanu- 
bischen Distriktes ist die Kandidatur in diesen Fällen selbst dann 
nicht möglich, wenn diese Handlungen von anderen, jedoch mit 
dem Wissen und der Einwilligung des Kandidaten verübt wur- 
den. Die Pfarrerwahlstatuten des Montandistrikts gehen noch 
weiter, in dem S 26 derselben, wie folgt verfügt: „Der Kirchen- 
distrikts-Vorstand kann auch von den, seinerseits an 
sonstenalskandidierbarangenommenenIndi- 
vıduen denjenigen ausschliessen, der im Laufe der Wahl das 
Pfarramt mittelst Bestechung, unstatthafter Bewirtung, unbe- 
scheidener Selbstanbietung, Irreführung, Drohung oder Aufwie- 
velung zu erlangen sucht, und zwar auch in dem Falle, wenn 
diese Handlungen von anderen, jedoch mit Wissen und Einwil- 
ligung des Kandidaten verübt wurden. Gegen diesen Bescheil 
können sowohl die ausgeschlossene Person, wie die Mitglieder 
der beteiligten Kirchengemeinde an die Kirchendistrikts- Versamm- 
lung appellieren, welche Appellation in Bezug auf die Wahl von 
aufschiebender Wirkung ist. 

e) Der in dem, hinsichtlich des zu besetzenden Pfarrantes 
zuständigen Seniorate bereits einmal ein Pfarramt bekleidet hat, 
wo demselben jedoch mittelst rechtskräftigen Urteils amovıert 
wurde oder von demselben nach Erbringung zweier übereinstim- 
menden und auf die Amovierung von Amts wegen erkennenden 
Urteile abgedankt hat. 

f) Der in der Kirchengemeinde, deren Pfarramt zu vergeben 
ist, einst eine Bestechung ausgeübt hat, vorausgesetzt, dass die- 
selbe im Laufe eines mit rechtskräftigem Urteil beendigten Ver- 
fahrens nachgewiesen und die Pfarrerwall damals aus diesem 
(runde annulliert wurde. In den Statuten des Theiss-Distrikt: 
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gelangt dies noch strenger zum Ausdrucke, indem die sub d) an- 
geführten sämtlichen Handlungen dasselbe zur Folge haben. 
Endlich im Theiss-Distrikte und im transdanubischen Di- 
strikte kann auch derjenige nicht kandidiert werden, der ein im 
Ss 324 der KV. erwähntes kirchliches Vergehen nachweisbar ver- 
übt hat!. Nach den Statuten des Montandistriktes und des cis- 
danubischen Distrikts wird die Ausschliessung des Wettbewerbers 
aus der Kandidation im Falle rechtskräftiger Verurteilung wegen 
solcher Vergehen durch den Bischof vollzogen, und zwar nach 
den ersteren in imperativer, nach den letzteren in fakultativer 
Weise. Im cisdanubischen Distrikte kann auch ein solcher Wett- 


ı Der $ 324 der KV. lautet folgenderweise: 
Eines kirchlichen Vergehens macht sich jener Kirchenbeamte schuldig, 


welcher 

a) Lehren verkündet, die mit dem Bekenntnis unserer Kirche im Wider- 
spruche stehen; 

b) durch Tat oder Versäumnis die in den Landesgesetzen wurzelnden 
Kechte und Freiheiten der evang. Kirche Augsb. Konfession gefährdet; 

c) die Gesetze, die gesetzlichen Statuten und sonstigen Normen oder 
rechtskräftigen Beschlüsse der Kirche absichtlich verletzt; 

d) sein Amt missbraucht, seine amtliche Pflicht verweigert, dieselbe 
absichtlich oder aus sträflichem Leichtsinn verabsäumt oder in der Erfül- 
lung seiner amtlichen Pflichten sich grösserer Lässigkeit oder Unordnung 
xchuldig macht; 

e) das Recht der freien Mitwirkung in den Angelegenheiten der Kirche 
oder seine Stellung als Beamter derselben zur Aufreizung gegen den König 
von Ungarn, gegen das ungarische Vaterland und gegen die ungarische 
Nation benützt; 

f) den Frieden der Kirche durch Aufreizung gegen die Mitglieder un- 
serer eigenen Kirche oder Angehörige anderer Religionen gefährdet oder 
durch Anzettelung von Zwistigkeiten stört; 

g) gegen die kirchliche Obrigkeit sich in höherem Grade ungehorsam 
und unehrerbietig erweist; 

h) durch sein Betragen die öffentliche Sittlichkeit verletzt, oder dessen 
Benehmen gegen den Charakter seines Amtes verstösst;; 

ı) sich einer solchen unter die Strafgesetze des Staates fallenden Hand- 
lung schuldig macht, welche im Interesse der religiösen, sittlichen, kultu- 
rellen. auf die Erhaltung von Zucht und Ordnung gerichteten und recht- 
lichen Aufgaben der Kirche auch vom kirchlichen Standpunkte aus straf- 
bar ist. 
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bewerber nicht kandidiert werden, der mit einer nicht evang. 
protestantischen Ehegattin lebt. 

Nach den Statuten der Theiss- und Montan-Distrikte un- 
terbreitet der Seniorats-Vorstand die eingelangten schriftlichen 
Ofterte und Urkunden ($$ 14—16) acht Tage nach Ablauf der 
Frist eventuell samt seinen Bemerkungen dem Distrikts-Präsidiun. 
welches unter Beachtung des Obangeführten die Namenliste der 
Kandlidierbaren samt den vorgelegten Dokumenten spätestens in- 
nerhalb 15 Tagen an den Senior übermittelt. 

Der Distrikts-Vorstand ist verpflichtet über Klage eines et- 
wa ausgeschlossenen Bewerbers seinen erbrachten Bescheid samt 
Motiven dem Distriktskonvent nachträglich vorzulegen, wobei je- 
doch die Klage hinsichtlich des Bescheides des Distrikts-Prän- 
diums nicht von aufschiebender Wirkung ist. 

Wenn jedoch die betreffende Kirchengemeinde-Versammlung 
gegen die Entscheidung des Distrikts-Vorstandes an den Distrikts- 
konvent rekursieren sollte, dann ruht das Pfarrerwalilverfahren 
bis zum Beschlusse des Distriktskonventes und verbleibt die Sul- 
stitution durch die benachbarten Pfarrer auch fernerhin ın 
(zeltung. 

Im eisdanubischen Distrikte nimmt der Seniorats-Vorstand 
den auf die Kandidation bezüglichen Wunsch der Kirchenge- 
meinde zur Kenntnis und stellt, falls der Kandidation ein Wett- 
bewerb voranging auf Grund der eingelangten Dokumente die 
Reihenfolge der Kandidaten fest und legt dieselbe dem Distrikts- 
Vorstande vor. Hat der Distrikts-Vorstand hiegegen eine Ein- 
wendung, so unterbreitet sie die Angelegenheit dem Distrikts- 
konvente, welcher in dieser Frage endgültig entscheidet, bis zu 
welcher Entscheidung das Wahlverfahren ruht und die Substi- 
tution durch die benachbarten Pfarrer bleibt in Geltung. Die 
Statuten des transdanubischen Distrikts enthalten diesbezüglich 
keine besondere Verfügung. 

In den Theiss-, Montan- und cisdanubischen Distrikten kann 
die Gemeindeversamnlung, eventuell das Presbyterium ($ 48 der 
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KV.)! an dem von dem Seniorats-Vorstand anberaumten Tage 
unter dem Vorsitze des Seniors und des Senioral-Inspektors oder 
deren Vertreter von der Liste der als kandidierbar angenommenen 
Bewerber drei und der Seniorats-Vorstand einen Kandidaten auf 
las vakante Pfarramt aufstellen. 

Der transdanubische Distrikt hat andere Regeln festgesetzt. 
Nach denen: auf die vakante Pfarrerstelle von den Kandidier- 
baren der Bischof zwei, die Versammlung der wählenden Kır- 
chengemeinde beziehungsweise Missionskreises eventuell das Pres- 
byterium ? (8 48 der KV.) an dem durch den Seniorats-Vorstand 
festgesetzten Tage und unter dem Vorsitze des Seniors und des 
Senioral-Inspektors oder deren Vertreter ebenfalls zwei Kandi- 
daten aufstellen können, deren Namen behufs Kontrolle der Er- 
fordernisse der Wählbarkeit dem Bischofe unterbreitet werden. 
Nach dem Pfarrerwahlstatute des Theiss-Distrikts kann in dem 
Falle, wenn von den Kandidaten einer zurücktritt, auf Verlangen 
der Kirchengemeinde von den als kandidierbar angenommenen 
eın anderer kandidiert werden. 

Die Kirchengemeinde-Versammlung, respektive in den trans- 
danubischen Distrikte auch die Missionskreis-Versammlung ist in 
allen vier Distrikten verpflichtet von den statutengemäss kandi- 
dierten Personen zu wählen. 

Wenn in den Theiss-, Montan- und cisdanubischen Distrik- 
ten auf den ersten Aufruf weniger als vier nach dem Pfarrer- 
Wahlstatut des betreffenden Distrikts kandidierbare Personen sich 
beworben haben, kann auf Verlangen der Wahlversammlung noch 
ein Aufruf kundgemacht werden; wenn sich aber überhaupt keine 
solche Person beworben hat, dann erneuert der Senior sofort 
nach Ablauf der zur Wettbewerbung ausgeschriebenen Frist den 
Aufruf. 


' Die Kirchengemeinde-Versammlung hat nämlich auf Grund $ 48 der 
KV. auch dies dem Wirkungskreise des Presbyteriums zugewiesen. 

” Siehe Note 1. 
* Zu dieser Nachkandidation ist selbstredend derjenige Faktor berech- 
tigt, dessen Kandidat zurückgetreten ist. 
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Haben sich auch nach dem zweiten Aufruf nur weniger als 
vier kandidierbare Personen beworben, dann sind weniger als 
vier zu kandidieren und wenn überhaupt keine solche Person sich 
beworben hat, dann macht der Seniorats-Vorstand dem Bischof 
bezüglich der Ernennung eines Stellvertreters (Pfarrverweser) 
einstweilen auf die Dauer eines Jahres, Vorschlag; beziehungs- 
weise wird im Bergdistrikte der von dem Bischofe als ernennbar 
Angenommene durch den Seniorats-Vorstand als Pfarr-Verweser 
ernannt. Das Statut des transdanubischen Distrikts enthält hier- 
über keine Verfügung. 

Die auf die Unterbreitung der Offerte und auf die Kandi- 
dation bezüglichen Anordnungen des Pfarrerwahlstatuts sind auch 
im Falle des zweiten Aufrufes zu beachten. 

Die kandidierende Körperschaft ist berechtigt, die Kandı- 
daten im Wege des Seniors zur Probepredigt einzuladen, wes- 
halb sie sich gleichzeitig mit der Kandidierung dahin zu erklären 
hat, ob sie sich dieses Rechtes bedienen will oder nicht, stellt 
im ersteren Falle die Namenliste der Einzuladenden fest und 
hört jeden in diese Liste aufgenommenen Kandidaten an. 

Die kandidierende Körperschaft kann auch die Einladung 
von weniger als vier Kandidaten und nach Anhörung des Ein- 
geladenen die Einladung eines anderen Kandidaten beschliessen '. 

Die Reihenfolge der Probepredigten stellt die kandidierende 
Körperschaft im Einvernehmen mit dem Senior, beziehungsweise 
im cisdanubischen Distrikte ausschliesslich der Senior fest. 

Die Probepredigt des Kandidaten findet vor dem Senior, 
beziehungsweise vor dem seitens des Seniors entsandten Kom- 
missär statt. 

Die Reisespesen der zu einer Probepredigt eingeladenen 
Kandidaten und entsendeten Kommissäre werden in einer von 
dem Seniorats-Vorstande festgesetzten Summe von der Kasse der 
Kirchengemeinde gedeckt ?. 


! Die letztere Bestimmung ist in dem Statut des cisdanubischen Distrikts 
nicht enthalten. 
” Im 'Theiss-Distrikte sind dieselben im Voraus zu liquidieren. 
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Obne Einladung des Seniors und auf eigene Kosten zur 
Probepredigt zu kommen oder die bereits behobenen Reisespesen 
rückzuerstatten ist strengstens verboten. 

Der zur Probepredigt eingeladene Kandidat kann die Ab- 
haltung der Probepredigt auch verweigern, ohne deswegen aus 
der Reihe der Kandidaten ausgeschlossen werden zu können. 

Nach dem Pfarrerwahlstatut ($S 19) des transdanubischen 
Distrikts ist die Probepredigt ordnungsmässig verboten und kann 
nur in Ausnahmsfällen von dem Distrikts-Vorstande gestattet 
werden. —- 


Die Wahl. 


Das ordentliche Pfarramt ist — mit Ausnahme des Falles 
des & 320 der KV. — innerhalb eines halben Jahres vom Tage 
der Erledigung gerechnet im Wege der Wahl zu besetzen ($ 71 
der KV.). 

Die Wahlversammlung, deren Tag vom Seniorats-Vorstande 
anberaumt wird, und welche ordnungsmässig in der Kirche, 
Schule oder im Bethause stattfindet, ist wenigstens eine Woche 
früher anlässig des Gottesdienstes von der Kanzel mit Angabe 
des Gegenstandes zu verkünden (S 40) und den in den Tochter- 
gemeinden ersten und zweiten Ranges, wie auch in den Diaspo- 
ren und ausserhalb der Gemarkuug der Kirchengemeinde ($ 34 
bis 40) wohnhaften Gemeindemitgliedern überdies nach der lo- 
kalen Gepflogenheit gemäss auch besonders bekanntzugeben. 

Mitglieder der Wahlversammlung sind: 

a) vermöge ihres Amtes: der Inspektor und Vize-Inspektor, 
der ordentliche oder stellvertretende Pfarrer, beziehungsweise die 
Pfarrer und die Kapläne der Kirchengemeinde, die durch die 
Kirchengemeinde angestellten Religionslehrer, Kuratoren, Kas- 
siere, Notäre, Rechtsanwälte, Kontrolleur und die an den von 
der Kirchengemeinde erhaltenen und — mit Ausnahme des cis- 
lanubischen Distrikts — an den in der Gemarkung der Kirchen- 
gemeinde befindlichen nicht evangelischen Lehranstalten wirken- 
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(den evang. Professoren, Lehrer und Kantore (Leiter des Gesanges) 
Augsb. Konfession. 

Im Sinne der Statuten des transdanubischen Distrikts sind 
die ordentlichen Stellvertreter und Hilfspfarrer nur in dem Falle 
Mitglieder der Wahlversammlung, wenn sie an derselben kei 
Interesse haben. 

bh) Die an den (semeindelasten mittragenden grossjährigen 
und selbständigen männlichen Mitglieder der Kirchengemeinde, 
die im Vorjahre mit ihrer Kirchensteuer nicht im Rückstande 
‚sind; ın solehen Kirchengemeinden dagegen, in welchen die Ge- 
meinde-Mitglieder keine Kirchenlasten zu tragen haben, all 
grossjährigen oder selbständigen männlichen Mitglieder der Kir- 
chengemeimde (8 41 der KV.). 

In den Montan-, cisdanubischen- und transdanubischen Di- 
strikten können jene wahlberechtigten Mitglieder der Kirchenge- 
meinde, die ausserhalb der Gemarkung der Kirchengemeinde 
wolnen, ferner die selbständigen oder in gemischter Ehe leben- 
den evang. Frauen augsb. Konfession, falls sie zur Erhaltung 
der Gemeinde beitragen, sich durch ein beliebiges berechtigtes 
Mitglied dieser Wahlversammlung vertreten lassen; der Bevoll- 
mächtigte kann jedoch nur eine Vertretung übernehmen. Nach 
dem Statut des Montandistrikts ist diese Vollmacht acht Tage 
vor der Walıl einem Mitgliede des lokalen Vorstandes zu über- 
reichen, oder falls derselbe nicht dortselbst wolnhaft wäre, bei 
dem Präsidenten der die Wählerliste konskribierenden Konm- 
mission |, 

Im Theiss-Distrikte können sich die wahlberechtigten selb- 
ständigen oder in gemischter Ehe lebenden evang. Frauen-Kir- 
chenmitglieder Augsb. Konfession, die zur Erhaltung der Ge- 
meinde beitragen (S$ 42 der KV.) in der Wahlversammlung durch 
ein beliebiges berechtigtes Mitglied derselben vertreten lassen und 


" Die Vollmacht pflegt schriftlich ungestempelt und von zwei Zeugen 
vidiniert eingereicht zu werden. 


Mikler, Die Pfarrerwahl in der evang. Kirche in Ungarn. 205 


zwar derart, dass sie ilır von zwei Zeugen beglaubigtes Votum 
ım Laufe der Abstimmung durch ihren Bevollmächtigten dem 
Präsidium schriftlich überreichen, oder derart, dass ihr Bevoll- 
mächtigter statt ihrer auch wörtlich abstimmt, in welch letzterem 
Falle jedoch ein Bevollmiächtigter nur eine Vertretung überneh- 
nen kann, aber auch diese nur unter der Bedingung, wenn er 
seine Vollmacht an dem vom Präsidium vorher bestinmmten Orte 
beziehungsweise Zeitpunkte vor der Wahl dem Wahlpräsidiun 
überreicht hat; Zeit und Ort dessen muss gleichzeitig mit der 
Verkündung der Zeit der Wahlversammlung von der Kanzel ver- 
kündet werden. 

In der Kirchengemeinde- Versammlung, welche die Erwählung 
des Pfarrers zum Zwecke hat, führen den Vorsitz der Senior 
oder der Bevollmächtigte desselben, oder der Senioral-Inspektor 
oder dessen Vertreter (S 68 der KV.). 

Das Präsidium: 

a) befragt die Wähler, ob diese Versammlung in der im 
Pfarrerwahlstatut vorgeschriebenen Weise! einberufen wurde? 
Das Statut des transdanubischen Distrikts schreibt dies nicht vor; 

b) veranlasst, falls der Schriftführer nicht anwesend oder 
seine Stelle leer ıst, die Wahl eines Schriftführers für die Dauer 
der Versammlung. 

Die Abstimmung geschieht auf Grund der bereits rechts- 
rültig festgestellten Wählerliste. 

Nach den Statuten der Montan-, transdanubischen- und cis- 
danubischen Distrikte verliest das Präsidium die auf Grund des 
Pfarrerwahlstatuts zusammengestellte Liste der Versammlungs- 
mitglieder und stellt dieselbe mit Berücksichtigung der einge- 
langten und von den oberen Behörden berechtigt erkannten Ein- 
wendungen endgültig fest. 

Wer in dieser endgültig festgestellten Liste der Versamm- 
lungsmitglieder nicht enthalten ist, kann kein Stimmrecht aus- 
üben; 


' Siehe die 2. Alinea des gegenwärtigen Artikels. 
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c) legt die Liste der Kandidaten vor und lässt dieselben 
zur Wahl vor; 

d) erklärt denjenigen Kandidaten, der die allgemeine Mehr- 
heit der Wahlstimmen gewann, als gesetzlich erwählten Pfarrer 
der Kirchengemeinde ($ 69 KV.): 

e) legt den für den Erwählten schon ım Voraus bestimmten 
Berufungsbrief vor und lässt denselben ergänzen beziehungsweise 
ausstellen. 

f) nimmt über der Ablauf der Wahlversammlung sofort am 
Schauplatze in zwei Exemplaren ein Protokoll auf, unterfertigt 
dasselbe selbst und lässt es auch von den durch die Versamn- 
lung hiezu bestellten sechs Mitgliedern unterschreiben, übersendet 
ein Exemplar desselben an die Kirchengemeinde und hinterlegt 
das andere im Archiv des Seniorats; im Montan-, transdanubi- 
schen- und cisdanubischen Distrikte kann das der Kirchenge- 
meinde zu übermittelnde Protokoll auch in beglaubigter Kopie 
ausgestellt werden; 

g) von dem Ablauf und Ergebnis der Wahl hat der Senior 
den Bischof unverzüglich zu verständigen. 

Die Wahl geschieht falls mehrere Kandidaten ihre Parteı 
haben, durch Abstimmung, im entgegengesetzten Falle durch 
Akklamation. 

Die Abstimmung ist nnbedingt anzuordnen, wenn sie von 10 
oder mehr als 10 Wählern verlangt wird. 

Die Wahl ist im Theissdistrikte öffentlich, hingegen kann ın 
den anderen Distrikten unter den nachfolgenden Modalitäten 
auch eine geheime Abstimmung stattfinden. 

Die öffentliche Abstimmung geschieht in der Weise, dass 
jeder Wähler der endgültig festgestellten Namenliste gemäss be- 
sonders aufgerufen wird, worauf nach erfolgter Feststellung der 
Identität durch die von der Versammlung mit Berücksichtigung 
der einzelnen Parteien gewählten drei Vertrauensmänner, be- 
zichungsweise im cisdanubischen Distrikte durch mindestens Je 
„wei Vertrauensmänner der einzelnen Parteien, der Wähler dem 
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Präsidium wörtlich seine Stimme abgibt. In dem Montan-, cis- 
danubischen- und transdanubischen Distrikte ist das Votum bei 
dem Schriftführer unter Kontrolle des Präsidiums abzugeben. 
Im Montandistrikte können in grösseren Kirchengemeinden auch 
mehrere Skrutiniums-Kommissionen entsendet werden. Die Ab- 
stimmung hat ohne Unterbrechung stattzufinden. Nach dem Auf- 
rufe des letzten Wählers der Liste bestimmt jedoch das Präsi- 
dium eine viertelstündige Sperrzeit, nach deren Ablauf dasselbe 
die Abstimmung schliesst, die nachher sich meldenden Wähler 
nicht mehr zur Abstimmung lässt, sondern die Stimmen zusam- 
menrechnet und das Ergebnis sofort verkündigt. 

Erbält kein einziger der Kandidaten die allgemeine Mehr- 
heit, so ordnet der Vorstand hinsichtlich derjenigen zwei Kan- 
didaten, auf welche die meisten Stimmen fielen, sofort die neue 
Abstimmung an. 

In Falle der Stimmengleichheit entscheidet in dem Theiss- 
und Montandistrikte der Kirchengemeinde-Inspektor und falls 
dieser nicht zugegen wäre oder sich seiner entscheidenden Stimme 
nicht bedienen sollte, das Los. 

Im cisdanubischen und transdanubischen Distrikte entscheidet 
ın Falle der Stimmengleichheit das Los. 

Eine geheime Abstimmung kann in dem dieselbe gestatten- 
den Montan-, cısdanubischen- und transdanubischen Distrikte bei 
folgenden Modalitäten stattfinden. 

Im Montandistrikte kann die geheime Abstimmung auf vor 
der Eröffnung der Versammlung schriftlich eingereichten Wunsch 
von wenigstens 20 Wählern, jedoch nur in dem von dem Präsı- 
dıum der Pfarrerwahlversammlung annehmbar erachteten Fällen 
gestattet werden und geschieht mittelst persönlich abgegebenen 
Stimmzetteln. In dem transdanubischen Distrikte ordnet der 
Präsident auf Verlangen von wenigstens 20 Wählern die geheime 
Abstimmung an, welche in der Weise geschieht, dass jeder Wäh- 
ler nach der Liste besonders aufgerufen wird und nachdem er 
seine Identität in der obigen Weise legitimiert hat, seinen den 
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Namen der Kandidaten enthaltenden Stimmzettel zusammenge- 
faltet dem Präsidium überreicht. Das Präsidium ist verpflichtet 
sich davon zu überzeugen, dass nur ein Stimmzettel abgegeben 
wurde, und den Namen des Wählers behuts Kontrolle in der Liste 
der Wähler zu bezeichnen. 

Sowohl in dem Montandistrikte, wie in dem transdanubi- 
schen Distrikte sind diejenigen Stimmzettel, welche leer, oder 
unleserlich beschrieben, oder mit dem Namen eines nicht kandı- 
dierten Individuums oder mit den Namen mehrerer Kandidaten 
abgegeben werden, ungültig und werden bei dein Zusammenzälhlen 
der Stimmen nicht gerechnet. Nach Verkündigen des Ergeb- 
nisses der Abstimmung schliesst das Präsidium die Stimmzettel 
in der Versammlung sofort in ein Paket, siegelt dasselbe mit 
dem Siegel des Seniorats und der Kirchengemeinde und ver- 
wahrt es bis die Wahl in Rechtskraft erwächst. Im übrigen 
sind die auf die öffentliche Abstimmung bezüglichen Regeln mass- 
sebend. 

Im eisdanubischen Distrikte kann die geheime Abstimmung 
auch mit Stimmzetteln oder Kugeln geschehen, die Art des Ver- 
fahrens wird durch das lokale Statut festgesetzt. 

In den Montan- und cisdanubischen Statuten ist es auch 
besonders vorgeschrieben, dass wenn der Erwählte noch nicht 
eingeweiht wäre, er sich zu diesem Behufe sofort bei dem Bischofe 
melden und die zur Einweihung nötigen Urkunden, Zeumisse, 
den Berufungsbrief und den beglaubigten Auszug des Wahlpro- 
tokolls dem Bischof vorzulegen hat, ansonsten ist die Wahl nichtig. 

Der ordentliche Pfarrer wird lebenslänglich gewählt ($ 6 
KV.). Die Kirchengemeinde beziehungsweise im transdanubischen 
Distrikte der Missionskreis, welcher das Pfarramt, innerhalb eines 
halben ‚Jahres von dem Tage der Erledigung gerechnet nicht be- 
setzt, wird seitens der Seniors und im Falle der Erfolglosigkeit 
über Meldung des Seniors seitens des Bischofs nebst Anberaumung 
einer Frist von wenigstens sechs Wochen zur Pfarrerwahl ange- 
wiesen. 
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In einer solchen Kirchengemeinde, welche bis zum Ablauf 
des von dem Bischof anberaumten Termins keinen Pfarrer er- 
wählt hat, sendet der Bischof einen Stellvertreter ($ 71 KV.). 
In Theissdistrikte geschieht die Entsendung eines Stellvertreters 
auf Empfehlung des Seniorats-Vorstandes, im cisdanubischen 
Distrikte bestimmt der Bischof naclı Vernelimung der Interes- 
senten, ob der Stellvertreter das ganze pfarrämtliche Einkommen 
oder nur eine gewisse Quote desselben erhalten soll? 

Die Besetzung des Pfarramtes kann nach dem Pfarrerwahl- 
statut des Theiss-, Montan- und ceisdanubischen Distrikts auch 
im Wege des Tausches geschehen und zwar in folgender Weise: 

Ordentliche Pfarrer können mit vorheriger Zustimmung des 
Bischofs ihre Stellen vertauschen. 

Zu einem rechtsgültigen Tausche ist überdies notwendig, dass 
die zuständige Gemeinde-Versammlung in die Absicht der zu tau- 
schen wünschenden Pfarrer im Wege der ordentlichen Wahl ein- 
willige und der zuständige Seniorats-Vorstand beider dies bestä- 
tige und genehmige. 

Der Berufungsbrief bleibt auch im Falle des Tausches un- 
verkürzt in Geltung. 

Ein unter den zu tauschen beabsichtigenden hinsichtlich des 
pfarrämtlichen Einkommens zustande gekommene überlassendes 
oder nachsehendes Uebereinkommen ist verboten und nichtig. 
Gegen die Uebertreter dieses Verbots strengt der Seniorats-Vor- 
stand das Disziplinar-Verfahren an und kann auch die Suspen- 
dierung derselben anordnen. 

Das Statut des transdanubischen Distrikts enthält über den 
Stellentausch keine Verfügung. 


Der Berufungsbrief. 


Der Berufungsbrief (Vocator) enthält sämtliche dem er- 
wählten Pfarrer nach seinem Amte zustehende Jahresgebühren 
und seine — ausser den in den Kirchengesetzen beziehungsweise 
Regeln vorgeschriebene Pflichten — festgestellten Agenden. 

Deutsche Zeitschr, f. Kirchenrecht. XVII. 2, 14 
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Die gesamten dem ordentlichen Pfarrer von Amts wegen 
zukommenden jährlichen Bezüge können — eine anständige Woh- 
nung samt Garten nicht hinzugerechnet — nicht unter 800 Fl. 
betragen (S 237 der KV.); ausserdem ist die erhaltende Körper- 
schaft verpflichtet, die gebührende Wolnung des Pfarrers, sowie 
die ihm zur Nutzniessung oder Benützung überwiesenen Gebäude 
und Grundstücke, die intravillan Gründe eingefriedet (S 231 der 
KV.) in gutem Stande zu erhalten (8 235 der KV.), und die auf 
all diese Gebäude und Grundstücke, Kirchenfelder und Wiesen 
und sonstige Liegenschaften entfallenden gesamten Kommunal- 
lasten, staatliche und andere Steuern und Gebühren u. s. w. zu 
tragen, die den Pfarrer nach seiner Person belastende öffentliche 
Arbeit, welcher Art immer, zu ersetzen oder statt seiner ver- 
richten zu lassen ($ 235 der KV.). 

Die Einkünfte des von seinem Amte geschiedenen beziehungs- 
weise verstorbenen Pfarrers — (insofern sie von der kirchlichen 
Obrigkeit dieses Pfarrers, eventuell mittelst eines über den Be- 
such des Oberhirten aufgenommenen Protokolls bestätigt wurden. 
ob sie nun auf einem Berufungsbriefe oder einem einfachen Ver- 
sannnlungsbeschlusse oder auf der Gewohnheit beruhen — können 
mit Ausnahme der eventuell nur der Person geltenden Bezüge weder 
herabgesetzt noch dem Nachfolger teilweise oder gänzlich entzogen 
werden, sondern sind in dem Berufungsbriefe des Nachtolgers voll- 
inhaltlich aufzunehmen ($ 44 der KV.) mit Ausnahme des Falles 
wenn nach Verfügung des S 30 der KV. die entvölkerten oder 
verarmten Gemeinden vereinigt werden, oder über zelhmtausend 
Seelen zählende Gemeinden in Pfarrkreise geteilt werden, m 
welchen Fällen mit Berücksichtigung des & 237 der KV. stets 
ein neuer Berufungsbrief zu verfassen ist. 

Dasselbe bringt der kürzer gefasste $ 22 des Statuts des 
transdanubischen Distrikts zum Ausdruck, welches bestimmt, dass 
der Berufungsbrief in den erwälnten Fällen nur mit Genehmi- 
gung des Senioral- und Distriktual-Konvents herabgesetzt wer- 
(len kann. 
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Aus der rechtlichen Natur des Berufungsbrietes folgt, was 
(der Montandistrikt ausdrücklich ausspricht, dass die Herabsetzung 
des Berufungsbriefes denjenigen Pfarrer, bezw. dessen Berufungs- 
brief, nicht berühren kann, den die Einteilung in Pfarrkreise 
bereits in seinem Anite traf. 

Wenn aber in dem Berufungsbriefe des von seinem Amıte 
veschiedenen und verstorbenen Pfarrers Bestimmungen enthalten 
wären, welche erfahrungsgemäss unausführlich oder zur Hervor- 
rufung eines Zwistes geeignet sind, ist der Senior verpflichtet, 
die Abänderung dieser Bestimmungen und die Ersetzung der auf 
denselben beruhenden Bezüge durch ein entsprechendes Aequiva- 
lent zu fordern. 

Ebenso ist der Senior verpflichtet, mit seinein persönlichen 
Eintlusse dahim zu wirken, dass die, die Mitglieder der Kirchen- 
vemeinde oder «des Missionskreises im Interesse des Pfarrers be- 
lastenden Feldarhbeiten und persönlichen Dienstleistungen auf 
(rund eines in Baarem abzustattenden Aequivalents abgelöst 
werden (8 322 der KV.). 

Der Entwurf des Berufungsbriefes wird durch das Presby- 
terium verfasst und von der Gemeindeversammlung festgestellt. 
Wenn derselbe dem obigen Erfordernisse entspricht, so genehmigt 
ihn der Senior, im entgegengesetzten Falle gibt er ihn der Kir- 
chengemeinde nebst seinen Bemerkungen behufs neuerer Verfas- 
sung zurück. 

Nach den Statuten der Theiss- und Montandistrikte kann 
gegen den in Angelegenheit der neueren Verfassung des Beru- 
fungsbriefes erfolgten Beschluss des Seniors binnen 15 Tagen 
von der Zustellung gerechnet an den Distriktsvorstand beziehungs- 
weise an den Bischof appelliert werden, welcher in der Frage 
innerhalb 15 Tagen zu entscheiden hat. 

Dem gegenüber hat der transdanubische Distrikt nur soviel 
ausgesprochen, dass gegen den in Angelegenheit der neueren 
Verfassung des Berufungsbriefes erbrachten Beschluss des Seniors 
binnen 15 Tagen von der Zustellung gerechnet an den Bischof 

14* 
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appelliert werden könne. 
Unseres Dafürhaltens nach ging der eisdanubische Distrikt 
in der der Kirchenverfassung entsprechendsten Weise vor. Das- 


selbe wollte mit Rücksicht darauf, dass die Synode in den 
SS 87 und 114 der KV. aussprach, dass in Angelegenheit der 
Berufungsbriefe für Pfarrer und Lehrer ım zweiter respektive 
dritter Instanz die Senioratsversammlung und beziehungsweise 
(die Distriktsversammlung entscheidet — in seinem Pfarrerwahl- 
statut das (sesetz nicht überschreiten. sondern schrich vor, dass 
gegen den in Angelegenheit der neueren Verfassung des Beru- 
fungsbriefes erbrachten Beschluss des Neniors an die Neniorats- 
beziehungsweise Distriktsversammlung appelliert werden könne!. 

Der Senior lest den endsültig festgestellten Entwurf des Be- 
rufungsbriefes unter Freilassung des Namens und des Ortes der 
Datierung der Wahlversammlung fertig vor und lässt denselben 
in dieser Versammlung durch Eintragung des Namens des er- 
wählten Pfarrers, sowie des Datums ergänzen, von dem Inspek- 
tor, dem Kurator und Notar der Kirchengemeinde sowie von 
sechs hiezu entsendeten Mitglieder der Versammlung unterfertigen 
und nıt dem Siegel der Kirchengemeinde versehen. In den Theiss- 
und eisdanubischen Distrikten versicht beziehungsweise bestätigt 
der Senior allein, in dem Montandistrikte hingegen samt dem 
Mitvorstehenden den Berufungsbrief mit der Genehmigungsklausel. 
seiner Unterschrift nnd seinem Amtssiegel. Nach dem Pfarrer- 
walhlstatute des transdanubischen Distrikts wird der Berufungs- 
brief, falls die Wahl imnerhalb des regelmässigen Zeitraumes 


! Jeh bin der Ansicht und habe dem in meinem Werke schon an meh- 
reren Stellen Ausdruck gereben. dass unsere autonomen Körperschaften 
von dem Gesetzgeber nur immerhalb des Rahmens der Kirchenverfassung 
zur Schaffung von Statuten ermächtigt worden sind und dass demzufolge 
die Interessenten in sämtlichen Distrikten berechtürt sind in Angelegen- 
heiten der Berufungsbriefe an die Nemorats-. beziehungsweise Distrikts- 
Versammlung zu appellieren. Dass sich in einem konkreten Falle auch der 
Theissdistrikt hiezu bekannte. geht aus dem 18. Punkte des Protokolls der 
Versammlung vom Ialıre 1902 hervor. 
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wicht angefochten wurde, von dem Senior als seitens des Erwähl- 
ten annehmbar erklärt, in diesem Sinne klausuliert, mit Unter- 
schrift und Amtssiegel versehen und samt der Meldung über das 
Wahlverfahren behufs Bestätigung dem Bischof unterbreitet. 

In den Montan-, cisdanubischen und transdanubischen Di- 
strikten wird die Unterschrift statt desjenigen Beamten der Kir- 
chengemeinde, dessen Stelle vakant ist, oder der bei der Walıl- 
versammlung nicht zugegen ist, von den hiezu durch die Ver- 
sammlung erwählten zwei Mitgliedern derselben besorgt, mit Aus- 
nahme des Schriftführers, statt dessen ın solchen Fällen der er- 
wählte stellvertretende Schriftführer «den Berufungsbrief unter- 
schreibt. Im Theissdistrikte unterschreiben in solchen Fällen 
die Vertreter der betreffenden Beamten «den Berufungshrief. 

Die Wahl des Pfarrers eines Missionskreises ist in den vier 
Kirchendistrikten nicht überemstimmend geregelt, weshalb auclı 
die Ausstellung des Berufungsbriefes in abweichender Weise ge- 
schieht. In dem trausdanubischen Distrikte geschieht sie ebenso, 
und durch dieselben Personen wie in der Muttergemeinde. 

In dem Montandistrikte bestimmt den Berufungsbrief des Mis- 
sionskreispfarrers mit Zustimmung der Versammlung des Mis- 
sionskreises und mit bestätigender Genehmigung des Bischofs die 
Senioratsversammlung und unterschreiben denselben der Vorstand 
und die Schriftführer derselben, worauf der Berufungsbrief auch mit 
len Amtssiegel des Missionskreises und des Seniorats versehen wird. 

Nachdem in dem cisdanubischen Distrikte der Missionskreis- 
pfarrer von den stimmberechtigten Mitgliedern des Missionskreises 
beziehungsweise von der zuständigen Senioratsversammlung ge- 
wählt wird, wird dessen Berufungsbrief im ersteren Falle von 
der Missionskreisversammlung mit Intervention des Senioratsvor- 
standes festgestellt und von dem Bischof bestätigt, im zweiten Falle 
aber von der Senioratsversamnilung festgestellt, von dem Vorstande 
und Schriftführer derselben unterschrieben, mit dem Amtssiegel 
des Missionskreises und des Seniorats versehen und von dem Bi- 
schofe bestätigt. Gegen den auf diese Weise zustande gekomme- 
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nen Berufungsbriet ist eine Appellation an die Distriktsversamm- 
lung statthaft, welche endgültig entscheidet. 

Im Theissdistrikte, wo der Missionskreispfarrer von der Se- 
nioratsversammlung gewählt wird, wird auch der Berufungsbrief 
desselben von der Senioratsversammlung festgesetzt, von denı 
Vorstande und Schriftführer derselben unterschrieben und mit 
dem Amtssiegel des Seniorats versehen. 

Wenn die Wahl bestätigt oder gegen die Gültigkeit dersel- 
ben innerhalb der regelmässigen Frist keine Klage eingereicht 
wurde, übersendet der Nenior den Berufungsbrief dem erwählten 
Pfarrer. 

Der erwählte Pfarrer ist verpflichtet binnen 15, beziehungs- 
weise im transdanubischen Distrikte binnen 30 Tagen von dem 
Enmpfange des Berufungsbriefes gerechnet, hinsichtlich der An- 
nahme des Berufungsbriefes sich zu äussern; im entgegengesetz- 
ten Falle, sowie auch dann, wenn er den Berufungsbrief annahm, 
später jedoch sich weigert, das Pfarramt anzutreten, ferner ın 
den Montan-, cisdanubischen und Theissdistrikten auch dann, 
wenn er die Annahme des erlangten Pfarramtes an Bedingungen 
knüpft, verliert der Berufungsbrief seine Geltung und hat der 
Pfarrer die aus dem Kostenverzeichnisse feststellbaren sämtlichen 
Wahlkosten zu tragen. 

' Nach dem Statut des Montandistrikts auch dann, wenn er das Pfarr- 
amt, zu welchem er erwählt wurde. ausschlägt. Der Natur der Sache ent- 
sprechend und auch nach der von den Distrikten bisher ausgeübten Praxis 
bildet es eine vollkommen genügende Grundlage zur Anullierung des Be- 
rufungsbriefes und zur Aussprechung der Tragung der Kosten. wenn sich 
der erwählte Pfarrer innerhalb der festgesetzten Frist bezüglich der An- 
nahme des Berufuugsbriefes nicht äussert, oder nach Annahme desselben 
sich weigert, das Pfarramt anzutreten. Die in den Statuten: der einzelnen 
Distrikte aufgezählten übrigen Gründe sind schon in diesen beiden enut- 
halten. Die Stellung von Bedingungen — gegenüber den in der Konkur=- 
ausschreibung enthaltenen und im Berufungsbriefe aufgenommenen Bedin- 
sungen — sowie das Schweigen ist als Ablehnung des Berufungsbriefes be- 
ziehungsweise des Pfarramtes identisch anzusehen. Memer Ansicht nach 
ist auch der Pfarrer zu verhalten. welcher ‘sich beworben oder sich auf 
andere Weise über die Annahme des in Rede stehenden Pfarramtes für den 
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Zweck und Begründung dieser Verfügung besteht darin, dass 
derjenige Pfarrer, der die einmal stattgefundene Pfarrerwalıl 
durch einen nachträglich geänderten Entschluss erfolglos maclıt 
und hiedurch der betreffenden Kirchengemeinde zwecklose Kosten 
verursacht, diese Kosten zu ersetzen verpflichtet ist!. 

Das Präsidium der wahlberechtigten Versammlung verfügt 
in solchen Fällen bezüglich der Neuwahl. 


Die Anfechtbarkeit der Wahl. 


Gegen die Gültigkeit der Wahl ($ 329e der KV.) kann 
innerhalb 15 Tagen, von jenem Tage an gerechnet, an welchem 
die angefochtene Wahl stattgefunden hat ($ 331 KV.) nur von 
den Mitgliedern der Wahlversammlung oder von dem durch den 
Senior bestellten amtlichen Rechtsanwalt ($ 395 KV.) bei dem 
Senior eine Klage eingebracht werden. 

Auf Grund der von einem oder mehreren Mitgliedern der 
Wahlversammlung eingebrachten Klage kann das Verfahren nur 
dann eingeleitet werden, wenn die Eingeber der Klage zur Sicher- 
stellung der auftauchenden Kosten die von dem Seniorats-Präsi- 
dium mit 100—200 Kronen festgestellte Kaution in die Seniorats- 
kasse eingezahlt haben. 

Insofern die Einzahlung innerhalb 8 Tagen von der Zustellung 
der über die Feststellung des Kautionsbetrages erlassenen Ver- 
ständigung nicht erfolgt, ist die Partei als von der Klage ah- 
gestanden zu betrachten und die Klage derselben rückzuerstatten. 

Das Kirchen-Gericht kann die Wahl entweder bestätigen 
oder annullieren ($ 417 KV.). 

Der Urheber der Ungültigkeit der Wahl ist in der Regel auch 
zur Tragung der Prozesskosten zu verurteilen: überdies bleibt 
gegen ihn auch das Klagerecht auf Ersatz der Wahlkosten auf- 
recht ($ 417 KV.). 


Fall seiner Erwählung geäussert hat und dennoch vor oder nach Emptang 
des von der Wahlversammlung ausgestellten Berufungsbriefes abdankt. 

ı Siehe Beschluss der im Jglhre 1902 stattgefundenen Versammlung des 
Theissdistrikts; Punkt 18 des Protokolls». 
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Das Statut des Theissdistrikts bestimnit, dass das Gericht 
nach freiem Ermessen darüber entscheidet, wer die Kosten zu 
tragen hat. 

Nach annullierter Walıl lässt das zur Leitung der Wahl- 
versainmlung berufene Präsidium durch die zur Wahl berechtigte 
Körperschaft, gemäss den Bestimmungen des Pfarrerwahlstatuts, 
die Neuwahl vornehmen, und hat dasselbe in dem Falle, wenn 
die Annullierung der Wahl infolge einer durch sein eigenes Unter- 
lassen entstandenen Vorschriftswidrigkeit erfolgte, diese Vorschrifts- 
widrigkeit zu beseitigen. 

In den Theiss-, Montan- und transdanubischen Distrikten 
schliesst das Präsidium in solchen Fällen den Urheber der Ertolg- 
losigkeit der Wahl von der Reihe der Kandidaten, eventuell 
auch von der Reihe der Wähler aus. 

Wenn die Senioratsversammlung, beziehungsweise deren 
Präsidium die Wähler waren, so ist die Klage auf Annullierung 
der Wahl innerhalb 15 Tagen ım Wege des Bischots bei dem 
Distriktualkonsistorium einzureichen. 

Die Vorschriften bezüglich des Verfahrens sind dieselben. 

Das Statut des cisdanubischen Distrikts betont besonders, 
dass das Distriktualkonsistorium in solchen Angelegenheiten enid- 
gültig entscheidet. 

Im transdanubischen Distrikte war eine solche Verfügung 
unnötig, nachdem hier der Pfarrer des Missionskreises von der 
Missionskreisversanmlung gewählt wird, demzufolge berührter Fall 
ausgeschlossen ist. Hingegen spricht das Statut des trans- 
danubischen Distrikts aus, dass das Seniorats- beziehungsweise 
Distriktspräsidium oder ein Mitglied derselben zur Tragung der 
Kosten nur ın dem Falle verurteilt werden kann, wenn die 
„weifellosen Beweise gebracht werden, dass die Benannten schlecht- 
gläubig statutswidrig gehandelt haben. In entgegengesetzten 
Falle sind die Kosten ın dem von dem Konsistorium zu be- 
stimmenden Verhältnisse von dem Kläger der beteiligten Kirchen- 
gemeinde und dem Seniorate beziehungsweise Distrikte zu tragen. 
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Die Einführung. 


Der erwählte neue Pfarrer ist verpflichtet, sein Amt binnen, 
a dato des Berufungsbriefes beziehungsweise in dem Theiss- und 
eisdanubischen Distrikte von der Einhändigung desselben gerechnete, 
drei Monaten anzutreten, wenn er jedoch noch nicht eingeweiht 
wäre, ist er verpflichtet, vor seiner Uebersiedlung vom Bischofe 
nebst Vorzeigen des Berufungsbriefes und eines Empfehlungs- 
briefes des Seniors, sowie der anderen nötigen Urkunden seine 
Einweihung zu petitionleren. 

Die Kosten der Uebersiedlung der Familie des erwählten 
Pfarrers und der Uebersendung sämtlicher Fahrnisse desselben, 
sowie seine ämtliche mit der Einweihung und im cisdanubischen 
Distrikte auch mit der Einführung verbundenen Auslagen zu be- 
zahlen ist die Kirchengemeinde, beziehungsweise in dem Missions- 
kreise die das Pfarramt erhaltende Körperschaft verpflichtet. 

Der erwählte Pfarrer wird in sein Amt durch den Senior 
oder durch den Bevollmächtigten desselben eingeführt ($ 70 KV.). 

Bei der Gelegenheit der Einführung wird eine Kirchen- 
semeinde- beziehungsweise Missionskreis- Versammlung abgehalten, 
an welcher sämtliche mit der Wahl, Einweihung, Uebersiedlung 
und Einführung aufgetauchten Kosten aufgerechnet und zu Protokoll 
genommen werden. Diese hat der erwählte Pfarrer, je nachdem 
er von der Einführung gerechnet, vor Ablauf eines — zwei — 
oder drei Jalıren mit Verlassung (dieses Pfarramtes ein anderes 
Amt annimmt, im Ganzen in zweidrittel Teile oder ein eindrittel 
Teile zu ersetzen verpflichtet ist. 

Wenn er die Einladung einer anderen Kirchengemeinde an- 
nimmt, so fällt die Pflicht der Zurückzahlung auf diese einladende 
Kirchengemeinde. 

Nach Ablauf des dritten Jahres kann aber weder der Pfarrer 
noch die einladende Kirchengemeinde in keiner Quote zur Zurück- 
zahlung dieser Kosten verpflichtet werden. 

Durch dieselbe Versammlung wird auch jene Quote fest- 
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gestellt und zum Protokoll genommen, nach welcher das pfarı- 
ämtliche Einkommen im Jahre der Einführung zwischen dem 
Pfarrer und seinem Vorfahren, oder zwischen dem Rechtsnach- 
folger des Vorfaliren geteilt werden soll, damit sie bei dem mög- 
licherweise erfolgenden Ableben oder Uebersiedelung des neuen 
Pfarrers als Massstab zur Feststellung jener Quote des Einkomniens 
dienen kann, welche ihm oder seiner Familie in seinem letzten 
Dienstjahre gebühren wird. 

Dem neuen Pfarrer gebührt das pfarrämtliche Einkommen 
von dem gesetzlichen Antritt seines Amtes, beziehungsweise in 
dem Theissdistrikte von dem Tage der Einführung an. 

Nach der Einführung übergibt der Senior oder dessen Be- 
auftragter die Fahrnisse der Kirchengemeinde beziehungsweise 
des Missionskreises, welche unter der Verwaltung des Pfarrers 
zu stehen pflegen, nebst Inventur behufs Verwahrung dem Neu- 
sewällten. 

Der Senior nimmt über die Einführung und die derselben 
folgenden Uebergabe sofort am Schauplatze ein Protokoll auf, 
übersendet dessen beglaubigte Kopie der Kirchengemeinde be- 
zielungsweise dem Missionskreise und hinterlegt das Original- 
protokoll im Archiv des Seniorats!. 

Er enthebt ferner den oder die für die Zeit der Vakanz be- 
auftragten Pfarrer ihres Auftrages und stellt den neuen Pfarrer, 
— wenn derselbe Anfänger ist, oder von einem anderen Seniorate 
kam, in der nächsten Senioratsversammlung vor. 

Nach den Statuten des transdanubischen Distrikts hat der 
Senior oder dessen Beauftragter in dem Falle, wenn der erwälllte 
neue Pfarrer in den Distriktual-Hilfsverein noch nicht eingetreten 
ist, mit demselben vor der Einführung die auf die hilfsvereins- 
liche Klassenwahl bezügliche Erklärung zu unterschreiben lassen 
und dieselbe dem Distriktual-Oberbuchhalter unverzüglich einzu- 
senden. 


! Im 'Theissdistrikte sind beide Protokolle im Original auszustellen. 
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Der stellvertretende Pfarrer. 

Die provisorischen Leiter der in den Muttergemeinden und 
Missgonskreisen ständig erhaltenen selbständigen Pfarränter sind: 
stellvertretende Pfarrer (Pfarrverweser). 

Ein stellvertretender Pfarrer kann angestellt werden in Kir- 
chengemeinden beziehungsweise Missionskreisen : 

a) in welchen wegen grosser Entfernung der benachbarten 
Kirchengemeinden die benachbarten Pfarrer mit der Stellvertre- 
tung nicht betraut werden können; 

b) welche nach einem halben Jahre vom Tage der Erledi- 
sung des Pfarramtes gerechnet, obschon hiezu gemalhmnt durch 
den Senior und Bischof, zur Wahl des Pfarrers durchaus nicht 
schreiten wollen, einstweilen auf die Dauer eines Jahres; 

c) im Sinne der Statuten des Theiss-, Montan- und cisda- 
nubischen Distrikts in solchen Kirchengemeinden, um deren le- 
diges Pfarramt auch nach der zweiten Ausschreibung keine kan- 
didierbare Person sich beworben hat, provisorisch auf die Dauer 
eines Jahres; 

d) deren Pfarrer von seinem Amte mittelst rechtskräftigen 
Bescheides suspendiert wurde, bis zur Wiedereinsetzung des sus- 
pendierten Pfarrers in sein Amt (8 393 KV.), eventuell im Falle 
der Amovierung des suspendierten Pfarrers bis zur neueren Be- 
setzung des ledigen Pfarramtes, das heisst bis zum Tage der 
Einführung des neuen Pfarrers; 

e) deren Pfarrer wegen Alters, oder längerer Krankheit in 
der Ausübung seiner amtlichen Funktionen verhindert ist; 

f) in solchen Ortschaften, wo dies die Distriktual-Versanım- 
lung beziehungsweise im cisdauubischen Distrikte das Distrikts- 
Präsidium für notwendig erachtet. 

Die Pfründe des stellvertretenden Pfarrers wird mittels eines 
— unter Mitwirkung des Seniorats-Präsidiums und Beachtung 
des & 329 der KV. — mit dem ordentlichen Pfarrer und der 
Kirchengemeinde geschlossenen Vertrages eventuell durch richter- 
liches Urteil festgestellt ($ 329 Punkte f) und g)). 
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Nach den Statute des cisdanubischen Distrikts wird die 
Ptründe des stellvertretenden Pfarrers im Falle des Punktes f} 
von dem Distrikts-Präsidium beziehungsweise von der Distrikts- 
Versammlung festgestellt, ferner hat das Distrikts-Präsidium im 
Falle des Punktes f) von seinem Verfahren der nächsten Ver- 
sammlung Bericht zu erstatten. 

Der nach dem Statute des Theissdistrikts in den Fällen der 
Punkte a), b) und e), im transdanubischen Distrikte im Falle 
des Punktes b), und schliesslich im Montandistrikte in den Fällen 
der Punkte b) und ce) nach Feststellung der Pfründe des stellver- 
tretenden Pfarrers eventuell übrigbleibende Teil des ordentlichen 
pfarrämtlichen Einkommens gebührt der allgemeinen Pfarrer- 
Pensions-Anstalt. 

Der stellvertretende Pfarrer wird von den, den erwähnten 
Erfordernissen entsprechenden Personen im Theissdistrikte auf 
Empfehlung des Seniorats-Präsidiums von dem Bischofe ernamt 


(S 71 KV.), welcher zugleich -— im Montandistrikte in Gemein- 
schaft mit dem Senior — die Zeitdauer bestimmt, auf welche 


die Ernennung lautet, falls dieselbe in den obigen Punkten nicht 
in Vornhinein festgesetzt ist. In dieser letzteren Hinsicht ver- 
fügt das Statut des cisdanubischen Distrikts an dieser Stelle 
nicht. 

Der stellvertretende Pfarrer wird in sein Amt von dem Se- 
nior eingeführt und zwar unter Berücksichtigung der auf die 
Einführung des ordentlichen Pfarrers bezüglichen Regeln. Von 
der geschehenen Einführung hat der Senior den Bischof zu ver- 
ständigen. 

Die Stelle des stellvertretenden Pfarrers wird in den bezüg- 
lich der Erledigung des ordentlichen Pfarramtes aufgezälhlten 
Fällen und mit Ablauf jener Zeitdauer, auf welche der stellver- 
tretende Pfarrer angestellt wurde, beziehungsweise nach den 
Statuten des transdanubischen und ceisdanubischen Distrikts mit 
Aenderung jener Verhältnisse, infolge welcher die Stellvertretung 


nötig ward, ledig. 
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Im letzteren Falle verfügt nach dem Statut des cisdanubi- 
schen Distrikts in Bezug auf die Wiederberufung des stellver- 
tretenden Pfarrers diejenige Behörde, welche in Sachen der Sub- 
stituierung verfügt hat. 


Der Hilfsprediger. 


Die eingeweihte Person (8 133 KV.), welche die Pfarrfunk- 
tionen in einem ordentlichen Pfarramte unter Aufsicht beziehungs- 
weise nach den Weisungen des Führers des ordentlichen Pfarr- 
amtes teilweise oder gänzlich ausübt, ist der Hilfsprediger. 

Als Hilfspfarrer kann angestellt werden jeder evang. unga- 
rische Staatsbürger Augsb. Konfession, der das 22. Lebensjahr 
überschritten und einen unbescholtenen Lebenswandel geführt 
hat, der ferner körperlich und geistig gesund ist, die durch den 
Generalkonvent festgesetzten Prüfungen bestanden hat und die 
Amtssprache des Staates, die ungarische, sowie auch jene Sprache, 
in welcher er der Kirchengemeinde dienen muss, in Wort und 
Schrift vollständig beherrscht und gegen den eine berechtigte 
Einwendung auf Grund des „Kandidatur und Probepredigt“ ge- 
titelten Artikels nicht erhoben werden kann ($ 65 KV.). 

Die Anstellung eines Hilfspfarrers findet mit Intervention 
des Seniors bei Erledigung oder Organisation einer in einer Kir- 
chengemeinde oder in einem Missionskreise svstemisierten Hilfs- 
pfarrerstelle statt, ferner provisorisch in dem Falle 

a) wenn die Kirchengemeinde es wünscht, oder 

b) wenn der ordentliche Pfarrer es wünscht und das Senio- 
rats-Präsidium einwilligt ', 

c) wenn es die Seniorats-Versammlung, in dringenden Fällen 
das Seniorats-Präsidium anordnet. 

Im Theissdistrikte wird der Hilfspfarrer in Kirchengemein- 
den von der Versammlung, in Missionskreisen von dem Senior 
ernannt. Der Senior hat hievon in beiden Fällen den Bischof 


m 


! Im cisdanubischen Distrikte ist in dem sub b) erwähnten Falle die 
Einwilligung des Seniorats-Präsidiunis nicht erforderlich. 
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zu verständigen. 

Im Montandistrikte geschieht die Wahl des Hilfspfarrers 
ebenso, doch wird die Wahl beziehungsweise Kimennung von 
Bischofe bestätist. Im transdanubischen Distrikte wird der Hilts- 
pfarrer gewöhnlich auf Grund gegenseitigen Vebereinkommens 
von dem betreffenden Pfarrer und der Kirchengemeinde bezieh- 
ungsweise dem Missionskreise mit Wissen und Einwilligung des 
Bischofs berufen; die Wahl und der Berufungsbrief sind, nach- 
dem der letztere von dem Inspektor und dem Pfarrer unterfer- 
tirt wurde, im Wege des Seniors behufs Bestätigung dem Bischofe 
zu unterbreiten. 

Im eisdanubischen Distrikte wird der Hilispfarrer im Xot- 
falle von der Kirchengemeinde mit Zustimmung des Pfarrers oder 
von dem Pfarrer mit Zustimmung der Kirchengemeinde erwählt: 
beide Wahlen geschehen mit Wissen des Semors und sind von 
demselben zu bestätigen. Die Kirchengemeinde kann in Aus- 
nahmefällen, wenn sich von dessen Notwendiekeit auch der Senior 
überzeugt hat, auch dann einen (sehilfen anstellen und wählen. 
wenn der Pfarrer dagegen wäre, wobei dessen Appellationsrecht 
an den Bischof unberührt bleibt. 

Die auf die Einweihung, auf Einweihungs-, Uebersiedlung*- 
und Transportspesen und auf den Ersatz derselben bezüglichen 
Bestimmungen des Distriktual-Pfarrwahlstatuts sind auch auf die 
Hilfspfarrer anzuwenden. 

Den Hilfspfarrer, sowie die Einweihungs-, Uebersiedlungs- 
und Transportspesen bezahlt, wenn die Stelle systenisiert ist, die 
Kirchengemeinde: in anderen Fällen verfügt diesbezüglich die 
zwischen der das ordentliche Pfarramt erhaltenden Körperschaft 
und dem ordentlichen Pfarrer zustande gekommene Vereinbarung. 

Nach den Pfarrwahlstatuten des eisdanubischen und des 
Montandistrikts kann jedoch der ordentliche Pfarrer wider seinen 
Willen nicht dazu verpflichtet werden, zur Bezahlung oder zu 
den Einweihungs-, Uebersiedlungs- und Transportspesen jenes 
Hilfspfarrers, dessen Austellung nicht er gewünscht hat, auch 
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nur teilweise beizutragen. Im transdanubischen Distrikte wird 
die in Bezug auf die Bezahlung des Hilfspfarrers seitens der 
Kirchengemeinde beziehungsweise des ordentlichen Pfarrers zu 
leistende Verpflichtung in dem Falle, wenn die Anstellung des 
Hilfspfarrers trotz des Widerspruchs des ordentlichen Pfarrers 
‚nötig wird, von der Seniorats- Versammlung festgestellt. 

Bezüglich des Platztausches der Hilfspfarrer sind im Theiss- 
distrikte die hinsichtlich des Tausches der ordentlichen Pfarrer 
festgestellten Regeln massgebend. In den Montan- und cisda- 
nubischen Distrikten verfügt bezüglich des Platztausches solcher 
Hilfspfarrer, die keine systemisierte Stelle innehaben nach Mass- 
sabe der Notwendigkeit der Bischof. Bei solchen jedoch, die eine 
systemisierte Stelle innehäaben, sind dieselben Regeln verpflichtend, 
welche den Platztausch der ordentlichen Pfarrer betreffen. Im 
transdanubischen Distrikte können Hilfspfarrer mit einander Platz 
tauschen, wenn in diesem Platztausche die Pfarrer und die Ver- 
sammlungen der Kirchengemeinden beider Hilfspfarrer sowie der 
Bischof einwilligen. 

Die Hiltspfarrerstelle wird vakant: 

a) falls sie systemisiert ist in den hinsichtlich der Erledigung 
des ordentlichen Pfarraimtes vorgeschriebenen Fällen des Distrik- 
tualpfarrerwahlstatuts; 

b) falls sie nicht systemisiert ist, überdies noch mit der Ver- 
setzung eventuell mit der wegen vorschriftswidrigen Betragens 
durch den Bischof erfolgten Amovierung des Hilfspfarrers oder 
mit Ablauf der Zeitdauer der Anstellung. 

Das Pfarrerwahlstatut des Theissdistrikts hebt hervor, dass 
der Hilfspfarrer im Falle seines vorschriftswidrigen Betragens 
von dem Senior suspendiert und von dem Bischofe amoviert wer- 
den kann. 


un 


1 .n = = ' 
Was als vorschriftswidriges Betragen anzusehen sei, Ist Inı $ 324 der 
KV, umschrieben. 
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Ueber die Kosten, Gebühren, Beteiligtsein. Schlussbestimmung. 


Die das Pfarramt erhaltende Körperschaft ist verpflichtet, 
den auf Grund des Pfarrerwahlstatuts Beauftragten, sowie dem 
vorgehenden Senior, beziehungsweise dessen Vertreter ihre Fracht- 
und Reisespesen zu ersetzen und denselben Verpflegung zu ge 
währen. 

Ueber die dem Senior und dem Seniorats-Schriftführer für 
die Ausstellung und Bekräftigung des Berufungsbriefes zustehen- 
den Gebühren verfügen die Seniorate statutarisch. Das Statut 
des transdanubischen Distrikts verfügt über die Gebühren nicht. 

Wenn der Senior oder der Bischof bei einer Pfarrerwall 
in ihrer Person oder durch ihre Familienmitglieder beteiligt sind 
($ 342 KV.), sind sie verpflichtet, in der Verriehtung ihrer Agen- 
den gesetzliche Vertreter zu substituieren; das Statut des Theiss- 
distrikts dehnt sich auch auf die Senioral- und Distriktual-In- 
spektoren aus. 

Alle vier Distrikte haben ausgesprochen, dass in den von 
den Pfarrerwahlstatuten nicht berührten Fällen die Weisung der 
Distriktsversammlung massgebend sei; in dringenden Fällen ver- 
fügt das Distriktspräsidium und erstattet hievon der Distrikts- 
versammlung nachträglich Bericht. 
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Rechtliche Stellung des württembergischen Konsisto- 
rıums, geschichtlich entwickelt. 


Von 


Regierungs-Assessor Dr. Frauer 


in Urach. 


I: 


Bei der nachfolgenden Arbeit über die „Rechtliche Stellung 
des württembergischen Konsistoriums, geschichtlich entwickelt“ 
habe ich davon abgesehen, solche gesetzgeberische Arbeiten in 
den Kreis der Betrachtung zu ziehen, die über das Stadium des 
Entwurfs nicht hinauskamen und die über die tatsächliche Re- 
gelung keinen Aufschluss zu geben vermögen. Es gilt dies vor 
allem für die in den vierziger Jahren des neunzehnten Jahrlıun- 
derts versuchte Neuordnung der Verfassung der evangelischen 
Kirche Württembergs. 

Was den Inhalt der Arbeit selbst betriftt, so habe ich ver- 
gebens versucht, in der rechtlichen Gestaltung der kirchlichen 
Verhältnisse Württembergs besondere Einwirkungen der Theorie 
des Tübinger Hochschullehrers und Universitätskanzlers Chr. W. 
Pfaff, des „Vaters des Kollegialsystems“, zu ermitteln. Dass ein 
solcher Versuch ergebnislos bleiben musste. erklärt sich daraus, 
dass es richtiger ist, Pfaff innerhalb der Darstellung des Terri- 


torialsystems seine besondere Stellung anzuweisen, als ihn zum 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XVTl. 2. 15 
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Urheber eines ganz neuen Systems zu machen. (Vergl. auch die 
Darstellung bei Rieker, Rechtliche Stellung, und bei Weizsäcker, 
Einleitung). 

Für meine Arbeit standen mir ausser der angegebenen Li- 
teratur die Sammlung der historischen Handschriften der Kgl. 
Landesbibliothek, die Akten des Kgl. Hof- und Staatsarchivs, 
die sog. Hartmannsche Reskriptensammlung des ständischen Ar- 
chivs und für das neunzehnte Jahrhundert die Akten des KRgl. 
Ministeriums des Kirchen- und Schulwesens und des Evangelı- 
schen Konsistoriums zur Verfügung. Ueber einzelne wichtige 
Punkte in der geschichtlichen Entwicklung suchte ich auch Auf- 
schlüsse aus den Akten des Kgl. Finanzarchivs, das die Regı- 
stratur des herzoglichen Kirchenrats in sich birgt, und aus den 
Akten des Archivs des Innern. Es ist mir eine angenehme Pflicht, 
säintlichen von mir in Anspruch genommenen Behörden verbind- 
lichen Dank zu sagen für die Zugänglichmachung des Akten- 
materıals. 


Einteilung. 


l. Teil: Reformationszeitalter. A. Geschichtliche Darstellung. 1) Bis 155%. 
2) Die Bestimmungen der Grossen Kirchenordnung. B. Allgemeine Anschau- 
ungen über Kirche und Obrigkeit. 1) Wesen der Kirche, 2) Aufgaben der 
Obrigkeit, 3) Verhältnis der weltlichen Gewalt zur geistlichen Gewalt. 
U. Rechtliche Ordnung in Württemberg. 1) Aufgabe des württembergischen 
Landesherrn. 2) Stellung des Kirchenrats. 


I. Teil. Reformationszeitalter. 
A. Geschichtliche Darstellung. 


Der Kaadener Vertrag vom 19. Januar 1534 gab Herzog 
Ulrich sein Land als österreichisches Afterlehen zurück und ge- 
stand ihm das Reformationsrecht gegenüber seiner Landschaft 
und seinen schirmsverwandten Prälaten stillschweigend zu !. Es 


! Reyscher II 75: Schneider 8. 8; Schmid S, 110; Württ. Kirchenge- 
schichte S. 328; Müller 8. 333; Schnurrer 8. 109; Lebret, De originibus 
IT 2. 8. 21. 
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stand von vornherein fest, dass für Württemberg die Rückkehr 
Herzog Ulrichs die Durchführung der Reformation bedeutete. 
Die österreichische Zwischenregierung hatte die alte Religion ge- 
schützt und es an Mandaten gegen Luther und gegen „lutherische, 
ketzerische und verführerische, irrige Artikel“ (Mandat v. 26. Nov. 
1522, 1. Sept. 1524, 20. Aug. 1527, 20. Aug. 1532, 12. Nov. 
1533) ! nicht fehlen lassen. Die Rücksicht auf die politischen 
Verhältnisse und seine persönliche Neigung führten Ulrich dazu, 
mit der Durchführung der Reformation nicht lange zuzuwarten. 

Noch im Sommer 1534 wurden die beiden Theologen Blarer 
und Schnepf zu diesem Zweck ins Land berufen. Aufgabe eines 
jeden war es, in den einzelnen Amtsstädten in Gemeinschaft mit 
dem landesherrlichen Vogt die Kirchendiener nach Lehre und 
Wandel zu visitieren, wenn nötig neue einzusetzen, die alten 
Kirchengebräuche abzustellen. Durch Mandat vom 25. Dezem- 
ber 1534 wurden auch die Prälaten, die Vorsteher der Klöster, 
angewiesen, in den Orten, wo ihnen das Patronat zustehe, „christ- 
liche evangelische Pfarrer und Verkünder des göttlichen Worts 
und Wahrheit zu verordnen* ?. 

Die beiden Theologen Blarer und Schnepf entfalteten ihre 
Tätigkeit als herzogliche Kommissäre, ohne den „Räten bei der 
Kanzlei“ oder den Rentkammerräten zugezählt werden zu können. 
Sie waren nicht eingegliedert in eine dieser beiden damals allein 
bestehenden landesherrlichen Verwaltungsbehörden. Im Verein 
mit den zwei Theologen hatten noch einige von den Räten die 
Kirchensachen bei Hof zu bearbeiten (Erlass des Herzogs an den 
Landhofmeister vom 9. Juni 1535)°. Diese für die Kirchen- 
sachen bestimmten Räte werden in der kleinen Kirchenordnung 
von 1536 ordentliche Visitatoren genannt und mit den als Su- 
perattendenten bezeichneten Theologen zusammengefasst *; ander- 


' Reyscher VIII 4. &, 13. 15, 31. 33. 
* Reyscher VIII 34. 

° Schneider $. 42. 

* Reyscher VIIT 59. 
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wärts werden sie „Räte und Visitatoren* genannt (Befehl vom 
16. Juni 1541)! oder „Räte und Abgeordnete, so von wegen 
der Visitation in alle Aemter umherreiten werden“ (Instruktion 
von 1546). Darum sind sie aber noch nicht ein besonderes 
Kollegium. 

Im 16. Jahrhundert traten in allen Ländern neue Aufgaben 
an den Staat heran. Die bisherigen landesherrlichen Verwal- 
tungsbehörden, deren Zusammensetzung in erster Linie noch auf 
(len privaten Haushalt des Landesherrn zugeschnitten war, zeig- 
ten sich ihnen nicht gewachsen. Man eriff zu dem Hilfsmittel, 
einzelne Räte aus den verschiedenen bestehenden Behörden pe- 
riodisch zusammentreten zu lassen und mit der Bearbeitung der 
neuen Aufgaben zu betrauen. Diese Zusammenfassung mehrerer 
Räte unter dem Namen „Visitation® war ursprünglich nicht auf 
die Dauer berechnet: aus ihr pflegte sich im Lauf der Zeit eine 
ständige Behörde zu entwickeln. 

Derartige Visitationen wurden auch in Württemberg in den 
ersten Jahren nach 1534 mit der Einrichtung und Leitung des 
neuen Kirchenwesens betraut. Zu ihrer Aufgabe gehörte vor 
allem auch die Durchführung der Säkularisation des Kirchen- 
guts®. Für die Visitation wurden in erster Linie die Räte ver- 
wendet, die mit der Bearbeitung der m der Zwischenzeit anfal- 
lenden kirchlichen Geschäfte beauftragt waren; es waren dies 
meist Rentkammerräte *. Visitationen fanden statt in den Jahren 
1537, 1541 und 1544. Kine eigentliche Instruktion für die Vi- 
sitatoren ıst nicht schon in der kleinen Kirchenordnung Herzog 
Ulrichs von 1536 ° enthalten. Sie gibt im wesentlichen nur Vor- 
schriften über die Zeremonien und über die Form der Wortver- 
kündigung, und weist den Visitatoren und Superattendenten die 
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Aufrabe zu, in Zweifelsfällen dieser Art die Kirchendiener zu 
belehren. 

Eine bestimmte Abgrenzung der Aufgaben der Visitation 
bringt erst die vom Herzog erlassene Instruktion für die Visi- 
tationsräte vom Jahr 1546 !. Nach dieser Instruktion haben sie 
ihr Augenmerk auf Lehre und Wandel der Kirchendiener, auf 
die Amtsführung der Amitleute, auf richtige Verwaltung der kirch- 
lichen Güter, auf Sektierer und Wahrsager, auf Gleichheit des 
Kultus und besonders auch auf die Ordnung der Schulen zu 
richten. Wenn sie dabei zu kirchlichem oder weltlichem Amt 
untaugliche Amtsinhaber finden, soll dies der Rentkammer ange- 
zeigt werden ?. 

Vor der drohenden kaiserlichen Gegenreformation suchte 
Ulrich den Bestand der bisherigen religiösen Reformen zu sichern 
in seiner am 4. Februar 1547 erlassenen Visitationsordnung, So- 
wie in seiner Synodalordnung vom 1. August desselben Jahres’, 
welche beide zugleich das Ergebnis einer im Jahr 1546/47 un- 
ternommenen Kirchenvisitation darstellen *. 

Auch die Visitationsordnung sieht noch nicht eine ständige 
Behörde zur Leitung des Kirchenwesens vor, sondern die Mit- 
slieder des beauftragten Organs sollten nur von Zeit zu Zeit 
(alle vier bis sechs Wochen) in Stuttgart zusammentreten; das 
Amt als Mitglied der Visitation war als Nebenamt gedacht. Die 
Synodalordnung brachte die Einteilung des ganzen Landes in 
93 Dekanate, deren Inhaber zunächst von der Visitation, für 
die Folge aber von den Dekanatsgeistlichen gewählt werden 
sollten. 

Doch trat diese ganze Kirchenordnung nicht ins Leben. 
Der Augsburger Reichstag von 1548 brachte das Interim und 
damit den Stillstand des Reformationsgeschäfts und die Rückgabe 


! Reyscher VIII 66 ff. 

: Reyscher VIII 67. 68. 

3 Reyscher VIIT 69 und »0. 
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der säkularisierten Klöster. Die Leitung des Kirchenwesens lay 
in den folgenden Jahren völlig in der Hand der persönlichen 
Ratgeber des Herzogs, der Hofräte!. Auch die noch 1548 „ver- 
ordneten Räte zur Anrichtung von Kirchendiensten“ waren ledig- 
lich von beschränktem Einfluss auf die Stellenbesetzung °. 

Eine Wiederaufnahme der Reformationsarbeit erfolgte durcl 
Herzog Christoph. Mit Befehl vom 30. Juni 1552 ? wies er seine 
Amtleute an, die Messe abschaffen zu lassen, und mit Befehl 
vom 11. Juli 1552 wurde den Prälaten untersagt, die inzwischen 
ins Kloster aufgenommenen Novizen mit Gelübden oder „Cän- 
monien wider die württembergische Konfession“, die am 24. Ja- 
nuar 1552 in Trient überreicht worden war, zu beschweren. Da- 
mit war das Interim für Württemberg beseitigt. 

(tleich im nächsten Jahr setzte Christoph das Kirchenwesen 
seines Landes wieder in Stand durch seine „Kleine Kirchenord- 
nung“, die bestimmte, „wie es mit der Lehre und Zeremonien 
im Fürstentum Württemberg angericht und gehalten werden soll“ ', 
und sodann durch den zweiten Abschnitt seiner zweiten Kanzle- 
ordnung, der als Visitationsordnung bezeichnet ist *. Letztere 
schuf zuerst (s. auch erste Kanzleiordnung vom 17. Nov. 1550)' 
eine besondere ständige Behörde für die Leitung des Kirchen- 
wesens unter einem eigenen Direktor, die neben die „Räte bei 
der Kanzlei” und neben die seit etwa 1534 bestehende Rent- 
kammer ® als dritte Zentralbehörde trat. Die Mitglieder dieser 
Behörde, die den alten Namen „Visitation* erhielt, hiessen Kır- 
chenräte: es waren drei weltliche und drei geistliche. Den welt- 
lichen unter dem Vorsitz des Kirchenratsdirektors war die Aul- 
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sicht über das gesamte kirchliche Vermögen des Landes und die 
kirchlichen Gebäude, sowie die Sorge für den Unterhalt der 
Geistlichen überwiesen. Den drei Theologen, über die der Propst 
zu Stuttgart, J. Brenz, die persönliche Aufsicht zu führen hatte, 
kam es zu, bei Anstellung und Entlassung der Kirchendiener 
und Schulmeister mitzuwirken und auf Lehre und Wandel der- 
selben ihr Aufsehen zu haben. Ausserdem bestimmte die Visi- 
tationsordnung, dass alle Vierteljahr die vier Generalsuperinten- 
denten, deren Amt wohl auf die Zeit des Interims zurückzufüh- 
ren ist ', im Verein mit den Kirchenräten unter dem Vorsitz von 
Brenz zusammentreten und über die Abstellung kirchlicher Mängel 
heraten sollten. Das Ergebnis der Beratung war dem Landhot- 
meister und den „Räten bei der Kanzlei“ zur Vorlage an den 
Herzog zu übermitteln; die Trennung zwischen Hofräte und 
„Räte bei der Kanzlei“ war von Herzog Christoph schon durch 
seine erste Kanzleiordnung von 1550 aufgehoben worden ?. 

Eine endgültige Festlegung der kirchlichen Ordnung Würt- 
tembergs brachte aber erst die sog. „Grosse Kirchenordnung“ 
von 1559 ?, amtlich so benannt erst in der dritten Ausgabe von 
1660, zum erstenmal im Landtagsabschied vom 23. Dezember 
1629 ®, 

Sie bestimmte bezüglich des „Kirchenrats bei der 
Kanzlei“, dass gemeinsam mit dem Landhofineister der Propst 
zu Stuttgart die Oberaufsicht führen soll. Unter dieser Ober- 
aufsicht besteht der Kirchenrat aus einem weltlichen Direktor, 
drei Theologen und vier politischen Räten, denen noch ein „Ad- 
vokat ın Kirchensachen“, sowie das nötige Kanzleipersonal bei- 
gegeben war’. Die Theologen und der Direktor sollten vom 
Herzog persönlich bestimmt werden, während die politischen Räte 
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und der Advokat in Kirchensachen nur der Bestätigung des Lan- 
desherrn bedurften !. 

Die drei Theologen sollten mit dem Direktor und zwei po- 
litischen Räten alle Dienstag und Freitag zusammentreten und 
nach der ihnen gegebenen herzoglichen Instruktion über Einrich- 
tung der Pfarreien und Schulen, Anstellung und Prüfung der 
Pfarrer und Schulmeister, über deren Lehre und Wandel ent- 
scheiden. 

Die politischen Räte und der Direktor hatten die Rechte 
der Stifter, Klöster und Pfarreien zu vertreten, die Aufsicht über 
die Verwaltung des Kirchenguts, den Haushalt und die Ordnung 
in den Klosterschulen, sowie über sämtliche hohe und niedere 
Schulen des Landes zu führen, die Einhaltung der vom Herzog 
erlassenen Kasten- und Waisenordnung zu überwachen; ausser- 
dem lag ilınen ob die Sorge für die Pfarrkompetenzen, die Ab- 
hör der Rechnungen der geistlichen Verwalter und der Frauen- 
klöster, die Aufsicht über das kirchliche Bauwesen und die Ober- 
aufsicht über die Rechnungsführuug bei Universität und Stipen- 
dium zu Tübingen, ebenso die Wahrung der klösterlichen Rechte 
gegenüber freinden Eingriften, was bisher Sache des Schirmvogts 
gewesen war? Durch herzogliches Dekret vom 4. ‚Januar 156l 
wurde auch die Abhör der Rechnungen der Maunsklöster den 
Rechenbanksräten des Kirchenrats zugewiesen ®, während nach 
der Grossen Kirchenordnung die Prüfung der Rechnungen der 
Klosterverwalter dem Abt zusammen mit dem herzoglichen Kır- 
chenrat zugekonmen war. 

Bei zweifelhaften oder schwierigen Sachen waren Landhof- 
meister und Propst um ihren Rat anzugehen; ausserdem stand 
es dem Kirchenrat frei, eine Sache vor die „Oberräte“ zu bringen: 
so heissen seit Herzog Christoph die „Räte bei der Kanzlei *". 

! Reyscher VII. 
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Rechtsstreitigkeiten des Kirchenguts mussten vor Landhofmeister 
und Kanzler nebst ihren Räten, also vor den Oberrat gebracht 
und hier vom Advokaten ın Kirchensachen vertreten werden. 
Für unbedeutende Rechtsstreitigkeiten dieser Art war wenigstens 
bestimmt, dass ein oder zwei Mitglieder des Oberrats vom Kir- 
chenrat zur Entscheidung zuzuziehen seien. In Ehesachen war 
eine Deputation des Oberrats, die zwei Theologen des Kirchen- 
rats beizuziehen hatte, zur Entscheidung berufen !'. Wohl aber 
stand dem Kirchenrat die Disziplinargerichtsbarkeit über die 
Geistlichen zu. 

- Ein Zusammentritt sämtlicher Räte des Kirchenrats war 
insbesondere vorgeschrieben für den halbjährlich zu haltenden 
„eonventus“. Jedes Jahr zweimal hatten die vier Generalsuper- 
intendenten mit Landhotineister, Propst und «den theologischen 
und weltlichen Kirchenratsmitgliedern über Abstellung der von 
den Superintendenten bei ihrer Visitation aufgefundenen Mängel 
zu beraten. Das Ergebnis der Beratung war mit einem von den 
Mitgliedern des Oberrats zu erstattenden Obergutachten dem Her- 
zog zur Entscheidung vorzulegen. 

Einer der politischen Räte des Kirchenrats hatte auch bei 
der „politischen Visitation® mitzuwirken, die die Aufgabe hatte, 
alljährlich einmal den gesamten Zustand in den Gemeinwesen 
zu prüfen. Es waren liezu je zwei Räte für den Landesteil „ol 
der Steig“ und „unter der Steig“ bestimmt. Diese politische 
Visitation war aber schon im Jahr 1580 nicht mehr in Uebung?. 

Vier Mitglieder des Kirchenrats, nämlich zwei Theologen 
und zwei politische Räte, hatten ausserdem an der „Landinspek- 
tion“ sich zu beteiligen, die für besondere Fälle von der Gesamt- 
heit der landesherrlichen Zentralbehörden unter Vorsitz von Land- 
hofmeister und Kanzler anzuordnen war ®. 

Diese ganze Ordnung der kirchlichen Landesinteressen er- 
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hielt auf die Bitten der Landstände ihre Bestätigung durch den 
Jaandtagsabschied vom 19. Juni 1565, der ihren Bestand gegen- 
über etwaigen Aenderungsversuchen von seiten der Landesherren 
sicherte und besonders die Einrichtung des Kirchenrats als der 
mit der Fürsorge für diese Interessen betrauten Behörde trotz 
aller Aenderung der Anschauungen in den folgenden Jahrhun- 
derten gewährleistete . Die Notwendigkeit der Einrichtung des 
Kirchenrats war m einem Bedenken von Landhofmeister und 
Kanzler nebst ihren Räten vom 4. Dezember 1564 durch den 
Hinweis auf die vielen ihm obliegenden Aufgaben zwar nicht 
srundsätzlich. aber im einzelnen ausdrücklich gerechtfertigt wor- 
den ?. 


B.AllgemeıneAÄnschauungen über das Verhält- 
nisvon Kirche und Obrigkeit. 

Um ein Verständnis für die ganze von Herzog Christopli ge- 
schaffene Kirchenverfassung und damit auch für die Stellung der 
mit der Leitung des Kirchenwesens betrauten Behörde, des Kır- 
chenrats, zu erhalten, ist es nötig, auf die allgemeinen Anschan- 
ungen, die dieser Verfassung zu Grund liegen, näher einzugehen. 
Es sind durchaus die Grundgedanken der Reformation über diese 
Fragen, von denen Herzog Christoph sich leiten liess. 

In erster Linie ist festzuhalten: Die Ordnung des Kirchen- 
wesens erfolgt durch den Landesherrn und seine Organe, nicht 
durch die „Kirche“. Die Kirche kann für sich eine Gemein- 
schaftsordnung gar nicht aufrichten, ja noch mehr, es kann ihr 
eine eigene rechtliche Ordnung nicht einmal von aussen gegeben 
werden. Das liest in ihrem Wesen als göttlicher Heilsanstalt, 
als unsichtbarer Kirche, neben der es eine ın äusserer Rechts- 
verfassung sichtbar in die Erscheinung tretende Kirche gar nicht 
gibt. „Die wahre, wirkliche Kirche, — die Kirche im eigent- 
lichen Sinn des Worts, — die Kirche schlechthin ist für Iuther 
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immer etwas unsichtbares“ !. In die Erscheinung tritt die Kirche 
lediglich damit, dass hier das Wort recht verkündigt und die 
Sakramente recht ausgeteilt werden ?, wie es in der Branden- 
burg-Nürnberger Kirchenordnung von 1533 heisst: „Denn diese 
zwev, nemlich Predig und die Sakrament, der christlichen Kir- 
chen notwendig Stück seyen“ ?® und in der von J. Brenz ver- 
fassten Kirchenordnung für die Stadt Hall und das hallische 
Lind: „Nu hat Christus fürnemlich drei Stuck bevolhen in seiner 
Versammlung der Christen aufzurichten, nemlich Predigen das 
Evanzelion, Tauffen und das Nachtmahl Christi nach seinem 
Ufsatz halten; bey denen genannten Stucken, so sie ordentlich 
und der Institution oder Einsatzung Christi, des rechten meisters, 
gemeß gehalten werden, mag man nennen und erkennen ein 
Christenliche Kirchen !. Ebenso heisst es ın der Nördlinger 
Kirchenorduung von 1538 °. 

Es ist deshalb festzuhalten: „Die Kirche Christi als solche 
erzeugt kein Kirchenrecht“ *. Die Gewalt, die der Kirche allein 
vegeben ist, ist die Gewalt der Schlüssel, d. h. der Wortverkün- 
digung und Sakramentsausteilung (vergl. hiezu auch Conf. Wir- 
temb. in der Grossen Kirchenordnung: Von dem Bapst’ und von 
dem Kirchen- oder Predigampt ®, dagegen auch die Schwabacher 
Artikel von 1528)”. Aber „Luther weist jede Beziehung der 
Schlüssel auf eine gesetzgeberische Gewalt der Kirche grund- 
sätzlich ab“ '%. Er sagt in dem Sendschreiben an den christlichen 
Adel deutscher Nation ausdrücklich: „Dazu sind «die Schlüssel 
nicht auf die Lehre oder Regiment geordnet, sondern alleın dar- 
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auf, die Sünde zu binden oder zu lösen, und es ıst eitel erdich- 
tetes Ding, was sie anders und weiter aus den Schlüsseln sieh 
zuschreiben“ !, und weiter: „Geistliche Gewalt soll geistliches 
(aut regieren, wie das die Vernunft lehret; geistliches Gut aber 
ist nicht Geld noch leibliches Ding, sondern Glaube und gute 
Werke* % Und ähnlich sart er in der Schrift „von der Freiheit 
eines Christenmenschen*: „Auch alle Apostel. Bischöfe, Priester 
und der geistliche Stand sind alleın um des Wortes willen be- 
rufen und eingesetzt, wiewohl es nun leider anders geht” 3. Auch 
hei dem Württemberger Retormator Brenz heisst es in eier 
Predist von 1523: „Die Priester tragen ein zweifach Amt, pre- 
digen das Wort Gottes und die Sakrumente reichen, welches 
denn sind zwei wesentliche Stücke eines christlichen Priesters® '. 
Kirchenregiment im Sinne der reformatorischen Bekenntnisse ist 
demnach immer „die seelsorgerliehe Leitung der Kirche durch 
das Wort”. 

Wohl schliesst die Kirche neben dem anstialtlichen Element 
auch ein genossenschaftliches in sich, da sie die communio sanc- 
torum, «die Gemeinschaft der Gläubigen ® ist. Aber das genossen- 
schaftliche Element hat seine Wırkunz zu äussern nicht in äus- 
seren Rechtsformen, sondern, wie es Häring ausdrückt, in dem 
rem „religiösen Anfeinander- und Füremanderwirken* ', 

Also was an äusseren, der Kirche dienlichen Ordnungen be- 


steht — und solche Ordnungen können zur Verwirklichung ihrer 
Aufgaben überaus förderlich sein. — das ergibt sich nicht schon 


aus ihrem eigenen Wesen, die Ordnungen sind ihr auch an sich 


I Luthers Werke I 214. 
: Luthers Werke 1 237. 
> Luthers Werke I 297. 


* Hartmann u. Jäger, 1. Band S. 58. 

° Köhler NS. 93: vgl. Conf. Aug. Art. XIV und XAVHIS 8 und 12. 

® Vel. auch Conf. Aug. Art. VII und VIII und Luthers Katechismu» 
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weder zum Dasein noch zum Wirken unentbehrlich. 

Wohl aber ist es Pflicht und Recht der weltlichen Obrig- 
keit, solehe den kirchlichen Interessen dienliche Ordnungen autf- 
zurichten. „Denn es ist nicht zu zweifeln: eine jede Obrigkeit 
ist schuldie, in ıhren Gebieten unrechten Gottesdienst abzutun 
und rechten anzurichten“ !. Schon in der Esslinger Kirchenord- 
nung von 1534 stellt der Magistrat der Stadt seme Aufgabe fol- 
sendermassen fest: „Wir sind aus Gottes Befehl und von Amts 
wegen schuldig, nicht allem Väter zu sein unserer Untertanen 
in zeitlichem Regiment, soviel Leib und Gut betrifft, sondern 
auch und viehnehr der Seelen Heil halber, also dass alle falsche 
Lehre, soviel möglich, ausgerottet, alle (rotteslästerung abgeschafft 
und jedermann zur Erkenntnis der Wahrheit gefördert werde* ?. 
Dieselben Gedanken finden sieh in der „Kerckenordninge anno 
1525 thom Stralsund upgericht“°, in der „Kirchenordnung für 
die Stadt Hall und das hallische Land“ !, in der „Gemein Re- 
formation und Verbesserung der bißhargebrachten verwändten 
gotzdiensten und Ceremonien“ für Bern’, in der Pfälzischen 
Kirchenratsordnung von 1564°. Die wichtige Stellung, «die der 
Obrigkeit in diesen Stücken zukonmit, wird besonders scharf zum 
Ausdruck gebracht in einem Gutachten von Brenz von 1529, 
wo er ausführt: „So «die Obrigkeit einen falschen Glauben hat 
und will die Versammlung der Rechtgläubigen in ihrem Gebiet 
nicht gestatten, tut sie wohl an ılmı selbst Unrecht; aber nach 
der Folge ihres falschen Glaubens tut sie unweislich und un- 
billig, das wäre eine liederliche, verruchte und schläfrige Obrig- 
keit, die etwas für Unrecht in ihrem (Gewissen hält und kehr 
nicht allen Fleiss dagegen an; denn Gott will auch in dem füul- 


I Schmalkaldische Artikel von 1540. 
* Richter a. a. O. Band I S. 247. 

® Richter a. a. O. 1 23. 

* Richter a. a. O. I 40. 
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schen Glauben gefürchtet sein® ?’. Aus solchen Anschauungen 
heraus erklärt sich auch die merkwürdige Einrichtung ın der 
Stadt Strassburg, wo ein Ehrsamer Rat dem Vorwurf „man wölle 
lem heyligen Geyst ryggel fürschieben und nichts weiteres lernen 
und hören“ «durch Bestellung einer Ratsdeputation zur Verhörung 
und Prüfung neuer Lehren zu begegnen Sorge trug. 

Zu der Feststellung, dass es ein Recht des Landesherrn ist, 
sich des Kirchenwesens seines Landes anzunchmen, hatten die 
Reformatoren und die protestantischen Obrigkeiten deshalb weni- 
ger Veranlassung, weil die Sorge für das Kirchenwesen nach 
damaliger Auffassung nicht in erster Linie einen Zuwachs an 
Rechten und Machtbefugnissen, sondern an Pflichten und Aut- 
gaben bedeutete; sodann aber weil schon im 15. ‚Jahrhundert 
die Obrigkeit allerorten sich Eingriffe in die kirchlichen Einrich- 
tungen erlaubt hatte *. Wenn trotzilem an verschiedenen Stellen 
in der Literatur jener Tage nachdrücklich das Reformationsrecht, 
las Recht zu kirchlichem Handeln für den Landesherrn in An- 
spruch genommen wurde, so geschah dies nicht etwa zur Ver- 
teiigung gegenüber demokratischen Anschauungen oder gegen- 
über den „Gemeindeprinzip“, sondern zur Abwehr der ınittel- 
alterlichen, klerikalen Auffassung, die nur ein Recht der Bischöfe 
und Päpste anerkannte und die Tätigkeit der weltlichen Obrig- 
keit eben nur als „höhere Gewalt“ zu dulden gewillt war. Hier 
erbrachte Luther für die modernen, auch schon vor ihm vertre- 
tenen Gedanken den Nachweis ihrer inneren Berechtigung mit 
der Ausführung, dass „weltliche Herrschaft ein Mitglied des 
christlichen Körpers geworden ist und darum ihr Werk frei un- 
verhindert in alle Gliedmassen des ganzen Körpers gehen, strafen 
und treiben soll, wo es die Schuld verdient und die Not erfor- 
dert, unangesehen Papst, Bischöfe, Priester, sie drohen oder 


' Hartmann und Jäger 1. Bd. 8. 298. 

” Kirchenordnung von 1534: Richter a. a. O. 1231. 

® vgl. Rieker, Rechtliche Stellung S. 32 #t.; Eisenlohr 8. 8 ff.; Lebret, 
De ecclesiae Wirtembergicae 8. 19; Lebret, De originibus T 27. 
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bannen, wie sie wollen“ !. 

Die Kirche und das von der weltlichen Obrigkeit geleitete 
Gemeinwesen sind also nicht zwei einander selbständig gegenüber- 
stehende Rechtsinstitute, ein weltlicher und ein geistlicher Or- 
ganısmus; denn die Kirche Christi kann nicht in äussere Rechts- 
verfassung gezwängt werden, und die von der weltlichen Obrig- 
keit ausgehenden Ordnungen haben nicht lediglich weltlichen 
Interessen, sondern vor allem auch religiösen, kirchlichen Interessen 
zu dienen. In diesem Sinn ist richtig, was Kolde sagt: „Weil 
die Kirche keine politia externa, keine Rechtsordnung ist, sondern 
eine innerliche Gemeinschaft, wurde der Staat zur einzigen Rechts- 
ordnung“*?. Denn „Christus hat nicht zwei noch zweierlei Art 
Körper, einen weltlich, den andern geistlich: Ein Haupt ist und 
Einen Körper hat er“ ?. 

Deutlicher kann es nicht zum Ausdruck gebracht werden, dass 
die reformatorische Anschauung nur das christliche Gemeinwesen 
kennt, das zugleich Kirche und zugleich Staat ist. „In dieser 
Auffassung verschwindet der Dualismus der römischen Lehre und 
an seine Stelle tritt die Idee der Einheit alles christlichen Lebens“*. 

Innerhalb des Einen christlichen Gemeinwesens sind als der 
Art nach ganz verschieden scharf zu scheiden, die weltliche Ge- 
walt und die geistliche Gewalt. Sie scheiden sich nicht nach 
ihren Zwecken, wohl aber nach ihren Mitteln. Die weltliche 
(rewalt wirkt durch die potestas gladi, die geistliche Gewalt 
lediglich verbo, sine vi humana; beide dienen zwar denselben 
Zwecken, aber eben weil sie in verschiedener Weise in Wirksam- 
keit treten, darf nicht wahllos von der einen oder andern Ge- 
brauch gemacht werden. „Non commiscendae sunt potestates 
ecclesiastica et civilis“°®. Aeussere Gewalt muss für die reli- 


! An den christlichen Adel, Luthers Werke Bd. I 212. 
? Kolde S. 10. 

’° An den christlichen Adel, Luthers Werke Bd. I 21%. 
* Richter, Geschichte der Kirchenverfassungen 8. IS. 
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giösen Interessen in Wirksamkeit treten, sie darf sie nicht ver- 
nachlässigen über der Sorge für äusseres Wohlergehen, die doch 
gegenüber jener Aufgabe erst in zweiter Linie zu berücksichtigen 
ist. Brenz führt aus: „Die weltliche Obrigkeit kann niemand 
zum Glauben zwingen, niemand Aberglauben wehren, niemand 
im (Gewissen meistern, denn Gottes Reich ıst im Herzen, da kann 
keine Obrigkeit regieren, «das alles soll sie dem Wort. befehlen, 
aber nichtsdestoweniger nach ıhrer Weise fördern und hand- 
haben, was zum Glauben dient, und wehren, was daran ver- 
hindert“ !. Die Aufgaben, die der weltlichen Obrigkeit damit 
gestellt sind, sind sehr gross und mannigfaltie. Vor allem, weil 
von dem modernen (sedanken der Gewissenstreiheit und des 
paritätischen Staates die Anschauung des Reformationszeitalters 
auch auf protestantischer Seite weit entfernt ist. Denn, wie 
Ptister bemerkt, „in dem Zeitalter der heftigsten Gärung darf 
man die heutige Toleranz nicht suchen“?. Brenz erklärt z. B. 
in einem Gutachten vom 26. Juli 1566: „Man dürfe nicht, wie 
man getan, den Untertanen freistellen, dass sie über das. was 
sie nicht (zottes Wort und apostolischer Tradition gemäss tinden, 
sich in aller Sanftmut verständigen. Dies schicke sich nicht; 
der christliche Regent, der das Regiment in geistlichen und welt- 
lichen Sachen habe, und nicht für sich, nach eigenem Gefallen. 
sondern mit guten, zeitigem Rat seiner Räte und anderer hiezu 
erforderter Männer anstelle, brauche es nicht erst dem iudierum 
seiner Untertanen willkürlich anheimzustellen, quia vulgus est 
bellua multorum capitum, et, ut dieitur, malus viırtutum magister“?, 
Und ebenso besteht für Luther, wie K. Müller es ausdrückt, die 
zu gewährende „Gewissensfreiheit nieht darin, dass jeder nach 
seiner Weise selig werden kann, sondern darin, dass Jeder Seele 
das Evangelium offen steht“ ®. 
1 Hartmann und Jüzer Bd. ITS. 323. 
° Pfister. Herzog Christoph. 3. Buch S. 27. 
° Hartnamı und Jäger Band 2 8. 464. 
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Aber trotzdem darf die Obrigkeit, wenn sie für religiöse 
Interessen tätig wird, doch auch nicht die Grenze ihrer Wirksam- 
keit aus dem Auge verlieren, — eine Gefahr, die gerade auf 
religiösem Gebiet, wo die Grenze so schwer zu erkennen ist, be- 
sonders naheliegend und besonders gross ist. Nicht eine Wieder- 
herstellung der bischöflichen iurisdictio, die nicht nur eine potestas 
ministerii verbi Dei, sondern auch eine potestas regiminis et 
coereitivae correctionis! in sich schliesst, ist beabsichtigt. Die 
potestas ministerii verbi Dei, die sine vi humana tätig wird, tritt 
allein im geistlichen Amt, im Pfarramt in die Erscheinung; aber 
die weltliche Gewalt, die Zwangsgewalt, die das äussere Handeln 
zum Gegenstand hat, kommt ausschliesslich der weltlichen Obrig- 
keit und ihren Organen zu. Darum gilt nicht bloss für das 
Gebiet der brandenburgisch-nürnbergischen Kirchenordnung, son- 
dern für die gesamte reformatorische Bewegung richtig verstanden 
der Satz, dass es „förmlich zur staatsrechtlichen Doktrin gehöre: 
Das Kirchenregiment fällt in die Kompetenz der Staatsgewalt“ 2. 

Eben weil aber die weltliche Gewalt, wenn sie für religiöse 
Interessen tätig wird, in ganz besonderem Mass der Grenzen 
ihrer Wirksamkeit sich bewusst bleiben muss, deshalb haben im 
Lauf des 16. Jahrhunderts alle protestantischen Länder das Bei- 
spiel Kursachsens befolgt, und zur Handhabung der landesherr- 
lichen Zwangsgewalt im Dienst kirchlicher Interessen besondere, 
gegenüber den übrigen Behörden selbständige Organe, meist unter 
dem Namen Konsistorien, geschaffen, die unmittelbar unter dem 
Landesherrn standen. „Die Konsistorien waren gerade dazu be- 
rufen, die Vermischung der Kirchenregierung mit den politischen 
Geschäften ferne zu halten“?. Dieser Gedanke ist besonders 
deutlich zum Ausdruck gebracht in der Konsistorialordnung des 
Herzogtums Preussen von 1581, in der Pfälzischen Kirchenrats- 
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ordnung von 1564'!, in der Kursächsischen Kirchenordnung des 
Kurfürsten August von 1580?. Aber festgehalten wird überall 
der Grundgedanke, dass die zur Handhabung dieses Kirchen- 
regiments berufenen Behörden, die Konsistorien, landesherrliche 
Behörden sınd. „Vom Landesherrn erhielten sie ihre Vollmachten, 
sein Wille rief sie ins Leben und gab ihnen Lebenskraft“ ?. 


C. Rechtliche Ordnungin Württemberg. 


Inwiefern entspricht nun diesen reformatorischen Ideen die 
von Herzog Ulrich und Christoph durchgeführte Ordnung des 
Kirchenwesens ihres Landes, insbesondere die Aufgabe unl 
Stellung, die durch die Grosse Kirchenordnung von 1559 dem 
Kirchenrat zugewiesen ist? 

Wie der Fürst den Gesamtinhalt seiner Stellung aufzufassen 
hat, sagt Herzog Christoph in seiner Grossen Kirchenordnung‘, 
wenn er sich darauf beruft, dass er „auss Gottes Gnad’ zum 
Regiment unseres Fürstentumbs und Gemeinde berufit und ver- 
ordnet“ sei. Dieser Anschauung entspricht es auch, wenn Herzog 
Ulrich in seiner Visitationsordnung vom 4. Maı 1547 erklärt: „es 
gebührt einer jeden christlichen Obrigkeit, dass sie nicht allein 
im Anfang ihres Regiments, sondern je glücklicher es ihr in ihrem 
Regiment zusteht, je mehr und mit höherem Fleiss die Elır’ Gottes. 
auch Zucht und Wohlfahrt ihrer befohlenen Untertanen zu be- 
fördern schuldig ist*°%. Und ebendort erklärt er: „Das ist einer 
jeden gottseligen Obrigkeit vor Gott und der Welt ein hoch be- 
rümlich Werk, dass sie mit allem tapferem Ernst die Sachen 
dahin richte, damit die erkundigte Fehl und Gebrechen geheilet, 
die Laster abgestellt und in künftig Zeit, so viel möglich und 
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Gott Gnad’ gibt, fürkommen und verhütet werden“!. Besonders 
aber ist hier hinzuweisen auf die oft angeführte Stelle aus Herzog 
Christophs Grosser Kirchenordnung, wo er sagt: „Wie wir uns 
denn vor Gott schuldig erkennen, und wissend unseres Amts und 
Berufes sein, wie auch, dass Gott, der Allmächtige, in seinem 
gestrengen Urteil von uns erfordern würd’, vor allen Dingen 
unsere untergebene Landschaft mit der reinen Lehr’ des Heiligen 
Evangelii, so den rechten Frieden des Gewissens bringt, und die 
heilsame Waid zum ewigen Heil und Leben ist, versorgen und 
also der Kirchen Christi mit Ernst und Eifer annehmen“?. Ganz 
ähnliche Ausführungen finden sich in Christophs Klosterordnung 
von 9, Januar 1556%°. Damit stimmt überein, was Brenz aus- 
fübrt in einem Bedenken für den Rat der Stadt Hall, betreffend 
Bestellung der Pfarreien auf hallischem Gebiet: „es fordere ja 
das Amt einer Obrigkeit, dass sie das göttliche Wort und die 
Predigt des Evangeliums, dadurch ein ehrbar, göttlich Leben 
angerichtet werde, den Untertanen verschaffe, obschon solches 
von den Untertanen nicht gefordert werde“. Und an anderer 
Stelle sagt er: „Gott setzt keine Obrigkeit anders, denn mit dem 
Geding, dass sie für sein Wort und Reich dienen soll, sie soll 
darum mit ihrem Gewalt und Schwert die geistliche Lehre fördern, 
soll rechtschaffene Lehrer verordnen und provozieren“, 
Esistalso persönliche Gewissensaufgabe des württembergischen 
Landesherrn, auf das Seelenheil seiner Untertanen bedacht zu sein. 
Demzufolge wurde der Kirchenrat von Herzog Christoph 
eben auch, wie die zwei andern landesherrlichen Zentralbehörden, 
Oberrat und Rentkammer, nur mit einer dem Landesherrn unter- 
gebenen Stellung ausgestattet. Nicht irgendwelche Gründe poli- 
tischer Natur waren es, die es ıhm undenkbar erscheinen liessen, 
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der „Kirche“ seines Landes eine höchste, ihm selbständig gegen- 
überstehende Behörde zu geben. In manchen Fragen war der 
Kirchenrat sogar angewiesen, sich bei Landhofmeister und Ober- 
räten Rats zu erholen, und in andern hatte der Herzog sich die 
Entscheidung vorbehalten. Was .die Stellung zum Oberrat be- 
trifft, so ist schon bemerkt, dass Herzog Christoph die von Ulrich 
geschaffene Einrichtung eines Hofrats in seiner ersten Kanzlei- 
ordnung von 1550 aufgehoben hatte, und in den Sachen, die er 
sich persönlich vorbehielt, erforderlichenfalls noch des Obergut- 
achtens der „Räte bei der Kanzlei“, der Oberräte, sich zu be- 
dienen pflegte. So kam es, dass auch die Rentkammer vom 
Oberrat unter Herzog Christoph nicht völlig unabhängig war und 
erst unter Herzog Friedrich selbständig wurde!. In der Haupt- 
sache aber haben wir Kirchenrat, Oberrat und Rentkammer schon 
unter Herzog Christoph als die drei gleichgestellten landesherr- 
lichen Zentralbehörden zu betrachten ?. 

Also eine vom Landesherrn organisierte und ihm untergebene 
Behörde haben wir im Kirchenrat zu sehen. Wir finden auch 
keine Andeutung davon, dass Herzog Christoph sein Recht zur 
Bestellung des Kirchenrats aus der Versäumnis der geistlichen 
Oberen, der Bischöfe und des Papstes, also aus einem Notrecht, 
dem von der späteren Theorie sogenannten Notepiskopat abge- 
leitet hätte. Nach Sohm wäre das von der Reformation allein 
anerkannte N otreformationsrecht der evangelischen Landesherren 
lediglich dahin gegangen, zur Aufrichtung des rechten Kirchen- 
regiments zu helfen, und damit wäre das Notreformationsrecht 
des Landesherrn erschöpft; die dem Landesherrn neben diesem 
ius reformandi zustehende custodia utriusque tabulae, wie Me- 
lanchthon es ausdrückt, würde dem Landesherrn nur das, was 
heute Kirchenhoheit im Unterschied von Kirchengewalt genannt 
wird, gegeben haben 3”. Allein die Begründung, die Herzog Ulrich 
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und Christoph dem von ihnen beanspruchten Recht oder vielmehr 
der iınen obliegenden Pflicht zur Ordnung des Kirchenwesens, 
sowie zur Einrichtung und fortlaufenden Beaufsichtigung einer 
zur Leitung des Kirchenwesens berufenen Behörde geben, ist 
durchaus einheitlich. Pflicht des Landesherrn ist, für leibliches 
und geistiges Wohl der Untertanen Sorge zu tragen. Die Sorge 
für die rechte Lehre, für Bestellung der auf die rechte Ordnung 
des Kirchenwesens achtenden Behörde ist nicht ein Notrecht, 
eine Notpflicht, sondern ordentliche und ständige Pflicht des 
laandesherrn. Das ist ausführlich dargelegt in dem ganzen Ein- 
gang zur Grossen Kirchenordnung!. Nur ganz nebenher zum 
Beweis seines formalen Rechtsanspruchs, weist Herzog Christoph 
auch auf den jüngsten Reichsabschied, von 1555, bei der Be- 
gründung seines Reformationsrechts hin?. Aber in der Sache 
selbst teilt Herzog Christoph durchaus die Anschauungen seines 
Propstes Brenz, der schon in einem Gutachten vom Jahr 1552 
über die Abschaffung der Messe seinen Fürsten darauf hingewiesen 
hat: „frommer Fürsten Pflicht sei es nicht bloss, die Ruhe und 
Ehrbarkeit im weltlichen Reich zu erhalten, sondern da sie vor- 
zügliche Glieder der Kirche seien, auch dafür zu sorgen, dass 
gottlose Gebräuche abgeschafft und das Heil der Kirche gepflanzet 
werde“3. Dass eine Betätigung dieser Pflicht, die der Natur der 
Sache nach in einmaligen Massregeln sich nicht erschöpfen kann, 
eine Versäumnis der geistlichen Oberen zur Voraussetzung habe, 
davon ist nirgends die Rede. 

Ein Gegensatz besteht in diesem Punkt u. E. nicht zwischen 
den Anschauungen von Brenz und Luther. Wenn auch Luther, 
manchmal noch in mittelalterlichen Gedankengängen befangen, 
das Reformationsrecht der Fürsten lediglich als Notrecht, be- 
gründet nur im Fall einer Pflichtversäumnis seitens der geistlichen 
Obrigkeit, darstellt, so decken sich seine an andern Stellen aus- 
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gesprochenen Gedanken, die allein sich dem Gesamtbild seiner 
eigenen Anschauungen einfügen lassen, wie oben gezeigt, doch 
völlig mit den hier dargelegten Ausführungen von Brenz und 
der von ihm beeinflussten Auffassung Herzog Christophs'. 

Die mittelalterliche, klerikale Auffassung, die ihm etwa sein 
Reformationsrecht streitig machen wollte, wehrt Herzog Christoph 
in seiner Grossen Kirchenordnung kurz ab mit den Worten: 
„Ungeacht, dass etzliche vermeinen, nach der weltlichen Obrig- 
keit allein das weltlich Regiment zustehen sollt“ ?, 

Es kann keine Rede davon sein, dass mit der Einrichtung 
des Kirchenrats der Fürst seiner Pflicht genügt hätte. Da er 
selbst Gott verantwortlich ist für das Seelenheil seiner Untertanen, 
so kann er die Verantwortung nicht auf eine Behörde abladen. 
Es ist also durchaus folgerichtig, wenn Herzog Christoph, wie 
wir oben gesehen haben ?, die Mitglieder seines Kirchenrats in 
schwierigen Fragen an die Oberräte, als seine persönlichen Rat- 
geber, verweist, in allen Fragen von Belang sich die Entscheidung 
vorbehält, und so im allgemeinen dem Kirchenrat die Stellung 
einer unmittelbar ihm selbst untergebenen Behörde gibt. 

Welche Stellung kommt nun dem Kirchenrat der „Kirche‘ 
selbst gegenüber zu ? 

Der Kirchenrat ist nicht berufen zur Leitung einer Landes- 
kirche, zur Handhabung eines landesherrlichen Kirchenregiments 
über eine öffentlich-rechtliche kirchliche Körperschaft, die neben 
dem weltlichen Gemeinwesen steht und im Unterschied von ılım, 
von seiner Pflege der weltlichen Interessen, die Pflege religiöser 
Interessen zu ihrer Aufgabe hat. Der Gedanke, dass die „Kirche‘ 
eine dem weltlichen Gemeinwesen, der „Politia“*, gegenüber- 
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8.93. 

* Reyscher VIII 112. 
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stehende selbständige Lebens- und Rechtsordnung sei, ist, wie 
oben ausgeführt, für diese Zeit ganz unfassbar. Für ein solches 
Gemeinwesen ist in dem von Herzog Ulrich und Christoph regierten 
Land gar kein Platz. Wie der Herzog für leibliches und geist- 
liches Wohl seiner Untertanen in gleicher Weise, auf Grund 
desselben von Gott verliehenen Herrscherberufes zu sorgen ver- 
pfichtet ist, so haben auch die landesherrlichen Beamten an ihrem 
Teil die Fürsorge für leibliche und für geistige, für weltliche und 
für religiöse Interessen im Auge zu behalten. Das verlangt schon 
der Zusammenhang dieser Interessen selber. Deshalb bestimmt 
Herzog Ulrich in der Visitationsordnung vom 4. Mai 1547, dass 
die Visitationsräte für alle nicht dem Herzog vorbehaltene Sachen 
„die ihnen durch die inquisitores fürgebracht werden, es sei im 
geistlichen oder im weltlichen, ... Bescheid und Befehl zu geben 
Macht haben“!. Und in einem Befehl vom 25. Januar 1579 
weist der Sohn und Nachfolger Herzog Christophs, Herzog Lud- 
wig, seine Amtleute an: „Ihr wollet den General- und Spezial- 
superintendenten zum Besten befördersam und beholfen sein und 
getreulich die Hand bieten, auch was in ihren Inspektionibus 
beschwerliches fürlaufen und sie bei euch anbringen, .. . selbiges 
jederzeit von ihnen annehmen und mit gebührender notwendiger 
Erfahrung Einsehens und Verbesserung tun an euch nichts ent- 
winden lassen“ ?, 

So liegt dem Kirchenrat nach der Grossen Kirchenordnung 
ob die Sorge für alle Landesinteressen, soweit sie vorwiegend 
geistlicher, bezw. religiöser Natur nach der Auffassung jener Zeit 
sind. Grundsätzlich wäre nichts im Wege gestanden, wenn Her- 
08 Christoph diese Aufgabe den schon bestehenden landesherr- 
lichen Behörden in Unterordnung unter ihn selbst zugewiesen 
hätte. Wohl aber empfiehlt es sich aus Zweckinässigkeitsgründen, 
hiefür eine besondere Behörde zu schaffen, um ja nicht die der 
weltlichen Obrigkeit obliegende Pflicht der Fürsorge für die 


! Reyscher VIII 78. 
° Hartmannsche Reskriptensammlung der Landesbibl. Bd. II. 
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Kirche Christi einer Vernachlässigung gegenüber weltlichen In- 
teressen auszusetzen und um den Anforderungen, welche die 
Eigenart der kirchlichen Interessen an eine besonders geartete 
Behandlung seitens der weltlichen Gewalt stellte, gerecht zu werden. 

Aus solchen Gedanken heraus, „damit hieran (nämlich an 
Bestellung der Ministerien und Schulen) auch mit Mangel er- 
scheine“ !, verfügt Herzog Christoph die Einrichtung seines Kirchen- 
rats. Also nicht um einem neben dem weltlichen Gemeinwesen 
bestehenden kirchlichen Gemeinwesen den nötigen Abschluss zu 
geben ?, ist der Kirchenrat notwendig, sondern er ist berufen, für 
die Bestellung der für das christliche Gemeinwesen, für das 
Seelenheil der dem Landesherrn anvertrauten Untertanen erforder- 
lichen Ministerien und Schulen Sorge zu tragen. 

Aber dem Kirchenrat wird die Sorge für die kirchlichen 
Interessen vom Landesherrn nur soweit zugewiesen, als obrigkeit- 
liche Gewalt sich bei der Fürsorge hiefür zu betätigen vermag. 
Aufgabe des Kirchenrats ist es, durch Zwangsmittel die äusseren 
Vorbedingungen dafür zu schaffen, dass die unsichtbare Kirche 
Christi in recht Wort und Sakrament sichtbar zu werden ver- 
mag? Wo das rechte Wort, die rechte Lehre zu finden ist, 
darüber kann kein Streit melır bestehen, denn „die Lehr und was 
derselben anhängig, ist in der heiligen göttlichen Schrift, nämlich 
in der Schrift der heiligen Propheten und Apostel, so genannt 
wird die Biblia, altes und neues Testament, dermassen so genug- 
sam verfasst, begriffen, ausgeführt, erklärt und mit göttlichen, 
himmlischen Wunderzeichen versichert und bestätigt, dass auch 
ein Engel vom Himmel, so er anders, denn die jetztbemelte 
Schrift ausweiset, prediget, verflucht sein soll“. Daher sind auch 


I Reyscher VIII 273. 

? So bei Pfister, Die evang. Kirche 8. 24. 

® Vgl. Württ. Konf. in der Gr. KO. Reyscher VIII 159: Von der 
Kirchen. 

* Reyscher VIII 171 s. auch VIII 472; vgl. auch Klosterordnung von 
1556, s. oben S. 91 und Kölnische Reformation von 1543, Richter, Evang. 
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durchaus verständlich die Edikte gegen die Wiedertäufer, Schwenk- 
felder und Sakramentierer vom 25. Juni 1558 und 16. Januar 1564. 
Dabei ist im Auge zu behalten, dass mit diesen Auffassungen 
Weitherzigkeit in solchen Stücken sich verband, wo Einheitlich- 
keit nicht um des Seelenheils willen unentbehrlich schien. Schon 
in der Kleinen Kirchenordnung Herzog Ulrichs von 1536 ist 
betont, dass „an Misshellung und Ungleichheit der äusserlichen 
Zeremonien nit so hoch in der Christlichen Kirchen gelegen will 
Sein“? und Brenz führt in einem Brief vom 28. Juli 1551 an 
Herzog Christoph aus: „Die Ungleichheit der Zeremonien sei 
doch nicht ohne Nutzen gewesen, denn sie habe die Christliche 
Freiheit in den unnötigen Kirchengebräuchen erkennen lassen“ 3. 
Diese Aeusserungen stimmen völlig überein mit den Grundsätzen, 
die Luther über den Wert äusserer Ordnung in Sachen der 
Kirche aufgestellt hatte, wenn er schreibt: „Die Ordnungen sollen 
zur Förderung des Glaubens und der Liebe dienen und nicht zu 
Nachteil des Glaubens“, ... . „Ordnung ist ein äusserlich Ding, 
sie sei, wie gut sie will, so kann sie in Missbrauch geraten“. 
(Deutsche Messe und Ordnung Gottis Diensts)*. 

Von solchen Grundanschauungen aus hatte nun der Kirchen- 
rat mittelst seines Ernennungsrechts und seiner Disziplinar- 
gerichtsbarkeit für rechte Lehre bei Pfarrern und Schulmeistern 
Sorge zu tragen, und da das ganze Gremeinwesen ein christliches 
und das göttliche Wort die Richtschnur für alle menschliche 
Tätigkeit sein soll, durch Mitwirkung bei der politischen Visitation 
und der Landinspektion in dieser Richtung auch auf Amtleute, 
Gerichts- und Ratspersonen und sonstige weltliche Beamte sein 
Augenmerk zu haben. 


Kirchenordnungen II 30 und Hessische Kirchenordnung von 1563, Richter 
a.a. O. II 293. 

! Reyscher VIII 106 und 28». 

? Reyscher VIII 42. 

® Ernst, Briefwechsel Bd. I 233; Hartmann und Jäger II 225. 

* Luthers Werke Bd. 7 201; vgl. Conf. Aug. Art. XV. 
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Dieser Stellung des Kirchenrats als der mit der Handhabung 
landesherrlicher Zwangsgewalt in Kirchensachen beauftragten Be- 
hörde entsprach es durchaus, wenn ihm die Handhabung der 
Kirchenzucht zugewiesen (Kirchenordnung von 1559)', und die 
sonst übliche Befugnis des Pfarramts zur Ausschliessung von der 
Teilnahme an den Gnadenmitteln der Kirche, die in der Grossen 
Kirchenordnung zwar rechtlich festgestellt war ?, tatsächlich auf 
ein blosses Abmahnungsrecht beschränkt wurde? Hier trat 
Brenz zwar in Widerspruch mit den persönlichen Anschauungen 
Herzog Christophs* wie mit einem Teil der Geistlichen des Landes 
(vergl. den Streit mit Lyser in Nürtingen und Andreae in Göp- 
pingen)®. Aber sein reformatorischer Grundsatz: „Der Kirche 
steht keine Polizeigewalt zu“, brachte ihn zu der richtigen, aus 
der ganzen reformatorischen Anschauung sich ergebenden Folge- 
rung, die er in seinem Gutachten vom Jahr 1554 folgendermassen 
ausspricht: „Ut ... si quis excommunicatione dignus fuerit, non 
privato unius et alterius arbitrio, sed causa rite et legitime cog- 
nita ac perspecta ex permissu et concessione Illustris vestrae 
Jelsitudinis excommunicetur“ ?. 

Für Herzog Christoph war es ein Hauptanliegen, dem Kirchen- 
rat noch eine andere wichtige Aufgabe anzuvertrauen, die Sorge 
für die Erhaltung und Verwendung des Kirchenguts. Denn der 
weltlichen Administration gebührt, wie Brenz ausführt, nicht nur 
die Inspektion, sondern auch die Administration der kirchlichen 


! Reyscher VIII 266. 

2 Reyscher VIII 192; siehe auch Kirchenordnung von 1536, Reyscher 
VII 47. | 

83 Hartmann und Jäger II 284 f. 291. 

+ Schnurrer 8. 236; Sattler IV 118; Eisenlohr S. 96. 

5 Jüger, Brenz und die Verfassung der Evang. Kirche, S. 487; Sattler 
IV 118. 

° Jäger a. a. O. NS. 487. 

° Sattler IV Beil. Nr. 30; vgl. auch die Bestimmung in der Kursächs. 
Kirchenordnung von 1580 und in der Konsistor. Ordnung von Preussen, 
Richter II 441, 462. 
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(füter!. Zwar hatte das Kirchengut mit der Reformation und 
mit der Verinnerlichung des Kirchenbegriffs einen Teil seiner 
Bedeutung insofern verloren, als es nun nicht mehr die Mittel 
zur Wirksamkeit einer in äusserlichen Rechtsordnungen sicht- 
baren Kirche zu bieten hatte, Es wäre grundsätzlich nicht aus- 
geschlossen gewesen, die Zweckbestimmung des Kirchenguts als 
mit der Verwendung für die allgemeinen Aufgaben des christ- 
lichen Gemeinwesens im wesentlichen erfüllt anzusehen 2. In einem 
Gutachten von Brenz vom Jahr 1555 heisst es: Benficia eccle- 
siastica convertantur partim ad alendos ministros ecclesiae, partim 
ad educandos in bonis et püs litteris pauperes scholasticos, partim 
ad iuvandos egenos, partim ad conservandam politicam republicae 
tranquillitatem“3. Aber die Gefahr, dass die geistliche, die reli- 
giöse Zweckbestimmung über den weltlichen Aufgaben vernach- 
lässigt würde, lag auch hier sehr nahe, und die Gewissenhaftig- 
keit Herzog Christophs führte dazu, dass die Aufgabe des Kirchen- 
rats, für das Kirchengut zu sorgen, in der Kirchenordnung be- 
sonders stark betont wurde. Er spricht zunächst aus: „Dieweil 
obbemelter Stiftungen Gefäll’ und Einkommen zu der Kirch (umb 
Verrichtung Gottes Werk und Sachen, inmassen man damalen 
dafür gehalten) ergeben, solle dasselb nach erkannter Wahrheit 
und eröffnetem Licht des Wort Gottes billich der Kirchen und 
derselben christlichen Ministerien anhangen, den und zugehörigen 
andern notwendigen Sachen und derselben Notfäll zu Steur, Hilf 
und Gutem kommen“, 

Durch rechtliche Bedenken liess sich Herzog Christoph nicht 
abhalten, in der Verwaltung der kirchlichen Güter sehr ein- 
schneidende Aenderungen anzuordnen. Aber Gewissensbedenken 
verboten ihm, die kirchlichen Güter der Gefahr auszusetzen, ihrem 


ı Hartmann und Jäger I 340. 

? Vgl. auch dus bei Rieker, Die rechtliche Stellung 8. 193/194 mitge- 
teilte Gutachten Luthers. 

> Jäger, Brenz und die Verfassung der evang. Kirche S. 4®2. 

* Reyscher VIII 271; s. auch Eingang der Gr. KO. Reyscher VIII 112, 113. 
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Stiftungszweck entfremdet zu werden!. Da sie demnach als be- 
sonderer Vermögenskomplex erhalten werden sollten, lag es nabe, 
die Fürsorge hiefür auch wieder dem Kirchenrat zuzuweisen, und 
es wurde den politischen Räten des Kirchenrats genau vor- 
geschrieben, in welcher Weise sie sich des Kirchenguts in allen 
seinen Bestandteilen anzunehmen haben. 

Damit hatte Christoph seinem Kirchenrat die Stellung gegeben, 
die in allen Beziehungen durchaus im Einklang stand mit den 
Grundsätzen der Reformation. Wir finden denn auch die Stellung 
des Kirchenrats, der vereinzelt schon in der Grossen Kirchen- 
ordnung auch Konsistorium genannt wird’, ganz ähnlich der 
Stellung der Konsistorien, die in andern protestantischen Ländern 
errichtet wurden. 

Zu bemerken ist nur, dass der württembergische Kirchenrat 
von Anfang an für das ganze Land bestellt war, während ın 
andern Ländern, z. B. in Sachsen, melırere Konsistorien zunächst 
nebeneinander bestanden. Ausserdem war der württembergische 
Kirchenrat von Anfang an ohne Gerichtsbarkeit, abgesehen von 
seiner Disziplinargerichtsbarkeit über die Geistlichen und Schul- 
meister, während z. B. in Sachsen den Konsistorien die Ehe- 
gerichtsbarkeit als sehr wesentliche Aufgabe zugewiesen war. 


ı Vgl. Herzog Christophs erstes Testament Reyscher Il 141 und zweite 
Testament II 156. 
? Reyscher VIII 269. 
(Schluss folgt.) 
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Gilt die Taufe mit Recht als ausschliesslicher Akt der 
Aufnahme in die Kirche? 


Von 


Pfarrer Lic. Ernst Rietschel 


in Sachsendorf, Kgr. Sachsen. 


Die hier aufgeworfene Frage ist, so viel ich weiss, wenig- 
stensin der kirchenrechtlichen und theologischen Literatur Deutsch- 
lands noch niemals ausführlich behandelt worden. Sie wird aber 
nahegelegt durch mehrere Vorkommnisse der letzten Zeit. 

Das „Neue Sächsische Kirchenblatt“ brachte im Juli d. J. 
1906! folgende Mitteilung, deren Richtigkeit mir von kompeten- 
ter Seite bestätigt wurde: „Von den Kirchenanlagen begehrte 
ein Arbeiter befreit zu werden, da er nicht getauft sei und der 
evangelisch-lutherischen Kirche nicht angehöre. Die Kirchen- 
inspektion überliess es ihm, sich in das Dissidentenregister ein- 
tragen zu lassen, da er nur dann von den Anlagen befreit wer- 
den könnte. Der Nachsuchende wollte diesen Weg nicht be- 
schreiten, sondern beschwerte sich beim Konsistorium. Dieses 
entschied, wie es eigentlich kaum anders denkbar war: Der Be- 
schwerdeführer ist von den Anlagen frei; denn da er nicht ge- 
tauft ist, hat er der christlichen Kirche überhaupt nie angehört; 


ı Nro. 30, 8. 474. 
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man könne nicht fordern, dass jemand aus einer Religionsge- 
sellschaft austrete, der er niemals angehört habe; ebensowenig 
dürften von ihm Kirchensteuern verlangt werden.“ Die Ent- 
scheidung des Konsistoriums, deren Bedeutsamkeit auf der Hand 
liegt, beruht auf dem Grundsatze, dass die Mitgliedschaft der 
Kirche mit ihren Rechten und Pflichten nur durch die Taufe zu 
erwerben sei, und ist folgerichtig daraus abgeleitet. Dass sie 
aber nicht allentlıalben dem evangelischen Empfinden entspricht, 
zeigt schon die andersartige Ansicht der (durch den Superinten- 
denten und Amtshauptmann gebildeten) Kircheninspektion. 
Eine ähnliche Meinungsverschiedenheit hat sich bei einem 
anderen Falle gezeigt, der in dem Wiesbadener Konsistorial- 
bezirke gleichfalls ı. J. 1906 vorgekommen ist. Ein Artikel in 
dem „Wiesbadener Tagblatt“ von Oberlehrer Schneider, der in 
gekürzter Form auch von der „Chronik der christlichen Welt‘ 
aufgenommen worden ist!, berichtet darüber folgendes. Ein der 
Landeskirche angehöriger Mann hatte sich mit einem Mädchen 
verlobt, das zu den darbystischen „entschiedenen Christen“ im 
Dilltal gehörte, die ähnlich wie die Quäker die äussere Wasser- 
taufe als wertlos verwerfen. Auf das Versprechen des Paares, 
dass die etwaigen Kinder getauft und als Glieder der Landes- 
kirche erzogen werden sollten, war der ÖOrtsgeistliche bereit, die 
Trauung vorzunehmen. Aber die Kreissynode Herborn erhob 
Einspruch und wandte sich zweimal an die Bezirkssynode Wies- 
baden mit dem Antrag, die nichtgetauften Sektierer im Dilltal 
als Nichtchristen zu erklären und den Satz der Trauordnung 
von 1884, dass Ehen zwischen Christen und Nichtchristen nicht 
kirchlich eingesegnet werden dürften, auf sie anzuwenden. Auf 


! Wiesb. Tagblatt vom 16. Dezember 1906. Chron. d. chr. W. 1%%, 
Ss. 11f. Ein weiterer Artikel von Schneider (Rheinischer Kurier vom 
30. Dezember) weist darauf hin, dass der betreffende Satz der Trauordnung 
auf der Synode von 1882, die ihn beraten und festgestellt hat, von einem 
Teile der für ihn stimmenden Mitglieder offenbar anders als wie in der ge 
genwärtigen Auslegung des Konsistoriums verstanden worden ist. Vgl. auch 
Chr. d. chr. W. 1907, 8. 92 £. 
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der Bezirkssynode kam eine mildere, besonders auch von dem 
Generalsuperintendenten D. Maurer vertretene Auffassung zum 
Ausdruck, die sich gegen die Behandlung der Darbysten im 
Dilltal als Nichtchristen verwahrte. Doch entschied das ange- 
rufene Konsistorium wieder im Sinne der Kreissynode, und zwar 
unter Berufung auf die in den älteren Preussischen Provinzen 
gültige Auffassung, dass Nichtgetaufte als Nichtchristen anzusehen 
seien !. 

Als drittes Vorkommnis, das die oben gestellte Frage nahe 
lest, kann der sogenannte Bremer Taufstreit v. J. 1905 angeführt 
werden. Zwar handelte es sich in ihm zunächst nur darum, ob 
zu der Gültigkeit einer Taufe der Gebrauch der trinitarischen 
Formel notwendig sei. Aber dahinter stand doch auch die Frage, 
ob die mit einer anderen Formel Getauften noch als Glieder der 
christlichen Kirche anzusehen seien. So hat denn auch zu dieser 
letzteren Frage der Bremer Senat ausdrücklich Stellung genom- 
men. „Die Taufe — so urteilt er — bildet kirchenrechtlich die 
unentbehrliche Voraussetzung für die Zugehörigkeit zur christ- 
lichen Kirche als öffentlich rechtlicher Anstalt. Sie ist daher 
die Bedingung für den Eintritt der an sie geknüpften Rechts- 
wirkung, so dass also die Anwartschaft auf die Ausübung kirch- 
licher Rechte, insbesondere die Berechtigung, Mitglied einer christ- 
lichen Gemeinde zu werden, an der Verwaltung kirchlicher An- 
gelegenheiten teilzunehmen oder ein öffentliches Amt zu beklei- 
den, ohne gültige Taufe nicht erworben werden kann“?. Hiernach 


ı In einer „Auslegung des $9 der Trauungsordnung vom 10. Dezember 
1884* erklärt unter dem 28. November 1906 das Wiesbadener Konsistorium 
(Kirchliches Amtsblatt, 1906, S. 123), „dass nach der Entstehungsgeschichte 
des letztbezeichneten Kirchengesetzes (der Trauungsordnung für die älteren 
Provinzen von 1880) und nach der Praxis bei seiner Anwendung es keinem 
Zweifel unterliegt, wie unter „Nicht-Christen“ im Sinne seines & 12 alle 
Nicht-Getauften zu verstehen sind, dass aber sowohl aus allgemeinen Grün- 
den als nach der Entstehungsgeschichte der für den Konsistorialbezirk gel- 
tenden jüngeren, der älteren Vorschrift nachgebildeten Trauungsordnung 
der Schluss zu ziehen ist, dass der Sinn der hier in Frage stehenden Nr. 2 
des $ 9 mit dem Sinne und Inhalte des Vorbildes übereinstimme*. 

* Chr. d. chr. W. 1905, 8. 594. 
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sind alle mit der als ungültig beurteilten Taufe des Pfarrers 
Mauritz Getauften als Nichtchristen anzusehen. Der scharfe 
Widerspruch, den diese Entscheidung hervorgerufen hat, hat sich 
freilich mehr gegen die ausschliessliche Geltung einer bestimmten 
Taufformel, als gegen die kirchenrechtliche Wertung der Taufe 
an sich gerichtet !. 

Es ist bemerkenswert, dass die angeführten Streitfragen zu- 
letzt doch sämtlich im gleichen Sinne entschieden worden sind. 
Die kirchlichen Oberbehörden haben bei allen dreien daran fest- 
gehalten, dass die Aufnahme in die Kirche nur durch die (rite 
vollzogene) Taufe geschehe. Etwas anderes war auch nach der 
gegenwärtigen Lage der Dinge kaum zu erwarten, und die hef- 
tigen Angritte, die die betreffenden Behörden wegen ihrer Ent- 
scheidungen erfahren haben, sind wenig berechtigt. Der Satz, 
dass die Taufe und nur die Taufe den Christen mache, ist eben 
im gegenwärtigen Kirchenrecht Deutschlands ein allgemein gül- 
tiger Grundsatz? Auch vor den erwähnten Erlassen des Säch- 
sischen und des Wiesbadener Konsistoriums und des Bremer 
Senats haben sich verschiedene Kirchenbehörden gelegentlich auf 
ihn berufen? Abweichende Bestimmungen aber über die Zuge- 


! Christliche Welt, 1905, 8. 542. 1906, 8. 277. Protestantenblatt 1905. 
Nr. 24. Gottschick, Die Lehre der Reformation von der Taufe. ein theo- 
logisches Gutachten zum Bremer Taufstreit. 1906. 

? (selegentliche Aeusserungen, in denen z. B. gegen die Auffassung der 
Quäker als Nichtchristen protestiert ist, können hier nicht in Betracht 
konmen. 

® Das Wiesbadener Konsistorium beruft sich für seine Beurteilung der 
Nichtgetauften als Nichtchristen sowohl auf die Entstehungsgeschichte der 
preussischen Trauungsordnung von 1580 wie auf die Praxis bei ihrer An- 
wendung. Für ersteres sei verwiesen auf die Beratung der Trauungsord- 
nung in der 1. ordentl. Preuss. Generalsynode von 1879, wo der Referent 
D. Rödenbeck ohne Widerspruch erklärt hat: „Unter Nichtchristen sind 
hier alle Ungetauften gemeint“ (S. 665). Für letzteres weiss ich keine di 
rekten Belege anzugeben. Doch heisst es in dem Kirchengesetz betr. die 
Verletzung kirchlicher Pflichten in Bezug auf Taufe, Konfirmation und 
Trauung vom 30. Juli 1550 am Anfang des $ 13: „Ungetaufte sind nicht 
als Kirchenglieder anzusehen“ (Kehl. Gesetz- u. Verordnungsblatt, 18% 
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hörigkeit zur Kirche sind auf deutschen Gebieten wohl nirgends 
zu konstatieren!. 


S. 118 und in der Instruktion zu demselben Gesetz in $ 22: „Sämtliche im 
Gesetz in Frage konımenden Rechte haben die Zugehörigkeit zu der christ- 
lichen Kirche zur Voraussetzung, können also ungetauft Gebliebenen nicht 
zugestanden werden, bis sie durch die Taufe die Aufnahme in die christ- 
liche Kirche erlangt haben“ (a. a. O. S. 127). Auch in einem Ausschreiben 
des Oberkonsistoriums von Hessen, betr. die Aufnahme ungetaufter Kinder 
in den Religions- und Konfirmandenunterricht (Allg. Kirchenblatt für das 
evang. Deutschland, 1883, S. 327) heisst es: „Es ist... . daran festzuhalten, 
dass nur Getaufte als der christlichen Kirche angehörig betrachtet werden 
können“. 

! Anders freilich steht es in der Schweiz. So heisst es z.B. in der am 
13. Februar 1905 von der Synode erlassenen „Kirchenordnung für die evan- 
gelische Landeskirche des Kantons Zürich*: 

„8 3. Mitglied der Landeskirche ist von Gesetzes wegen jeder evange- 
lische Einwohner des Kantons, der nicht ausdrücklich seine Nichtzugehörig- 
keit erklärt oder seinen Austritt genommen hat. Ueber die Zugehörigkeit 
der Kinder unter 16 Jahren zur Landeskirche verfügt der Inhaber der vä- 
terlichen oder vormundschaftlichen Gewalt (Gesetz betr. die Organisation 
der evangelischen Landeskirche des Kantons Zürich vom 26. Oktober 1902, 
$ 7; Bundesverfassung Art. 49, Abs. 3). 

Das religiöse Zeichen der Aufnahme in die christliche Kirche ist die 
heilige Taufe. 

8 4. Wer aus einer anderen Religionsgenossenschaft in die evange- 
lische Landeskirche überzutreten wünscht, hat sich mit schriftlichem Be- 
gehren an einen Züricherischen Pfarrer zu wenden. Dieser übermittelt das 
Gesuch mit seinem Gutachten dem Kirchenrat, welcher über die Aufnahme 
zu entscheiden hat. 

Auf Wunsch des Gesuchstellers soll und mit Zustimmung desselben 
kann die Aufnahme durch einen besonderen Akt gefeiert werden. 

Für die Aufnahme von Personen, die bisher einer ausserchristlichen 
Religionsgenossenschaft angehört haben, kommt $ 60 zur Anwendung .... 

8& 60. Die Aufnahme von Personen, die bisher einer ausserchristlichen 
Religionsgenossenschaft angehört haben, in die evangelische Landeskirche 
geschieht durch die heilige Taufe und ein feierliches Gelöbnis. Die litur- 
gische Form der Aufnahme wird vom Kirchenrate festgestellt. 

Bei Uebertritten aus anderen christlichen Konfessionen wird die Taufe 
nicht zum zweiten Male erteilt..... 

S 75 (Absatz 2). Wo jeder Ausweis über den Empfang der Taufe fehlt, 
kann der Pfarrer nicht angehalten werden, die Konfirmation vorzunehmen; 
in keinem Falle darf er deshalb die Aufnahme in den Unterricht (se. Kon- 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XVII. 2. 17 
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Auch die neueren Lehrbücher des Kirchenrechts, die katho- 
lischen wie die evangelischen, sind in der Anerkennung dieses 
Grundsatzes durchaus einig. Nicht nur sagt, um ein Beispiel 
von katholischer Seite zu nennen, Scherer ın seinem Handbuch 
des Kirchenrechts: „Der Eintritt des einzelnen Menschen in die 
Kirche vollzieht sich durch den Empfang der Taufe. Die Taufe 
ergreift den Menschen ganz und unwiderruflich, sie ist daher wie 
unwiederholbar, so unverlierbar, alle Getauften und sie alleın 
sind Glieder der sichtbaren Kirche“!., Auch für die evangelische 
Kirche urteilt z. B. Friedberg nicht anders. In seinem Lehr- 
buch heisst es nach der Darstellung der katholischen Lehre: 
„Die Mitgliedschaft der evangelischen Kirche erwirbt man gleich- 
falls durch die Taufe“ ?, und an anderer Stelle findet sich auch 
die negative Ergänzung: „Für die Aufnahme in die Kırche ist 
nach allen Rechten der Akt der Taufe massgebend; der Unge- 
taufte ist nicht Christ“3. Ganz entsprechend aber sind die Aus- 
führungen in den übrigen neueren Darstellungen des evangeli- 
schen Kirchenrechtes'. Dabei wird nirgends ein Unterschied 


firmandenunterricht) verweigern. Er hat aber darauf hinzuwirken, dass die 
Taufe nachgeholt werde.* 

Der Regierungsrat des Kantons Zürich, dem nach dem Gesetz die Kır- 
chenordnung „zur Prüfung ihrer Verfassungs- und (Gesetzmässigkeit* vor- 
zulegen war, hat durch Beschluss vom 29. Juni 1905 den $ 60, Absatz 1 
nur unter dem Vorbehalt genehmist, „dass der Akt der Taufe fakultatıv 
sein soll“. 

Obige Angaben über die kirchlichen Verhältnisse im Kanton Zürich 
verdanke ich der freundlichen Mitteilung von Herrn Professor Dr. Fleiner 
in Tübingen. 

! Bd. 1, 8. 18. Anmerkungsweise ist hinzugefügt, dass für das Recht 
nur die sichtbare Kirche gegeben sei, und aus diesem Grunde nur die 
Wassertaufe, nicht auch die sogenannte Blut- und Begierdtaufe rechtliche 
Bedeutung habe. 

2 5. Aufl. 1905, 8. 269. 

3 Das geltende Verfassungsrecht der evangelischen Landeskirchen in 
Deutschland und Oesterreich. 1888, S. 270, vgl. auch Kirchenrecht 8. 112. 

* Richter-Dove-Kahl KR. 8. Aufl. S. 1010. Thudichum, Deutsches KR. 
des 19. Jahrh. S. 50 f£ Köhler, Lehrbuch des deutsch-ev. KR. S. 43. Frantz, 
Lehrbuch des KR. S. 235. v. Kirchenheim, KR. S. 346. Stutz in Holtzen- 


Rietschel, Gilt die Taufe als Akt der Aufnahme in die Kirche? 959 


gemacht zwischen der Taufe von solchen, die in christlichen Fa- 
milien geboren sind, und von solchen, die vom Standpunkt an- 
derer Religionen oder der Religionslosigkeit herkommend sich 
der Christenheit mit bewusster Willensentscheidung angeschlossen 
haben, so dass, was über die Bedeutung der Taufe gesagt wird, 
ausnahmslos für alle Taufen gilt, die in der richtigen Form voll- 
zogen werden. 

Dennoch erscheint es mir ebenso berechtigt wie notwendig, 
die Frage, die die Ueberschrift dieses Artikels bildet, zur Dis- 
kussion zu stellen. Ja, ich glaube, dass sie für das evangelische 
Kirchenrecht wenigstens in Bezug auf die Taufe von Kindern 
christlicher Eltern, unbedingt verneint werden muss. Im folgen- 
den soll versucht werden, dies Urteil durch ausführliche Begrün- 
dung zu rechtfertigen. Dabei soll gezeigt werden, wie jener 
Grundsatz, dass nur durch die Taufe der Eintritt in die Kirche 
geschehe, 

1) mit der bekenntnismässigen evangelischen Lehre nicht in 
Einklang steht, 

2) in der kirchlichen Praxis teils aus einem richtigen evan- 
gelischen Empfinden nicht konsequent durchgeführt wird, teils 
dort, wo er wirklich durchgeführt wird, erhebliche Missstände 
hervorzurufen geeignet ist, 

3) sich durch eine andere, von Theorie wie Praxis gleich 
nahegelegte Bestimmung über den Erwerb der kirchlichen Mit- 
gliedschaft in einer allseitig befriedigenden Weise ersetzen lässt. 


I. 


Die kirchenrechtliche Auffassung von der Taufe ist aus der 
dogmatischen Tauflehre erwachsen und durch sie begründet. Den 
Prüfstein für ihre Berechtigung bildet deshalb der Rückgang auf 
die symbolische Lehre der einzelnen Konfessionskirchen. Doch 
sei vor der Betrachtung derselben zunächst noch ein kurzer Blick 


dorf-Kohler, Encyklopädie der Rechtswissenschaft, 6. Aufl. II, S. 966. 
17 * 
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auf die Anschauung des Neuen Testamentes und der alten Kirche 
geworfen. 

Im Neuen Testament erscheint für die Erwachsenen, die sich 
zum christlichen Glauben bekehrten, dıe Wassertaufe als allge- 
mein anerkannte Form der Aufnahme ın die Gemeinde. Doch 
lässt sich die Uebung der Kindertaufe noch nicht nachweisen. 
Vielmehr ist „die Möglichkeit zuzugeben, dass ursprünglich bei 
Kindern, die, in die christliche Gemeinschaft hineingeboren, da- 
durch „geheiligt“ erschienen (l. Kor. 7, 14) ein eigentlicher Tauf- 
akt überhaupt für entbehrlich galt“!. Wenn dann Hermas und 
Irenaeus die gemeindebildende Wirkung der Taufe stark betonen‘, 
so ist nicht deutlich, ob dabei auch an die Kindertaufe, die Ire- 
naeus jedenfalls gekannt hat, gedacht ist. Später trat überhaupt 
die Würdigung der Taufe als eines Initiationsaktes sehr zurück. 
Mehrfache Zeugnisse beweisen es, dass die Katechumenen schon 
vor der Taufe als Christen angesehen wurden, und der häufig 
geübte lange Aufschub der Taufe auch von solchen, die aus 
christlichen Familien stammten (z. B. Gregor v. Nazianz, Basi- 
lius, Chrysostomus, Hieronymus), ist nur unter dieser Voraus- 
setzung zu verstehen. Auch Konstantin der Grosse gilt darum 
mit Recht als christlicher Kaiser, obwohl er die Taufe erst auf 
dem Totenbette empfangen hat. Sehr bezeichnend ist auch die 
Tatsache, dass Ambrosius und Nectarius erst nach ihrer Wahl 
zu christlichen Bischöfen getauft wurden. Noch Augustins Kon- 
fessionen (VI, 4) lassen den Eintritt in die Zahl der Christen 


ı Möller-v. Schubert, Lehrbuch der Kirchengeschichte I, S. 339. 

?2 Hermas. vis. III, 3: Der Turm der Kirche ist auf dem Wasser erbaut. 
Irenaeus III, 17: „Sieut de arido tritico massa una fieri non potest sine 
humore neque unus panis, ita nec nos multi unum fieri in Christo Jesu 
poteramus sine aqua quae de coelo est“. Vgl. Harnack, Dogmengeschichte, 
3. Aufl. I, S. 434. 

3 Von Synodalentscheidungen ist besonders zu nennen aus dem ". 
(falschen) Kanon von Konstantinopel (381): „naL Hv rpWTnv Tpepav noroöpsV 
anrog Arıoriavons, Tiv SE Beurssav KaTnyounevong, elta tiv Tpiımv EEopaitopet 
ayto)g“, und aus dem 39. Kanon von Elvira (Anfang des 5. Jahrh.): „ma- 
num imponi et fieri Christianos“. 
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nicht an die Taufe gebunden sein. Ja, aus den Apostolischen 
Konstitutionen (VI, 15) geht hervor, dass dieselbe von vielen 
sogar als ganz überflüssig angesehen wurde. Das zusammenfas- 
sende Urteil eines neueren kirchengeschichtlichen Lehrbuches über 
die Zeit bis zum 5. Jahrhundert lautet: „Im allgemeinen ge- 
winnt man den Eindruck, als ob in weitesten Kreisen die An- 
schauung geherrscht habe, dass für Leute, die in einem welt- 
lichen Berufe ständen, das Katechumenenchristentum die ange- 
messene und ausreichende Form sei“ !. 

Aber diese Anschauung ist durch die weitere Ausbildung 
der katholischen Lehre von Taufe und Kirche, wie sie in der 
Hauptsache auf Augustin zurückgeht, überwunden worden. Nach 
der gegenwärtig feststehenden katholischen Kirchenlehre ist die 
Taufe das unentbehrliche Mittel zum Eintritt in die Kirche. 
Nicht nur teilt der Taufakt denen, die keinen Riegel (obex) vor- 
schieben, die Gnade mit, sondern er prägt allen Getauften ohne 
Ausnahme einen character indelebilis auf, kraft dessen sie aus 
der Schar der natürlichen Menschen herausgehoben und in die 
Gemeinschaft des Leibes Christi, die Kirche hineinversetzt sind. 
„Die Taufe der Eingang in die Kirche“, das ist die folgerichtige 
Ergänzung der beiden anderen katholischen Grundsätze: „Ausser- 
halb der Kirche kein Heil“ und: „Nur durch die Sakramente 
Vermittlung des Heils“. Dabei wird nicht etwa ähnlich wie in 
der lutherischen Lehre, bei den Kindern, die vor der von ihren 
Eltern ihnen zugedachten Taufe gestorben sind, eine die wirk- 
liche Taufe ersetzende sogenannte „Begierdtaufe“ angenommen. 
Die ungetauften Kinder von christlichen Eltern haben vielmehr 
samt und sonders in dem limbus infantium „die mildeste Art 
der Verdammnis“ zu erleiden. 

Wesentlich anders aber ist die evangelische Lehre, die re- 


—— 


: Möller-v. Schubert a. a. O. S. 738. 

? Eine vorzügliche Darstellung der mittelalterlich-katholischen Tauf- 
lebre im Unterschied von der reformatorischen findet sich in der zitierten 
Schrift von Gottschick. 
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formierte sowohl wie die lutherische. Zwar ist das Missverständ- 
nis weit verbreitet, dass die katholische und evangelische (zum 
mindesten lutherische) Anschauung von der Taufe in der Haupt- 
sache gleichartig seien. So findet es sich auch dargestellt in dem 
einzigen kirchenrechtlichen Lehrbuch, das auf die dogmatische 
Tauflehre näher eingeht®. Aber dabei ist übersehen, dass die 
gemeinsamen biblischen Ausdrücke für die verschiedenen Kirchen 
einen ganz verschiedenen Sinn haben. Von einer nahen Ver- 
wandtschaft mit der katholischen Lehre kann höchstens geredet 
werden bei der Tauflehre der lutherischen Orthodoxie und der 
Nachfolge, die sie in verschiedenen Formen bis in die neuere 
Zeit gefunden hat, so wenn als wesentliche Wirkung der Taufe 
eine magische Einflössung des Glaubens angesehen wird, oder 
wenn in einer Art, die eher mantisch zu nennen ist, eine Wir- 
kung der Taufe auf Gott behauptet wird, die bei ihm den Gna- 
denstand des Getauften herbeiführen soll. Bei solcher Anschau- 
ung von dem Wirken der Taufe ex opere operato, gleichviel, ob 
dasselbe auf den Täufling oder auf Gott ausgeübt wird, lässt 
sich dann freilich ein ähnlicher Zusammenhang zwischen Taufe 
und Kirche wie in der katholischen Lehre auch dogmatisch be- 
haupten; erst das, was die Taufe unmittelbar gibt, die neue 
innere Beschaffenheit oder das neue Verhältnis zu Gott, macht 
dann den Christen, und der Ungetaufte kann als Christ nicht 
gelten®. Aber es kann nach dem gegenwärtigen Stande der 


1 y. Kirchenheim, KR. S. 346: „Die Taufe ist ein Akt von sakramen- 
taler und kirchenrechtlicher Bedeutung. Beide Seiten lassen sich nieht 
trennen. Denn Form wie wesentliche Erfordernisse werden durch die dog- 
matische Auffassung bedingt. Die Taufe ist das Sakrament, durch das der 
siindliche Mensch wiedergeboren wird, hineinversetzt aus der sündlich ent- 
arteten Wirklichkeit in die Gemeinschaft der Gotteskinder, und vermittelt 
wird dies neue übernatürliche Leben durch das Element, das die erste Be- 
dingung des natürlichen Lebens ist, durch das Sinnbild der geistigen Reı- 
nigung; daher Wort und Wasser durchaus zum Wesen der Taufe gehören. 
Darin stimmen alle christlichen Konfessionen überein“. 

2 Als Beispiel für die erstgenannte Richtung der Neuorthodoxie sei ge 
nannt Münchmeyer, der in seiner Schrift: Das Dogma von der sichtbaren 
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Forschung keinem Zweifel mehr unterliegen, dass diese Anschau- 
ung nicht die der Reformation ist. Wer die bekenntnismässige 
Lehre der evangelischen Kirchen zu ermitteln sucht, wird, vor- 
ausgesetzt, dass er sich nicht an einzelne aus dem Zusammen- 
hang gerissene Sätze hält, sondern sich um das Verständnis der 
leitenden Grundgedanken bemüht, ganz andere Wege sich ge- 
wiesen sehen. | 

Bei der folgenden Uebersicht über die evangelische Lehre, 
die freilich nur sehr skizzenhaft sein kann, sei begonnen mit der 
Lehre Zwinglis, weil in ihr das Verhältnis von Taufe und Kirche 
am deutlichsten zum Ausdruck kommt. Nach Zwingli gehören 
die Kinder christlicher Eltern auch schon vor ihrer Taufe durch 
ihre Geburt der christlichen Kirche an. So heisst es z. B. in 
dem Bekenntnis, das er zum Augsburger Reichstag 1530 einge- 
reicht hat, der fidei ratio: „Christianorum infantes, quotquot sunt, 
de ecclesia populi Dei sunt, eiusque ecclesiae partes et membra 
.. . . Christianorum igitur infantes cum non minus sint de vi- 
sibili ecclesia Christi quam adulti, constat non minus esse de 
eorum numero quos nos electos iudicamus quam parentes“!. Und 
diese Zugehörigkeit der von christlichen Eltern geborenen Kin- 
der zur sichtbaren Bekenntniskirche ist der Berechtigungsgrund 
ihrer Taufe: „Cum hi (sc. parentes) offerunt, qui de Ecclesia 
sunt, iam baptizatur infans, hac lege .., quod .. quando .. 


und unsichtbaren Kirche. 1854, S. 122 ff. mit aller Entschiedenheit betont, 
dass die Kirche allein die Getauften umfasse, und als Beispiel für die letzt- 
genannte Richtung Cremer, der in seiner Schrift: Taufe. Wiedergeburt 
und Kindertaufe. 2. Aufl. 1901, S. 148 ebenso scharf betont: „Es gibt tat- 
sächlich keinen anderen Weg, zur Kirche Gottes hinzugetan zu werden, 
als durch die Taufe“. Bezeichnenderweise hat. aber die alte lutherische 
Orthodoxie aus ihrer Tauflehre noch nicht die Folrerung gezogen, die sicht- 
bare Kirche als „Gesamtheit der Getauften* zu definieren. 

ı Bei Karl Müller, Die Bekenntnisschriften der reformierten Kirche. 
1903, S. 84,3 ff. Ich beschränke mich bei der Darstellung der Lehre 
Zwinglis, obwohl sie sich ebenso auch aus anderen seiner Schriften nach- 
weisen lässt, auf die fidei ratio, weil dieselbe in der Sammlung von Müller 

mitabgedruckt ist. 
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quidem ex Christianis natus sit, intra Ecclesiae membra divina 
promissione reputetur. Baptismo igitur Ecclesia publice recipit 
eum, qui prius receptus est per gratiam“!, In dem letzten Satze 
kann Zwingli von einer durch die Taufe erfolgenden Aufnahme 
in die Kirche reden. Aber man sieht deutlich, wie anders das 
gemeint ist als der entsprechende Satz des gegenwärtig gelten- 
den Kirchenrechtes?. 

Aehnlich steht es bei Calvin. Dass er in Anlehnung an 
Luthers Lehre auch stark die religiöse Bedeutung des Tauf- 
sakramentes für die Stärkung des Glaubens zu betonen weiss, 
kommt hier nicht eigentlich in Betracht, wo es sich um das Ver- 
hältnis der Taufe zur sichtbaren Kirche handelt. Freilich ist 
auch in der Bestimmung dieses Verhältnisses ein gewisser Unter- 
schied zwischen Zwingli und Calvin nicht zu verkennen. Bei 
Zwingli erscheint die ecclesia visibilis vor allem als Volkskirche, 
in der sich der christliche Charakter von den Eltern unmiittel- 
bar auf die Kinder vererbt. Bei Calvin tritt mehr der Gedanke 
einer Vereinskirche hervor, die sich durch den Zusammenschluss 


ıa.a.0.98. 87,7. 

2 Zum oben Ausgeführten vgl. Usteri. Darstellung der Tauflehre Zwinglis 
in den Theologischen Studien und Kritiken, 1882, 8. 205 ff. Merkwürdig 
ist, dass Usteri sagen kann, Zwingli habe bei der Taufe „den Gesichtspunkt 
der Aufnahme in die Kirche in den Vordergrund* gestellt (a. a. O. S. 2x2 
und Th. St. u. Kr. 1884, S. 453). während seine eigene Darstellung an zahl- 
reichen Stellen zeigt, wie bei Zwingli die Christenkinder von ihrer Geburt 
an der Kirche zugezählt werden. Usteri unterscheidet eben nicht scharf 
genug zwischen der Taufe als Akt der Aufnahme in die Kirche und der 
Taufe als feierlicher Bezeugung der schon vorhandenen Zugehörigkeit zur 
Kirche. Dieselbe Unklarheit findet sich aber auch schon bei Sigwart, Ulrich 
Zwingli. 1855, 8. 187 tl. und Hundeshagen, Beiträge zur Kirchenverfassungs- 
geschichte und Kirchenpolitik I. 1864, S. 312 f. und neuerdings in der Re- 
zension von Gottschicks Buch durch Anrich in der Christlichen Welt, 1907, 
S. 45. 

Ueber die Tauflehre von Oecolampad, Bader, Leo Judae, Bullinger, Bucer 
und Capito, die in der Hauptsache einen mittleren Typus zwischen Zwingli 
und Calvin darstellen, vgl. Usteri, Th. St. u. Kr. 1883, S. 155 ff. 610 ff. 730 ff. 
1884, S. 456 ff. 
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der Bekenner Christi immer neu bildet. So bezeichnet er denn 
viel bestimmter als Zwingli die Taufe als das „signum initiationis, 
quo in ecclesiae cooptamur societatem, ut Christo insiti, inter 
fllios Dei censeamur“ und sagt: „Perinde ac Circumcisio primus 
llis (Judaeis) erat in ecclesiam ingressus: nunc quoque per Bap- 
tismum Deo initiamur, ut eius populo ascribamur, et ipsi mutuo 
ineius nomeniuremus“!. Aber derZwinglische Gedanke der Volks- 
kirche ist dabei doch nicht verloren und steht deutlich im Hin- 
tergrunde von Calvins Ausführungen. Man wird in dem ersten 
Zitat das Wort „signum“, in dem zweiten das Wort „ascribamur,, 
unterstreichen dürfen, um seine wahre Meinung herauszustellen. 
Die Taufe ist auch nach ihm für die Teilnahme der Christen- 
kinder an der Kirche und den in ihr enthaltenen Gütern nicht 
konstitutiv, sondern nur die äussere Konstatierung dessen, was 
schon vor der Taufe vorhanden war. „Foedus firmum et fixum 
manet: Christianorum liberis non minus hodie competit quam sub 
veteri Testamento ad Judaeorum infantes spectabat. Atqui si 
rei signatae sunt participes, cur a signo arcebuntur, si veritatem 
obtinent, cur a figura depellentur?.... Si eorum est regnum 
coelorum, cur signum usque negabitur, quo velut aditus aperitur 
in ecclesiam, ut in eam cooptati, haeredibus regni coelestis ascri- 
bantur?*?, Es ist demnach der Satz Calvins, dass den Christen- 
kindern der Zugang zur Kirche durch die Taufe eröffnet werde 
(man beachte übrigens das velut!), auch hier nur so zu ver- 
stehen, dass sie dadurch öffentlich von der Kirche als ihre 
Mitglieder erklärt und in die Zahl der Christen eingerechnet 
werden. Aber ganz gewiss wäre es nicht in Calvins Sinne, die- 
sen Satz nach der Weise des geltenden Kirchenrechts so umzu- 
kehren, dass die nichtgetauften Kinder als nicht zur Kirche ge- 
hörig oder gar als Nichtchristen betrachtet und behandelt wür- 


! Institutio christianae religionis von 1559, IV, cap. XV, 1. XV], 4 (ed. 
Tholuck, II, S. 367. 381. „Calvins Sakraments- und Tauflehre* hat gleich- 
falls Usteri dargestellt in Th. St. u. Kr. 1884, S. 417 ff. 

”a.a. 0. XVI, 5. 7 (Tholuck 8. 381. 382). 
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den. Dass die Taufe sich auf die Zugehörigkeit der Kinder zur 
Kirche gründet und nicht umgekehrt, zeigt auch die von Calvin 
herrührende Confessio Gallicana von 1559, wo es von der als 
„tesmoignage de nostre adoption“ bezeichneten Taufe heisst: 
„Pource que Dieu recoit en son Eglise les petits enfans avec 
leurs peres, nous disons que par l’authorite de Jesus Christ les 
petits enfans engendrez des fideles doivent estre baptisez“!. 
Die gleiche Anschauung zeigen auch die massgebenden re- 
formierten Bekenntnisschriften, die ja grösstenteils den Geist Cal- 
vins atmen. Oefters wird die Taufe als Sakrament der Aufnalıme 
in die sichtbare Kirche bezeichnet. Aber überall wird auch deut- 
lich, dass sie dabei nur als äussere Bezeugung für eine schon 
im Grunde vorhandene Tatsache aufgefasst wird, und beständig 
kehrt die Begründung mit dem zwischen Gott und den Christen- 
kindern bestehenden Gnadenbund wieder . DBezeichnend ist die 
Aeusserung des Bekenntnisses, das am meisten den Namen eines 
reformierten Einheitsbekenntnisses verdient, der Confessio Hel- 
vetica posterior von 1562: „Cur non per sanctum baptisma 
initiarentur, qui sunt peculium et in ecclesia Dei?“ 3, 
Bemerkenswert sind auch, namentlich zum Vergleich mit dem 
oben mitgeteilten Entscheid des Bremer Senats in Sachen des 
Taufstreites, die Ausführungen des streng calvinischen Consensus 
Bremensis von 1595, der bis 1784 verptlichtendes Bekenntnis in 
Bremen war. Es heisst dort in dem Artikel von der Taufe: 
„Weil auch itziger Zeit ettliche unchristlich disputiren, es sey 
für der Tauff zwischen Türcken und Christen kinder kein under- 
scheidt, sondern allein die Tauff sey der grund und anfanck der 
seligkeit der kinder, so bekennen und lehren wir dagegen, dass 
der Christen kinder, von Mutterleib an, keine Türcken, Juden 
oder Heiden, sondern Christen sindt, die zur gemeinschaftt der 


ı Müller S. 230. 12. 19. 
®? Auf Einzelnachweise sei hier unter Hinweis auf das vorzügliche Re- 
gister in Müllers Sammlung verzichtet. 

3 M. S. 209, 43. 
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Christlichen kirchen gehören, werden nicht ausser der kirchen, 
sondern iner der kirchen geborn, und sind im bunde Gottes be- 
griffen, davon Gen. 17, 7 gesagt wirdt: Ich will dein Gott sein 
und deines sahmens nach dir. Durch die tauff aber empfahen 
der Christen kinder die vorsiglung der kindtschafft Gottes, und 
werden als durch das rechte bundeszeichen versichert ihrer Ein- 
leibung in die gemein Gottes. Sonsten da unsre kinder für der 
Tauff allerdings, wie der Türcken kinder, ausserhalb des bundes 
und der gemeinschafft der Christlichen kirchen weren, hetten sie 
so wenig als jhene einigen Anspruch zur heiligen Tauffe ...... 
Jha das geistliche bürgerrecht der Christlichen kirchen, welche 
ist die Stadt Gottes, were unkrefitiger, als das eusserliche Bür- 
gerrecht der weltlichen polizey, darin alle bürgers kinder gehö- 
ren, die auch für Stadtkinder gehalten werden, ob sie wol zu 
seiner Zeit erst durch öffentliche huldigung inn solcher bürger- 
schafft bestetiget werden“!. Hier wird es besonders deutlich 
ausgesprochen, was auch sonst der Sinn der reformierten Lehre 
ist, dass die Taufe keine konstitutive rechtliche Bedeutung hat, 
sondern abgesehen von ihrer religiösen Bedeutung für den Glau- 
ben der Getauften, als Akt des Bekenntnisses in Betracht 
kommt. | 

Bezeichnend ist darum auch für die reformierte Lehre die 
entschiedene Ablehnung der XNottaufe. Auch ist ein Streit, wie 
er in neuerer Zeit unter den Reformierten der Schweiz entstan- 
den ist, über die Frage, ob die Konfirmation auch Ungetauften 
zuteil werden könne, nur möglich unter der Voraussetzung, dass 
die Taufe nicht allgemein als entscheidend für die Zugehörigkeit 
zur Kirche angesehen wird ?. 

Die Tauflehre der lutherischen Bekenntnisschriften ist vor 
allem in Luthers beiden Katechismen und Schmalkaldischen Ar- 
tikeln enthalten. Melanchthons Augustana und Apologie setzen 

ı M. S. 770, 42. 771. 13. 

? Vgl. die vorher angeführten Bestimmungen der Kirchenordnung des 
Kantons Zürich von 1909. 
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zwar in ausgezeichneter Weise den allgemeinen Sinn der luthe- 
rischen Sakramentslehre in helles Licht, aber speziell über die 
Taufe und ihre Wirkungen enthalten sie ebenso wie die Kon- 
kordienformel nur vereinzelte und nicht eindeutige Aussagen. 
Natürlich wird man zum Verständnis von Luthers Anschauung 
seine zu Bekenntnissen gewordenen Schriften nicht isoliert, son- 
dern nur im Zusammenhang mit anderen sogenannten „Privat- 
schriften“ betrachten müssen. 

Luthers Lehre von der Taufe bietet trotz mehrfacher Be- 
handlung m. E. noch manchen Anlass zur genaueren Uhnter- 
suchung. Indessen kommen hier nur die Hauptgedanken in Be- 
tracht, über die unter den neueren Forschern wesentliche Ueber- 
einstimmung herrscht!. Danach muss unterschieden werden zwi- 
schen Wesentlichem und Peripherischem in Luthers Lehre. zwi- 
schen einer festgeschlossenen Grundanschauung, die auch heute 
noch Geltung beanspruchen kann, und gewissen Vorstellungen 
über die Kindertaufe, die heute auch von seiten der positiven 
Theologie so gut wie ganz aufgegeben werden ?, und um so leichter 
aufgegeben werden können, als sie in keinem organischen Zu- 
sammenhang mit der wertvollen Grundanschauung stehen und 
von Luther selbst als weniger wichtig hingestellt sind. Die er- 
wähnte Grundanschauung besteht darin, dass die Taufe ange- 
sehen wird als promissio evangelii, als verbum visibile, das dem 
Einzelnen die Gnadengesinnung Gottes in besonders eindringlicher 
Weise verkündigen und verbürgen soll, und das ganz allein für 


! Vel. ausser den Dogmengeschichten von Harnack (III. 3. Aufl. 1897). 
Loofs (4. Aufl. 1906) und Seeberg (ll, 1898) besonders Köstlin, Luthers 
Theolorrie, 2. Aufl. 1901; G. Rietschel, Luthers Lehre von der Kindertaufe 
und das lutherische Taufformular (Beiträge zur Reformationsgeschichte, 
Köstlin gewidmet. 1896, S. 158 #f.) und Lehrbuch der Liturgik II. 1906, 
S. 99 #.; Gottschick a. a. O.). 

® Vol. besonders Kühler, Die Sakramente als Gnadenmittel; Besteht 
ihre reformatorische Schätzung noch zu Recht? 1903, und die Uebersicht 
bei Scheel, Die dogmatische Behandlung der Tauflehre in der modernen 
positiven Theologie. 1906. 
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den Glauben in der psychologisch vermittelten Weise des Wortes 
wirksam ist!. Damit ist die katholische Sakramentsmagie über - 
wunden, und in der Tat hat Luther jederzeit energisch gegen 
die Vorstellung protestiert, „Gott habe eine geistliche Kraft ins 
Wasser gelegt, welche die Sünden durchs Wasser abwasche“ 2. 
Ferner hat dadurch die Taufe eine Bedeutung für das ganze 
Leben des Christen gewonnen, sodass der Glaube jederzeit ihre 
tröstende und stärkende Wirkung erfahren kann?. Es ist diese 
genuine lutherische Tauflehre nichts anderes als die Lehre, die 
später Calvin in seiner religiösen Würdigung der Taufe von 
Luther übernommen und, wenn auch nicht mit ganz derselben 
religiösen Kraft wie sein Vorgänger, vertreten hat. Nur hat sich 
Luther leider nicht ebenso wie Calvin von der Vorstellung frei 
gemacht, dass die Taufe schon im Moment ihres Vollzugs eine 
Wirkung ausüben müsse, und er hat deshalb einen Kinderglau- 
ben, der den Täuflingen bei der Taufe, genauer vor der Taufe 
und für die Taufe gegeben werde, angenommen. Dass dies aber eine 
Anschauung ist, in der man ihm heutzutage nicht mehr folgen kann, 
ist klar. Indessen hat Luther im grossen Katechismus, wie sonst, 


ı Confessıio Augustana XIll (bei Müller, Die symbolischen Bücher der 
evangelisch-lutherischen Kirche S. 41): Die Sakramente sind „signa et te- 
ktimonia voluntatis Dei ergo nos, ad excitandam et confirmandam fidem in 
his, qui utuntur, proposita“. Apologie XIII (Müller, S. 202, 5): „Sicut ver- 
bum incurrit in aures, ut feriat corda, ıta rıtus incurrit in oculos, ut 
moveat corda. Idem est effectus verbi et ritus“. Grosser Katechismus (M. 
S. 489, 30) über die Taufe: „Es soll und muss ein äusserlich Ding sein, dass 
mans mit Sinnen greifen und dadurch ins Herz bringen könne, wie denn 
das ganze Evangelium eine äusserliche mündliche Predigt ist“. Ebendort 
(M. S. 490, 34): „Ohn Glauben ıst es (das Taufsakrament) nichts nütz, 
ob es gleich an ihm selbs ein göttlicher überschwänglicher Schatz ist“. 

? Schmalkaldische Artikel III, 5 (M. 320, 2); ebenso aber auch früher 
mehrfach. 

® Gr. Kat. (M. S. 497, 77): „Darunı bleibet die Taufe immerdar stehen, 
und obgleich jemand davon fällt und sündiget, haben wir doch immer ein 
Zugang dazu, dass man den alten Menschen wieder unter sich werfe.... 
Also ist die Busse nichts anderes als ein Wiedergang und Zutreten zur 
Taufe“. 
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wenigstens mit der Möglichkeit gerechnet, dass der Glaube den 
Kindern fehle, und trotzdem, auch ganz abgesehen vom Kinder- 
glauben, seine religiöse Wertung der Kindertaufe voll vertreten!, 
er hat also gewissermassen seine Sanktion dazu gegeben, dies 
unhaltbare Stück seiner Lehre aufzugeben und doch seine Grund- 
anschauung festzuhalten. Geschieht das aber, — und sicherlich 
wird man damit den lutherischen Bekenntnissen am meisten ge- 
recht werden — so ist eben die Taufe der Kinder nichts an- 
deres als ein verbum visibile, das erst für den später erwachen- 
den Glauben des im Lebensanfang Getauften seine Wirkung 
äussert. Eine unmittelbare Wirkung des Taufaktes, sei es auf 
den Täufling oder auf Gott, kann dann von der Taufe nicht 
mehr behauptet werden. Denn wenn sie auch ihre Gültigkeit 
und Wirkungskraft auch abgesehen vom Glauben behält, ist 
sie doch in ihrer tatsächlichen Wirkung vom Glauben abhängig 
und ohne diesen „ein bloss unfruchtbar Zeichen“?. So aber lässt 
sich eine Wertung der Taufe als des sacramentum initiationis, wie 
sie es in der katholischen Lehre ist, aus der lutherischen Grund- 
anschauung schlechterdings nicht mehr ableiten. 

Während nun aber Calvin neben dieser religiösen Auffas- 
sung von der Taufe, die er Luther verdankt, noch eine andere 


ı (ir. Kat. (M. S. 494,55 £.): „Wenn gleich die Kinder nicht gläubeten 
....so wäre doch die Taufe recht und soll sie niemands wieder täufen. 

. Darum sage ich, hast du nicht gegläubt, so gläube noch, und sprich 
also: Die Taufe ist wohl recht gewesen, ıch habe sie aber leider nicht recht 
empfangen“. Vgl. auch in der Schrift „Von der Wiedertaufe, an zwei 
Pfarrherren® 1528 (Erl. ausg. Bd. 26, 2. Aufl. S. 304): „Kann nun die Taufe 
recht und genug bleiben, ob der Christ tausendmal ein Jahr vom Glauben 
fiele oder sündigte, und ist genug, dass er selbs sich wieder zurecht kehre 
und glüubig werde und nicht muss so oft wieder getauft werden: warum 
solltnichtauch die erste Taufe genug und recht sein. 
wenn derChristhernach recht gläubig wird? so doch kein 
Unterschied ist unter der Taufe ohne Glauben, sei sie vor oder hernach 
ohne Glaube“. 

? (ir. Kat. (M. S. 496, 73). Vgl. auch die Zitate der vorhergehenden 
Anmerkungen. 
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hat, mit der er, Zwingli nahestehend, die Taufe in ihrem Ver- 
hältnis zur sichtbaren Kirche betrachtet und in gewissem Sinne 
doch als feierlichen Initiationsakt würdigt, ist bei Luther von 
dieser zweiten Auffassung nichts zu finden. Er redet eben aus- 
schliesslich von der rein religiösen Bedeutung, die die Taufe für 
die Heilsgewissheit des Christen hat. Die Frage nach der sicht- 
baren Kirche im Sinne Calvins und des Kirchenrechts tritt bei 
ihm völlig zurück. Was er Kirche nennt, ist (verschwindende 
und belanglose Ausnahmen abgerechnet) immer die unsichtbare 
Gemeinde der Gläubigen, die auch in Wort und Sakrament nicht 
für jedermann, sondern ganz allein für das Auge des Gläubigen 
sichtbar wird!'. In diese unsichtbar-sichtbare Kirche aber tritt 
man ein allein durch den Glauben; der Glaube bildet die feste 
Grenze zwischen Kirche und Nichtkirche oder Christen und 
Nichtehristen?. Luther polemisiert denn auch ausdrücklich da- 
gegen, dass die Taufe abgesehen vom Glauben als Akt der Auf- 
nahme in die Kirche aufgefasst werde. In einer Predigt der 
Kirchenpostille, die sich vor allem gegen die Sakramentierer 
richtet, sagt er: „Es hilft auch nichts, dass sie das Reich Gottes 
dreierlei scheiden: einmal sei es die christliche Kirche, das an- 
dermal das ewige Leben, zum dritten das Evangelium; und da- 


! Vgl. Sohm, Kirchenrecht I 1892, S. 635, Anm. 2: „Weil das Wort 
ala solches unsichtbar, d.h. als Wort Gottes für den Verstand unerkenn- 
bar ist, so ist notwendig auch die sichtbare Ekklesia der lutherischen wie 
der urchristlichen Lehre nur für den Glauben sichtbar, für den Verstand 
unsichtbar“, und meinen Aufsatz in den Theologischen Studien und Kriti- 
ken, 1900, 404 #}. über „Luthers Anschauung von der Unsichtbarkeit und 
Sichtbarkeit der Kirche“. In der 4. Auflage seiner Dogmengeschichte (S. 733) 
hat auch Loofs seinen Ausführungen über Luthers Kirchenbegriff die Be- 
merkung hinzugefügt: „Luthers Lehre von der Sichtbarkeit der unsicht- 
baren Kirche wird nı. E. falsch verstanden, wo verkannt wird, dass es nur 
um eine Sichtbarkeit für den Glauben sich handelt“. 

° Vgl. Luthers Bemerkung zu Psalm 16, 6 (operationes in psalmos, Er- 
langer Ausgabe, opera latina XV, p. 366): „Fides est limes seu funiculus 
iste distributor hereditatis, ipsa enim terminat fidellum numerum, extra 
quam quidquid fuerit, termini sunt populorum‘*. 
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nach sagen, die Kinder werden zum Himmelreich getauft auf die 
dritte und erste Weise, das ist, sie werden getauft, 
nicht dass sie dadurch selig seien und Verge- 
bung der Sünden haben; sondern sie werdenin 
die Christenheit genommen, und zum Evange- 
lium gebracht. Dasistallesnichtsgeredt und 
auseigenem Dünkel erdichtet. Denn das heisst nicht 
ins Himmelreich kommen, dass ich unter die Christen komme 
und das Evangelium höre; welchs auch die Heiden tun können, 
und ohn Taufe geschicht. Solches heisst auch nicht ins Himmel- 
reich kommen, du redest vom Himmelreich auf die erste, andere 
oder dritte Weise, wie du willt; sondern das heisst im 
Himmelreich sein, wennich ein lebendig Glied 
der Christenheit bin und das Evangelium nicht 
alleinhöre, sondern auch glaube. Sonst wäre ein 
Mensch eben ım Himmelreich, als wenn ich ein Klotz oder Block 
unter die Christen würfe, oder wie der Teufel unter ihnen ist. 
Darumb taug dies gar nichts !“. 

Dem widerspricht es nun auch keineswegs, wenn Luther auch 
von einem initiarı der Kinder durch die Taufe zu reden weiss, 
wenn er die Worte Christianus und baptizatus gleichsetzt und 
(im Eingang zum grossen Katechismus) die Taufe als das Sakra- 
ment bezeichnet, „dadurch wir erstlich in die Christenheit auf- 
genommen werden“? Man braucht noch nicht einmal darauf 
hinzuweisen, dass derartige Stellen sich nur sehr selten bei ihm 
finden, sie stehen auch durchaus nicht im Widerspruch zu der 
soeben aus der Kirchenpostille zitierten Ausführung. Auch auf 
Grund jener Ausführung kann es immer noch in gewisser Weise 
gesast werden, dass die Taufe in die Kirche einführe, nämlich 
als gläubig empfangene Taufe. Denn nach Luther 
ist eben, um in der Weise der alten Dogmatiker zu reden, für 


! Frl. Ausg. 11, 2. Aufl, S. 64. Reich Gottes und Himmelreich ist für 
Luther fast durchweg gleichbedeutend mit Christenheit und Kirche. 
® Erl. Ausg. opera varii argumenti V, p. 55. 59. Gr. K.M., S. 485, 1. 
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die Zugehörigkeit zur Kirche der Glaube immer nur causa in- 
strumentalis, während die causa effectiva in dem gläubig erfass- 
ten Verheissungswort besteht. Als solches Verheissungswort ist 
nicht ausschliesslich gerade die Taufe zu verstehen, sondern je- 
des gläubig empfangene Wort von der Gnade Gottes, wie denn 
auch Luther in demselben Grossen Katechismus, in dem er den 
Eintritt in die Christenheit durch die Taufe geschehen lässt, von 
der Kirche sagt: „Derselbigen bin ich auch ein Stück und Glied, 
aller Güter, so sie hat, teilhaftig und Mitgenosse, durch den 
heiligen Geist dahin gebracht und eingeleibet, dadurch, dass ich 
(iottes Wort gehöret habe und noch höre, welchesist der 
Anfang hinein zukommen“! Aber als erstes Ver- 
heissungswort im Christenleben kommt doch ganz naturgemäss 
die Taufe in Betracht, und für Luther ist ja eben jede Taufe 
von Kindern im Glauben empfangen. So aber sind die wenigen 
Stellen, in denen bei Luther die Taufe als sacramentum initia- 
tionis erscheint, im Rahmen seiner Gesamtanschauung durchaus 
verständlich und widersprechen nicht im geringsten seinem Ur- 
teil, dass auf Seite des Menschen allein der Glaube über die 
Zugehörigkeit zur Kirche entscheidet. 


ı M. S. 457, 52. 

? Nur ungern polemisiere ich an dieser Stelle gegen die sonst so vor- 
zügliche Schrift des inzwischen verstorbenen Gottschick. Doch ist es um 
der Sache willen an dieser Stelle nicht gut zu umgehen. Gottschick 
weiss die neuen reformatorischen Erkenntnisse in Luthers Tauflehre ganz 
ausgezeichnet ans Licht zu stellen, aber kommt auf ein ganz anderes Re- 
sultat als die obigen Ausführungen. Er sieht einen besonders wertvollen 
(sedanken Luthers darin, dass derselbe die Taufe als Eingliederung in die 
Kirche Christi verstanden habe. Ganz recht! Nur muss dann unter der 
Kirche Christi mit Luther die Gemeinschaft der Gläubigen und unter der 
in sie einführenden Taufe die im Glauben empfangene Taufe verstanden 
werden. Aber hierin lassen Gottschicks Ausführungen die nötige Klarheit 
vermissen. Das zeigt sich schon dort, wo er sich mit der oben zitierten 
Stelle aus der Kirchenpostille auseinanderzusetzen sucht (S. 37), noch mehr 
aber bei dem über die Kirche Gesagten. Es traten in den positiven Aus- 
führungen seiner Schritt drei Kirchenbegriffe auf, die von einander ganz 

verschieden sind. Die Kirche wird (S. 16) ausdrücklich bezeichnet als die 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XVII. 2. 18 


274 Abhandlungen. 


Fragt man nun aber, wodurch sich denn für Luther der 
Eintritt in die sichtbare Kirche im Sinne Calvins und des Kir- 
chenrechts vollziehe, so erhält man darauf, so viel ich sehe, keine 
Antwort. Luther hat eben für diese Frage offenbar gar kein 
Interesse. Mit einer Kirche oder Christenheit, abgesehen von 
der Gemeinschaft der Gläubigen, rechnet er nicht, Ungläubige 
oder Nochnichtgläubige sind ihm, auch wenn sie in der Christen- 
heit leben, gleichbedeutend mit Heiden!. Dennoch spricht er sich 
sehr mild über das Schicksal der ungetauft gestorbenen Kinder 
aus und will ihnen die Seligkeit nicht absprechen?®. Und haben 


„über alle Organisation hinausgreifende Gemeinschaft der Gläubigen*“. An 
anderen Stellen aber (S. 2. 50) ist ganz offenbar die orgranisierte Kirche des 
Kirchenrechts, die lediglich aus den Getauften besteht, gemeint. Endlich 
wird nach der Lehrweise Calvins und Zwinglis die Kirche als die auch die 
ungetauften Christenkinder umfassende Christenheit verstanden, so dass 
„unter diesen Umständen die Taufe die Aufnahme in die Christenheit nicht 
sowohl bewirkt, als zum Ausdruck bringt“ (S. 47). Der Fehler Gottschicks 
ist nun, dass er diese verschiedenen Kirchenbegriffe nirgends scharf aus- 
einanderhält, und das von dem einen geltende mehrfach ohne weiteres auf 
den anderen anwendet. Daher kommt es, dass das rechtliche und relisniöse 
Gebiet in unklarer Weise vermischt wird, und dass unlösbare Widersprüche 
entstehen. Oder ist es kein Widerspruch, wenn ein mit Rechtswirkung 
ausgestatteter Akt (so fasst Gottschiek die Taufe beständig auf) die Aut- 
nahme in die Kirche bewirken soll, die über alle Organisation hinaus- 
greift? — Die Besprechung der Gottschickschen Schrift durch E. Friedberg 
im laufenden Jahrgang dieser Zeitschrift S. 192 f., die mir erst nach der 
Niederschrift der obigen Kritik bekannt wurde, war mir für dieselbe eine 
wertvolle Bestätigung. Doch kann ıch, abgesehen von der Wertung der 
Taufe als eines kirchenrechtlichen Aufnahmeaktes, auch dem Satze am An- 
fang der Besprechung: „Für die unsichtbare Kirche, die Gesamtheit der 
an Christus Glaubenden, ist die Taufe und erst recht ihre Form sicher be- 
deutungslos“ nicht zustimmen; als Theologe urteile ich hier anders. 

! Erl. Ausg. 6, 2. Aufl, S. 162: „Wo ein Mensch den Glauben an Chri- 
stum nicht hat, so ist kein Unterschied zwischen ihm und einem Heiden“. 
Vgl. auch die vorhin zitierte Stelle zu ps.16. Im gleichen Sinne schreibt Luther 
in einem Briefe (Erl. Ausg. 55, S. 4), er wolle seinen neugeborenen Sohn 
taufen, „damit er aus der alten Art Adams zur neuen Geburt Christi durch 
das heilige Sakrament der Taufe kommen und ein Glied der Christenheit 
werden möchte;... auf dass er nicht länger ein Heide bleibe, und ich 
desto sicherer würde®. 

» Vgl. Köstlin a. a. O. II, S. 238. 
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wir auch von ihm keine positive Aeusserung über den Umfang 
der äusseren, aus Gläubigen und Ungläubigen gemischten Chri- 
stenheit, so fehlt doch auch jede negative Aeusserung, die hin- 
derte, diese Lücke in Luthers Anschauung ganz einfach mit der 
entsprechenden reformierten Lehre zu ergänzen und zu sagen: Die 
Aufnahme in die äussere Kirchengemeinschaft geschieht für die 
Kinder christlicher Eltern dadurch, dass sie in dieselbe hinein- 
geboren werden. Auch Gottschick befürwortet in einem beson- 
deren Kapitel seiner Schrift diese „Ergänzung der Tauflehre 
Luthers durch Zwingli und Calvin“!. Und dies ist auch gewiss 
nicht unlutherisch, ja es wird durch die milde Beurteilung der 
ungetauft gestorbenen Kinder, wie sie von Luther und im spä- 
teren Luthertum geübt ist, geradezu nahegelegt und durch die 
Schrift (1. Kor. 7, 14) gerechtfertigt. 

Nicht mehr in den Rahmen dieser Untersuchung gehört, 
streng genommen, die Lehre der späteren lutherischen Orthodoxie 
über Kirche und Taufe. Doch ist bemerkenswert, dass der von 
Melanchthon in Abweichung von Luther und der Augustana seit 
1543 eingeführte und von den späteren Dogmatikern beibehaltene 
Begriff der ecclesia visibilis niemals die lutherische Tradition 
zugunsten einer katholisierenden Sakramentsmagie verleugnet hat. 
Der späteren Tauflehre kann man freilich den Vorwurf nicht 
ersparen, dass sie auf das Niveau des Katholizismus zurückge- 
sunken ist. Aber die ecclesia visibilis ıst niemals aufgefasst 
worden als „Gesamtheit derjenigen, welche durch die Taufe den 


— 


ıa.a. 0.8.43 ff, vgl. besonders $. 46: „Es ist der Gedanke Zwinglis 
und Calvins gewiss ein wohl begründeter, dass christliche Eltern, wenn 
ihnen Kinder geboren werden, diese als von Gott für das Heil ın Christus 
bestimmt, als unter der Verheissung der Gotteskindschaft stehend anzu- 
sehen... haben... Dieser Gedanke ist auch eine wertvolle Ergänzung der 
Tauflehre Luthers, da er die katholische Fiktion des Kinderglaubens über- 
flüssig macht. Er fügt sich endlich Luthers reformatorischem Verständnis 
der Taufe ohne Hindernis ein, sofern die Geburt in eine christliche Familie 
der Anfang der göttlichen Führung in die Christenheit ist.“ Diesen Sätzen 
(ottschicks kann ich trotz der vorherigen Polemik gegen ihn völlig zu- 
stimmen. 

18* 
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christlichen Glauben bekennen“, wie das neuere Kirchenrecht sie 
detiniert!, sondern stets als „coetus vocatorum“. Die Streitfrage 
„de non baptizatis an ad ecclesiam pertineant“ wird darum auclı 
von Johann Gerhard im Gegensatz gegen Bellarmins Ansicht 
mit aller Entschiedenheit für die vor der Taufe gläubigen Ka- 
techumenen und die ungetauften Christenkinder, die von ihren 
Angehörigen im Gebet Gott dargebracht und anvertraut sind, be- 
jaht?. Erst die lutherische Neuorthodoxie des vorigen Jahrhunderts 
ist in einzelnen Vertretern (Münchmeyer, Vilmar, Delitzsch) soweit 
gegangen, die Kirche als Gesamtheit der Getauften zu definieren. 

So zeigt denn eine genauere Prüfung der in den evange- 
lischen Kirchen geltenden bekenntnismässigen Lehre, dass mit 
ihr der Satz: „Für die Aufnahme ın die Kirche ist nach allen 
Rechten der Akt der Taufe massgebend, der Ungetaufte ist nicht 
Christ“ nicht in Einklang steht. Die negative Schlussbestimmung 
widerspricht direkt der reformierten Lehre. Die positive Be- 
stimmung der Taufe als Akt der Aufnahme in die Kirche lässt 
sich zwar dem Wortlaute nach in den symbolischen Lehraussagen 
aller drei Hauptkirchen nachweisen, hat aber jedesmal einen ganz 
verschiedenen Sinn. Im Sinne des Kirchenrechtes als Aufnahme 
in eine sichtbare organisierte Kirchengemeinschaft ist sie allein 
in der katholischen Lehre verstanden. Die reformierte Lehre hat 
zwar einen entsprechenden Kirchenbegriff, legt aber der Taufe 
keine konstitutive Bedeutung bei, sondern betrachtet sie nur als 
äussere Bestätigung der schon vorhandenen kirchlichen Mitglied- 
schaft. Die lutherische Lehre aber hat einen ganz anderen Be- 
griff von Taufe und Kirche, so dass sie ein für das Kirchen- 
recht völlig unzugängliches Gebiet beschreibt. 

Nun steht freilich die evangelische, vor allem die lutherische 
Anschauung dem Kirchenrechte viel freier gegenüber als die 
katholische. Sie weiss, dass das Kirchenrecht nicht die Kirche, 


ı So Friedberg KR. 5. Aufl. S. 1. 
® Loci theologici, ed. Preuss, 1863 ff. V, p. 294 fi. 
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üie Gegenstand des Glaubens ist, betrifft, sondern nur die orga- 
hisıerte Kirche, die gewissermassen nur eine Hilfseinrichtung für 
den Bestand der Glaubenskirche ist. Sie kann deshalb auch 
ne Abweichung der kirchenrechtlichen Beurteilung von der 
dogmatischen Lehre dulden, und muss sogar anerkennen, dass 
Ne gewisse Spannung zwischen beiden unvermeidlich ist. Aber 
das schliesst nicht aus, dass doch immer danach zu streben ist, 
das Kirchenrecht der Lehre anzupassen. Und als Missstand 
Muss eg empfunden werden, wenn über eine so wichtige Frage 
wie den Umfang der Kirche kirchenrechtliche Bestimmungen 
Mmässgebend sind, die ihre innere Berechtigung auf evangelischem 
Boden nicht nachweisen können, die, aus der katholischen Lehre 
herübergenommen und beibehalten, mit der symbolischen Lehre 
der evangelischen Kirchen teilweise sogar in direktem Wider- 
Spruch stehen. Sind die hier gegebenen Ausführungen richtig, 
dann muss auch gefordert werden, dass jener kirchenrechtliche 
Grundsatz von der Taufe als dem ausschliesslichen Akt der Auf- 
nahme in die Kirche abgeändert werde. 


II. 


Aber nicht nur vom Standpunkte der Theorie aus kann 
jener Grundsatz nicht bestehen, sondern dasselbe gilt auch, wenn 
man ihn vom Standpunkte der kirchlichen Praxis aus prüft. 
Es ist da zunächst sehr bezeichnend, dass in seiner Anwendung 
auf dem Gebiete der evangelischen Kirchen eine auffallende In- 
konsequenz herrscht. Das gilt in gleicher Weise bei der Beur- 
teilung der beiden Menschenklassen, die hier vor allem in Frage 
kommen, der ungetauften Kinder christlicher Eltern und der 
Angehörigen von solchen Sekten, die sich zwar zum christlichen 
Glauben bekennen, aber die Taufe verwerten. | 

Was zunächst die ungetauften Kinder christlicher Eltern 
betrifft, so ist klar, dass, wenn sie nicht Mitglieder der Kirche 
sind, sie auch keinen Anspruch auf kirchliche Rechte besitzen. 
Das einzige kirchliche Recht aber, das für sie in Betracht komnt, 
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ist für den Fall des Todes die kirchliche Beerdigung. Dieselbe 
wird ihnen auch konsequenterweise in der katholischen Kirche 
nicht gewährt. Wie die ungetauften Kinder nach der Kirchen- 
lehre der Seligkeit nicht teilhaftig werden können, so muss ihnen 
auch die kirchliche Bestattung versagt bleiben. In dem katho- 
lischen Kirchenlexikon von Wetzer und Welte heisst es denn 
auch: „Dass die Kirche alle von dem kirchlichen Begräbnis aus- 
schliesst, welche sich bis zu ihrem letzten Augenblicke notorisch 
von ihr durch Glauben oder Leben getrennt hatten, ist nicht 
nur konsequent, sondern durch die Rücksicht auf Dogma und 
Disziplin geradezu gefordert. Deshalb ist es unbillig, wenn von 
der Kirche verlangt wird, sie solle einen öffentlich als solchen 
bekannten Ungläubigen (Heiden, Juden, Mohamedaner, Atheisten, 
ungetauftes Kind), Irrgläubigen oder Schismatiker sowie deren 
Begünstiger, mit kirchlichen Ehren oder auch nur auf dem ge- 
weihten Teile des Friedhofes beisetzen“!. Die Einreihung der 
ungetauften Kinder unter die Ungläubigen zugleich mit den 
Heiden, Juden, Mohamedanern und Atheisten ist ausserordentlich 
charakteristisch. 

Dagegen ist auf dem Gebiete der reformierten Kirchen, 
wie Ja auch die Verwerfung der Nottaufe zeigt, mit der verschie- 
denen Beurteilung der getauft oder ungetauft verstorbenen Kinder 
völlig gebrochen worden. Soweit eine kirchliche Beerdigung für 
die Kinder in Frage kam, ist sie wohl auch den ungetauften 
Kindern im allgemeinen nicht aus prinzipiellen Gründen versagt 
worden. Eine Ausnahme bildet nur die von Andreas Hyperius 
herrührende Hessische Kirchenordnung von 1566, die zwar vor- 
schreibt, die ungetauften Kinder „an dem Ort, da andere Christ- 
gläubige ruhen“ zu bestatten, aber hinzufügt: „dieweil sie durch 
das äusserliche Amt der Kirche nicht eingeleibet werden, achten 
wirs für unnötig, dass der Kirchendiener sich ihrer unternehmen 
soll“? Doch kann diese Kirchenordnung, die auch sonst die 


ı 2. Aufl. II, S. 200 f. s. v. „Begräbnis“ von Kreutzwald. 
® Richter (Evangelische Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts II. 1846, 
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selbständige Stellung ihres Urhebers zeigt, in diesem Punkte 
nicht als Zeugnis der eigentlich reformierten Anschauung ange- 
sehen werden, zumal sie auch, abweichend von der sonstigen 
reformierten Uebung, die Nottaufe beibehält. 

Luther hat sich über die Frage, ob die ungetauft ge- 
storbenen Kinder mit kirchlicher Feier zu bestatten seien, zwar 
nicht ausdrücklich ausgesprochen. Aber Thümmel hat wohl Recht, 
wenn er mit Berufung auf seine von Bugenhagen 1542 heraus- 
gegebene Schrift: „Trost für fromme Frauen, denen es unrichtig 
ın Kindsnöten gegangen ist“ sagt: „Ich kann nicht umhin, in 
diesen Worten eine Weisung zu finden, dass man auch unge- 
tauft verstorbener Kinder Leichen mit kirchlicher Tröstung und 
Feier zur Erde bringen dürfe“, 

Das ist denn auch im wesentlichen die Anschauung der 
lutherischen Kirchenordnungen geblieben. Zwar findet sich 
in der Pommerschen Agende von 1568 die Bestimmung: „Die 
totgeborenen und ungetauften Kinder der Christen soll man 
stillschweigend auf dem Kirchhofe ohne Gesang und (Geläute 
begraben. Denn was nicht zur Taufe und zur Kirche kommt 
wird nicht mit öffentlichen Zeremonien begraben“?, Aber da- 
gegen stehen eine ganze Reihe anderer Kirchenordnungen, die 
die kirchliche Bestattung gewähren, so die Braunschweigische 
von 1543 (Richter II, S. 60) die Braunschweig-Lüneburgische 
von 1564 (Richter II, S. 287), die Haldenslebener von 1564 
(Sehling, Kirchenordnungen I, 2, S. 457), die Kursächsische von 
1580 (Sehling I, 1, S. 438), die Hoyasche von 1581 (Richter II, 
S. 457), die Mecklenburgische von 1602°. Bezeichnend für den 
Gegensatz zwischen katholischer und evangelischer Anschauung ist 
N. 297 (unvollständig). Sonderausgabe von Heber. 1547, S. 290. 

' Thümmel, Die Versagung der kirchlichen Bestattung. 1902. 8. 97. 
Luther, Erl. Ausg. 23, 8. 338 tt. 

® Zitiert nach Kliefoth, Liturgische Abhandlungen, Band 1, S. 195, da 
Richter a. a. O. die pommersche Agende nur anführt, aber nicht abdruckt. 


Nach Kliefoth a. a. O. S. 192, der hinzufügt, dass die milde Praxis 
in Mecklenburg wieder aufgegeben sei, und dies ausdrücklich billigt. 
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ein Fall, den Thümmel mitteilt, die Gronebachschen Händel, die 
das Corpus Evangelicum und das Reichskammergericht fast 
während der ganzen zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts be- 
schäftigten. Es handelte sich um die katholische Unsitte, die 
ungetauften Kinder an der Mauer oder ausserhalb des Friedhofes 
zu begraben, die auch der evangelischen Minorität des Dorfes 
Gronebach im Stifte Kempen aufgedrungen werden sollte, aber 
von dieser hartnäckig verweigert wurde!. 

Die gleiche milde Praxis herrscht auch im allgemeinen in 
der Gegenwart auf deutschem Gebiete. Als strengere Bestim- 
mung, die an die katholische Uebung erinnert, weiss ich nur 
die Verordnung der Regierung und des Konsistoriums von Schwarz- 
burg-Rudolstadt vom 23. Dezember 1859 zu nennen, die bestimnt: 
„die Beteiligung des Geistlichen am Begräbnisse unterbleibt bei 
totgeborenen und ungetauften Kindern“?. Zumeist wird woll 
im Sinne des Kirchengesetzes für die alten Preussischen Pro- 
vinzen vom 30. Juli 1880 verfahren, in dem es heisst: „Evan- 
gelischen Eltern soll für solche Kinder, welche in kirchlich un- 
mündigem Alter verstorben sind, die Bestattung auf dem kirch- 
lichen Friedhofe nicht versagt werden. Jedoch können die geist- 
liche Begleitung und die kirchlichen Ehren bei der Beerdigung 
solcher Kinder, welche durch Schuld der Eltern ungetauft ge- 
blieben sind, seitens der Angehörigen nicht beansprucht werden“ °. 
Auffallenderweise fehlt in diesem Kirchengesetze wie in der ent- 
sprechenden Verordnung des Sächsischen Konsistoriums vom 
7. August 1891* eine Anweisung darüber, dass: den ohne Schuld 


ı Thümmel a. a. O. S. 127. 

? Allgemeines Kirchenblatt für das evangelische Deutschland, 1860, 
S. 53, 8 23. 

® Kchl. Gesetz- und Verordnungsblatt, 1880, S. 118, $ 14. Die Worte: 
„solcher Kinder, welche durch Schuld der Eltern ungetauft geblieben sind‘ 
sind erst durch die Kommission der 1. ordentlichen Generalsynode, auf der 
dies Gesetz beraten wurde, eingefügt worden; in der Vorlage des Ober- 
kirchenrates hiess es dafür: „Ungetaufter“ (Verhandlungen $. 877). 

* Allg. KBl. 1892, S. 48. 
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der Eltern vor der Taufe verstorbenen Kindern geistliche Be- 
gleitung und kirchliche Ehren gewährt werden sollen, doch scheint 
in dem letzten Satze implicite ausgesprochen zu sein, dass den 
Eltern solcher Kinder en Anspruch darauf zustehe, was um 
so bemerkenswerter ist, als im unmittelbar vorhergehenden Para- 
graphen des Preussischen Gesetzes es heisst: „Ungetaufte sind 
nicht als Kirchenglieder anzusehen“. 

Es muss entschieden als eine Inkonsequenz beurteilt werden, 
wenn von derselben Seite, von der den ungetauften Kindern die 
Mitgliedschaft der Kirche abgesprochen wird, nicht nur das 
einzige kirchliche Recht, das für sie in Frage kommt, ihnen ge- 
währt, sondern auch ihren Angehörigen ein Anspruch darauf 
zugestanden wird!. Eine ähnliche Inkonsequenz in der Beur- 
teilung solcher Kinder zeigt sich aber auch bei einem Blick auf 
die amtliche Statistik. Es sei erinnert an die Entscheidung des 
Sächsischen Konsistoriums, dass ein Nichtgetaufter niemals Mit- 
glied der christlichen Kirche gewesen sei?”. Dabei werden aber 


ı Köhler (KR. S. 247) versucht freilich einen Ausweg, indem er sagt: 
„Aus dem Wesen der Sache ergibt sich, dass die kirchliche Beerdigungs- 
feier nur solchen Verstorbenen gewährt werden kann, die bis an ihr Le- 
bensende der Gemeinde angehört haben. Ausgeschlossen davon sind dem- 
nach alle Ungetauften, auch die Kinder christlicher Eltern, welche vor dem 
Empfang der Taufe verstorben sind. Was im letzteren Falle zur Tröstung 
und Erbaung der Hinterbliebenen geschieht, gehört in das Gebiet der Seel- 
sorge*. Damit vergleiche man die kurz vorher gegebene Definition: „Die 
kirchliche Leichenfeier ist im evangelischen Sinne einerseits der letzte 
Liebesdienst, welchen die Gemeinde dem aus ihrer Mitte Abgerufenen er- 
weist, indem sie denselben gleichsam bis an die Pforte der Ewigkeit ge- 
leitet und im Glauben in Gottes Hände befiehlt, andrerseits für die Ueber- 
lebenden ein Akt christlicher Tröstung und Mahnung“. Soll bei der Be- 
stattungsfeier der ungetauften Kinder wirklich das erstere Moment gar 
nicht vorhanden sein, ja soll sie wirklich gar keine kirchliche Beerdigungs- 
feier darstellen? Dann müsste zum mindesten dieser prinzipielle Unter- 
schied von der Beerdigungsfeier getaufter Christen auch in der äusseren 
Form zum Ausdruck kommen, was aber nirgends geschieht. Der Ausweg 
Köhlers ist darum ungangbar. 

"8. oben $. 253. Damit ist auch die Auffassung abgewiesen, als sei 
ein ungetauftes Kind erst nach Ablauf der sechswöchentlichen Tauffrist 
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Tausende von Kindern christlicher Eltern als Christen mitge- 
zählt, obwohl sie noch nicht die Taufe empfangen haben. 

Nicht weniger inkonsequent wird aber verfahren in der Be- 
urteilung solcher Sekten, die sich zwar zum christlichen Glauben 
bekennen, aber die Taufe verwerfen. Ist es richtig, dass der 
Nichtgetaufte kein Christ ist, so sind die Angehörigen solcher 
Sekten für die kirchenrechtliche Betrachtungsweise nicht als 
Christen zu beurteilen. Das gilt vor allem für die Quäker, die be- 
kanntlich alle Sakramıente verwerfen, aber auch z.B. für die Dar- 
bysten im Dilltale, und das Wiesbadener Konsistoriun hat denn auch 
tatsächlich in diesem Sinne entschieden’. Aber auch von Seiten 
der Behörden hat man bis jetzt noch nicht durchweg Ernst da- 
mit gemacht, derartige Sektierer als Nichtchristen zu beurteilen. 
Man zählt sie vielmehr, trotzdem man ihnen den Christennamen 
abspricht, ruhig als Christen weiter. Die Quäker sind in Preussen 
schon früher als „christliche Untertanen“ beurteilt und rechtlich 
mit den Mennoniten gleichgestellt worden?. Aber auch die gegen- 
wärtige Preussische Statistik zählt sie, merkwürdigerweise mit 
den Methodisten zusammen, mit denen sie doch nicht das ge- 
ringste zu tun haben, unter der Rubrik „Andre Protestanten“. 

Dass solche Inkonsequenzen nicht sämtlich auf Rechnung 
des Zufalls zu setzen sind, liegt auf der Hand. Es ist vielmehr 


oder von einem späteren Termin, etwa denı vollendeten 14. Lebensjahre 
an als Nichtchrist anzusehen. Anders aber ist es in einer Verordnung 
des Mecklenburg-Schweriner Oberkirchenrates (Alle. KBl. 1877, S. 93): 
„Wenn das ungetauft gebliebene Kind nach vollendetem 14. Lebensjahre mit 
eigenem Willen und Entschluss sich taufen zu lassen weigert, ist es fort- 
analsGlied der Kirche nicht anzusehen noch zu behandeln. und 
an ihm keine kirchliche Handlung vorzunehmen“. Also war das ungetaufte 
Kind vorher doch ein Glied der Kirche? Das wird schwerlich die Myinung 
der Verordnung sein, die kurz vorher Eltern, die ihre Kinder nicht taufen 
lassen, als solche bezeichnet, „die den Eintritt in die erlösende Gemein- 
schaft des Herrn und Heiland hindern*. Hier zeigt sich wieder in einem 
einzelnen Falle die Inkonsequenz, die mit der Theorie nicht Ernst macht. 

IS. oben 8. 254. 

° Kabinetsordre vom 16. Mai 1830 (Gesetzsammlung für die Kgl. Preus- 
sischen Staaten 1830, 8. &2 t.). 
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ein durchaus richtiges evangelisches Empfinden, das sich darin 
einen Ausdruck gibt. Solch Empfinden muss protestieren gegen 
jeden Versuch, Kindern christlicher Eltern die Mitgliedschaft 
der Kirche Christi abzusprechen, nur weil dieselben noch nicht 
getauft sind. Es muss gleichfalls dagegen protestieren, wenn 
Mitglieder von Sekten, die zwar die Taufe ablehnen, aber sich 
doch entschieden zum christlichen Glauben bekennen, (es kommt 
unter ihnen auch eine solch wahrhaft christliche Persönlichkeit 
wie Elisabeth Fry in Betracht) als Nichtchristen angesehen und 
behandelt werden. Die Erregung gegen die Versagung der Trau- 
ung jener „entschiedenen Christin aus dem Dilltal“ ist darum 
berechtigt genug. Und ein berechtigtes Moment liegt gewiss auch 
in der Erregung, die der Ausgang des Bremer Taufstreites in 
weiten Kreisen hervorgerufen hat!. Man darf dagegen auch nicht 


ı Die Kritik, die hier vor allem von Gottschick (a. a. O.) geübt ist, 
und die von den Organen der modernen Theologie „Die christliche Welt“ 
(1906, 8. 277 und 1907, 8. 45) und „Theologische Rundschau“ (1906, 
S. 406) ohne Einschränkung gebilligt ist, kann nicht gerade als glücklich 
bezeichnet werden. Gottschick formuliert den von ihm bekämpften Tat- 
bestand mit den Worten: „Die Zugehörigkeit zur evangelischen Volkskirche 
mit all ihren Folgen wird an die Taufe mit einer bestimmten Formel ge- 
knüpft“ (S. 2). Doch polemisiert er keineswegs gegen die rechtliche Be- 
deutung der Taufe an sich, sondern nur dagegen, dass für die rechtlich 
rültige Taufe eine bestimmte Formel vorgeschrieben werde. Aber ist letz- 
teres nicht ganz berechtigt, ja notwendig? Wie soll denn das Recht ohne 
eine feste Bestimmung dessen, was als Taufe anzusehen ist, auskomnien ”? 
Gtewiss, man könnte mit Berufung auf die Apostelgeschichte und auch auf 
Luther (Opp. var. arg. V, p. 61) festsetzen, dass auch die Taufe auf den 
Namen Jesu gültig sei, obwohl die dem entgegenstehenden Bedenken m. 
E. doch schwerwiegender sind, als Gottschick sie einschätzt. Aber wenn 
nun irgend ein Geistlicher auch mit dieser Formel sich nicht befreunden 
kann und auch dafür eine andere Formel einsetzt, was dann? Wo liegt 
dann das sichere Kriterium dafür, dass die vorgenonimene Handlung wirk- 
lich eine christliche Taufe war? Es kann doch nicht schliesslich eine 
‚ode beliebige Weihehandlung dafür angesehen werden. Erst recht aber kann 

nieht das christliche Verständnis des Getauften für die Entscheidung dar- 
über, was als rechtlich gültige Taufe anzusehen ist, massgebend sein. Dies 
jetztere scheint freilich Gottschick zu meinen, denn er sagt ausdrücklich: 
„Die Taufe ist auch bei jenen Bremer Taufen als Aufnahme in die Christen- 
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geltend machen, dass für die evangelische Kirche kirchenrecht- 
liche und religiöse Betrachtungsweise niemals völlig in Einklang 
gebracht werden könnten, und dass die erstere gar nicht bean- 
spruche, für letztere massgebend zu sein, sondern ihr freien 
Spielraum lasse. So richtig dies an sich ist, ist doch die Span- 
nung, die hier zwischen beiden Betrachtungsweisen besteht, zu gross, 
um auf die Dauer ohne Schaden für die evangelische Kirche er- 
tragen zu werden. Der Satz, dass nur durch die Taufe der 
Eintritt in die Kirche geschehe, ist darum aufzugeben. 


heit begehrt und als solche erteilt worden... So ist sie für die Em- 
pfänger eine solche und macht sie all der Güter teilhaft, die die Kirche 
den Ihren vermittelt“ (S. 50), und er beruft sich dabei auf das Wort Lu- 
thers: „Wenn gleich jemand nie getauft wäre, wüsste doch nicht ander: 
oder glaubte fest, dass er recht und wohl getauft sei, so würde ihm solcher 
Glaube dennoch genug sein; denn wie er glaubt, so hat ers vor Gott und 
ist dem Gläubigen all Ding möglich. Und solchen könnte man nicht wie- 
dertaufen bei Gefahr seines Glaubens“ (8. 49, vgl. Erl. Ausg. 21, S. 291). 
Aber gerade die hier zitierte Stelle zeigt, wie dieser Gesichtspunkt für die 
Taufe, die als Initiationsakt mit Rechtswirkung aufgefasst wird, ganz un- 
brauchbar ıst. Denn einer Taufe, die zwar von einem einzelnen geglaubt. 
aber nachweisbar nicht geschehen ist. kann doch keine Rechtswirkung zu- 
geschrieben werden, während sie religiöse Wirkung und Bedeutung zweifel- 
los haben kann. Hier wird wieder offenbar, dass der Hauptfehler Gott- 
schicks in der schon vorhin gerügten Vermischung des rechtlichen und re- 
ligiösen Gebietes liegt. 

Trotzdem ist in der Forderung Gottschicks,. den bestehenden Rechtszu- 
stand abzuändern, ein berechtigtes Moment enthalten. Nach dem Gesagten 
kann es sich freilich nicht darum handeln, die äussere Form der Taufe 
völlig freizugeben. Auch darum kann es sich nicht handeln, der Taute 
alle rechtliche Bedeutung abzusprechen (was ja auch Gottschick nicht willı 
denn als Vorbedingung vor allem für die an die Konfirmation geknüpften 
Rechte des Abendmahlsempfangs und der Patenschaft wird sie wohl immer 
bestehen bleiben müssen. Wohl aber kann gefordert werden, dass der 
Taufe ihre entscheidende Bedeutung für die Zugehörigkeit zur Kirche ge- 
nommen werde. Und wenn das geschähe, und die mit der ungültigen 
Taufe des Pfarrer Mauritz Getauften wenigstens nicht als Nichtehristen (die 
Allgemeine Evangelisch-lutherische Kirchenzeitung sprach sogar von Hei- 
den) angesehen würden, wäre schon einem guten Teile des Anstosses, den 
der Ausgang des Bremer Taufstreites gegeben hat, der Berechtigungsgrund 
entzozen. 
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Man mache sich auch nur einmal klar, was die konsequente 
Durchführung jenes Satzes, auch ganz abgesehen von dem reli- 
giösen Anstoss, für verhängnisvolle Folgen haben könnte. Es sei 
nochmals Bezug genommen auf die Entscheidung des Sächsischen 
Konsistoriums, dass ein Nichtgetaufter, auch wenn er niemals 
aus der Kirche ausgetreten und nicht in das Dissidentenregister 
eingetragen sei, keine Kirchensteuern zu zahlen habe. Bisher galt 
als einziges Mittel zu solcher Befreiung der Austritt aus der 
Kirche und die Eintragung in das Dissidentenregister, und gerade 
die Scheu davor hielt viele in der Verbindung mit der christ- 
lichen Kirche fest, die ihr innerlich entfremdet waren und von 
kirchlichen Abgaben gern entbunden wären. Jetzt ist ein Mittel 
an die Hand gegeben, von den kirchlichen Verpflichtungen ohne 
Austritt freizukommen, einfach dadurch, dass man ungetauft 
bleibt. Ob dies Mittel nicht einmal in grösserem Umfange von 
Vätern für ihre Kinder versucht werden könnte? Es brauchte 
nur einmal die Parole dazu von kirchenfeindlicher Seite aus- 
gegeben zu werden. Es brauchte nur einmal energisch darauf 
hingewiesen zu werden, dass die Taufe für die Getauften die 
Uebernahme pekuniärer Verpflichtungen in sich schliesst, denen 
sie sich später nur durch ein ziemlich umständliches Verfahren 
wieder entziehen könnten, und davor gewarnt werden, solche Ver- 
pflichtungen für die Kinder zu übernehmen, und die Folgen 
könnten sehr schwerwiegend sein. Es könnte zu einer Taufver- 
zögerung und Taufverweigerung in gewaltigem Umfange kommen, 
und ein verhängnisvoller Terrorismus kirchenfeindlicher Elemente 
gegen taufwillige Eltern Platz greifen. Jedenfalls hätte eine 
derartige Parole viel mehr Aussicht auf Erfolg als die Auf- 
forderung zum Massenaustritt aus der Kirche. Denn bekanntlich 
ist es immer leichter, Menschen zum Unterlassen einer Handlung 
als zum Handeln zu bestimmen. 


III. 


So erweist sich denn der Satz, dass auch bei Kindern christ- 
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licher Eltern nur die Taufe den Eintritt in die christliche Kirche 
vermittle, bei genauerer Prüfung sowohl seiner theoretischen Be- 
rechtigung wie seiner praktischen Anwendbarkeit als unhaltbar. 
Aber es muss doch auch gefragt werden, ob er sich ohne Schwierig- 
keit aufgeben und durch eine andere Bestimmung ersetzen lässt. 

Da sei zunächst darauf hingewiesen, dass für die Beurteilung 
der Zugehörigkeit zur christlichen Kirche bezw. zu einer Kon- 
fessionskirche auch schon bisher noch andere Gesichtspunkte in 
Betracht kommen. So führt zwar die Taufe nicht nur in die 
christliche Kirche im allgemeinen ein, sondern zugleich in eine 
bestimmte Konfessionskirche, da die Kirche nur in diesen recht- 
liches Dasein hat!. Aber die Art der Konfession entscheidet 
sich bekanntlich, unabhängig von der Konfession des taufenden 
Geistlichen ?, nach Umständen, die von der Taufe gänzlich un- 
abhängig sind; es sind dafür, allerdings in den einzelnen Terri- 
torien in verschiedener Weise, die Konfession der Eltern oder 
der Wille des Vaters oder ein Uebereinkommen zwischen den 
Eltern entscheidend. Aber diese massgebenden Faktoren sind 
doch schon vor der Taufe vorhanden bezw. können vorher vor- 
handen sein, und kommen z. B. bei der religiösen Erziehung 
ungetaufter Kinder christlicher Eltern sehr wesentlich in Be- 
tracht. Da ist doch die Frage wohl berechtigt: Sollte ihre Be- 
rücksichtigung nicht den Rückgang auf die Taufe ganz entbehrlich 
machen? Sollte sich der Satz, dass doch erst die Taufe in die 
Kirche und die besondere Konfession aufnimmt, nicht einfach 


! Vgl. Köhler a. a. O. S. 43. 

? Der gegenwärtige Zustand, dass der katholische Geistliche in die 
evangelische Kirche und umgekehrt der evangelische Geistliche in die ka- 
tholische Kirche durch die Taufe aufnehmen kann, ist bei dem Verhältnıs, 
wie es zwischen beiden Konfessionen jetzt besteht, entschieden als Miss- 
stand anzusehen. Freilich wird dieser Mıissstand für die katholische An- 
schauung im (irunde wieder dadurch aufrehoben, dass der evangelische 
Geistliche für sie gar nicht als solcher, sondern als Glied der einen katho- 
lischen Kirche in Betracht kommt, und dass umgekehrt auch das von dem 
katholischen Geistlichen getaufte Kind evangelischer Eltern als in die eine 
katholische Kirche aufgenommen gilt. 
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eliminieren lassen, so dass an die Stelle der Taufe die Abstam- 
mung träte? Es wäre doch nur im Interesse der Klarheit und 
Einheitlichkeit, wenn etwa bestimmt würde: die Zugehörigkeit 
zur christlichen Kirche und zu einer bestimmten Konfession wird 
erworben durch die Abstammung von christlichen bezw. der be- 
treffenden Konfession angehörenden Eltern, und entscheidet sich 
bei Mischehen (zwischen Christen und Nichtchristen oder Ange- 
hörigen verschiedener Konfessionen) nach den Grundsätzen, die 
bisher für die Bestimmung der Konfession massgebend sind. 

Es würde also bei solcher Aenderung der geltenden Bestim- 
mungen nicht etwa eine neue Betrachtungsweise in das Kirchen- 
recht eingeführt, sondern nur eine schon bestehende weiter durch- 
geführt werden. Ganz ähnlich aber steht es mit einer anderen 
Betrachtungsweise, die gegenwärtig bei der Beurteilung der Sekten 
als christlicher oder nichtchristlicher in Betracht kommt. 

Für die katholische Anschauung ist bekanntlich eine jede 
rite vollzogene Taufe, d. h. jede Taufe, die geschehen ist unter 
Anwendung von Wasser und der trinitarischen Taufformel, sowie 
mit der intentio faciendi quod ecclesia facit, gültig, gleichviel 
von wem sie vollzogen ist; ein jeder so Getaufte gehört dadurch 
unwiderruflich der christlichen, und das heisst hier so viel wie 
der katholischen Kirche an. Anders für die evangelische An- 
schauung. Nach ihr ist die Voraussetzung für die Anerkennung 
einer Sektentaufe nicht bloss der Gebrauch der Taufformel und 
des Wassers, sondern es kommt daneben auch auf den Sinn an, 
der den gebrauchten Worten beigelegt wird. „Versteht eine Ge- 
meinschaft unter dem Vater, Sohn und Geist etwas anderes als 
die Kirche, so kann eine Zeremonie, auch wenn sie mit der 
christlichen Taufformel und mit Wasser vollzogen wurde, nicht 
als eine Taufe angesehen werden“ !. Die Entscheidung aber über 
das richtige oder falsche Verständnis der trinitarischen Formel 


' Schoen, Das evangelische Kirchenrecht in Preussen I, 1903, S. 192, 
Anm. 1. Richter-Dove-Kahl KR. S. 965 f. 
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ist nach einem Erlass des Preussischen Oberkirchenrats in der 
Anerkennung oder Verwerfung des im apostolischen Glaubens- 
bekenntnis bezeugten Grundes des christlichen Glaubens zu sehen!. 
Hier kommt also eine Betrachtungsweise zur Geltung, bei der 
über den christlichen oder nichtchristlichen Charakter der reli- 
giösen Gemeinschaften nicht nach blossen äusseren Formeln und 
(Gebräuchen, sondern nach der zugrunde liegenden Lehre ge- 
urteilt wird. Und wenn sich auch darüber wohl streiten lässt, 
ob es richtig ist, gerade dem Apostolikum eine solche entschei- 
dende Bedeutung zuzuerkennen, kann es doch nicht zweifelhaft 
sein, dass solche Betrachtungsweise dem Geiste der evangelischen 
Kirche mehr entspricht als die rein formale. Sollte dann aber 
nicht die letztere ganz entbehrlich sein, und die erstere allein 
genügen, um über das Recht einer religiösen Gemeinschaft oder 
Sekte auf den Christennamen zu entscheiden? Es wäre doch 
nur gerecht und sachgemäss geurteilt, wenn es hiesse: die Zu- 
gehörigkeit zur christlichen Kirche, die nicht durch die Taufe, 
sondern Abstammung erworben wird, ist den Sekten erst dann 
abzusprechen, wenn ihre Lehre den christlichen Glaubensgrund 
verwirft. Wie dieser Glaubensgrund genauer zu bestimmen ıst, 
gehört nicht hierher; jedenfalls dürfte nach der vom Preussischen 
Oberkirchenrat gegebenen Näherbestimmung z. B. den Quäkern 
und den „entschiedenen Christen im Dilltale* der Christenname 
nicht abgesprochen werden. 

Also das ist der eigentliche Inhalt der vorgeschlagenen 
Aenderung: der Erwerb der kirchlichen Mitgliedschaft soll beı 
Kindern christlicher Eltern nicht erst mit der Taufe, sondern 
mit der Geburt eintreten. Diese Aenderung würde sich ohne 
jede Schwierigkeit in der kirchlichen Praxis durchführen lassen. 
Denn, wie gezeigt ist, entspricht sie der zumeist schon gegen- 
wärtig geübten Beurteilung, und würde sich eigentlich nur in der 
Vermeidung von schwer empfundenen Missständen für die Oeftent- 


! Zirkularerlass vom 21. Februar 1860 (Aktenstücke aus der Verwaltung 
des Oberkirchenrates, Heft 11, 8. 57 ff.). 
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lichkeit praktisch erweisen!. Sie würde aber auch abgesehen 
davon in jeder Hinsicht befriedigend sein. Sie würde der in den 
reformierten Bekenntnisschriften ausdrücklich bezeugten Anschau- 
ung gerecht werden und auch mit der Anschauung der luthe- 
rischen Bekenntnisschriften gut zusammenstimmen, also durchaus 
symbolisch sein. Und sie würde epdlich am besten dem Wesen 
der evangelischen Kirchen entsprechen. Unsere Kirchen sind 
ja keine Sakramentskirchen, in denen wie nach der katholischen 
Lehre die Gemeinschaft ihrer Glieder durch eine Art von geistigem 
Fluidum, das durch die Sakramente vermittelt gleich einer Natur- 
kraft wirkt, hergestellt würde. Sie sind auch keine blossen Ver- 
einskirchen, die erst durch einen besonderen Beitrittsakt ihrer 
Glieder, einschliesslich der Kinder, immer von neuem gebildet 
werden müssten. Sondern sie sind Volkskirchen, vergleichbar den 
natürlichen Volksgemeinschaften, in die ihre Glieder hineinge- 
boren werden, erfüllt von einem besonderen in den christlichen 
Persönlichkeiten bestehenden geistlichen Leben, das die Kinder 
von ihrer Geburt an umfängt und sie in persönlicher Beein- 
tlussung allmählich zur tätigen Mitgliedschaft heranzieht.. Und 
deshalb ist es nur natürlich, dass die rechtliche Zugehörigkeit 
zu den evangelischen Kirchengemeinschaften von den in ihnen 
geborenen Kinder genau so erworben wird wie die rechtliche 
Staatsangehörigkeit von den in den Volksgemeinschaften ge- 
borenen Kindern — nicht durch irgend einen besonderen Sakra- 
ments- oder Bekenntnisakt, sondern durch Abstammung. 


! Auch darauf kann verwiesen werden, dass ja in den kirchlichen Tauf- 
registern nicht nur die getauften Kinder der Gemeinde, sondern alle 
in der Gemeinde geborenen Kinder, bei denen wenigstens der eine Teil 
der Eltern der betreffenden Landeskirche angehört, geführt werden. 

:2 Das oben Stehende war niedergeschrieben, bevor mir die entsprechen- 
den Ausführungen von OÖ.’ Mayer in dem Artikel „Staat und Kirche“ der 
Realenzyklopädie für protestantische Theologie und Kirche, 3. Aufl., Bd. 18, 
S. 707 ff. bekannt wurden. Ich führe aus ihnen nur folgende Sätze über 
die „Volkskirche* an: „Sie hat ihr Volk, das ihr zugehört und sich von 
selbst erneuert durch das Band der natürlichen Abstammung, nur wenig 
verschoben an den Grenzen durch freiwillige Austritte und Eintritte: man 
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Auch das ist nicht zu befürchten, dass dadurch die Taufe 
in der allgemeinen Wertschätzung verlieren würde. Es handelt 
sich ja, wie gesagt, hier keineswegs um eine in das öffentliche 
kirchliche Leben tief einschneidende Massregel, sondern um eine 
veränderte Beurteilung der ungetauften Christenkinder und ge- 
wisser christlichen Sekten, die von den Nächstbeteiligten zu- 
meist nur als durchaus gerecht empfunden werden, im übrigen 
aber kaum in weiteren Kreisen bemerkt werden würde. Auch 
würde ja die religiös-sittliche Bedeutung, die nach der symbo- 
lischen Lehre der beiden evangelischen Kirchen die Taufe für 
die Gemeinde wie für den Einzelnen hat, gar nicht davon he- 
rührt werden. Die Würdigung derselben als eines öftentlichen 
Zeugnisses für die Zugehörigkeit zur christlichen Kirche im 
Sinne Zwinglis und Calvins könnte dabei ruhig bestehen bleiben, 
und erst recht die Würdigung als eines Gnadenmittels im 
eigentlichen Sinne, wie sie auf Luther zurückgeht und bis zu 
einem gewissen Grade auch von Calvin übernommen ıst. Ja 
man wird sagen dürfen: je mehr bei der Taufe die kirchenrecht- 
liche Bedeutung zurücktritt, um so mehr ist die Bahn frei, ihre 
religiös-sittliche Bedeutung dem Bewusstsein der christlichen Ge- 
meindeglieder wieder lebendig zu machen. Dass dies aber ein 
dringendes Bedürfnis der evangelischen Landeskirchen ist, darüber 
kann angesichts der immer weiter verbreiteten baptistischen Ge- 
danken kaum ein Zweifel bestehen. 

Zum Schluss sei noch darauf hingewiesen, dass freilich, wie 


wird hereingeboren. Und wie der Staat ist sie für ihre Angehörigen etwas 
Höheres, Selbstverständliches: man kann an seiner Ausdrucksweise formen 
und bessern, aber im Wesen muss es das nämliche sein und bleiben. Jeder 
Gedanke an freie Auflösung und freie Neubildung nach augenblicklichem 
Belieben der Einzelnen ist durch die Einrichtung selbst ausgeschlossen, ganz 
wie beim Staate. Wenn die Kirche überhaupt eine Rechtsform haben muss, 
so ist das Letztere wohl. was ihrem Wesen besser entspricht“. — Auch 
Friedberg setzt in der mehrfach erwähnten Besprechung von Gottschicks 
Schrift den Eintritt in die Kirche in Parallele zur Erwerbung der Staats- 
angzehörigkeit. Aber er berücksichtist dabei nicht die Tatsache, dass die 
Staatsangehöriekeit doch in erster Tanie dureh Abstammung erworben wird, 
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schon mehrfach angedeutet, die Sachlage ganz anders ist für die 
sogenannte Proselytentaufe, d. h. die Taufe solcher, die nicht 
innerhalb der christlichen Kirche geboren sind, sondern vom 
Standpunkte anderer Religionen oder der Religionslosigkeit her- 
kommend sich der christlichen Kirche mit bewusster Entscheidung 
anschliessen. Natürlich ist hier, genau wie bei dem Erwerb der 
Staatsangehörigkeit durch solche, die bisher einem anderen Staate 
angehört haben, ein besonderer Aufnahmeakt erforderlich, und es 
hindert nichts, diesen Akt in die Taufe zu verlegen. An sich 
könnte man ja darüber diskutieren, ob die Sitte der alten Kirche, 
schon die Katechumenen als Christen anzusehen und zu be- 
handeln, etwa auch jetzt für die Missionspraxis zu empfehlen sei. 
Doch sprechen mannigfache Gründe dagegen, und man wird 
in diesem Punkte der ersten Autorität auf dem Gebiete der 
Missionslehre, Warneck, unbedenklich zustimmen können, wenn 
er sagt: „Ein Christ wird der Nichtchrist erst durch die Taufe... 
Der Missionar soll die Taufe niemand aufdrängen, der nicht selbst 
sie begehrte; aber er soll auch keinen Zweifel daran lassen, dass 
ohne den entscheidenden Schritt des Taufempfanges der Anspruch 
auf den Namen eines Christen eine Täuschung ist“ !, 
Abgesehen aber von der sogen. Proselytentaufe meine ich, 
dass die in der Ueberschrift gestellte Frage mit einem entschie- 
denen Nein beantwortet werden muss. Nicht erst von ihrer 
Taufe, sondern von ihrer Geburt an sind m. E. die innerhalb 
der christlichen Kirche geborenen Kinder als Christen und Mit- 
glieder der Kirche anzusehen. Möchten die dafür angeführten 
Gründe von juristischer wie theologischer Seite gerecht geprüft 
werden, und falls sie die Prüfung bestehen, dazu dienen, dass 
die angeregte Frage nicht wieder vergessen, sondern weiter be- 
handelt werde, bis sie endlich auch in der kirchlichen Praxis 
von der berufenen Stelle, der Eisenacher Kirchenkonferenz, aus 
eine befriedigende Lösung finde. 


‘ Evangelische Missionslehre, II, 1, S. 210. 
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Erstattet von E. Friedberg. 
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I. Allgemeines. 


‚25. Duchesne, Hist. ancienne de l’egl. T. 1. Par. 1906. 

26. Turmel, St. Jeröme. Paris 06. 

27. Tenckhoff, Papst Alexander IV. Paderborn 07. 

28. Issleib, Moritz v. Sachsen als ev. Fürst. 1541—-53. In 
Beitr. z. sächs. KGesch. H. 20. 1907. 

20. Monseign. Darboy et le St. Siege. Documents inedits. 
R. d’hist. et de litt. rel. 12, 240. 

30. Seidenberger, O. Willmann u. seine Bildungslehre. 

3l. Popp, Ed. v. Steinle. München, Kirchheim. 

Beide Bändchen gehören der Sammlung an: Kultur des Kathol- 
z1smus. 

32. Villien, les reformes du droit can. et les Postulata du Ü. 
du Vatican. Le Can. cont. 29, 712. 30, 74. 137. 220. 

33. Goetz*, Das Zentrum eine konfessionelle Partei. Bonn 
Cohen 06. 3 Nk. 

Diese Schrift ist keine kirchenrechtliche, sondern eine kirchenpo- 
litische und entfällt daher dem Bereiche dieser Zeitschrift. Indessen 
ist sie von allgemeinem Interesse und um so mehr, als der Verf. durch- 
weg die Zentrumsfraktion selbst zu Worte kommen lässt. Die Be 
hauptung dieser, eine politische und keine kirchlich-katholische Partei 


* Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
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zu sein, wird von dem Verf. widerlegt, wie sie denn auch wohl allge- 
mein keinen Glauben gefunden hat. E. Fr. 

34. Martin Spahn*, D. deutsche Zentrum (Kultur d. Katho- 
\izisemus) Mainz u. München, Kirchheim. 

Das kleine Buch hat einen rein kirchenpolitischen und für das 
Zentrum apologetischen Charakter. Nach der Meinung des Verf. deckt 
die Partei des Zentrums das Reich „wie ein Schild“, auch wider 
„konfessionelle Voreingenommenheit“. Gegen solche Tendenzen kann 
ich nicht im Wege einer Rezension Einsprache erheben. Diese müsste 
stärker ausfallen als das ganze Büchlein von Spahn, welches immerhin 
einen interessanten Einblick verstattet in die Geistesströmungen der 
Anhänger der Zentrumspartei. E. Fr. 

35. Rothe, Gegen den Gotteslästerungsparagraphen. 

36. Schreiber, Gegen das Jesuitengesetz. Rade, Hefte z. christl. 

\Velt. H. 57, N. F. H. 7. J. C. B. Mohr, Tübingen 06. Mk. 0,50. 

Die erste Abhandlung plädiert für Aufhebung des RstGB. $ 166. 
Dass dieser reformbedürftig sei, ist allgemein anerkannt, und Abände- 
rungsvorschläge sind in der Literatur vielfach hervorgetreten. Ob er 
radikal zu beseitigen sei, ist eine andere Frage, die in dem Rahmen 
eines Vortrages kaum beantwortet werden kann und die mir noch nicht 
ganz spruchreich zu sein scheint. 

Die zweite Abhandlung spricht sich für Aufhebung des Jesuiten- 
gesetzes aus. Der Verf. ist Idealist; solche pflegen aber nicht starke 
Kirchenpolitiker zu sein, welche allgemeine Regel auch in diesem kon- 
kreten Falle zutrifft. Hätten wir noch kein Jesuitengesetz, dann könn- 
ten die optimistischen Erwägungen des Verfassers ins Gewicht fallen. 
Da wir es aber einmal haben, wird seine Aufhebung eine starke Nie- 
derlage der Staatsgewalt bedeuten und eine Stärkung der Zentrums- 
parte. Dazu wird aber kein staatsfreundlicher Mann raten können, 
wenn er nicht wie der Verf. die realen Tatsachen ignoriert und den 
Blick von der Erde weg nur in die Wolken zu richten für gut be- 
findet. Auch gestehen wir gauz offen, dass wir wenig Zutrauen zu 
der Fähigkeit der ev. Kirche besitzen, das geschlossene System des 
Jesuitenordens zu überwinden. Wenigstens hat sie eine solche in der 
dreihundertjährigen Zeit ihres Wirkens neben dem Jesuitenorden bis- 
jetzt nicht zu entfalten vermocht. E. Fr. 

37. Damaschke*, Die Bodenreform in d. Bibel. Berlin 06, 
50 M. Verlag Bodenreform. (Soziale Zeitfragen. Beiträge z. d. Käm- 
pfen der Gegenwart.) 


Da die Schrift mit dem Kirchenrecht gar nichts zu tun hat, ent- 
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fällt sie der Besprechung in dieser Zeitschr. E. Fr. 
38. Choupin, Valeur des decisions doctrinales et disciplin. du 
St. Siege. Syllabus; Index. St. Office; (salilee Par. 07. 
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ll. Wernz, Jus decretalium t. 2. P. 1.2. Romae 06°. 

12. Cappello, Instit. iur. publ. ecclesiast. hodiernas omnes 
quaestiones complectentes. T. 1. Taurini 07. 

13. Ceresino, Tesi di diritto ecclesiastico. Napoli 06. 

14. Lega, Prael. in text. iur. can. de iudiciis ecclesiasticis. De 
iud. ecel. eivilib. v. 1, ed. 2. Rom. 1905. 

15. Hooker, The Laws of Ecclesiastical Polity. With an In- 
troduction by Rev. Ronald Boyne. Edit. by Ernest Rhys. 2 vols. 
Lond. 07. 

16. Werminghoff*, Verfassungsgeschichte der deutschen Kirche 
im Mittelalter. B. G. Teubner, Leipzig 07. (Grundriss d. Geschichts- 
wissensch. Bd. 2. Abschn. 6.) 

Das Buch ist ein Grundriss und kann nur als solcher beurteilt 
werden. Die Natur des Stoffes bringt es mit sich, dass die Behand- 
lung sich nicht auf Deutschland beschränken kann, sondern dass auch 
die zentralen Institutionen der Kirche, wie Papsttum, Kurie, Kirchen- 
staat, Kardinäle, allgemeine Konzilien, als auch für Deutschland 
massgebende eine Erörterung finden müssen. Die ersten 24 88 des 
Buches fallen stofflich zusammen mit der grösseren Darstellung der 
Materie, deren I. Band im Jahre 1894 erschienen ist. Sie charakteri- 
sieren sich als ein kurzer Auszug des letzteren. & 29—50 sind dagegen 
neu. Aus ihnen lässt sich jetzt schon ungefähr erkennen, welche 
Disposition der II. Band des grösseren Werkes befolgen wird. Wün- 
schen möchten wir dabei, dass das Verhältnis der Kirche zu den 
Staaten ausführlicher behandelt und namentlich auch für die Territo- 
rien die Gesichtspunkte berücksichtigt werden, welche in den Büchern 
von Sbrk und Hennig betont worden sind. Im übrigen hat uns die 
konpendiöse Darstellung des Verf. wohl gefallen und auch die Lite 
ratur ist mit genügender Vollständigkeit mitgeteilt worden. E. Fr. 

17. Kommentar* zum BGB. her. von Biermann, v. Blume, 
Fromhold, Gareis, Niedner, Opet, Oertmann. Das 
Familienrecht von Opet u. v. Blume T. 3. Verwandtschaftsrecht 
von Blume. Berlin, Heymann 1906. Mk. 8. 

Mit diesem soeben erschienenen T. III ist nicht nur der Kom- 
mentar über das Familienrecht, sondern das .ganze Werk zum Ab- 
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schluss gelangt. Von diesem ist für die Leser unserer Zeitschr. we- 
sentlich das Familienrecht von Interesse. Und da kann ihnen das 
Buch um so mehr empfohlen werden, als die Kommentierung volle 
Klarheit über den Sinn der einzelnen Paragraphen des Gesetzbuches 
gewährt und auch eine geschichtliche Verknüpfung des geltenden mit 
dem früheren gemeinen Recht nicht verschmäht, wenngleich diese nur 
kurz ausgefallen ist. Auch die wesentliche Literatur wird angegeben, 
dagegen auf die Anführung von Präjudizien kein grosser Wert gelegt. 


E. Fr. 


I. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


6. Campe, D. KSteuergesetze d. ev.-l. Kirche d. Prov. Schles- 
wig-Holstein. Preetz 06. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


46.Hemmer, la doctrine des douze apötres. H Adayr. R. d’hist. 
et de litter. rel. 12, 193. 

Aus der zu erwartenden Samml. Textes et documents pour l’etude 
histor. du christianisme. 

47. Schmidt, Der 1. Clemensbrief in altkoptischer Uebersetz- 
ung. [Aus: „Sitzungsber. d. preuss. Akad. d. Wiss.“] Berlin, (@. 
Reimer). 

48. Schlossmann, Tertullian im Lichte der Jurisprudenz. 2. 
f. KGesch. 27, 407. 

49. Jabourt, Canons du patriarche nestorien Timothee I (732— 
825). Le Can. cont. 20, 5. 

50. Ficker, Eine Sammlung von Abschwörungsformeln (der by- 
zant. Kirche). Z. f. KGesch. 27, 443. 

5l. Kehr*, Regesta pontificum romanorum. Italia pontificia sive 
repertorium privilegiorum et litterarum a romanis pontificibus ante 
annum 1198 Italiae ecclesiis monasteriis eivitatibus singulisque personis 
concessorum. vol. I. Roma. Berlin, Weidmann 1906. Mk. 6. 

Die Königliche Gesellschaft der Wissenschaften in Göttingen hat 
den Plan gefasst, die Privilegien und Briefe der Päpste bis auf Inno- 
cenz III. sammeln und kritisch herausgeben zu lassen. Mit dieser 
Aufgabe hat sie den damaligen Göttinger Professor und jetzigen Lei- 
ter des preussischen historischen Instituts in Rom, Kehr, betraut und 
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jetzt liegt in dem oben genannten Werke die erste Frucht einer zehn- 
jährigen Arbeit vor. Freilich noch keine Ausgabe, sondern nur ein 
Regestenwerk, welches ja auch mit Recht als deren notwendige Vor- 
arbeit angesehen werden muss. Die Zeitgrenzen des Werkes stimmen 
mit denjenigen des Jaffeschen Rerestenwerkes überein, aber die Prin- 
zipien sind verschiedenartige. ‚Jaffe ordnete seinen Stoff chronologisch. 
Er gab dann wohl einen Index der Anfänge der Papstbriefe, aber 
keinen der Adressaten, so dass derjenige, welcher die Beziehungen des 
Papsttums zu irgend einer Kirche verfolgen wollte, genötigt war, das 
ganze Werk durchzuarbeiten. Kehr hat dagegen seinen Stoff syste 
matisch nach den Adressaten geordnet, schickt den einzelnen Katego- 
rien, an welche diese Papstbriefe gerichtet sind, kurze geschichtliche 
Notizen und Literaturverzeichnisse voran und ordnet die einzelnen 
Stücke innerhalb jeder Kategorie der Adressaten chronologisch. Doch 
geht dem Ganzen eine Liste voran, in welcher die in die Regesten 
aufgenommenen Stücke chronologisch geordnet erscheinen. Zweckmässig 
ist, dass Kehr nicht bloss die litterae spuriae als solche bezeichnet, 
sondern auch angibt, ob und wo die echten noch handschriftlich er- 
halten sind. Auch teilt er bei jedem Stücke die Jaffeschen Regesten- 
nummern mit, nicht bloss der II., sondern auch, was wohl unnötig ist, 
der I. Auflage. Dabei ergibt sich eine grosse Anzahl neuer, bei Jaffe 
fehlender Stücke. Dagegen sucht man umgekehrt viele bei Kehr ver- 
geblich, die bei Jaffe stehen, und in dieser Beziehung bedauern wir, 
dass Titel und Vorwort des Buches nicht deutlich sind. Was Privi- 
lerien sind, ist klar, was bedeutet aber Litterae. Litterae ist identisch 
mit Epistolae. Zu letzteren gehören aber auch die Decretalen. Soll 
von deren Aufnahme in das Regestenwerk abgesehen werden? Wäre 
das der Fall, so würde dessen Bedeutung für die Kanonistik fast ver- 
schwinden. Im vorliegenden Bande können wir das befolgte Prinzip 
nicht ganz klar erkennen. Wir finden z. B. auch 8. 5 Nr. 2 das De- 
kret des Synimachus über die Bestellung seines Nachfolgers, aber über 
Bonifaz II. finden wir nichts und auch nicht über Nicolaus II. Fast 
scheint es, als ob Kehr auf die Privilegien das Hauptgewicht legen 
will, wie aus Praefatio VI durchleuchtet, wo er von den privilegia, 
litterae, aliaque acta redet, quae Ron. pontifices urbis Romae ecele- 
siis, monasteriis, singulisque personis eoncesserunt, während doch das 
letzte Wort nur für privilegia passt, nicht für litterae und erst recht 
nicht für acta. Auf alle Fälle wünschen wir, dass das aus preussischen 
Staatsmitteln und den privaten des em. purpuratus pater Kopp unter- 
stützte Werk rüstigen Fortgang nehme. E. Fr. 
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Ich wollte, wir hätten viele Arbeiten, wie die vorliegende, die mit 
solchem Fleisse und solcher Kritik uns die Situation der mittelalter- 
lichen Bistümer vor die Augen führten. Denn erst, wenn Spezialunter- 
suchungen vorgearbeitet haben, wird eine Geschichte der deutschen 
Kirchenverfassung möglich sein, die nicht mit allgemeinen Abstrak- 
tionen arbeitet, sondern ihre Darstellung auf den konkreten Zuständen 
aufbaut. Von Betracht kommen in dem vorliegenden Buche besonders für 
uns die Abschnitte über die Archidiakonate, die Visitationen und das 
kirchliche Steuerwesen; die Einteilung in sedes erwähnt der Verf., 
ohne sich über die Befugnisse, welche dem Inhaber zustanden, zu ver- 
breiten. Ich vermute, dass sie den Dekanaten in den westlichen Diö- 
zesen entsprochen haben. Wie übrigens das cathedraticum seine Grund- 
lage im germanischen Eigenkirchenwesen gehabt haben soll (S. 359), 
ist mir unerfindlich. E. Fr. 

65. @örres, D. Lütticher Domkapitel b. z. XIV. Jahrh. T.]. 
Diss. Berl. 07. 

66. Gnann, Z. Verf.-Gesch. d. Donikapitels v. Basel bis Ende 
d. XV. Jahrh. — desgl. v. Speyer. Freib. Diözes. Arch. N. F. VI. 

67. Kisky*, D. Domkapitel d. geistl. Kurfürsten in ihrer per- 
sönlichen Zusammensetzung im XIV. u. XV. Jahrh. Gekrönte Preis- 
schr. Weimar, H. Böhlau 06. (Zeumer, Quell. u. Stud. z. Verf.Gesch. 
d. D. Reichs. Bd. 1. H. 3.) Mk. 5,40. 

Das Resultat dieser mühseliren, auch auf archivalischen Studien 
beruhenden Arbeit kommt auch dem Kirchenrechte zu gute. Denn sie 
, zeigt uns — von dem Zeitpunkte au, wo Familiennamen aufkommen 
und eine derartige Untersuchung ermöglichen — die Zusammensetzung 
dreier wichtiger deutscher Domkapitel und die Art ihrer Ergänzung. 
Dabei stellt Köln das Erfordernis des hohen Adels auf, das sich im- 
mer mehr verschärft, bis es in das von 16 Ahnen ausmündet. Daneben 
finden sich aber auch Priestercanoniei. während die Mehrzahl sich mit 
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den ordines minores begnügten, damit die Domherren ev. noch heiraten 
und das Geschlecht fortsetzen könnten. In Mainz und Trier war da- 
gegen niederer Ädel ausreichend und treten uns ausnahmsweise auch 
bürgerliche canonici entgegen. Der Verf. gibt dann ausführliche Listen 
der Domherrn aller drei Stifter, welche die Namen aller Domherrn erst 
in chronologischer, dann in alphabetischer Reihenfolge entbalten. Auch 
über die Universitäten, an welchen die Domherrn studiert haben, ent- 
hält die Schrift Nachweise. E. Fr. 

68. Hübner, Die Archidiakonatseinteilung i. d. ehemal. Diözese 
Salzburg. Mitt. d. Ges. f. Salzb. Landeskunde 1905, 41 ff. 

69. Bastgen, D. Entstehungsgesch. d. Trierer Archidiakonats. 
Diss. Bresl. 06. 

70. Heiner, D. Communicatio in sacris d. Katholiken mit Hä- 
retikern u. d. Dekret Martins V. Ad evitanda i. J. 1418. A. f. k. 
KR. 37, 103. 

‘1. Göller, Z. Gesch. d. kirchl. Benefizialwesens u. d. päpstl. 
Kanzleiregeln unter Benedikt XIII. v. Avignon. A. f.k. KR. 87, 203. 

72. Barth*, Hildebert v. Lavardin (1056— 1133) u. d. kirchl. Stellen- 
besetzungsrecht (Stutz, kirchenrechtl. Abhandlungen 34—36). Stuttg. 
Enke 06. Mk. 17,60. 

73. Ebers*, D. Devolutionsrecht vornehmlich nach kath. Kirchen- 
recht (ebendas. H. 37. 38). Stuttg., Enke 06. Nk. 16. 

So verschiedenartig die beiden Monographien unter einander sind, 
so werden sie doch nicht bloss durch das äusserliche Moment ihrer 
Zugehörigkeit zur Stutzschen Sammlung mit einander verbunden. Viel- 
mehr sind sie sich auch in materieller Beziehung verwandt, da ihren 
Hauptinhalt das Recht der Stellenbesetzung bildet. Auch die kleri- 
kale Gesinnung ist beiden Autoren gleichartig, obgleich der erstere 
Priester, der andere Referendar ist. Vor allen Dingen stehen aber 
beide gleichmässig auf dem Boden der s. g. Eigenkirchentheorie, die 
sie mit allen ihren von Stutz gezogenen Konsequenzen vertreten. Beide 
schreiben ihr auch den beklagenswerten Zustand der Kirche zu, wie 
ihn Gregor VII. zu reformieren unternahm. Dessen Kampf ist ihnen 
ein Kampf gegen die Eigenkirche. Die Simonie, die Verletzung der 
Cölibatsvorschriften, hängen mit dem Eigenkirchenwesen unmittelbar 

zusammen. Merkwürdig! Als ob es nicht Simonie gegeben hätte seit 
den Uranfängen der Kirche, noch ehe die Germanen mit ihrem „Eigen- 
kirchenwesen* in diese eingetreten waren, als ob der Cölibat nicht 
stets verletzt worden wäre. Und wie war es dann später, als die Re- 
form das „Eigenkirchenwesen“ vernichtet hatte? Ist da die Simonie 
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verschwunden, ist der Cölibat beobachtet worden? Die grösste Ni- 
monie, die wir geschichtlich nachweisen können, ist in der „freien 
Kirche“ durch die römische Kurie, den Papst an der Spitze, getrieben 
worden, und wie stand es mit dem Cölibat ım Laufe des XV. Jahrh.? 
Waren denn die frei gewählten Bischöfe besser als diejenigen, welche 
unter der angeblichen Herrschaft des Eigenkirchenwesens von den Kö- 
ıigen ernannt worden waren? Von den letztern hat die Kirche eine 
ganze Zahl in die Reihe ihrer Heiligen erhoben. Den frei Gewählten, 
von Eigenkirchentum Emanzipierten ist dies weniger geglückt. Aber 
von alledeın ist bei beiden Autoren keine Rede. Eigenkirche und wie- 
der Eigenkirche. Wenn Stutz von ihr sagt, sie „erfüllte alle Köpfe‘, 
so scheint uns dieser Zustand auch für die beiden Autoren der Stutz- 
schen Sammlung zuzutreffen. — Barth unternimmt es, das Recht der 
Besetzung der kirchlichen Pfründen nach den Anschauungen des Bischofs 
von Le Mans und späteren Erzbischofs von Tours, Hildebert, klarzu- 
legen. Er greift dabei weit aus: die französischen, deutschen, englı- 
schen Zustände werden mitgeschildert. Sonst hätte auch sein Buch 
nicht solchen Umfang erreichen können. Aber Hildeberts Kanonen- 
sammlung kennen wir nicht und seine Briefe sind doch nicht in gros- 
sem Umfange erhalten. So müssen denn die Lücken anderweitig aus- 
gefüllt werden. Dazu muss Ivo von Chartres herhalten und der Kon- 
jektur wird doch noch weiter Spielraum gelassen. Auch sonst ist der 
Verf. einer solchen nicht abgeneigt. Wenn Hadrian II. eine Pseudo- 
isidorstelle benutzt, dann hat sie ihm (S. 424) ein fränkischer Bischof 
erst eingesendet, und er hat sie dann in seine Entscheidung aufge- 
nommen, als ob damals Pseudoisidor in Rom unbekannt gewesen wäre! 
Zu alledem aber wirft sich die Frage auf, war denn Hildebert 
eine so massgebende und für die Rechtsentwicklung so bedeutsame Per- 
son, dass es sich lohnt, ihn zum Mittelpunkt der ganzen Darstellung 
zu machen, die kirchlichen Institutionen nach seiner Auffassung zu 
charakterisieren? Er steht doch weit hinter Ivo zurück, über dessen 
Standpunkt wir viel besser informiert sind, als über den Hildeberts, 
und welcher die späteren kanonischen Sammlungen mit seinen Mate- 
rialien gespeist hat. Hildebert war weder ein führender Geist, noch 
von prinzipieller Festigkeit. Er nahm gern einen vermittelnden Stand- 
punkt ein. Im übrigen gestehen wir dem Verf. gerne zu, dass er eifrig 
zeforscht hat und gewandt darstellt. Sein Buch ist mit grossem Fleisse 
und einer bedeutenden Beherrschung des Materiales geschrieben. Wenn 
er nur nicht alles durch die Brille der Eigenkirchentheorie sähe. 
Die Schrift von Ebers ist eine aus einer akademischen Preis- 
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arbeit erwachsene, sehr tüchtige und fleissige, erweiterte Doktordisser- 
tation der Breslauer juristischen Fakultät. Sie füllt eine Lücke aus, 
denn die Dissertation von Krenski kann heutigen Bedürfnissen nicht 
mehr genügen. 

Sie zerfällt in einen geschichtlichen und einen kürzern dogmati- 
schen Teil, Aber wozu reproduziert der Verf. im ersteren die ganze 
Stufzsche Jehre von der Eigenkirche, wenn er auch das Devolutions- 
recht nicht direkt aus ihr ableitet? Im dogmatischen Teile kommt der 
Verf, zu dem Resultate, eigentliches und uneigentliches Devolutions- 
recht von einander zu unterscheiden, je nachdem die Devolution an 
einen bisher nicht zur Stellenbesetzung Berechtigten fällt oder nur der 
ordinarius collator statt seiner collatio nec libera durch Devolution 
eine libera erhält. Danach ist aber die Devolution an den Papst eine 
uneigentliche, da dieser durch das Vaticanum —- der Verf. hebt das 
selbst hervor — Universalbischof geworden ist. Wir stehen vor einem 
Dilemma. Entweder der Papst ist stets Universalbischof gewesen, denn 
ein Konzil kann keine neuen Dogmen schaffen. Dann hat es nie eine 
eigentliche Devolution an den Papst gegeben, und dann lohnt es wirk- 
lich nicht der Mühe, so eingehend deren Geschichte nachzugehen. Oder 
aber der Papst ist erst durch das Vaticanum Universalbischof geworden. 
Dann gibt es erst seitdem keine eigentliche Devolution an den Papst. 
Dann haben aber auch die Altkatholiken mit ihrer Beurteilung des 
Vaticanum Recht. Dann hat es neue Dogmen geschaffen. 

Bei Behandlung der Dogmatik des Institutes polemisiert der Verf. 
nach allen Seiten in einer bei einer Erstlingsschrift etwas auffälligen 
Weise. Nicht immer ist er dabei glücklich. So wenn er als Grund- 
lage für die Circumskriptionsbullen das gemeine kirchliche Recht an- 
nimmt, welches früher allerdings z. B. in Preussen gar nicht gegolten 
hat, und aus dem Schweigen der Cirkumskriptionsbulle über das De- 
volutionsrecht dessen Fortexistenz herleitet. Oder wenn er das staat- 
liche Nichtungenehmsein der Bistumskandidaten nicht als kirchliche 
Eigenschaft auffassen will, obgleich sie in einem päpstlichen Breve 
festgesetzt worden ist. Wenn der Verf. für das ev. Kirchenrecht nur 
hei Besetzung der evangelischen Stiftsstellen ein eigentliches Devolu- 
tionsrecht anerkennt, dann gibt es eben keines in der ev. Kirche. Denn 
die ev. Stifter stehen zu dieser in gar keiner Beziehung. — Uebrigens 
wollen wir auch der zweiten Schrift nicht das Lob vorenthalten, dass 
sie sehr fleissig ist, von guten geschichtlichen Studien Zeugnis ablegt 
und von nicht minderer juristischer Begabung. Nur möchten wir ent- 

sprechend jenem Schulinspektor, der bei einem Lehrer „zu viel Goethe“ 
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z. Gesch. d. Kirchenbildung im deutschen Protestantismus. Bd. 2. 
Tübingen, J. ©. B. Mohr 07. 

Mit dem vorliegenden II. Bande ist das schöne Werk zu Ende 
geführt. Er stellt den stockenden Fortgang der Unionsbewegung dar, 
die Entstehung des Altluthertums und vor allen Dingen die Peri- 
petien der Agendenangelegenheit: Alles wiederum auf Grund unge- 
druckter, bisher unbenutzter archivalischer Materialien, von denen eine 
Anzahl sehr wichtiger und interessanter Stücke im Anhange abgedruckt 
wird. Aber auch die gesamte sehr umfangreiche Literatur jener Epoche 
wird eingehend analysiert. 

Für die Persönlichkeit Friedrich Wilhelms III. ist die Darstellung 
sehr interessant. Wir vermögen dabei das milde Urteil des Verf. über 
den preussischen Monarchen nicht zu teilen, und auch Altenstein 
scheint uns eine schärfere Beurteilung zu verdienen, als sie ihm sei- 
tens des Verf. zuteil wird. 

In der Beziehung hat der Verf. unzweifelhaft Recht: Das Terri- 
torialsystem ist in der von ihm charakterisierten Periode in Preussen 
nicht in Geltung gewesen. Denn nach diesem gehen die inneren An- 
gelegenheiten einer Religionsgesellschaft den Staat nichts an. Zu sol- 
chen gehören aber selbstverständlich die Fragen der Agende, welche 
der König in seine eigene Hand genommen hat. Auch ist nach dem 
Territorialsystem der Landesherr nicht Summepiskopus, auf welcher 
Stellung der König sein Verfahren gründete. Schliesslich ist das Epis- 
kopalsystem durchgedrungen. Denn den Versuch des Königs, sich 
vom status ecclesiasticus zu emanzipieren, hat sich doch nicht ver- 
wirklichen lassen. Dass dabei auch kollegialistische Gedankenreihen 
mit unterliefen, lässt sich nicht verkennen. Wenn der Landesherr 
auch heute noch in der Kirche als episcopus fungiert, so kann das 

Deutsche Zeitschr, f. Kirchenrecht. XVII. 2 20 


306 Literaturübersicht. 


mit dem Verf. nicht als ein unhaltbarer und abänderungsbedürftiger 
Standpunkt charakterisiert werden. Denn er ist nicht mehr wie früher 
absoluter Inhaber der Kirchengewalt, sondern in deren Ausübung an 
synodale Mitwirkung gebunden. Die Synode ist aber die Repräsen- 
tantin der Kirche, wie die Parlamente die des Staates. So regiert 
denn heute der Landesherr die Kirche unter deren eigener Beteiligung. 
Dass die Zusammensetzung der Synoden geändert werden könnte und 
müsste, um sie zu dem zu gestalten, was sie sein sollen, wollen wir 
nicht bestreiten. Aber im ganzen entspricht die Kirchenverfassung 
den evangelischen Bedürfnissen und Grundlehren. Zumal da doch 
auch in der Preussischen Vorsorge getroffen ist, liturgische und ähn- 
liche dogmatische Fragen nicht gegen den Willen der Gemeinden zu 
entscheiden. Dass die Glaubensfreiheit der Geistlichen stark eingeengt 
ist, beklagt der Verf. Aber einen Ausweg aus dieser heiklen Frage 
anzugeben, vermag auch er nicht. Die Grenzen des Kirchenrechts 
lassen sich eben schwer fixieren, wenn man dieses selbst — und das 
ist doch auch der Standpunkt des Verf. — nicht aus der ev. Kirche 
eliminieren will. Hier muss eben der Takt der kirchenregimentlichen 
Behörden und der Synoden, der freilich je länger desto mehr zu vermis- 
sen ist, den Ausgleich herbeiführen. E. Fr. 

31. Theinert*, Ein Beitrag zur rechtl. Kennzeichnung der 
Konsistorial-Synodalverfassung der altpreuss. ev. Landeskirche. Gött. 06. 
(Diss.) 

Das Thema des Verf. führt ihn zu Untersuchungen der schwie- 
rigsten Art. Sein Fleiss und sein Streben sind durchaus lobensvwrert, 
ebenso wie die Selbständigkeit, die er der bisherigen Literatur gegenüber 
einnimmt. Seinen Ergebnissen kann ich indessen nicht zustimmen, 
wenn ich auch an dieser Stelle unterlassen muss, meinen Widerspruch 
näher zu begründen oder meinen bisherigen Standpunkt, den ich un- 
verändert weiter einnehme, im einzelnen zu verteidigen. Ich kann weder 
beistimmen, wenn der Verf. dem Könige ein Wahlrecht für die Ge 
neralsynode zuschreibt und darunter das königliche Ernennungsrecht 
versteht, noch wenn er die Mitglieder der Kirchenregimentsbehörden 
als Staatsbeamte charakterisiert, noch endlich wenn er die altpreussi- 
sche Landeskirche für ein Kirchenfragment ausgibt in Analogie zu dem 
von ‚Jellinek aufgestellten Staatsfragment. Aber die Lektüre der 
Schrift kann doch allen empfohlen werden, welche sich für die jun- 
stische Konstruktion der ev. Kirchenverfassung interessieren. E. Fr. 

32. Tretzel, D. Kirchengemeinde nach pfälz. Recht. D. 2. f. 
KR. 17, 17. 
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33. Te utsch, D. kirchl. Verhältnisse Siebenbürgens. Halle 
3/8. 06. Strien. 

Die kleine Schrift, ein Sonderabdruck aus den deutsch-ev. Blät- 
tern 1906, gibt eine sachverständige Uebersicht über die Organisation 
aller Religionsgesellschaften in Siebenbürgen. 

34, Materialien zum Entwurf eines neuen Kirchengesetzes 
für die ev.-augsburgische Kirche im Königreich Polen. Warschau 06. 

Der Titel der offiziellen Schrift ist insofern etwas irreführend, als 
88 sich nicht um Materialien im technischen Sinn des Wortes handelt, 
sondern um den Entwurf einer Kodifikation des Kirchenrechts. Er 
zerfällt in 6 Teile, von denen der I, die Lehre und den Kultus der 
nn Kirche normiert. Teil II behandelt die Gemeinden und ihre welt- 
lichen Organe. Als solche treten die allgemeine Gemeindeversammlung, 
welche unter andern den Pastor wählt, das Kirchenkollegium und die 
Synodalabgeordneten auf, das Pfarramt und den hier Kirchenkollegium 
genannten Kirchenvorstand. Ausserdem wird noch ein eigener Kirch- 
hofs- oder Kantoratsvorstand bestellt und auch die innere Mission in 
den kirchlichen Organismus aufgenommen. Teil III betitelt sich: Die 
geistlichen Organe oder das geistliche Amt, zu welchen auch Diakone 
gehören, Superintendenten und ein (eneralsuperintendent. Teil IV: 
Das Eigentum der Kirche, welches in solches der Gesamtkirche und 
der Einzelgemeinde zerfällt, welches letztere unter Oberaufsicht des 
Konsistoriums durch das Kollegium verwaltet wird. Teil V. Die An- 
stalten und Institutionen der Kirche. Zu diesen gehören die Kantorate 
d.h. Religionsschulen, die Gemeindeschule, die mittleren Lehranstalten, 
das Lehrerseminar, die Wohltätigkeitsanstalten und die (Jünglings- etc.) 
Vereine, welche vom Ortskirchenkollegium geleitet werden. Teil VI: 
Die Verfassung. Die Synode übt danach die Kirchengewalt, während 
dem Konsistorium die Exekution zusteht, und auch durch dieses sich 
der Verkehr mit dem Staate vollzieht. Das Konsistorium wird durch 
die Synode gewählt, die 4 Mitglieder auf 4 Jahre, der als Vizeprä- 
sident fungierende aber auch gewählte Generalsuperintendent auf Le- 
‚beuszeit.e.. Den Präsidenten dagegen ernennt die Regierung. Einer 
Generalsynode soll der Entwurf zur Beschlussfassung unterbreitet und 
nach eingehplter staatlicher Bestätigung durch die Synode durchge- 
führt werden, während „mit dem Näheren“ das Konsistorium betraut 
werden soll. Alle bisherigen lokalen Einrichtungen kommen damit in 
Wegfall. E. Fr. 

Gossler, Sind in Preussen die Mitglieder der Konsistorien 
Staatsbeamte? Heidelb. 06. Diss. 
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Freyer, D. rechtl. Stellung d. ev. Domkapitel Brandenburg, 
Naumburg, Zeitz, Merseburg. A. f. k. KR. 87, 169. 

35. Kölbing*, Gesch. d. Verf. d. ev. Brüderunität in Deutschl. 
Mit bes. Berücksichtigung der kirchenrechtl. Verhältnisse. Eine Vor- 
lesung. Leipzig, Jansa, 06. Mk. 1,50. 

Schon der Titel der Schrift gibt zu erkennen, dass ihr Verf. keine 
kirchenrechtlichen Studien gemacht hat, noch mehr der Inhalt. Wir 
sehen von einer Besprechung der allgemeinen Erörterungen, welche 
der Verf. vorausschickt, gänzlich ab. Sie sind wertlos und zum Teil 
irrig. Der Verf. bekennt sich selbst als Laie im Kirchenrecht, und 
es ist nur bedauerlich, dass er auch über dessen Literatur mangelhaft 
informiert zu sein scheint. Die eigentliche Darstellung beginnt auf 
S. 10 mit der Ansiedlung der Flüchtlingsgemeinde in Herrnhut. Besser 
wäre es gewesen, statt der allgemeinen, unbrauchbaren Einleitung eine 
geschichtliche über die ursprüngliche Organisation voranzuschicken. 
Es werden dann die verschiedenen Phasen der Verfassungsentwickelung 
erörtert: 1764-75, 1775—1889 und endlich 1892—99. Fünf Beilagen 
bilden den Schluss. E. Fr. 


X. Sektenwesen. Religionsfreiheit. 


17. Workman;, Persecution in the early Christianity. A chapter 
in the hist. of renuniation. Lond. 06. 

18. Wilde, De bestraffing der ketters tot de invoering der bi- 
schoppelijke inquisitie. Studien, Godsdienst etc. Utrecht t. 67, 43. 

19. Lea, H. C., A history of the Inquisition of Spain. In 4 v 
v.2 New York 06, v. 3. 07. 

20. Alberti, Reformat. u. Gegenreformat. im Ascher Gebiet. 
Jahrb. f. Gesch. d. Protest. in Oesterr. 27, 154. 

21. Schornbaum, K., Zur Geschichte der Reformation und Ge 
genreformation im Amte Hoheneck und der Kommende Virnsberg 
in Beitr. z. bayer. KGesch. Bd. 12. 

22. Michaud, Les anciens-cathol. et l’egl. Notre-Dame ä Genere. 
R. internat. de Th.; 907, 142. 


XI. Eherecht. 


3l. Depoin, Des conditions du mariage en France et en Ger- 
manie du IXe au XVe siecle. Extr. du Bull. du Com. des trav. hist. 
et scient. 
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32. Brandilcone*, Saggi sulla storia della celebrazione del 
matrimonio in Italia Milano Ulrico Hoepli 1906. 

Die Arbeiten des gelehrten Verf. auf dem Gebiete des Eherechts 
haben auch in Deutschland und speziell auch in dieser Zeitschrift die 
verdiente Beachtung und Würdigung erfahren. Aber sie sind schwer 
zugänglich, da sie in den verschiedensten Zeitschriften veröffentlicht 
worden sind. Darum ist es mit Freuden zu begrüssen, dass der Verf. 
sie jetzt gesammelt in diesem Bande, der sich nur mit der Eheschlies- 
sung beschäftigt, neu herausgibt. Er gruppiert sie in zwei Abschnitten, 
von denen der I. betitelt ist: I precedenti del matrimonio civile in 
Italia e il concilio di Trento. Dieser enthält 7 Abhandlungen. Die 
II. Abteilung: La conclusione del matrimonio gibt 4 Abhandlungen 
wieder. Während also in diesen beiden ersten Abschnitten nur alte 
Abhandlungen uns unverändert wiedergegeben werden, ist der III. Ab- 
schnitt: Lo stato, la pubblicitä e il matrimonio nel medio evo italiano 
S. 503—570 neu. Er fasst die Ergebnisse der Einzeluntersuchungen 
zusammen. Wir können dem Verf. für seine wertvolle literarische Gabe 
nur dankbar sein, und hoffen, dass er auch seine übrigen eherechtlichen 
Abhandlungen, wie er es verheisst, in gleicher Weise allgemein zu- 
gänglich machen werde. E. Fr. 

33. Skalsky, Zur Reform d. österr. Eherechtes. Wien 06 (Sep.- 
Abdr. aus Jahrb. d. Gesellsch. f. d. Gesch. d. Protestantismus in Oester- 
reich Jahrg. XXVII. 

Verf. begründet die Vorwürfe über die Rückständigkeit des öster- 
reichischen Eherechts, wie sie ja neuerdings auch von katholischer Seite . 
laut erhoben werden. Dem Kenner dieses Rechtes sagt er damit nichts 
Neues. Unseres Erachtens gibt es zur Abstellung aller Uebelstände 
nur einen Weg: Die Einführung der Zivilehe und Ehescheidung für 
alle Staatsbürger. Aber gerade die Zivilehe hält Sk. zur Zeit noch für 
inopportun bei den bewegten Zuständen des österreichischen Staates. 
Darüber können wir Aussenstehende nicht urteilen, wohl aber können 
wir unsere Meinung dahin aussprechen, dass es besser ist, den jetzigen 
Zustand noch ruhig weiter zu ertragen, als Palliativmittel zu ergreifen, 
welche die Krankheit doch nicht heilen können, wohl aber den Glauben 
erwecken, als ob nun Alles getan sei, was getan werden kann. E. Fr. 

34. Di Pauli, D. österr. Eherechtsreformbewegungen. A. f. k. 
KR. 87, 296. 

35. Back, D. ungar. Ehegesetz. Wien 06. 

36. Stocquart, Apercu de l’evolution juridique du mariage II, 
Espagne. Brux. 07. 
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37. Leitner, D. tridentin. Eheschliessungsform (c. Tametsi nach 
d. Konstitution Pius X. Provida v. 18./1. 1906. Regensb. 1906. 

38. Bressoles, Des mariages in extremis. Rev. de legisl. de 
Toulouse 1905, 175. 

39. Weill, De la notion d’injure grave en matiere de divorce et 
de separation de corps. Par. 06. 

40. Kogler, Nachtr. z. d. Aufsatze Beitr. z. Gesch. d. Re- 
zept. u. der Symbolik der legitimatio per subsequens matrimonium. 
2. f. RGesch. germ. Abt. 27, 316. 

41. Walterv. Hörmann*, Quasi-Affinität. IL. Abt. 1. Hälfte. 
Entwicklungs- Geschichte der Lehre der latinischen Kirche. Inns- 
bruck 1906. 

Im Jahre 1897 veröffentlichte der Verfasser den ersten Teil. Jetzt 
erscheint die erste Fortsetzung. Die Behandlung hat also einen Um- 
fang angenommen, der angesichts des an sich begrenzten Themas auf- 
fallend erscheinen muss. 

Aber das Thema strahlt nach allen möglichen Seiten hin aus und 
es muss dem Verfasser zum Ruhme nachgesagt werden, dass er keine 
(telegenheit versäumt hat, die mit seiner Aufgabe sich berührenden 
Fragen selbständig nachzuprüfen. So erörtert er dann im Zusammen- 
hange mit der Bedeutung der Verlöbnisse die ganze Eheschliessungs- 
lehre und zwar nicht nur nach kirchlichem Recht, sondern auch nach 
weltlichem Recht, und zwar sowohl nach römischem, wie germanischem, 
wie oberitalienischem Recht. Diese Untersuchung nimmt nicht weniger 
.als 222 Seiten in Anspruch. Nicht nur deutsche, sondern besonders 
auch die frisch aufblühende moderne italienische Kanonistenschule, ja 
auch die Forscher im griechischen Recht (Mitteis, Hruza) haben dem 
Verfasser dabei ihre Hilfe durch Vorarbeiten geleistet. Zahlreiche 
Detail-Untersuchungen, insonderheit auch quellenkritischer Art, sind 
eingestreut; dies macht die Lektüre nicht gerade angenehm. Aber 
wer sich der Mühe der genaueren Durchsicht der umfangreichen An- 
merkungen unterzieht, der wird reiche Belohnung dafür finden; durch 
gute Register hat der Verfasser übrigens, soweit möglich, geholfen. 

Die Untersuchungen Hörmanns haben mich um so mehr gefesselt, 
als sie mit meinen eigenen sich vielfach auf das Eugste berühren; ich 
darf mit Genugtuung feststellen, dass Hörmann sich meinen Ansichten 
in der Hauptsache angeschlossen hat. Ich habe die einschlägigen 
Fragen seinerzeit hauptsächlich vom Standpunkt der kirchlichen, ge 
nauer der kanonistischen Lehre aus behandelt, habe aber schon da- 
mals den Entschluss gefasst, meine Forschungen nach der weltlichen 
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Seite, insbesondere für das germanische und oberitalienische Recht 
weiter zu verfolgen und zu ergänzen, besonders auch um den wechsel- 
seitigen Einfluss kirchlicher und weltlicher Ideen klar zu legen. Ich 
hoffe, auf diese Studien, für welche ich seit Jahren das Material ge- 
sammelt habe, in nicht zu ferner Zeit zurückzukommen und dann wird 
sich auch Gelegenheit finden, auf die Aufstellüngen des Verf. im ein- 
zelnen einzugehen und speziell auch auf diejenigen Punkte, in denen 
er gegen mich polemisiert. Hier ist dazu nicht der Raum. Aber 
schon jetzt will ich konstatieren, dass der Forscher-Fleiss und die 
Forscher-Kraft des Verfassers unsere vollste Anerkennung verdienen. 
Das vorliegende Buch ist ein schöner Beweis deutscher selbstloser Ge- 
lehrsamkeit. Keine Darstellung des Eherechts und kein Kanonist 
wird in Zukunft an diesem Buche vorübergehen können; seine baldige 
Vollendung kann die Wissenschaft nur mit Spannung erwarten und 
sehnlichst erhoffen. 
Erlangen, März 1907. Sehling. 
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14. Hermelink*, Die theologische Fakultät in Tübingen vor 
der Reformation 1477—1534. Tübingen 1906, J. C. B. Mohr. Mk. 4,80. 

Diese gelehrte und höchst solide gearbeitete Schrift ist der erste 
Versuch, die Geschichte einer deutschen theologischen Fakultät dar- 
zustellen. Der erste Teil: Die äussere Geschichte der Fakultät, fällt 
auch in das Interessengebiet dieser Zeitschrift. Denn der Verf. er- 
örtert hier die Frage, ob die mittelalterlichen Universitäten als kirch- 
liche oder staatliche — besser gesagt: weltliche Institutionen — an- 
zusehen seien. Er entscheidet sich im Gegensatz zu Kaufmann für 
die erstere Meinung, und wenn wir auch nicht alle Argumente des 
Verf. uns aneignen möchten, so müssen wir doch zugeben, dass er für 
seine Meinung triftige Gründe beigebracht hat. E. Fr. 

15. Tröltsch, D. Trennung v. Staat u. Kirche, der staatl. Re- 
ligionsunterricht u. d. theol. Fakultäten. (Rede.) Tüb. 07. 

16. Hubrich, Beitr. z. preuss. Unterrichtsrecht. (Schluss.) 
Ann. d. D. Reichs 1907, 81. 
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IIl. Aktenstücke. 
Mitgeteilt von Friedberg. 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 


22. Pius X. Breve errichtend die Archikonfraternität Missae 
Reparatricis in Strassburg 20./2. 06. Le Can. count. 29, 719. 

23. Pius X. Enzykl. an d. französ. Episkopat, in welcher das 
Gesetz über Bildung von Kultgemeinden verworfen wird. 10'8 06. 
A. f.k. KR. 87, 108—111. 

Venerabilibus Fratribus Archiepiscopis et Episcopis Galliae 
PIUS PP. X. 
Venerabiles Fratres, salutem et Aposlolicam benedictlionem. 

Gravissimo officii munere defungimur, eoque iamdudum vobis de- 
bito, quibus post latam legem de (allicae Reipublicae Ecclesiaeque 
discidio edicturos Nos tempori significavimus, quid ad tuendam con- 
servandamque istic religionem facto opus esse arbitraremur. Equidem 
exspectationem desiderii vestri ut produceremus usque adhuc, non 
modo magnitudo et gravitas huius causae fecit, sed illa etiam singu- 
laris caritas, qua vos vestraque omnia, pro immortalibus nationis in 
Ecclesiam meritis, prosequimur. — Damnata igitur, ut debuimus, im- 
proba lege, id considerare diligentissime coepimus, ullamne demum 
eiusdem praescripta legis relinquerent Nobis facultatem ita ordinandae 
in Gallia religiosae rei, ut sacrosancta principia quibus Ecclesia nititur, 
nihil detrimenti caperent. In quo visum Nobis est, vos etiam Gallise 
Episcopos adhibere in consilium universos; indictoque vestro omnium 
conventu, hoc ipsum vobis maxime, de quo consultaretis, mandavimus. 
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Nunc autem, cognitis consultis vestris, exquisitis complurium Cardi- 
nalium sententiis, re diu et multum Nobiscum meditata, magrisque 
precibus implorato Pafre Juminum, omnino videmus faciendum, ut quod 
ipsi fere ad unum omnes censuistis, idem Nos Apostolica auctoritate 
confirmemus. Itaque de consociationibus civium, quales, divini cultus 
exercendi causä, lex constitui iubet, sic decernimus, nullo eas pacto 
conflari posse, quin sanctissima iura, quae ad vitam ipsam Ecclesiae 
pertinent, violentur. — Dimissis vero consociationibus istis, quas pro- 
bare Nos quidem conscientiä officii prohibemur, opportunum videri 
potest experiri, an liceat, earum loco, aliquod aliud institui consocia- 
tionum genus, quod simul legitimum sit et canonicum, atque ita labo- 
riosissima, quae imminent tempora, catholicis Gallis defendere. Pro- 
fecto tam sollicitos atque anxios ista Nos tenent, ut nihil magis; at- 
que utinam spes affulgeat, si non bona, at aliqua tamen, posse Nos, 
divino salvo iure, id inire experimenti, ut dilectos filios tantorum ma- 
lorum metu liberemus. At quoniam, hac manente lege, spes istius- 
modi nulla ostenditur, istud alterum consociationum tentare genus, ne- 
gamus fas esse, usque dum legitime certoque non constiterit, divinam 
Ecclesiae constitutionem, atque immutabilia Romani Pontificis et Epi- 
scoporum iura, eorumque in bona necessaria Ecclesiae, praecipue templa, 
potestatem, incolumia per consociationes easdem et tuta semper fore: 
contrarium velle Nos, nisi religionem officii deserendo, atque interitum 
Ecclesiae Gallicae conficiendo, non possumus. 

Restat, Venerabiles Fratres, ut vos, omni utentes ope, quacumque 
vos iura civitatis uti sinerint, disponendo instruendoque religioso cultui 
operam detis. Nec vero hac tanta in re tamque ardua passuri sumus 
Nostras desiderari partes. Utique licet absentes corpore, cogitatione 
tamen atque animo vobiscum erimus, vosque consilio atque auctoritate 
opportune iuvabimus. Quapropter animose suscipite, quod, suadente 
Ecclesiae patriaeque vestrae amore, imponimus vobis onus: ceterum 
conquiescite in bonitate providentis Dei, cuius tempestivum auxilium 
non defuturum Galliae omnino confidimus. 

JIamvero quibus criminationibus religionis hostes decreta haec 
mandataque Nostra sint excepturi, non difficile est prospicere. Con- 
tendent persuadere populo: nequaquam Nos Ecclesiae Gallicae salutem 
spectasse tantum; aliud etiam, alienum religione, habuisse propositum: 
invisam Nobis esse in Gallia formam Reipublicae, eiusque evertendae 
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Nos gratia velificari studiis partium: ea Nos abnuisse Gallis, quae non 
invite Apostolica Sedes aliis concessisset. Ista Nos et similia, quae, 
ut licet e certis quibusdam indiciis cernere, late ad irritandos animos 
spargentur in vulgus, iam nunc indignando denuntiamus esse falsis- 
sima, vestrumque, Venerabiles Fratres, et bonorum omnium erit red- 
arguere, ne scilicet imperitos ignarosqyue decipiant. — Nominatim vero 
quod ad illud attinet, faciliorem se alibi Ecclesiam impertivisse in 
causa simili, monstretis oportet, hoc eam fecisse, quum diversa prorsus 
verterentur momenta rerum, quumque praesertim divinis Hierarchiae 
rationibus aliquo saltem modo consultum esset. Quod si quaepiam 
civitas ita ab se segregavit Ecclesiam, ut plenam ei communis liber- 
tatis copiam fecerit, liberumque in propria bona arbitrium reliquerit, 
non uno quidem nomine iniuste se gessit, sed tamen in conditione 
Ecclesiam collocasse dicenda est non omnino intolerabili. Verum multo 
secus agitur hodie res in Gallia: ubi iniustae huius legis conditores 
instrumentum sibi comparasse non tam ad separandam a Republica 
Ecclesiam, quam ad opprimendam videntur. — Ita, studia pacis pro- 
fessi, concordiamque polliciti, inferunt religioni patriae bellum atrox, 
iniectisque acerrimarum contentionum facibus, cives cum civibus com- 
mittunt, quanta cum pernicie ipsius reipublicae, nemo non videt. Stu- 
debunt profecto certaminis huius et eorum quae secutura sunt, malo- 
rum in Nos transferre culpam. Sed quisquis facta sincero iudicio 
aestimaverit, quae Ipsi etiam in Litteris Encyclicis Verementer Nos 
attigimus, diiudicabit, utrum Nos reprehendendi simus qui, alias ex 
aliis perpessi iniurias toleranter, dilectae nationis causa, ad ultimum 
coacti sanctissimos Apostolici officii transire terminos, negavimus posse; 
an potius tota in eis culpa resideat, qui catholici nominis invidia ad 
haec usque extrema provecti sunt. 

At enim catholici ex Gallia homines, si vere suum Nobis obse- 
quium studiumque praestare volent, ita pro Ecclesia contendent, quem- 
admodum eos monuimus, constanter nimirum ac fortiter, nihil tamen 
seditiose violenterque faciendo. Non vi, sed constantia, tamquam in 
arce iustitiae collocati, frangent aliquando inimicorum contumaciam: 
intelligant vero, quod diximus iam iterumque est dicendum, ad hanc 
se victoriam nisuros frustra, nisi summa inter se coniunctione in tu 
telam religionis conspirarint. Nostram habent de nefastae legis usu 
sententiam: sequantur, ut oportet, volentibus animis; et, quidquid 
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quisque de hac ipsa re adhuc disputando tenuit, caveant, obsecramus, 
ne quis quem propterea offendat, quod melius viderit. Quid con- 
sentientium voluntatum connexarumque virium contentio possit, mature 
capiant ex adversariis documentum ; et quo pacto his licuit nequis- 
simam civitati imponere atque inurere legem, eodem nostris tollere 
eam licebit et exstinguere. — In tanto Galliae discrimine, si quidem 
universi omnes, quotquot maximum patriae bonum summa sibi ope 
tuendum putant, Nobiscum et cum Episcopis suis et inter se coniuncti, 
pro religione, quo modo opus est, elaborabunt, non solum non de- 
speranda Ecclesiae Gallicae salus est, sed sperandum brevi fore, ut 
ad dignitatem prosperitatemque pristinam resurgat. Nos, quin Nostris 
satisfacturi sint praescriptionibus et votis, minime dubitamus: interea 
divinam benignitatem conciliare vobis omnibus, patrocinio confisi Mariae 
Immaculatae, impense studebimus, 

Auspicem caelestium munerum ac testem paternae benevolentiae 
Nostrae, Vobis, Venerabiles Fratres, universaeque Gallorum genti 
Apostolicam benedictionem amantissime impertimus. 

Datum Romae apud S. Petrum, die x Augusti, in festo Sancti 
Laurentii Martyris, anno 1906, Pontificatus Nostri quarto. 

PIUS PP. X. 


24. Pius X. Enzykl. an die Bischöfe u. d. Volk Frankreichs 
6./1. 07. Le Can. cont. 30, 85. 

25. Pius X. Instruktion f. d. Bibelkommission z. Erteilung akad. 
Grade. A. f. k. KR. 87, 322. 

26. Decr. Congr. Inquisit. 22./8. 06 über die sanatio in ra- 
dicee. Le Can. cont. 30, 96. 

27. Decer. Congr. Inquisit. 5./X1I. 06 die Dispensation we- 
gen irreg. ex def. natal. ob haeresim parentum erteilt für Tonsur und 
niedere Weihen wirkt auch für die höheren. Le Can. cont. 30, 154. 

28. Poenit. Fünf Entscheidungen über die Exkummunikat. der 
Erwerber kirchlicher Güter und die Verpflichtung zu deren Restitution. 
Le Can. cont. 30, 190. 

29. Urk. d. Inkorporation d. Pfarrei Seckau zur Benedik- 
tiner-Abtei Seckau. 1./2. 06. A. f. k. KR. 87, 164. 
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23. Warneyer*, Jahrb. d. Entscheidungen. A, Zivil-, Han- 
dels- und Prozessrecht. 5. Jahrg. enthaltend die Literatur u. Recht- 
sprechung des Jahres 1906. Leipz. 07. Rossberg. 

Es ist zwar nur ein kleiner Teil des Buches (Eherecht), welches 
in den Interessenkreis dieser Ztschr. fällt. Dennoch nehmen wir gern 
die Gelegenheit wahr, den rüstigen Fortgang des nützlichen Unterneh- 
mens zu konstatieren. E. Fr. 

24. E.d.OLG.Colmar 19./06. 06 Eheanfechtung wegen Irrtums 
über Unbescholtenheit. Rechtssprüche der OLG. 14, 216. 

25. OLG. Karlsruhe 10./5. 06 Eheanfechtung wegen Dispo- 
sition zu Geisteskrankheiten. Ib. 217. 

26. E. KG. z. Berlin 26./X. 06. Geständnis kann im Ehepro- 
zess für die Bildung der richterl. Ueberzeugung frei verwertet werden. 
Seuffert H. 62, 211. Nr. 122. 

27. Preussen, E. d. OVG. VIII. Sen. 13./1. 05. Zwangseta- 
tisierung gegen Kirchengemeinden; kirchliche Bedürfnisse; zur Fest- 
stellung gesetzlicher Leistungen, welche aus dem kirchlichen Vermögen 
zu bestreiten sind oder den Pfarreingesessenen obliegen, sind in der 
Prov. Hannover nicht anders als in den älteren Landesteilen die Kon- 
sistorien nur zuständig, soweit es sich um kirchliche Bedürf- 
nisse handelt. Auch Leistungen, die zur Befriedigung kirchlicher 
Bedürfnisse bestimmt sind, unterliegen der Zwangsetatisierung nur 
dann, wenn das öffentliche Interesse die Ergänzung der Leistung er- 
fordert. Entsch. d. OVG. 48, 180. 

28. Eine Entscheidung d. Verwaltungsgerichtshofes über Gemeinde- 
beiträge z. Kirchenbauten in Oesterreich. A. f. k. KR. 87, 149. 


Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. 
Kirche, sowie die kath. und ev. Kirche gemeinsam. 


3. Sachsen. V. die kirchl. Begräbnissfeierlichkeiten auf den 
ev.-Juth. und den röm.-kath. Gottesäckern betr. 22./XI. 06. G. U 
VBl. 379. AKBI. 1907, 156. 

4. Sachsen. @. betr. d. Feuerbestattung 29./5. 06: AKBI. 07,40. 
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5. Oesterreich. neues Kongrua-gesetz 24./4. 07. AfKR. 87, 336. 
Dazu Min. V. 6./3. 07. Ib. 337. 

6. Frankreich. Ges. 2./1. 1907 inR. d. droit publ. t. XXIV. 
S. 106. (Wird abgedruckt werden.) 


Evangelische Kirchengesetze )). 


12. Preussen*, AH. E. betr. Abänderung des Reglem. f. d. ev. 
Stadtkonsistorium zu Breslau 3./1. 06. A. KBl. 07, 33, 

13. Preussen*, Bek. d. Staats-Minister. 30./6. 06 betr. die ge- 
genseitige Freilassung der Angehörigen des Preuss. Staates einerseits 
und der Angehörigen von England, Wales und Irland, sowie der Ver. 
Staaten v. Amerika anderseits von der Erhebung von Kirchensteuer. 
A. KBil. 1907, 2. 

14. Preussen. KG. betr. die Vergütung der Umzugskosten d. 
Geistl. d. ev.-luth. K.d. Prov. Hannover 13./XII. 06. Pr. Ges. S. 1907, 1. 

15. VikariatsOrdn. v. d. ev.-luth. K.d. Prov. Hann.* 19./XT. 06. 
A. KBl. 7, 9%. 

16. Sachsen. KG. z. Abänderung der Bestimmungen in den 
88 1, 2, 4, 5 d. KGes. v. 15./ VII. 91 die Pensionsberechtigung v. Kan- 
toren und Organisten, sowie Kirchen- u. anderen kirchl. Unterbeamten 
betr. 15./XI. 06. G. u. VBl. 393. Neue Publikation des ganzen Ge- 
setzes 395 ff. 

17. Sachsen. KG. betr. d. Reiseaufwand bei Gast- u. Probe- 
predigten, sowie die Umzugskosten bei Anstellungen u. Versetzungen 
d. ev.-luth. Geistlichen 19./XI. 06. G. u. VBl. 401. 

18. Sachsen. KG. betr. d. Aufwand f. d. Stellvertretung d. 
(Geistl. u. KDiener 19./XI. 06. G. u. VBl.397. Dazu Ausf.V. 10./XI. 
06. 1900. 

19. Sachsen. KG. zu weiterer Abänderung der KV. u. SO. 
v. 30./3. 68. v. 22./XI. 06. G. u. VBl. 405. Danach ist durch Bek. 
22.XI. 06 eine Republikation d. KV. u. SO. erfolgt. 412 fl. Dazu 
Ausf.V. 30./XI. 06. ib. 432. 

20. Baden. Bek. d. OKR. betr. d. Kirchensteuern 11./X1I. 06 
A. KBl. 07, 161. 


! Die mit * versehenen Gesetze werden in der Sammlung der Verfas- 
sungsgesetze mit abgedruckt werden. 
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21. Baden*. Landeskirchensteuerges. 20./XI. 06. A. KBl. 07,178. 
22. Oldenburg. (G. betr. d. Gnadenzeit d. Hinterbliebenen v. 


Organisten u. Küstern 19./XI. 06. A. KBl. 07, 204. 


23. Waldeck*, KG. betr. d. Zugehörigkeit z. Landeskirche. 


18./2. 07. G. VBI. 7. 


24. Waldeck* KG. betr. Abänderung der SO. 18./2. 07. (. 


u. VBl. 10. 
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Rechtliche Stellung des württembergischen Konsisto- 
riums, geschichtlich entwickelt. 


Von 


Regierungs-Assessor Dr. Frauer 
in Ebersbach a. Fils. 


[Schluss.] 


II. Teil. Die Zeit der Entwicklung des Staatsgedankens. 
A. Geschichtliche Darstellung. 


Die Aenderungen, die die nachfolgenden zwei Jahrhunderte 
an dem Werk Herzog Christophs vornahmen, sind, äusserlich be- 
trachtet, wenig einschneidender Natur. 

Im Jahre 1665 bezw. 1668! kam die Stelle des Landhof- 
meisters, der bisher der Chef der ganzen Landesverwaltung ge- 
wesen war, in Abgang?. Er war entbehrlich geworden durch die 
Bestellung des kollegialisch organisierten Geheimerats, der nach 
mehreren Versuchen im Jahr 1629 (Hauptlandtagsabschied vom 
23. Dezember 1629)? als dauernde Einrichtung geschaffen wurde 


und zur unmittelbaren Beratung des Landesherrn, sowie zur 
mm _ 


"1665 Amtsverzicht, 1668 Tod des Landhofmeisters Wolf Georg Graf 
zu Kastell, s. Georgii, württ. Dienerbuch S. 8. 

° Wintterlin I. Teil S. 65 Anm. 2. 

® Reyscher II 328 ff. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XVII. 3. 9] 
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Aufsichtführung über die ganze Landesverwaltung einschliesslich 
der kirchlichen Angelegenheiten bestimmt war. Während seine 
Aufgaben im Jalır 1629 nur allgemein dahin bestimmt waren, 
„dass derselbe der Herrschaft und allgemeiner Landschaft Nutzen 
zueschaffen, schaden und nachteil zu warnen und zuewenden ver- 
pflichtet sein solle“!, wurde sein Geschäftskreis durch die 
Kanzleiordnung vom 1. September 1660 im einzelnen festgelegt “ 

Aber auch der andere Superattendent des Kirchenrats ver 
schwand, der Propst zu Stuttgart, im Jahre 1688°. Nach Wint- 
terlin® war von 1699—1704 die Oberaufsicht im Konsistoriun 
noch einem Stiftsprediger übertragen; aber dann wurde auch m 
Konsistorium zur Besorgung der Funktionen des nie- 
mand mehr bestellt. 

Die zweite Aenderung, die das 17. Jahrhundert brachte, ist 
die Trennung des Kirchenrats in die zwei Kollegien des Kirchen- 
rats und Konsistoriums mit je einem besonderen Direktor. 

Der Bezeichnung Konsistorium sind wir schon in der Gros- 
sen Kirchenordnung begegnet. Auch wurde z. B. schon m 
Anfang des 17. Jahrhunderts in den „notae oder Fragstuck über 
die Cantzleyordnung, von weyl. H. Cantzler Burckhardtus zu- 
samben getragen“® das Konsistorium als besondere Abteilung 
neben dem Kirchenrat abgehandelt. Seit der Kanzleiordnung 
von 1660 hatte sich dann diese Bezeichnung für die aus dre 
Theologen und einem weltlichen Rat bestehende Kirchenratsab- 
teilung eingebürgert. Im Jahr 1698 erhielt diese Abteilung auch 
einen besonderen Direktor, und der Geschäftskreis zwischen den 
beiden, jetzt getrennte Behörden darstellenden Abteilungen wurde 
im Anschluss an die in der Grossen Kirchenordnung getroffene 
Regelung dahin festgestellt, dass der Kirchenrat die Kirchen 


! Reyscher II 334. 

? Reyscher XIII 365, bes. S. 389 ff. 

® Wintterlin I 97 (andere Jahreszahl bei Eisenlohr $. 142). 
* Wintterlin I 97 Anm. 2. 

5 S. oben 8. 60. 

° Staatsarchiv. 
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gutsverwaltung zu besorgen hatte, während dem Konsistorium 
die Aufsicht über Lehre und Leben der Geistlichen, ihre Prü- 
fung und Ernennung, sowie die Aufsicht über höhere und nie- 
dere Schulen verblieb. Der gemeinsamen Beratung beider Ab- 
tellungen blieb nur noch weniges vorbehalten: Entscheidung 
über Aufnahme von Studiosen in die Klöster und das theolo- 
gische Stipendium, Vergebung von Subsidien an bedürftige Stu- 
denten und Aufsicht über Hof- und Kirchenmusik!., 

Das Konsistorium bestand nun aus einem Direktor, drei 
geistlichen Räten und dem Kirchenkastenadvokaten, der in der 
Grossen Kirchenordnung „Advokat in Kirchensachen“ genannt 
war, und einem Sekretarius?. 

Durch Fürstliches Reskript vom 23. September 1737 wurde 
ein Mitglied des Geheimen Rats mit dem Präsidium beim Kon- 
sistorium betraut: „weil wir für nötig erachtet haben, unser fürst- 
liches Konsistorium mit unserem vormundschaftlichen fürstlichen 
Geheimeratscollegio jetzo und künftighin wiederum in genauere 
connexion, wie es in vorigen Zeiten auch gewesen, zu setzen“ ?, 
und durch Resolution vom 8. Oktober 1737 wurde die Massregel 
nochmals begründet, „da das fürstliche consistorium mit dem 
fürstl. vormundschaftlichen Geheimen Rat durch eine in beiden 
collegiis anwohnende Person verbunden werden sollte“*. Die 
Stelle des Direktors blieb aber daneben erhalten. 

In diese Periode gehören aber auch noch die Aenderungen, 
welche die Regierungszeit König Friedrichs gebracht hat. Sie 
haben dann der neuen Entwicklung, welche in der Regierungs- 
zeit König Wilhelms I. zum Durchbruch kam, die Wege ge- 
bahnt. 

Es ist hier zu erinnern an die Aufhebung des Kirchenrats 
und die Vereinigung desselben mit dem Oberfinanzdepartement 


‘ Hermelink, Geschichte des allg. Kirchenguts, Jahrb. 1903, 2. Heft S. 73. 
? Binder S. 22. 

® Staatsarchiv; Binder S. 22 und Eisenlohr S. 143, Wintterlin I 97. 

* Staatsarchiv. 
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durch das Generalreskript vom 2. Januar 1806!, an das Dekret 
vom 7. Januar 1806°?, das den Geheimen Rat aufhob, an das 
Örganisationsmanifest vom 18. März 1806, das als oberstes 
Glied der Alt- und Neuwürttemberg umfassenden kirchlichen 
Organisation ein besonderes „geistliches Departement“ mit einem 
Departementschef errichtete und zugleich unter Aufhebung der 
Waldenserdeputation, die aber dem Konsistorium in keiner Weise 
unterstanden hatte®, das reformierte Kirchenwesen der Leitung 
des Konsistoriums unterordnete.e Dem Konsistorium wurde die 
Ernennung der Pfarrer, sowie die gesamte Leitung des höheren 
Schulwesens entzogen; jene behielt sich der Landesherr selbst 
vor, für diese wurde eine eigene Behörde bestellt®. Als Rest 
seiner ehemaligen Zuständigkeit in Schulsachen blieb ihm nur 
noch die Aufsicht über die niederen evangelischen Lateinschulen 
und sämtliche evangelische Volksschulen®. Das wichtigste aber 
war das Religionsedikt vom 15. Oktober 1806’. Damit wurde 
jeder der drei im Reich aufgenommenen Religionsparteien freie 
und ungehinderte Religionsübung im ganzen Umfang des König- 
reichs zugesichert und jeder Kirche der gleiche Anspruch auf 
den königlichen Schutz zugestanden; die Verschiedenheit des 
Glaubensbekenntnisses hinderte nicht mehr am völligen Genuss 
bürgerlicher Rechte und an der Bekleidung aller im Staat zu 
vergebenden Aemter. 


B. Allgemeine Anschauungen über das Ver 
hältnis von Kirche und Staat. 


Werfen wir wieder zum Verständnis der an der Stellung 
der obersten kirchlichen Behörde vorgenommenen Aenderungen 


! Reyscher III 243. 

? Reyscher III 245; s. auch Wintterlin I 238 u. ff. 

® Reyscher Ill 247 u. #.; Wintterlin I 195—199. 

* Reyscher VIII 498 u. fl.; Stälin 8. 187. 

5 Reg.Bl. 1806 Nr. 4. 

° Kgl. Reskript vom 22. Juni 1806, Wintterlin I S. 308. 
° Reyscher IX 68. Reg.Bl. 1807 8. 609. 
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einen Blick auf die allgemeinen Anschauungen dieser Zeit, so- 
weit sie sich auch in Württemberg bemerkbar machen. 

Die Fürsten des Reformationszeitalters hatten die zur Lei- 
tung der kirchlichen Landesangelegenheiten berufenen Behörden 
sich unmittelbar unterstellt, weil ihnen die Sorge für diese Auf- 
gabe persönliche Gewissenssache war. Jetzt ist es anders. Die 
Verwüstungen des dreissigjährigen Kriegs machen es zur Haupt- 
aufgabe, vorerst einmal die Fürsorge für die weltlichen Inter- 
essen ins Auge zu fassen, und es wird das Wohl des Staates, 
nicht mehr das Gebot Gottes zur Richtschnur für die Regierung 
des Fürsten. 

Dazu kommt, dass unter dem Eindruck der Religionskriege 
allmählich eine erklärliche Abneigung gegen alle religiösen 
Streitigkeiten Platz greifen musste!. Die Staatsmänner dieser 
Zeit lernten die Differenzen religiöser, konfessioneller Natur be- 
handeln nach politischen Gesichtspunkten und vergassen darnach 
zu fragen, auf welcher Seite das untrügliche Wort Gottes zu 
finden sei. Die Aufgabe des Staats konnte nicht die Sorge für 
das Seelenheil seiner Untertanen sein, denn damit gefährdete er, 
wie die letzten Jahrzehnte gezeigt hatten, sein eigenes Dasein. 
Um die für das Gedeihen des Staats gefährlichen religiösen 
Zwistigkeiten aus dem Weg zu räumen, wurden allerorten Unter- 
suchungen über die Möglichkeit einer Wiedervereinigung der ge- 
trennten Konfessionen angestellt; das, was sie trennte, erschien 
nebensächlich und willkürlich. Selbst die Arbeit eines Hugo 
Grotius galt zum guten Teil solchen Untersuchungen‘. 

Den äusseren Ursachen zu diesen Aenderungen treten noch 
eine Reihe von jenen Verhältnissen mitbeeinflusster, aber doch 
auch selbständig sich entwickelnder Faktoren hinzu. Vor allem 
die Verdrängung der gesamten mittelalterlichen religiösen Welt- 
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anschauung, die sich in den Aenderungen der Anschauungen auf 
dem Gebiet der Naturwissenschaft, vor allem aber auch auf dem 
des Rechts und der Politik offenbarte.e Der Zweck des Staats, 
seine besonderen, weltlichen Aufgaben, seine unbeschränkten 
Machtmittel, seine unbedingte Notwendigkeit für das Wohl der 
Gesamtheit, das sind jetzt die Fragen, die das geistige Interesse 
in Anspruch nehmen. Der Staat ist nach Grotius: „coetus per- 
fectus liberorum hominun, iuris fruendi et communis utilitatis 
causa sociatus!. Wenn wir uns erinnern, dass diese Gedanken 
des Grotius im Verein mit den Ausführungen von Hobbes? und 
Spinoza® zunächst den wissenschaftlichen Untersuchungen, dann 
aber auch der praktischen Politik des 17. und 18. Jahrhunderts 
ihr Gepräge gegeben haben, so werden wir uns der völligen 
Wandlung der Anschauungen über Umfang und Zweck der 
Staatstätigkeit gegenüber dem Reformationszeitalter bewusst. 
Der Träger der Staatsgewalt ist jetzt keinesfalls mehr ver- 
antwortlich für das Seelenheil seiner Untertanen. Er darf nicht 
einmal mehr die Herstellung der Glaubenseinheit in seinen Land 
als seine Aufgabe betrachten, soweit nicht das Staatsinteresse 
dies verlangt. Damit würde er von den Staatskräften einen ihrer 
eigentlichen Aufgabe zuwiderlaufenden Gebrauch machen‘. „Der 
Fürst muss alle Religionen tolerieren, sie mögen auch sein, welche 
sie wollen*5. Denn die Obrigkeiten sind ja allein deswegen ge 
setzt, „die securitatem publicam zu erhalten und fest zu setzen“ ‘, 
und „da der Obrigkeit kein Recht von Gott gegeben ist, von der 
Wahrheit der Religion als Richterin zu urteilen, da ferner die 
selbe nach aller Geständnis hierin sich eben so sehr als die Unter- 
tanen irren kann, so folget von selbsten, dass sie ihre Unter- 
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tanen zu gewissen Religionsmeinungen nicht zwingen, noch die- 
jenige, die sie vor Irrtümer hält, verbieten oder bestrafen kann, 
sondern sie muss einen jeden seines Glaubens leben lassen“ !., 
Wohl gehört auch jetzt noch die Sorge für die Religion zu den 
Aufgaben des Staats, aber wie er diese Aufgabe aufzufassen hat, 
sagt uns Thomasius mit den Worten: „religiones debent dirigi 
secundum utilitatem singularum rerumpublicarum“ 2, 

Aber nicht bloss der Staatsgedanke erfährt in dieser Zeit 
eine Verweltlichung, sondern in notwendiger Folge hievon auch 
die Anschauung über die Kirche selbst. Das Reformationszeit- 
alter kannte nur die unsichtbare Kirche, die in jeder Versamm- 
lung um recht Wort und Sakrament zur Erscheinung kommt. 
Jetzt wird der Charakter des Gemeinwesens ein ausgesprochen 
weltlicher. Seine Ordnungen haben nicht mehr religiösen und 
weltlichen Zwecken zugleich zu dienen, wie zur Reformationszeit. 
Es ist nur noch Staat, weltliches Gemeinwesen. Soweit 
ihm die Fürsorge für religiöse Interessen nicht von Nutzen ist, 
überlässt er das der „Kirche“, die ebendamit die Stellung eines 
besonderen, zu bestimmten Zwecken gegründeten Verbandes er- 
hält. Die Kirche gehört, „sicuti alia collegia in civitatibus‘, zu 
den „societates aequales“®, und zwar ist sie die „societas homi- 
num, inter se per eandem confessionem fidei unitorum, ad reli- 
gionis christianae scopum obtinendum“ * oder „die Gesellschaft 
derer, die, um ihres Gottesdiensts nach der Verordnung Uhristi 
zu pflegen, sich versammeln“5. Der Kirchenzweck ist also die 
Gottesverehrung, die einzelnen Kirchen scheiden sich nach der 
Art ihrer Gottesverehrung und ihrer Glaubensanschauungen, wie 
sie in den einzelnen Bekenntnissen niedergelegt sind. Letztere, 
die ursprünglich lediglich Ausdruck persönlicher Glaubensüber- 
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zeugung waren, erhalten eben dadurch die Bedeutung eines ord- 
nenden Prinzips, und der Begriff der Kirche kann jetzt dahin 
bestimmt werden, dass sie ist „eine Gesellschaft, deren Glieder 
sich durch Uebereinstimmung des Glaubens zur gemeinschaft- 
lichen Ausübung der durch denselben bestimmten religiösen 
Handlungen verbunden haben“!., So wird die Kirche, wie der 
Staat, der naturrechtlichen Auffassung vom Gesellschaftsvertrag 
zugänglich gemacht. 

Aber ebendamit muss sie das Schicksal aller Verbände im 
Zeitalter des absoluten Staates teilen und sich gefallen lassen, 
dass ihre Tätigkeit bis ins einzelne überwacht und ihre Zwecke 
den Staatszwecken dienstbar gemacht werden. Gerade der Kirche 
gegenüber, deren rechtliche Selbständigkeit sich eben erst zu ent- 
wickeln begann, ging diese Einordnung der kirchlichen Tätigkeit 
in die alles umfassenden Staatsaufgaben soweit, dass es im all- 
gemeinen richtig ist zu betonen: „diese Auffassung verneinte ge- 
radezu, dass die Kirche eine besondere Lebensordnung mit einen 
eigenen und durch kirchliche Mittel wirkenden Regiment sei“ *. 

Andererseits ist zum Verständnis der ferneren Entwicklung 
nicht ausser acht zu lassen, dass schon bei Vertretern dieser 
Auffassung eine Begrenzung der dem Staat gegenüber der kirch- 
lichen Gesellschaft zustehenden Rechte versucht wird. Schon 
J. H. Böhmer redet davon, dass die dem Staat gegenüber der 
Kirche zustehenden Rechte „non ex translatione iurium col- 
legialium ab ecclesiis in principes“® herrühren. Im allge- 
meinen fasst man die Gesamtheit der rechtlichen Beziehungen 
zwischen dem souveränen Staat und der kirchlichen Gesellschaft 
im 17. und 18. Jahrhundert unter dem Begriff des ius circa sacra 
maiestaticum * zusammen. Dieses „Hoheitsrecht in Ansehung der 
Religion steht jedem Regenten in jedem Staat vermöge der höch- 
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sten Gewalt ipso iure zu; er hat nicht mehr Rechte in Ansehung 
der kirchlichen Gesellschaft, wenn er auch gleicher Religion oder 
gar Mitglied derselben ist, und er hat nicht weniger, wenn ers 
nicht ist“1. Und deshalb sagt auch J. H. Böhmer ausdrücklich: 
„Status A. C. ius sacrorum in suis territoriis universaliter exer- 
cent iure superioritatis sacrae . . . adeoque duplicem non ge- 
runt personam“?, Wie weit freilich dieses staatliche ius circa 
sacra maiestaticum zu gehen hat, das wird in der Praxis die- 
ser Periode lediglich durch das Interesse des Staates selbst be- 
stimmt. 


C. Rechtliche Ordnungin Württemberg. 


In Württemberg finden wir bei Betrachtung der rechtlichen 
Stellung der kirchlichen Behörden weniger die praktischen Fol- 
gerungen aus der Umbildung, Veräusserlichung des Kirchenbe- 
griffs, als vielmehr die Ergebnisse der Bereicherung und Aus- 
gestaltung des Staatsbegriffs; und auch letzteres trifft für die 
ganze Zeit des 17. und 18. Jahrhunderts in Württemberg in ge- 
ringerem Grade zu, als in andern deutschen Territorien. Beides 
ist zu erklären einmal aus der Besonderheit der württembergi- 
schen Verfassungsgeschichte, die eine Erhaltung des altständi- 
schen Patrimonialstaates bis ins 19. Jahrhundert aufweist, sodann 
aus der von Herzog Christoph geschaffenen Landesordnung, die 
eine besonders enge Verbindung weltlicher und kirchlicher Or- 
ganisation darstellt und deshalb der Ausprägung eines besonde- 
ren Kirchenbegriffs nur langsam Raum bot; endlich aber aus der 
Tatsache, dass Württemberg ein durchaus protestantisches Ge- 
meinwesen war und blieb, das auf Grund des Westfälischen Frie- 
dens fast gar keine andern Religionsverwandten zu dulden brauchte 
und das sich deshalb auch für die Regierungszeit katholischer 
Herzöge seinen Bekenntnisstand und die bisherige Verknüpfung 
der staatlichen und kirchlichen Organisation durch die Religions- 
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reversalien zu sichern wusste. 

Auch in Württemberg werden die das Reformationszeitalter 
beherrschenden religiösen Interessen von der Herrschaft des 
Staatsgedankens allmählich verdrängt. Das zeigt uns die Klage 
des württembergischen Hofpredigers und Konsistorialrats J. V. An- 
dreae (1586—1654): „male metuo, ne spiritus politicus ecclesian 
tanquam iure belli captam et mancipatam totam subigat, cuius 
non levia sunt apud nos indicia“ !, 

Die Sorge für Reinhert der Lehre gehörte freilich für einen 
Herzog Friedrich (1593—1608) zu seinen wichtigen Herrscher- 
aufgaben ?, Aber doch ergriff schon er die rein weltlichen Staatsauf- 
gaben mit ungleich grösserem Interesse®. Ueber die Zeit nach 
dem dreissigjährigen Krieg sagt Spittler: „Gottesdienste, Buss- 
und Bettage wurden nicht mehr ganz pünktlich gehalten, der 
Hofprediger hatte von seinem Ansehen verloren, die Fürsten 
versicherten nicht mehr so häufig bei der Konkordienformel zu 
bleiben, kaum dass der Augsburger Konfession noch gedacht 
wurde“®. Und über die Zeit unter Eberhard Ludwig fällt er 
das Urteil: „Der Ton bei Hofe wurde allmählich vornehmer, 
wenigstens findet man nicht mehr, dass sich der Herzog um die 
Buss- und Bettage bekümmerte und das Ansehen des Hofpre- 
digers sank sichtbar zum blossen Prediger herab. .. Bei Hofe 
wusste man nichts mehr von der Konkordienformel. ... Das 
Konsistorialansehen blieb noch eine Zeitlang nur deswegen, weil 
die auszeichnende Gelegenheit fehlte, wo sich zeigen konnte, dass 
es nur Prätension sei“, 

Und doch bietet uns ein Blick in die Geschichte dieser gan- 
zen Periode das merkwürdige Bild, dass die Staatsgewalt sich 
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gar nicht genug tun konnte in dem Erlass von Mandaten und 
Reskripten zum Schutz religiös-kirchlicher Interessen, viel mehr 
als in der Reformationszeit. Das ist nicht lediglich zu erklären 
aus der Tatsache, dass der württembergischen Kirche immer 
wieder geistvolle und energische Männer gegeben wurden, son- 
dern vor allem eben aus der Eigentümlichkeit der von Herzog 
Christoph geschaffenen Landesordnung. In ihr war der Gedanke, 
dass weltliche Gewalt religiös-kirchlichen Interessen zu dienen 
habe, besonders lebhaft ergriffen und bis ins einzelne folgerichtig 
durchgeführt worden. Und da diese Ordnung im ganzen unan- 
getastet blieb, äusserte dieser Gedanke seine Wirkungen auch 
noch in einer Zeit, als die religiöse Lebendigkeit, die in der Re- 
formationszeit Fürst, Räte und Volk beseelt hatte, in weiten 
Kreisen einer religiösen Lauheit und sittlichen Laxheit ge- 
wichen war. 

Den alten Gedanken von dem sittlich-religiösen Gemein- 
wesen, vertreten von einzelnen lebensvollen und charakterfesten 
Männern und geschützt durch die überkommenen Formen der 
Landesordnung, macht sich die Staatsgewalt immer noch dienst- 
bar durch Erlass von Vorschriften aller Art. Aber da sie nicht 
mehr getragen sind von einer allgemeinen, alle Kreise durch- 
dringenden Ueberzeugung, bleiben sie eben auf dem Papier stehen, 
woraus sich ihre grosse Anzahl dann allzugut erklärt. Sehr 
sorgfältig wird vor allem gewacht über die Reinhaltung des 
Glaubensstandes des Landes und für die Durchführung der für 
die religiös-sittliche Erziehung des Volkes erlassenen Anordnun- 
gen. Davon zeugen eine ganze Anzahl von Reskripten: General- 
reskript vom 10. Januar 1650 betr. die Aufnalıme von fremden 
Religionsverwandten!, Verordnung betr. das Verhalten gegen die 
Katholiken vom 28. Mai 1656?, Fürstliche Ordnung wegen ÜCon- 
formität der Kirchenceremonien von 16683, die Edikte betr. die 
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Pietisten und Separatisten vom 28. Februar 1694!, vom Okto- 
ber 1703?, vom 12. August 1706°?, vom 2. März 1707*, Chur- 
fürstliche Verordnung betr. die Behandlung der Separatisten, rom 
27. Dezember 18035. Hieher gehört auch das bekannte General- 
reskript betr. Ausbreitung pelagianischer und materialistischer 
Grundsätze vom 12. Februar 1780°. Bezeichnend ist schon im 
Gegensatz zur Reformationszeit, dass es eine „Landesreligion- 
gibt, über deren Bestand die Behörde zu wachen hat, so z. B. 
im Generaireskript vom 22. Februar 1781‘. Selbst in dem durch 
den Krieg ausgesogenen und verwüsteten Land finden nur die 
„umb der waren Religion willen bedrangten und verfolgten Leute* 
aus den kaiserlichen Erblanden Unterschlauf, freilich nicht alleın 
der christlichen Liebe halber, sondern um die „durch vorgeweste 
Krieg, Hunger und Pestilenz an Mannschaft allerdings ausge- 
lärte Landen wieder nach und nach mehreres zu populieren“ 
(Verordnung vom 24. Mai 1653)® und die Milde des gegen die 
im Land ansässigen Katholiken ergangenen Edikts vom 28, Mai 
1656° ist wohl eben nur mit Rücksicht auf die Bevölkerungs- 
interessen des Landes zu erklären. 

Ebenso wurden, obgieich die lebendige Ueberzeugung, dass 
die Obrigkeit dem Wort und Reich Gottes dienen soll !%, erstor- 
ben war, dennoch den bestehenden Ordnungen zufolge die welt- 
lichen Beamten immer wieder durch Verordnungen, die von den 
alten von der Reformationszeit überkommenen Anschauungen 
ausgingen, mit der Fürsorge für religiös-sittliche Zwecke beauf- 
tragt. In dieser Beziehung ist zu erwähnen der Befehl zur 
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Unterschrift der formula concordiae von seiten aller Beamten, 
vom 9. Dezember 1667!, das Generalreskript vom 15. Juni 1696 
betr. Vollziehung der Verordnungen wegen der Katechisations- 
anstalten ?, vom 4. Juni 1727 betr. Polizei-, Kirchen-, Schul- 
und Armenkastensachen ?, Dekret vom 18. September 1743 betr. 
Besuch des wöchentlichen Gottesdienstes und Unterschrift der 
formula concordiae durch die Kanzleiverwandte *, Generalre- 
skript verschiedene Kirchen- und Schulsachen betr., vom 6. De- 
zember 1791°, Generalreskript betreffend die Sonntagsheiligung 
vom 5. April 1794°. Am 4. Juli 1682 war ein Dekret an den 
Hofmarschall und die Oberräte ergangen, wornach die Hof- und 
Kanzleiverwandte zum Zweck der Kontrolle ihres Abendmahls- 
besuches „zu Bezeugung ihres christlichen Gemüts und Beförde- 
rung ihres und der ihrigen Heils sich nicht weigern sollen, alle 
ihre und alle der ihrigen Kinder und Gesindes Namen“ auf einem 
dazu verordneten und von Haus zu Haus herum gehenden Ver- 
zeichnis anzuzeigen und aufschreiben zu lassen ”. 

Wie vor den allmählich in den Vordergrund tretenden Rück- 
sichten auf allgemeine, äussere Landesinteressen die in Würt- 
temberg immer noch starken Anschauungen von dem Erforder- 
nis der Einheitlichkeit der Landesreligion und der untrennbaren 
Einheit von weltlichem und religiösem Gemeinwesen zurückzu- 
weichen haben, das zeigen besonders anschaulich die „Artikel, 
worauf die Waldenser in das Herzogtum Württemberg rezipiert 
wurden“ vom 27. September 1699. Dort wird der Staatsgewalt 
nur vorbehalten: „was entweder von der geistlichen Jurisdiktion 
und unserer landesfürstlichen Oberherrlichkeit dependieret oder 
sonst von einiger Erheblichkeit sich befindet“. Durch die ver- 
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liehenen Privilegien soll „unseren landesfürstlichen Herrlich- und 
Gerechtigkeiten, Civil- oder Criminaljustiz, noch dem iuri circa 
sacra und unserer geistlichen Jurisdiktion nichts präjudizieret 
und benommen werden“!. Hier tritt also auch schon die Ver- 
wendung des Begrifis der iura circa sacra hervor, die nach Tho- 
masius der Fürsten bestes Regal?, mit a. W. ein wesentliches 
Stück der Staatshoheit sind. Ebenso ist in einem von Kolb 
mitgeteilten Gutachten des Geheimen Rats vom 15. November 
1707 schon davon geredet, „dass von dem Herzog als summus 
episcopus alle Episkopalrechte, also auch die Bestellung und 
Konfirmation der Pfarreien originarie abhängen“ 3. Andererseits 
ist auch in einer nicht eingereichten Vorstellung des Konsisto- 
riums vom Jahr 1739 ein ius circa sacra des Fürsten, „das in 
superioritate territorii allein fest wurzle* anerkannt. Aber ım 
Gegensatz ist ebendort betont, „dass die besondere Verfassung 
der Kirche nicht aus dieser superiorität per se entsprungen sei, 
sondern aus den Prinzipien ihrer eigenen Religion und daher 
nach der Natur derselben zu administrieren“*. Und ein General- 
reskript vom 17. Mai 1727 betr. die Beaufsichtigung der Wall 
von Geistlichen durch Magistrate als Patrone erklärt der Herzog 
zugleich als Landesfürst und in gleicher Weise als oberster Bi- 
schof für notwendig erachtet zu haben. Weiter ist z. B. in 
dem Statat des Konsistorialvizedirektors v. Pfeil vom 16. Juni 1728 
bestimmt: „Er soll unsere fürstliche Ober- und Gerechtigkeiten, 
absonderlich aber die uns zustehende iura circa sacra und an- 
dere zu unserem fürstlichen consistorio gehörige Sachen wohl 
und fleissig in Acht nehmen“ ®. 

Was für die rechtliche Stellung der kirchlichen Behörde in 
diesem Zeitraum das Bezeichnende ist, ist deren Unterstellung 
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unter die oberste staatliche Behörde, unter den Geheimen Rat, 
die durch die g. Kanzleiordnung von 1660 verfügt wurde. Die- 
selbe bestimmte über diesen Punkt: „Unser ernstlicher Befehl, 
Will und Meinung ist, dass unser Kammermeister, Vizekammer- 
meister, Direktor, Rentkammer und Kirchenrät, all unseren, auch 
aus unserem (Geheimen Regimentsrat ergehenden Ordnungen, 
Resolutionen und Befehlen jederzeit gehorsamlich nachkommen, 
auch darob steif halten“!. Der Kirchenrat war von jetzt ab 
vollständig dem Geheimen Rat untergeordnet. Ihm war in allen 
wichtigen Angelegenheiten Bericht zu erstatten und nur mit 
seinem Gutachten gingen die Anträge des Kirchenrats an den 
Landesherrn. „Die Synodalrezesse mussten von da ab vom Ge- 
heimen Rat bestätigt werden und waren damit für alle Beamten 
verbindlich“ ?. Der Kirchenrat war hinsichtlich der Unterord- 
nung unter den Geheimen Rat völlig gleich gestellt dem Oberrat, 
der seit 1710 den Namen Regierungsrat führt?, sowie der Rent- 
kammer. 

Wie weit diese Unterordnung ging, lässt ein Dekret vom 
20. August 1704 ersehen. Darin werden die fürstlichen Konsi- 
storialräte erinnert, dass sie hinfür sich mehrerer Einigkeit und 
Harmonie unter sich befleissen sollen, und da sowohl in doctri- 
nalibus, als den vorkommenden practicis einer von dem andern 
dissentiert, dass er seinen dissensum bescheidtenlich und ohne 
Bitterkeit vorbringe und sich alles Schmähens und Schändens 
oder Verketzerns ins Gesicht oder hinterrucks enthalte und da- 
mit andern nachgesetzten ein rechtes Beispiel in der Verträg- 
lichkeit und guten Einverständnisses gebe, oder da je einer wider 
den andern etwas zu klagen hätte und solches in collegio nicht 
abgetan werden könnte, sollen sie dasselbe zum Geheimen Re- 
gimentsrat zu behöriger Entscheidung gelangen lassen. Dem- 
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gemäss ist auch in den Reversen der Kirchenratsdirektoren und 
-Vizedirektoren die Verpflichtung enthalten, dass sie, „wenn es 
der Sachen Wichtigkeit erfordert, mit höchstermalt Ihrer frstl. 
Durchlaucht Oberräten kommunizieren und in dem Vormund- 
schaftlichen Geheimen Ratscollegio referieren* wollen!. Hier 
mag auch auf ein Gutachten des Geheimen Rats vom 11. August 
1683 hingewiesen werden, in dem die Frage, ob der Kirchenrats- 
vizedirektor den Rang vor den ÖOberräten beanspruchen könne, 
verneint ist, unter anderem mit der Begründung, weil derselbe 
„kein Canzlei- oder auch Öberratsdirektor, sondern ein Dirigent 
in dem nachgesetzten Collegio des Kirchenrats ist“? 

Zwar haben wir gesehen, dass schon Herzog Christoph für 
wichtige Sachen dem Kirchenrat freistellte, ein Gutachten des 
Oberrats einzuholen®. Aber damit war eine Unterstellung des 
Kirchenrats unter den Oberrat nicht verbunden. Jetzt aber ıst 
die zur Leitung der kirchlichen Landesangelegenheiten berufene 
Behörde nur noch Mittelbehörde und verpflichtet, den Befehlen 
der höchsten Landesverwaltungsbehörde Folge zu leisten. Mit 
dieser Unterordnung war auch in Württemberg „die Einverleibung 
der Kirche in die Staatsverwaltung vollzogen“ *. 

Die dem Landesherrn gegenüber der Landeskirche zustehen- 
den iura circa sacra im einzelnen festzulegen, lag in Württem- 
berg für damals noch weniger ein Anlass vor, als anderwärts. 
Aber nicht, weil dem Landesherrn nach damaliger Auffassung 
neben der Kirchenhoheit auch das Kirchenregiment der evange- 
lischen Landeskirche zugestanden hätte. In dieser Art die Ge- 


ı Revers des Vizedirektors Kulpis vom 16. Juli 1686, ähnlich Revers 
les Kirchenkastenadvokaten Datt vom 14. Jan. 1695, Staatsarchiv. 

? Staatsarchiv; durch Dekret vom 11. Aug. 1683 (Staatsarchiv) wurde 
„aus besonderen Ursachen“ zwei Oberräten der Rang vor dem Kirchenrats- 
direktor vorbehalten und durch Dekret vom 14. Sept. 1722 (Staatsarchir) 
wird dem Vizekonsistorialdirektor der Rang nach den adligen und vor den 
gelehrten Regierungs-(Ober)Räten verliehen. 

’ Seite 15 oben. 

* Richter, Evangel. Kirchenverfassung $ 16. 
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samtheit der vom Landesherrn tatsächlich gehandhabten Befug- 
nisse begrifflich zu scheiden, wurde eben erst in der kirchenrecht- 
lichen Doktrin dieser Periode allmählich versucht, und diese 
Scheidung hatte, wie oben gezeigt!, auch schon vereinzelten Ein- 
gang in die Sprache der Behörden in dieser Zeit gefunden. Aber 
zunächst waren es nur erst Redeformen, aus denen keine prak- 
tischen Folgerungen für die rechtliche Gestaltung gezogen wurden. 
Der Begriff der Kirche als selbständiger, vom Staat zu scheiden- 
der Gesellschaft war noch nicht in dem Mass herausgearbeitet, 
dass er auch zur Forderung der begrifflichen Abgrenzung der 
dem Landesherrn, dem Staat gegenüber der Landeskirche zu- 
stehenden Befugnisse und zur Forderung eines besonderen, vom 
Staatsregiment zu sondernden Kirchenregiments geführt hätte. 

Der einfache Grund hiefür war, dass die evangelische Kirche 
immer noch „Landeskirche“ war, dass sie immer noch die zur 
religiösen Versorgung der Untertanen ausschliesslich befugte 
Staatsanstalt war, die ebendarum auch der polizeistaatlichen 
Bevormundung bis ins einzelne unterlag. In dieser Hinsicht sei 
auf das erwähnte? Generalreskript vom 12. Februar 1780 betr. 
„Ausbreitung pelagianischer und materialistischer Grundsätze“ 
verwiesen, wornach „die landesherrliche Autorität dahin anzu- 
wenden ist, dass der typus docendi in sämtlichen Kirchen und 
Schulen nach der formula concordiae und den übrigen libris 
symbolicis unseres Herzogtums und Landen im Gang erhalten 
werde“. Eine Zuwiderhandlung würde „als ein höchststräfliches 
und den Landesgesetzen sowohl als der reinen Lehre zuwider- 
laufendes Unternehmen mit äusserster Ungnade vermerkt werden“ *. 

Für die Abgrenzung der Aufgaben, welche der zur Leitung 
dieser Staatsanstalt berufenen Behörde im Unterschied von an- 
deren Behörden zukamen, konnte weder die Rücksicht auf die 


sachliche Besonderheit religiös-kirchlicher Interessen, wie in der 
rn 


' Seite 331 u. ff. oben. 
° Seite 330 oben. 
* Reyscher VIII 690. 
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Reformationszeit, noch auch die Sicherung der formellen recht- 
lichen Selbständigkeit eines kirchlichen Personenverbands mass- 
gebend sein. Im letzten Grund war auch für die Tätigkeit dieser 
Behörde lediglich das allgemeine Landeswohl, wie es in dieser 
Zeit verstanden wurde, massgebend, und das drückte sich eben 
aus in der völligen Unterordnung unter die oberste Landes- 
verwaltungsbehörde. Dass trotzdem die Existenz des Konsisto- 
rıums selbst nicht angetastet wurde, und werden konnte, berubte 
lediglich auf der Tatsache, dass sie in der Reformationszeit durch 
einen formalen Rechtsakt, der die ganze von Herzog Christoph 
gegebene Landesordnung sanktionierte, sichergestellt worden war'. 

In der Unterordnung unter den Geheimen Rat blieben im 
einzelnen die Aufgaben von Kirchenrat und Konsistorium so, 
wie sie ihınen durch die Kirchenordnuung von 1559 schon zuge- 
wiesen waren?. In dieser Unterstellung hatte das Konsistoriunm 
über sein unbestreitbares Recht auf Ernennung der Geistlichen 
im 17. und 18. Jahrhundert mehrfach mit den Herzögen zu 
kämpfen, wobei bezeichnenderweise die Tatsache der Einrichtung 
eines Geheimen Rats vom Herzog zur Begründung seines An- 
spruchs geltend gemacht wurde®. Durch Dekret vom 2. Juni 
1688 wurde das Konsistorium angewiesen, wegen Versetzung eines 
Pfarrers „ein untertänigstes Gutachten vorzulegen, wohin er zu 
transferieren ist, als auch wie diese Pfarrstelle mit einem andern 
qualifizierten subiecto wieder ersetzt werden möge, und deswegen 
einige subiecta und neben anderen auch den diaconum zu Möck- 
mühl vorzuschlagen“. In einem Dekret vom 25. April 1692 ist 
angeordnet, da der bisherige Prinzenerzieher zu dem Spezialat 
des Amts Tübingen und zur Pfarr Derendingen in Gnaden an- 
genommen werde, so sei der bisherige Pfarrer zu Derendingen 


! Landtagsabschied von 1565 Reyscher II 124 u. 125. 

? S. hierüber Eisenlohr S. 143. 

> Kolb in Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht XI 8. 6 ff.; Wintterlin 
I 171. 

* Dekret vom 7. Sept. 1635, angef. bei Kolb a. a. O. 8. 17. 

5 Staatsarchiv. 
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entweder mit einer aequivalenten Pfarr wieder zu bedenken oder 
wegen obhabender schwacher Leibeskonstitution mit einem kon- 
venablen Leibgeding zu versehen!. Durch Dekret vom 8. und 
10. Dezember 1735 wurde dann das Recht des Konsistoriums 
wenigstens in der Hauptsache wieder anerkannt ?. 

Die Aufsicht über die im Jahr 1699 aufgenommenen Walden- 
ser wurde nicht dem Konsistorium, sondern einer besonderen 
Waldenserdeputation übertragen ’°. 

Von dem in der Grossen Kirchenordnung vorbehaltenen 
Recht der „Kirchenstrafe“, des Ausschlusses von den Gnaden- 
mitteln der Kirche, war kaum Gebrauch gemacht worden. Ebenso 
war aber das Recht des Pfarrers zum Ausschluss vom Abend- 
mahl* lediglich auf dem Papier stehen geblieben. Zwecks Durch- 
führung einer wirksamen und in der Zeit während und nach 
dem dreissigjährigen Krieg notwendigen Kirchenzucht wurde 
deshalb auf Betreiben J. V. Andreaes im Jahr 1642 der Kirchen- 
konvent, eine Verbindung geistlicher und weltlicher Beamten, 
mit der Befugnis zur Verhängung kleiner Geld- und Gefängnis- 
strafen geschaffen?®. Diese Einrichtung hätte bei einem Brenz, 
der die Grenze zwischen dem, was dem „Staat“ und dem, was 
der „Kirche“ zukommt, zwischen den Befugnissen der Polizei- 
gewalt und Wortgewalt, immer haarscharf gezogen wissen wollte ®, 
wohl niemals Anklang gefunden. Aber sie entsprach völlig den 
Gedanken des 17. und 18. Jahrhunderts, wo das tiefe Verständ- 
nis für die grundsätzliche Wesensverschiedenheit dieser beiden 
Gewalten verloren gegangen war, und sie blieb darum lebendig 
und wirksam bis ins 19. Jahrhundert. Das Recht des Konsi- 


ı Staatsarchiv; über weitere Eingriffe in das Ernennungsrecht des Kon- 
sistoriums vgl. Dekret vom 11. April 1690, 26. Okt. 1691, 3. Nov. 1691, 
4. Nov. 1691, 25. April 1692 im Staatsarchiv. 

® Kolb a. a. O. 8. 42. 

3 Wintterlin I 101, Stälin S. 157. Oben S. 322. 

* Reyscher VIII 192. 

5 Reyscher V 427, s. auch VIII 316. 

° Jäger, Brenz und die Verf. der evangel. Kirche S. 480. 


22* 


338 Abhandlungen. 


storiums auf Verhängung des Kirchenbanns biieb daneben be- 
stehen!, wurde aber kaum gehandhabt. Bemerkenswert ist hiebei, 
dass z. B. durch fürstliche Resolution vom 8. August 1729 eine 
vom Konvent angesetzte Kirchenbusse in eine Geldstrafe von 
200 fl. umgewandelt wurde. 

Für unsere Betrachtung kommt der Zeit, in welcher katho- 
lische Herzöge ihre Befugnisse in kirchlichen Angelegenheiten 
an den Geheimen Rat abgegeben hatten, keine besondere Be- 
deutung zu. Zwar wurde das Konsistorium in dieser Zeit in 
der Handhabung seiner einzelnen, nach den bestehenden Vor- 
schriften ilım zukommenden Befugnisse nicht beeinträchtigt. Aber 
dass die Gesamtheit der landesherrlichen Regierungsbefugnisse in 
kirchlichen Angelegenheiten* der höchsten Landesverwaltungs- 
behörde durch eine commissio perpetua übertragen werden konnte, 
zeigt gerade, dass die Fürsorge für kirchliche Angelegenheiten 
nicht mehr persönliche Gewissensaufgabe des Laandesherrn, son- 
dern eben ein bestimmter Komplex von Regierungsbefugnissen 
war, dass die mit ihrer Besorgung betraute Behörde nicht mehr 
dem Landesherrn bei Erfüllung seiner Gewissenspflichten, son- 
dern dem „Staat“, dem bürgerlichen Gemeinwesen bei der Für- 
sorge für einen bestimmten Kreis seiner Interessen zu dienen 
hatte. Das zeigt also auch, dass die Auffassung von der Kirche, 
soweit der Kirchenbegriff überhaupt noch lebendig und wirkungs- 
voll war, sich veräusserlicht hatte, dass die Kirche eben als 
Staatsanstalt betrachtet wurde, und dass deshalb die Fürsorge 
für alle ihre Interessen durchweg und olıne Unterschied nur in 


». 


Vgl. hiezu Eisenlohr S. 156. 
2 Reyscher VII 587. 

3 Vgl. bes. H. Eberhard Ludwigs Testament vom 11. II. 1732/31. X. 1733. 
Reyscher Il 436, Herzog Karl Alexanders Versicherung der Landes- und Kır- 
chenverfassung vom 17. Dez. 1733, Reyscher II 460 ff., H. Karl Alexander: 
Verordnung betr. die unabhängige Verfügung des Geheimen Rats in Reli- 
gions- und Kirchenangelegenheiten vom 27. III. 1734, Reyscher II 469, s. 
auch Dekret v. 19. Febr. 17-40, dass die herzog]. Kollegien in sämtlichen Relı- 
gionssachen mit der Landschaft kommunizieren sollen, Reyscher VII 62. 

* Wenige Ausnahmen, s. Eisenlohr S. 139. 


Frauer, Rechtliche Stellung des württ. Konsistoriums. 339 


Uebereinstimmung mit den allgemeinen Landesinteressen gehand- 
habt werden konnte. So ist gerade diese Art der Regelung ein 
Beweis dafür, dass das Konsistorium in dieser Zeit lediglich als 
Staatsbehörde zu betrachten ist, deren Ueberwachung dem Landes- 
herrn wegen Mangels persönlicher Befähigung unmöglich war. 

So bedeutsam die von König Friedrich durchgeführten Re- 
formen sind, in der Stellung des Konsistoriums führten sie in 
dieser Beziehung keine Aenderung herbei. Unter Friedrich, der 
ja gerade dem Staatsgedanken in Württemberg überhaupt erst 
zum Durchbruch verhalf, trat die Herrschaft der Anschauungen 
dieser Periode besonders stark hervor. „Er sorgte für die Kirche 
in seiner Weise als für einen Zweig seines Staatswesens, welcher 
am besten gedeihen würde, wenn man durch genaue Vorschriften 
das Leben regle und binde!. Wie die folgerichtige Durchfüh- 
rung des Gedankens, dass das Konsistorium eben als Staats- 
behörde über den gesamten Glaubensstand des Landes, soweit 
seine Zuständigkeit nicht ausdrücklich ausgeschlossen war, zu 
wachen habe, zu sachlichen Sinnwidrigkeiten führte, zeigt be- 
sonders die Urkunde vom 30. Juli 1798, durch welche den ka- 
tholischen Einwohnern von Stuttgart und Ludwigsburg ein katho- 
lischer Privatgottesdienst verstattet, zugleich aber bestimmt wurde, 
dass der hiefür vom Herzog gewählte Geistliche vor seiner An- 
nahme durch das Konsistorium in den Grundsätzen seiner Reli- 
gion geprüft werden musste ?. 

Zwar wurde durch das Religionsedikt vom 15. Oktober 1806 
Württemberg seines konfessionell-lutherischen Charakters ent- 
kleidet, die lutherische Kirche war nicht mehr die Landeskirche 
im alten Sinn, der Staat hatte den Schritt getan, der notwendig 
zur Auflösung des christlichen Gemeinwesens, das Staat und 
Kirche noch ungeschieden in sich bergen konnte, auch in Bezug 
auf die äussere Rechtsordnung führen musste. Die Kirche hatte 
bisher in Anlehnung an die Formen und Ordnungen des bürger- 


ı Württemb. Kirchengeschichte S. 547. 
? Stälin, Rechtsverhältnisse S. 206. 
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lichen (semeinwesens ihr äusseres Dasein und die Möglichkeit 
ihrer rechtlichen Betätigung gefunden; nun erklärte sich der 
Staat allen drei im Reich aufgenommenen Konfessionen zu glei- 
chem Schutz verpflichtet, seine Ordnungen konnten also nicht 
mehr in alter Weise der bisherigen Landeskirche dienen. Allein 
die rechtlichen Folgerungen aus diesen neuen Verhältnissen haben 
wir erst im nächsten Abschnitt zu betrachten. Die evangelische 
Kirche wird im nächsten Jahrzehnt noch durchweg als Staats- 
anstalt behandelt, die Kirchendiener als Staatsdiener, die vom 
König wie andere Staatsdiener auf Vorschlag des Departements- 
chefs angestellt werden (S 60 des Organ.-Manifestes)!. Das 
Konsistorium, das nach Aufliebung des nur kurze Zeit für die 
neuen Lande eingerichteten Oberkonsistoriums zu Heilbronn als 
„königliches Oberkonsistorium“* für die alten und neuen Lande 
zuständig war, war in Unterordnung unter das Ministerium des 
geistlichen Departements staatliche Regierungsbehörde für das 
Kirchenwesen der Augsburgischen Konfessionsrerwandten. Da- 
bei blieb ihm „nur ein kleiner Kreis von Angelegenheiten zur 
Entscheidung als Mittelbehörde übrig“? Begrifflich hatte zwar 
auch schon die Instruktion vom 25. Juni 1804° für das kur- 
fürstliche Oberkonsistorium zu Heilbronn zwischen Kirchenbhoheit 
und Kirchengewalt unterschieden, denn im Eingang trennte sie 
in moderner Weise die landesherrliche Gewalt und die Kirchen- 
gewalt und weist in $ 3 das ganze dem Kurfürsten zustehende 
Kirchenregiment in den neuen Landen dem Öberkonsistorıum 
zu. Aber tatsächlich war das Oberkonsistorium völlig der Ober- 
landesregierung in Ellwangen unterstellt und damit die Hand- 
habung des Kirchenregiments lediglich als Zweig der Staats- 
tätigkeit behandelt. Dieser Behandlung entsprechend wurde dann 
auch dem Kgl. Oberkonsistorium durch Erlass des Ministeriums 
der geistlichen Angelegenheiten vom 4. Februar 1809 der Auf- 


! Siehe Wintterlin I 307. 
” Vgl. im übrigen Wintterlin I 308. 
® Reyscher IX 25. 
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trag erteilt, „künftig keine Anordnungen in das Staats- und 
Regierungsblatt einrücken zu lassen, welche nicht zuvor dem 
Ministerium vorgelegt und von demselben genehmigt worden sind“. 
Weniger weitgehend ist der Ministerialerlass vom 16. September 
1815, der nur verlangt, dass der Entwurf eines jeden, einen all- 
gemeinen Gegenstand betreffenden Zirkularreskripts oder Dekrets 
vor Erlassung an das Ministerium gebracht werde?. Gegen- 
stände, die nach heutigem Sprachgebrauch zweifellos innerkirch- 
licher Natur sind, wurden durch alleinigen Machtspruch des 
Königs geordnet. So wurde die neue Liturgie im Jahr 1809 
nicht im Synodus beraten, sondern auf unmittelbare Anordnung 
des Königs eingeführt. Der Staat gebrauchte in dieser Zeit 
das Kirchenwesen und seine Diener, um „die Aufklärung und 
Veredlung der Nation. die Liebe zum Recht, zur gemeinen Ord- 
nung und Ruhe, die Verminderung der Verbrechen, die willige 
Beobachtung der Untertanenpflichten und Bürgertugenden zu 
erzielen“. (Amtsinstruktion für die evangelisch-lutherische Geist- 
lichkeit vom 9. Juni 1809)*. In dieser Behandlungsweise wurde 
zwischen katholischer und evangelischer Kirche keinerlei Unter- 
schied gemacht. Ein königliches Reskript an das Staatsmini- 
sterium vom 23. Juli 1811 erklärt mit Rücksicht darauf, dass 
in einigen Orten die Priester die deutsche Sprache bei der Messe 
benützt hatten: „Wir wollen aus landesherrlicher Machtvoll- 
kommenheit dem Katholischen Geistlichen Rat aufgegeben haben, 
dahin zu sehen, dass aller Orten die lateinische Sprache bei dem 
Kultus, wie vorher gewöhnlich, wieder hergestellt oder beibehalten 
werde, ohne sich zu erlauben, in dem althergebrachten Ritus das 
Geringste zu ändern“ °. 

Entsprechend der dem Staatsgedanken fast völlig dienstbar 
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gemachten Aufgabe wurde auch der äusseren Stellung der Kirclıe 
und ihrer Behörden keinerlei rechtliche Selbständigkeit zuerkannt. 
Nach dem Ausgeführten haben wir in der Zeit von der Mitte 
des 17. Jahrhunderts ab in Kirchenrat und Konsistorium zwei 
Staatsbehörden zu sehen, die zur Ausübung der dem Landes- 
herrn zukommenden Regierungsrechte in kirchlichen Angelegen- 
heiten bestellt sind. Die Anschauung, die im Jahr 1660 zur 
völligen Unterordnung des Kirchenrats und damit auch des im 
Jahr 1698 einem eigenen Direktor unterstellten Konsistoriuns 
unter den Geheimen Rat geführt hatte, ist in den folgenden 
anderthalb Jahrhunderten nur zur weiteren Entwicklung gekom- 
men. Wie in andern deutschen Ländern haben wir auch ın 
Württemberg das erwachende Bewusstsein schrankenloser Staats- 
gewalt, die fortschreitende Verweltlichung der Aufgaben des Ge- 
meinwesens, das Hineinregieren in die kirchlichen Angelegen- 
heiten mittelst der zu Organen der Staatsgewalt, zu Staats 
behörden umgeschaffenen Kirchenbehörden in dieser Zeit zu be- 
obachten. 


III. Das neunzehnte Jahrhundert. 


A. Geschichtliche Darstellung. 


Der Verfassungsurkunde von 1819 blieb es vorbehalten, für 
rechtliche Stellung der Kirche und ihrer Behörden die notwen- 
digen Folgerungen aus dem Religionsedikt von 1806 zu ziehen. 
Bis dahin bestand einerseits rechtlich und tatsächlich noch die 
völlige Ein- und Unterordnung der evangelischen Kirche unter 
den Staat und damit die Eingliederung der kirchlichen Behörden 
in die staatliche Behördenorganisation. Andererseits hatte der 
Staat sich von der einseitigen Bevorzugung des evangelischen 
Kirchenwesens und von der Verpflichtung der unbedingten Dienst- 
barmachung seiner Organe für die Zwecke dieser Kirche losge- 
sagt und allen drei anerkannten Religionsparteien den gleichen 
Anspruch auf Schutz gewährt. Dass dieses Verhältnis zu Mis=- 
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ständen führen musste, war klar. In einem Anbringen des Kjgl. 
Oberkonsistoriums vom 6. Oktober 1815 an den König auf eine 
von der Ständeversammlung eingereichte Beschwerde hin über die 
beschränkte Wirksamkeit der Geistlichen ist ausgeführt, dass „in 
der neuen Organisation eine Regierungsbehörde fehlt, welche 
beide Teile (nämlich weltliche und geistliche Behörde) für ihren 
Vorstand anerkennen“; und weiter, dass „die Verfügungen des 
Kgl. Oberkonsistoriums über Beschwerden und Ansprüche der 
Kirche und ihrer Diener die Regierungsbeamten ebenso wenig 
binden als die Finanzbeamten!. In diesen Verhältnissen recht- 
liche Klarheit zu schaffen war die Aufgabe der SS 70—72, 
75—77 der Verfassungsurkunde. Sie enthalten die Folgerungen 
der bisherigen Entwicklung in der Form, wie sie sich in An- 
lehnung an die Gedanken der Naturrechtslehrer des 17. und 
18. Jahrhunderts von selbst darbot. 

Die durch das Religionsedikt von 1806 gegebene Zusiche- 
rung freier öffentlicher Religionsübung für die drei christlichen 
Konfessionen wird erneuert. Der verfassungsmässigen Autonomie 
jeder Kirche werden die Anordnungen in betreff der inneren 
kirchlichen Angelegenheiten überlassen. Dem König wird das 
obersthoheitliche Schutz- und Aufsichtsrecht über die Kirchen 
zugesprochen; alle Verordnungen der Kirchengewalt bedürfen 
deshalb zur Verkündigung und Vollziehung der vorgängigen Ein- 
sicht des Staatsoberhaupts. Die abgesonderte Verwaltung des 
Kirchenguts soll wieder hergestellt werden. Das Kirchenregiment 
der evangelisch-lutherischen Kirche soll von dem Kgl. Konsi- 
storium und dem Synodus nach den bestehenden oder künftig zu 
erlassenden verfassungsmässigen Gesetzen verwaltet werden. 

Die Bestimmungen der Verfassungsurkunde sind auch heute 
noch massgebend für die rechtliche Stellung der evangelischen 
Kirche und ihrer Beliörden. Die Beziehungen des Konsistoriums 
zum Ministerium des Kirchen- und Schulwesens waren nicht in 


ı Kons. Reg. 


344 Abhandlungen. 


der Verfassungsurkunde, sondern in dem V. Edikt vom 18. No- 
vember 1817 geordnet!. Aber die Grundsätze, von denen diese 
Ordnung ausging, standen mit den Anschauungen, die der ın 
der Verfassungsurkunde getroflenen Auseinandersetzung des Ver- 
hältnisses zwischen Kirche und Staat zu Grund lagen, nicht im 
Einklang; denn in diesem Edikt ist das „evangelisch-protestan- 
tische Konsistorium“ lediglich als eine dem Ministerium unter- 
geordnete, für die kirchlichen Angelegenheiten bestehende staat- 
liche Spezialbehörde aufgeführt ($S 33 des Edikts). Schon ein 
Anbringen des Kgl. Synodus vom 5. Juni 1818 an den König 
über die gegenwärtige Lage der evangelisch-lutherischen Kirche 
hatte sich mit dieser Unterordnung des Konsistoriums unter das 
Ministerium beschäftigt und den Antrag gestellt, die durch das 
V. Edikt von 1817 ($ 30) hergestellte Verbindung zwischen dem 
Ministerium des Innern und dem des Kirchen- und Schulwesens 
wieder aufzuheben, da letzteres berufen sei, „die Kollegialange- 
legenheiten der lutherischen Kirche dem höchsten Bischof der- 
selben vorzutragen und sie gegen die denkbaren Eingriffe der 
Staatsgewalt in diese Kollegialrechte in Schutz zu nehmen‘, 
während ersteres „die Wahrung der Staatshoheitsrechte gegen 
die möglichen Anmassungen der lutherischen Kirche“ zur Auf- 
gabe habe?. Dieser Auffassung gegenüber wurde dann in dem 
Fırlass des Ministeriums des Innern und des Kirchen- und Schul- 
wesens vom 16. Mai 1819 entsprechend der damaligen Rechtslage 
ausgeführt: „Jedes Ministerium ist eine höhere Staatsstelle, das 
mit dem andern im Geheimen Rat vereinigt ist, und jedes hat 
die kirchlichen Angelegenheiten, die an dasselbe gebracht werden, 
unter dem doppelten Gesichtspunkt ihrer Zweckmässigkeit für 
das Beste der Kirche und ihrer Vereinbarkeit mit dem Zweck 
und den Bedürfnissen des Staats zu beurteilen und zu behan- 
deln.... Eben die Bestimmungen des Verfassungsentwurfs (NB. 
wie sie später Gesetz wurden), auf welche die Synode sich beruft 


! Reg.Bl. 1817 Beilage. 
*" Kons. Reg. 
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und wodurch die Kirchengewalt von der Kirchenhoheit geschie- 
den ist, machen es gleichgültig, ob ein besonderes Ministerium 
des Kirchen- und Schulwesens bestehe oder nicht*!. Dass aber 
dann die unbedingte Unterordnung des Konsistoriums unter das 
Ministerium mit den Interessen der Kirche und mit der durch 
die Verfassungsurkunde geschaffenen Rechtslage nicht vereinbar 
sei, wurde in einer gemeinschaftlichen Aeusserung der sechs 
(seneralsuperintendenten vom 24. März 1820 betont; denn „eben 
dieselbe Staatsstelle (sic!), welcher die Wahrung der Staats- 
hoheitsrechte in Beziehung auf die lutherische Kirche übertragen 
ist, kann nicht hinwiederum die Spezialrechte eben dieser Kirche 
segen die möglichen Eingriffe des Staats zu wahren beauftragt 
sein**. Um deshalb „die Zweifel zu beseitigen, welche in Ab- 
sicht auf die Stellung des Ministeriums des Kirchen- und Schul- 
wesens bei Angelegenheiten der evangelischen Landeskirche“ ? 
bestanden, erfuhren diese Beziehungen eine Aenderung durch die 
königliche Verordnung vom 20. Dezember 1867. Hiernach steht 
dem Ministerium neben der Wahrung der Staatshoheitsrechte in 
Beziehung auf die evangelische Landeskirche die Vermittlung 
der königlichen Entschliessungen auf die Anträge des evangeli- 
schen Konsistoriums und Synodus und zugleich die Dienstaufsicht 
über diese Behörden zu ($ 1). S 2 ergänzt diese Bestimmung 
dahin, dass als selbständige Instanz in evangelischen Kirchen- 
angelegenheiten das Ministerium nur in Sachen der Dienstauf- 


sicht, sowie in gemischten staatlich-kirchlichen Sachen zu han- 
deln habe. 


B. Allgemeine Anschauungen über das Verhältnis 
von Kirche und Staat. 


Welche Gedankengänge liegen dieser Neuordnung des Ver- 


ı Kons. Reg. 
?2 Kons. Reg. 
° Reg.Bl. 1867 S. 211. 
* Reg.Bl. 1867 S. 211. 
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hältnisses zwischen Staat und Kirche und der rechtlichen Stellung 
des Konsistoriums zu Grunde? 

Die Grundgedanken ergeben sich deutlich aus den 8$ 70-75, 
77 der Verfassungsurkunde. Hier ist von der Autonomie der 
Kirche, von der Kirchengewalt, von der Verwaltung des Kirchen- 
regiments durch das Kgl. Konsistorium und den Synodus die 
Rede. Die Autonomie der Kirche besteht aber unbeschadet des 
dem Staatsoberhaupt zustehenden obersthoheitlichen Schutz- und 
Aufsichtsrechts über die Kirche. Der Kirche wird der volle 
Genuss ihrer Kirchen-, Schul- und Armenfonds zugesichert. 

Sie ist demnach autonom und vermögensfähig, sie ist eine 
selbständige Körperschaft innerhalb des Staats, mit dem Recht 
auf eigene Ordnung ihrer Angelegenheiten, und zwar werden Ihr 
als eigene Angelegenheiten zur selbständigen Regelung „die 
innerkirchlichen Angelegenheiten“ überlassen. Es gibt eine 
Kirchengewalt, die zu Verordnungen über diese innerkirchlichen 
(segenstände berufen ist. 

Der anstaltliche Charakter der Kirche ist auch heute nicht 
völlig verwischt, wie umgekehrt schon dem Kirchenbegriff des 
Reformationszeitalters ein genossenschaftliches Element ınne- 
wohnte !. Aber die fast ausschliessliche Betonung des genossen- 
schaftlichen Elements, das zur Grundlage einer Rechtsverfassung 
gemacht wird, im Gegensatz zu dem in der KReformationszeit 
betonten anstaltlichen Charakter, dessen Universalität die Rechts- 
verfassung ausschloss, das ist das Ergebnis der Naturrechtstheo- 
rien eines Pufendorf, Thomasius und J. H. Böhmer, deren An- 
schauungen in dem von Chr. M. Pfaff am eingehendsten vertretenen 
Kollegialsystem? die Form erhielten, in welcher sie die Grund- 
lage der Verfassungen fast aller evangelischen Landeskirchen 
geworden sind. 

Schon bei Betrachtung des vorigen Zeitraums haben wir 


ıS. oben. 
* Vgl. Weizsäcker, Einleitung S. 5. 
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gesehen, wie die Kirche der naturrechtlichen Konstruktion des 
Gesellschaftsvertrags zugänglich gemacht wurde oder infolge der 
Herausbildung der weltlichen Staatsidee gemacht werden musste. 
Denn auch in der Kirche Luthers, in der unsichtbaren Kirche, 
soll niemand predigen oder die Sakramente reichen, nisi rite 
vocatus!, ohne ordentlichen Beruf. Entzieht sich nun das Ge- 
meinwesen der Pflicht, die Voraussetzungen und Wirkungen der 
Berufungen zum Pfarramt zu bestimmen und die damit im Zu- 
sammenhang stehenden Ordnungen anzurichten, so muss die 
Kirche „sichtbar“ werden, einer Rechtsordnung zugänglich ge- 
macht werden. „Es muss eine Instanz vorhanden sein, welche 
Recht und Macht hat, zum Predigtamt ordnungsmässig zu be- 
rufen ?*. 

Den Begriff der Kirche als einer Gesellschaft hat die Gegen- 
wart von der vorhergehenden Periode einfach übernommen. So 
sagt Mohl: „Die Kirche ist eine Gesellschaft, welche gemein- 
schaftliche Gottesverehrung zum Zweck hat“°, und dieser Begriff 
wird in der populären und kirchenpolitischen Literatur des 
19. Jahrhunderts ohne weiteres verwendet. So heisst es in einer 
Abhandlung über die Verhältnisse zwischen Kirche und Staat: 
„Die Kirche ist eine Vereinigung Gleichgesinnter, deren Zweck 
gemeinschaftliche Gottesverehrung und Beförderung des Glaubens 
ist oder „die Kirche ist fortdauernde Vereinigung mehrerer 
Personen, die in den eine gewisse Art der Gottesverehrung be- 
stimmenden Ueberzeugungen und Gesinnungen zu gemeinschaft- 
licher Gottesverehrung übereinstimmen“. Derselbe Kirchen- 
begriff liegt zwei weiteren Abhandlungen: „Warum erhielt die 
deutsche evangelische Kirche in der Reformationsperiode keine 
rechtliche Verfassung?“ und den „Bemerkungen über die ver- 
Conf. Aug. Art. XIV. 

Köhler S. 3. 
Mohl II 438. 
Seubert, Heft 2 S. 179. 


Seubert, Heft 2 S. 183. 
Seubert, Heft 3 S. 233. 
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fassungsgemässe Stellung der evangelischen Kirche Württembergs 
in dem Staat“!, ebenso der Arbeit von Pfister über „die evan- 
gelische Kirche in Württemberg“ zu Grund. Derselben Begrifls- 
bestimmung begegnen wir in der Untersuchung über „die evange- 
lische Kirche Württembergs nach den Verheissungen der Ver- 
fassungsurkunde“, wo es heisst: „Die Kirche ist ein Verein von 
Grottesverehrern zur Realisierung rein geistiger Zwecke, höchster 
geistiger Entwicklung, innerer Beglückung und Freiheit“ ® 

In ihrer weiteren Entwicklung unternahm es dann die natur- 
rechtliche Theorie des Gesellschaftsvertrags auch, die Grenzen 
zwischen der allmächtigen Staatsgewalt und den dem kirchlichen 
collegium verbleibenden Gesellschaftsrechten zu ziehen. Ledig- 
lich mit einer Fortbildung der schon in der vorigen Periode 
vertretenen Anschauungen haben wir es bei der heutigen Auf- 
fassung des rechtlichen Charakters der Kirche zu tun. Eine 
solche Fortbildung war aber notwendig, wenn Staat und Kirche 
jetzt derselben begrifflichen Konstruktion zugänglich gemacht 
und einerseits in der rechtlichen Betrachtungsweise einander 
völlig getrennt gegenübergestellt wurden, während doch tatsäch- 
lich die von den Jahrhunderten überkommene Verbindung von 
Staat und Kirche nicht von heute auf morgen gelöst und auch 
von der Theorie nicht übersehen werden konnte. Diese Not- 
wendigkeit besonders deutlich gefühlt zu haben ist das Verdienst 
von Pfaff, der ibr einmal mit den Worten Ausdruck verleiht: 
„Warum unterscheidet man nicht lieber die iura sacrorum maie- 
statica, die der Obrigkeit als Obrigkeit gebühren, von den colle- 
gialibus, welche der Kirche als Kirche competieren“ *. In seiner 
Abhandlung „de originibus iuris Ecclesiastici“ hatte er für sich 
diese Unterscheidung schon durchgeführt, und hatte versucht, 


! Seubert, Heft 3 S. 257. 
:A.a. 0. S. 26. 

3 Vgl. Mohl I 439. 

+ Pfatf, Akadem. Reden S. 100. 
° Pfaff a. a. O. S. 199. 
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die Grenzen zu ziehen zwischen „iura sacrorum ex superioritate 
territoriali fluentia“ und den „collegii iura“!. Ihm schloss sich 
dann Breyer an, indem er erklärte: „Duplex autem eorundem 
(in Ecclesiam) iurium ratio est et origo. Alia enim ab imperio 
civili, sive a superioritate territoriali ducuntur, alia vero a pote- 
state ecclesiastica seu iura episcopalia ponuntur“ 2, . 

Als Ausgangspunkt diente der Gedanke, dass Gegenstand 
der staatlichen Gesetze nur die actiones hominum externae sein 
können; die Religion, die religiöse Gesinnung selber ist kein 
obiectum legum humanarum ?, oder wie das allgemeine Landrecht 
es ausdrückt: „Die Begriffe von Gott und göttlichen Dingen, 
der Glaube und der innere Gottesdienst können kein Gegenstand 
von Zwangsgesetzen sein“*. \Vie dieser Gedanke einerseits zur 
Forderung staatlicher Toleranz und Glaubensfreiheit führte, die 
jetzt noch grundsätzlicher und mit ungleich mehr Erfolg vertreten 
wurde, als dies schon in der vorigen Periode geschehen war?, 
so hatte er andererseits auch Ziel und Richtung zu geben für 
den im Kollegialsystem durchgeführten Versuch, die dem kirch- 
lichen collegium, der Kirche, verbleibenden, von der Staatsgewalt 
zu respektierenden iura collegialia festzustellen. Die Ausübung 
dieser iura collegialia bedarf eines Trägers, eines zu der Kirche 
selbst gehörenden Inhabers. Dieser Inhaber ist, wie ein Blick 
auf die Gestaltung in den deutschen Landeskirchen zeigt, das 
Staatsoberhaupt. Das Kollegialsystem sucht diese Tatsache 
mit seinen Gedanken dadurch in Einklang zu bringen, dass nach 
ihm der Landesherr die kirchlichen Regierungsrechte, nicht wie 
das Territorialsystem und die Theorie des absoluten Staates ge- 
meint hatte, als Teil seiner staatlichen Gewalt ausübt, sondern 


ı Pfaff, De originibus S. 200. 

2 Breyer S. 204. 

? Thomasius, Kirchenrechtsgelahrtheit I 51. 

2. TI. I Tit. 81. 

5 Vgl. Weizsäcker, Einleitung 8. 5 ff., über Pfaff ausserdem Hase III 
N. II 1.8. 61. 
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dass er lediglich als Kirchengenosse durch eine geschichtliche 
Zufälligkeit zur Handhabung des Kirchenregiments berufen ist; 
denn dem Landesherrn als Staatsoberhaupt, der Staatsgewalt, 
steht über die Kirche nur das Schutz- und Aufsichtsrecht, aber 
nicht die Leitung der innerkirchlichen Angelegenheiten zu. Das 
landesherrliche Kirchenregiment ist sonach ein von dem landes- 
herrlichen Staatsregiment wohl zu unterscheidender Kreis von 
Machtbefugnissen, so gut wie das kirchliche collegium nach Zweck 
und Zusammensetzung von der im Staat geeinten Gesamtheit 
scharf zu scheiden ist. 


C. Rechtliche Ordnung in Württemberg. 


Die dargestellten Theorien hatten in erster Linie zur Er- 
klärung der tatsächlichen Verhältnisse zu dienen. Sie haben 
aber auch andererseits den künftigen Entwicklungen vorgearbeitet. 
Das landesherrliche Kirchenregiment, die Ausbildung eines kirch- 
lichen Rechtsorganismus neben dem Staat, das Recht der Kirche 
auf Ordnung ihrer innerkirchlichen Angelegenheiten, das alles 
tinden wir in der württembergischen Verfassungsurkunde ausge- 
sprochen. Und nicht bloss bei der Ordnung des Verhältnisses 
der württembergischen Landeskirche zum Staat haben die Ge 
danken des Kollegialsystems zur Grundlage gedient, sondern 
auch in den meisten andern deutschen Lnndeskirchen. 

Von einer Einrichtung ist freilich in der Verfassungsurkunde 
kaum die Rede, deren Vorhandensein ganz wesentlich ist für die 
Beurteilung der bestehenden Ordnung: von dem landesherrlichen 
Kirchenregiment. Und doch ist auch in Württemberg wie In 
andern deutschen Ländern das Kirchenregiment der evangeli- 
schen Kirche beim Landesherrn. Konsistorium und Synodus 
sind nur die Organe des Landesherrn bei der Verwaltung des 
Kirchenregiments. Dass das landesherrliche Kirchenregiment 
nicht einfach tatsächlich als Nachwirkung der früheren engen 
Verbindung von Staat und Kirche vorhanden ist, sondern dass 
es auch nach der Verfassungsurkunde zu Recht besteht, das zeigt 
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S 76 der Verfassungsurkunde, der von den Episkopalrechten des 
Königs spricht. Unter Episkopalrechten ist aber nichts anderes 
zu verstehen, als was z. B. in der sächsischen Verfassungsurkunde 
mit „landesherrlicher Kirchengewalt“ bezeichnet ist!. 

Nach 8 75 der Verfassungsurkunde sind zur Verwaltung 
des landesherrlichen Kirchenregiments Konsistorium und Syno- 
dus berufen. Der Staat schreibt also der Kirche, die er doch 
als autonome Körperschaft anerkennt, in diesem Punkt ihre Ver- 
fassung vor. Es läge nahe, deshalb im Konsistorium, dessen 
“rechtliche Existenz in der Staatsverfassung festgelegt ist, wenn 
nicht ein unmittelbares, so doch ein mittelbares Staatsorgan zu 
sehen, wie man die Beamten der Gemeinden und Amtskörper- 
schaften, bei welchen man gleichfalls von Autonomie redet, als 
mittelbare Staatsbeamte betrachtet. 

Allein die Gemeinden und Amtskörperschaften nehmen doch 
eine ganz andere Stellung zum Staat ein; sie sind nach 8 62 in 
Verbindung mit $& 64 der Verfassungsurkunde die Grundlagen 
des Staatsvereins.. Ihnen kommt nicht bloss die unmittelbare 
Erfüllung staatlicher Aufgaben in staatlichem Auftrag zu, son- 
dern sie unterstehen auch, soweit ihre Autonomie reicht, nach 
Tun und Lassen durchaus der staatlichen Aufsicht; denn ihre 
Tätigkeit umfasst lauter Gebiete, bei denen das Staatswohl un- 
mittelbar beteiligt ist. Der Kirche wird aber heute ein dem 
Staat gegenüber selbständiges Daseinsrecht zuerkannt, ihre eigent- 
lichen Aufgaben berühren den Staat nicht mehr unmittelbar ; 
soweit es sich um innere kirchliche Angelegenheiten handelt, 
mischt er sich nicht ein in ihr Tun und Lassen. Er beansprucht 
für Anordnungen dieser Art sein Aufsichtsrecht nur zu dem 
Zweck, um festzustellen, ob es sich bei Verordnungen der 
Kirchengewalt tatsächlich um innere kirchliche Angelegenheiten 
handelt. 

So findet der $ 75 der Verfassungsurkunde seinen wahren 


ı Vgl. Rümelin in der Kammer der Abgeordneten am 18. Dez. 1384, 
Prot. Bd. III S. 1507 £. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XVII. 3. 23 
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Inhalt darin, dass er der Kirche ihre verfassungsmässige Auto- 
nomie gegenüber dem Staate sichert, indem er die Behörden 
bestimmt, durch die das Kirchenregiment von seinem Inhaber 
verwaltet werden muss; er kann nicht einfach eine beliebige 
staatliche Behörde mit dieser Aufgabe betrauen. 

Hält man das fest, so ergibt sich daraus mit Notwendigkeit, 
dass die Behörde, die zur Handhabung des Kirchenregiments im 
Unterschied vom Staatsregiment berufen ist, wenigstens in dieser 
Beziehung nicht die rechtliche Stellung einer staatlichen, sondern 
einer kirchlichen Behörde hat. Es fragt sich nur, ob nicht diese 
Behörde neben der Verwaltung des Kirchenregiments in Unter- 
ordnung unter den Inhaber des Kirchenregiments auch noch 
staatliche Aufgaben gegenüber der Kirche in Unterordnung unter 
das Staatsoberhaupt und unter den Departementschef zu ver- 
walten hat. In Verwaltung des Kirchenregiments besorgt es nach 
der Verfassungsurkunde die inneren kirchlichen Angelegenheiten: 
es fragt sich, ob ihm nicht stillschweigend oder ausdrücklich 
durch einen staatlichen Akt allgemein auch die Besorgung staat- 
licher Aufgaben gegenüber der Kirche, die Handhabung des 
staatlichen Aufsichtsrechts über die Kirche ın Unterordnung 
unter den Minister des Kirchen- und Schulwesens übertragen ist. 

Ueber diese Frage schweigt die Verfassungsurkunde; sie 
spricht nur von der Verwaltung des Kirchenregiments. Man ist 
also wohl berechtigt, dies Schweigen dahin zu deuten, dass die 
Verfassungsurkunde die Frage verneinen will, vorausgesetzt dass 
nicht aus anderen Gründen das Schweigen anders zu erklären ist. 

Nun liegt es nahe, einzuwenden, dass die Verfassungsurkunde 
es gar nicht nötig hatte, dem Konsistorium auch noch ausdrück 
lich die Handhabung staatlicher Hoheitsrechte gegenüber der 
evangelischen Landeskirche zuzuschreiben. Man könnte sagen, 
das Konsistorium habe vor der Verfassungsurkunde als staatliche 
Behörde mit jener Aufgabe längst bestanden ; die Grosse Kirchen- 
ordnung habe ihm zweifellos auch die Wahrung dieser staatlichen 
Rechte, wenn auch unter anderem Namen übertragen und seı 
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nie förmlich ausser Geltung gesetzt worden; die Stellung einer 
staatlichen Behörde sei ihm eben erst in dem V. Edikt vom 
18. November 1817 zugewiesen worden, die durch dieses Edikt 
verfügte, bezw. aufrechterhaltene Unterstellung des Konsistoriums 
unter das Ministerium habe durch die Verfassungsurkunde nicht 
aufgehoben werden wollen und sei auch, wie die Praxis der 
nächsten Jahrzehnte zeige, nicht aufgehoben worden. Da das 
Ministerium aber nur staatliche Behörde nach der Verfassungs- 
urkunde sei, müsse auch das Konsistorium, wenn nicht durchaus, 
so doch so weit die Unterstellung unter das Ministerium reiche, 
staatliche Behörde sein. 

Diesen Einwänden ist zunächst entgegenzuhalten, dass jeden- 
falls die Bestimmungen der Grossen Kirchenordnung in dieser 
Frage nichts zu beweisen vermögen. Denn die Grosse Kirchen- 
ordnung beruht auf ganz anderen Anschauungen über das We- 
sen der Kirche und der kirchlichen Behörde. Es muss grund- 
sätzlich bestritten werden, dass „den Bestimmungen der Verfas- 
sungsurkunde die Gültigkeit der alten Kirchenordnung, wo nicht 
eine ausdrückliche Abänderung ausgesprochen wird, zum Grund 
liegt“ !, Denn wie der Wortlaut der Verfassungsurkunde auf 
das deutlichste beweist, sind es völlig andere Auffassungen von 
Staat und Kirche und von dem Verhältnis beider zu einander, 
als wie sie in der Kirchenordnung zum Ausdruck kommen. Der 
Gesetzgeber mag dabei der Ansicht gewesen sein, dass er nur 
die alten reformatorischen Gedanken der Trennung der beiden 
"Gewalten, der weltlichen und der geistlichen Gewalt, ın die 
Sprache des modernen Rechts übersetzt habe. Tatsächlich aber 
geht er von ganz anderen Grundanschauungen und ganz andern 
rechtlichen Begriffen aus. Es ist deshalb unzulässig, Reclıts- 
folgerungen, die aus den Bestimmungen der Grossen Kirchen- 
ordnung gezogen werden könnten, olıne weiteres auf die heutige, 
durch die Verfassungsurkunde grundsätzlich andersartig geord- 


ı So Pfister, Die evang. Kirche S. 51. 
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nete Rechtslage zu übertragen. Es können also jedenfalls die 
allgemeinen Ausführungen der Grossen Kirchenordnung nicht 
verwertet werden bei einer Darlegung über die heutige rechtliche 
Stellung des Konsistoriums. 

Aber auch aus den Aufgaben, die dort dem Konsistoriun 
bezw. dem Kirchenrat im einzelnen zugewiesen werden, lässt sich 
kein entscheidender Schluss ziehen. Denn abgesehen von den 
Aenderungen, die der Geschäftskreis des Kirchenrats und Kon- 
sistoriums durch ausdrückliche Verfügungen erfahren hat, sind 
auch die zalılreichen Aenderungen der Art in Betracht zu ziehen, 
die stillschweigend infolge der veränderten allgemeinen Verhält- 
nisse vor sich gingen. Es kann also auch nicht behauptet wer- 
den, es ergebe sich aus der Gesamtheit der einzelnen in der 
Grossen Kirchenordnung dem Kirchenrat, bezw. Konsistorium 
zugewiesenen Aufgaben, dass dieser Behörde allgemein auch die 
Wahrung der Staatshoheitsrechte der Kirche gegenüber zukomme', 
Hinsichtlich des Verhältnisses der Bestimmungen der Verfas- 
sungsurkunde über diese Frage zu denen der Grossen Kirchen- 
ordnung kann nur das zugegeben werden, dass eine Ergänzung 
der Bestimmungen der Verfassungsurkunde durch den Inhalt der 
(Grossen Kirchenordnung da als zulässig erscheinen würde, wo 
sich hiebei weder ein Widerspruch mit den allgemeinen An- 
schauungen der Verfassungsurkunde noch mit dem Inhalt der 
nach der Grossen Kirchenordnung erlassenen Gesetze und Ver- 
ordnungen ergibt. Ein solcher Widerspruch würde sich aber er- 


ı Selıon im Hof- und Staatshandbuch von 1824, ebenso in dem von 
1901 wird der Geschäftskreis des Konsistoriums in Bezug auf die Kirche als 
ein lediglich innerkirchlicher beschrieben, ebenso kurz in der Beschreibung 
des Königreichs Württemberg, herausgeg. vom kıl. statist. topographischen 
Bureau, 1884, IE 28. 245. Im Staatshandbuch ist allerdings das Konsisto- 
rium trotzdem nur als eine dem Ministerium des Kirchen- und Schulwesen» 
untergeordnete Behörde aufgeführt. Aber soweit nur der staatliche Be- 
hördenorgzanisinus darzustellen ist, ist dies auch nieht unrichtig. Nur be 
weist die Ausführung des Synodus an der gleichen Stelle, dass es ander: 
semeint ist. 
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geben, wenn man annehmen würde, dass das Konsistorium all- 
gemein auch die Wahrung der Staatshoheitsrechte über die evan- 
gelische Kirche zu besorgen hätte Um mit den Ausführungen 
der sechs Generalsuperintendenten zu reden: Eben derselben 
Kirchenstelle, welche die Spezialrechte der Kirche gegen die 
möglichen Eingriffe des Staats zu wahren beauftragt ist, kann 
nicht hinwiederum die Wahrung der Staatshoheitsrechte in Be- 
ziehung auf eben diese Kirche übertragen sein!. In solchem 
Fall von irgendwelcher „Autonomie“ der Kirche in der Verfas- 
sungsurkunde zu reden, wäre völlig sinnlos gewesen. 

Auch die Stellung des Konsistoriums unter dem Ministe- 
rıum des Kirchen- und Schulwesens, die im besonderen auf das 
erwähnte V. Edikt vom 18. November 1817 zurückzuführen ist, 
vermag nicht als Beweis dafür zu dienen, dass das Konsistorium 
in Bezug auf die Angelegenheiten der evangelischen Landes- 
kirche auch als staatliche Behörde zu betrachten ist. 

Es ist schon oben betont worden, dass die Grundgedanken, 
auf denen dieses Edikt beruht, mit den Anschauungen der Ver- 
fassungsurkunde über das Verhältnis von Staat und Kirche, ins- 
besondere die rechtliche Stellung der kirchlichen Behörde nicht 
im Einklang standen. Wäre, wie man auf Grund dieses Edikts 
annehmen könnte, tatsächlich das Konsistorium nach der Ver- 
fassungsurkunde auch mit der Handhabung der Staatshoheits- 
rechte gegenüber der evangelischen Kirche betraut, so wäre die 
Unterstellung unter das Ministerium sehr verständlich gewesen, 
und die Schwierigkeiten, die sich dabei ergeben hätten, hätten 
ihre Erledigung nicht in einer allgemeinen Klarstellung des Ver- 
hältnisses zwischen Konsistorium und Ministerium, sondern nur 
in einer Begrenzung des Geschäftskreises beider Behörden im 
einzelnen gefunden; denn dann wäre eine Auseinandersetzung 
zwischen den innerkirchlichen Funktionen des Konsistoriums als 
höchster kirchlicher Verwaltungsbehörde und den, um es kurz 


N 


ı 5.345 oben. 
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auszudrücken, staatskirchlichen Aufgaben des Konsistoriums in 
Unterordnung unter das Ministerium in erster Linie nötig ge- 
wesen. Die Verordnung vom 20. Dezember 1867 hat aber ledig- 
lich das rechtliche Verhältnis der beiden Behörden im allge- 
meinen zum Gegenstand, ein Beweis, dass über diese Frage 
die bisher bestehenden Bestimmungen zu „Zweifeln“ Anlass ga- 
ben, d. h. nicht völlıg übereinstimmten. Wenn aber hier ein 
solcher Widerspruch vorlag — und die Tatsache der Verord- 
nung von 1867 scheint das zu bezeugen —, so lag er doch wolıl 
eben darin, dass einerseits nach der Verfassungsurkunde dem 
Konsistorium die selbständige Verwaltung des Kirchenregiments 
unmittelbar unter dem Landesherrn, und nur diese, zukomnit, 
andererseits aber nach der bestelienden Behördenorganisation, 
im besonderen nach dem Edikt vom 18. November 1817, das 
Ministerium des Kirchen- und Schulwesens, das doch als reine 
Staatsbeliörde angesehen werden musste, dem Konsistorium über- 
geordnet war. Ein anderer Widerspruch, der in dieser Bezie- 
hung vorhanden wäre, lässt sich nicht denken. Demnach dürfte 
schon der allgemeine Inhalt der Verordnung vom 20. Dezember 
1867, sowie die Tatsache ihres Vorhandenseins als Beweis dafür 
angeführt werden, dass die Verfassungsurkunde dem Konsisto- 
rıum nur die Verwaltung des Kirchenregiments, nicht auch die 
Handhabung von Staatshoheitsrechten gegenüber der evangelı- 
schen Kirche zuschreibt, dass es also für die Verfassungsurkunde 
im Verhältnis zur Kirche nur kirchliche Behörde ist. Bei einem 
Widerspruch zwischen der Verfassungsurkunde und älteren Vor- 
schriften geht, soweit der Widerspruch reicht, die Verfassungs- 
urkunde vor. 

Aber auch die Form und der Inhalt der Verordnung von 
1867 im einzelnen mag als Beleg dafür dienen, dass das Kon- 
sistorium nach der Verfassungsurkunde nur kirchliche Behörde 
ist. Bisher war eine Staatsbeliörde dem Konsistorium überge- 
ordnet gewesen, während die Verfassungsurkunde das Verbält- 
nis so dargestellt hatte, als ob das Konsistorium ausserhalb des 
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Rahmens der staatlichen Behörden unmittelbar unter dem Lan- 
desherrn als Inhaber des Kirchenregiments stehen würde. Wenn 
die Verfassungsurkunde das Konsistorium auch als staatliche 
Behörde betrachtet wissen wollte, was wäre da näher gelegen, 
als dies ausdrücklich auszusprechen? Damit wären alle „Zweifel, 
welche in Absicht auf die Stellung des Ministeriums des Kirchen- 
und Schulwesens“ bei Angelegenheiten der evangelischen Landes- 
kirche, d. h. mit anderen Worten, im Verhältnis zu der mit der 
Verwaltung des Kirchenregiments betrauten Behörde, bestanden, 
klar und einfach beseitigt gewesen und damit auch jede Ver- 
suchung, hinter den Worten der Verfassungsurkunde von Auto- 
nomie der Kirche, Verwaltung des Kirchenregiments u. dergl. 
mehr zu sehen als blosse Begriffsspielereien. 

Aber die Verordnung schlägt einen anderen Weg ein. Sie 
regelt den Geschäftskreis des Ministeriums und zwar „nach Mass- 
gabe des überlieferten landesherrlichen Kirchenregiments im Hin- 
blick auf den & 75 der Verfassungsurkunde“!. Die Verordnung 
stellt sich also von vornherein nicht als staatliche, sondern als kirch- 
liche Verordnung dar, durch die nur der Kreis der einer Behörde 
zukommenden kirchlichen Geschäfte erweitert werden kann. Bis- 
her hatte das Ministerium über eine Kirchenbehörde eine Dienst- 
aufsicht geführt, ohne dass eine unanfechtbare gesetzliche Grund- 
lage gegeben gewesen wäre; ja es war mit der Vollziehung der 
vom Inhaber des landesherrlichen Kirchenregiments ergangenen 
Verordnungen beauftragt gewesen, z.B. mit der Vollziehung der 
Verordnungen vom 25. Januar 1851 betr. die Einführung von 
Pfarrgemeinderäten und vom 18. Nov. 1854 betr. die Einführung 
von Diözesansynoden ?. Deshalb hatte Prälat Hauber schon im 
Jahr 1853 bemerkt: „Dass das Kultninisterium iura in sacra 

* Eingang der Ver. v. 20. Dez. 1867 Reg.Bl. S. 211. 

2 Dass trotzdenı beide Verordnungen unter Oberkirchenbehörde oder 
kirchlicher Oberbehörde, deren Aufsicht die Pfarrgemeinderäte und Diöze- 
sansynoden unterstellt sind, das Konsistorium verstehen, ist zweifellos 


(88 1, 14, 16, 31—33 der Ver. vom 25. Jan. 1851 Ree.Bl. S. 5; $8$ 1, 8 und 
10 der Ver. v. 18. Nov. 1854 Reg.Bl. S. 111). 
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ausübt, ist in unserer Verfassungsurkunde nicht vorausgesetzt 
und es scheint nur der Geschäftsvereinfachung wegen der König 
die Ausübung eines Teils seiner Episkopalrechte demjenigen Mi- 
nister übertragen zu haben, der die iura circa sacra zu verwal- 
ten hat“*!. Diesen tatsächlichen Zustand, wie er sich auf Grund 
des Edikts von 1817 und der Verfassungsurkunde von 1819 
herausgebildet hatte, rechtlich klarzustellen, war die Aufgabe der 
Verordnung vom 20. Dezember 1867. 

Dies geschah in der Weise, dass dem Ministerium durch 
kirchliche Verordnung innerkirchliche Aufträge in bestimmtem 
Umfang, im besonderen die Wahrung der Dienstaufsicht über 
‘Konsistorium und Synodus und die Vermittlung der landesherr- 
lichen Entschliessungen auf die Anträge dieser Behörden, wie 
auch die Uebermittlung dieser Anträge an den Inhaber des Kir- 
chenregiments übertragen wurden. Man wollte die von der Ver- 
fassungsurkunde festgestellte Autonomie der Kirche und Selb- 
ständigkeit der kirchlichen Behörde anerkennen, aber den bis- 
herigen engen Zusammenhang zwischen staatlicher und kirch- 
licher Leitung nicht aufheben. Deshalb wird nicht die nach der 
Verfassungsurkunde oberste kirchliche Behörde in die staatliche 
Behördenorganisation hereingenommen, sondern umgekehrt die 
oberste staatliche Behörde mit kirchlichen Aufgaben betraut. 
Da das Regiment der evangelisch-lutherischen Kirche wie in den 
andern deutschen Ländern, so auch in Württemberg mit dem 
politischen Regiment organisch verbunden ist, so wurde ange- 
nonımen, dass für diese Kirche, so lange man nicht eine Kirchen- 
verfassung mit Aufgebung des historischen Bodens auf ganz neuen 
Grundlagen neu aufbauen wollte, auch nicht der gleiche An- 
spruch auf Selbstbestimmung durch rein kirchliche Organe ge- 
macht werden könne, wie für die katholische Kirche, welche in 
jenem engeren Verhältnis zum Staat auch schon früher nicht 
gestanden ist. So kam man dazu, zwischen das Konsistorium 


! Kons. Reg. 
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und den Inhaber des Kirchenregiments das Ministerium des 
Kirchen- und Schulwesens in der Weise einzuschalten, wie es 
durch die Verordnung von 1867 geschehen ist. Wäre tatsäch- 
lich die Auffassung massgebend gewesen, dass das Konsistorium 
nicht reine Kirchenbehörde, sondern auch Staatsbehörde in kirch- 
lichen Angelegenheiten ist, so hätte es sich nicht erst darum 
handeln können, einen Anspruch auf Selbstbestimmung durch 
„rein kirchliche Organe“ in dieser Weise abzuweisen und eine 
solche Verordnung mit der Aufgabe, die engere Verbindung zwi- 
schen Staat und evangelischer Kirche zu betonen, vorzuschlagen. 
Wenn die Absicht, die engen Beziehungen zwischen staatlichen 
und innerkirchlichen Angelegenheiten zum Ausdruck zu bringen, 
dazu führte, dass das Ministerium mit innerkirchlichen Aufträgen 
betraut wurde, so lässt sich daraus schliessen, dass in der recht- 
lichen Stellung des Konsistoriums diese enge Verbindung noch 
nicht zum Ausdruck kommt '!. Die von der Verfassungsurkunde 
anerkannte Autonomie der evangelischen Landeskirche, die recht- 
lich vor Einführung der Landessynode lediglich in der reinkirch- 
lichen Stellung des Konsistoriums zum Ausdruck kommen konnte, 
wollte nicht angetastet werden; um jene oben dargelegte Absicht 
doch zu erreichen, stand nur der eine Weg offen, die vorher 
rein tatsächliche Beauftragung des Ministers mit innerkirchlichen 
Aufträgen auf rechtlichen Boden zu stellen. Dieser Weg war 
schon in der obenerwähnten (S. 345) Aeusserung der sechs Gene- 
ralsuperintendenten vom 24. März 1820 in Vorschlag gebracht 
worden. Es ist dort ausgeführt: „Nur unter der unmittelbaren 
Leitung des Ministeriums des Kirchen- und Schulwesens kann 
der konstitutionelle Vorstand der evangelischen Kirche die ihm 
übergebene Aufsicht und Verwaltungsgeschäfte verrichten“ ?. 


ı Denn sonst wäre es überflüssig gewesen, diese enge Verbindung in 
dem dem Konsistorium übergeordneten Ministerium noch darzustellen. 

2 Aus $ 3 der Verordnung von 1367 ergibt sich, dass das Ministerium 
sogar befugt ist, die Uebermittlung von Anträgen der Kirchenbehörde an 
den Inhaber des Kirchenregiments zu unterlassen. Dass aber aus dieser 
Befugnis nicht seine grundsätzliche und unbeschränkte Ueberordnung über 
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Dass die Verordnung von 1867 von der Annahme der rein 
kirchlichen Stellung des Konsistoriums ausgeht, lässt sich auch 
aus dem Inhalt von $ 2 folgern, wornach das Ministerium in 
evangelischen Kirchenangelegenheiten eine selbständige Instanz 
auch insoweit bildet, als es sich „von gemischten kirchlich-staat- 
lichen Sachen handelt“. Darunter sind allgemein Angelegen- 
heiten zu verstehen, die das Interesse von Kırche und Staat in 
gleicher Weise berühren und deshalb an sich im Einvernehmen 
zwischen kirchlichen und staatlichen Behörden erledigt werden 
müssten. Wenn das Konsistorium auch mit der Wahrung der 
Staatshoheitsrechte über die Kirche betraut wäre, wenn also der 
rechtliche Doppelcharakter als Kirchen- und Staatsbehörde, der 
durch die Verordnung von 1867 dem Ministerium gegeben wurde, 
schon beim Konsistorium vorhanden wäre, so wäre es völlig 
selbstverständlich, dass in gemischten kırchlich-staatlichen Sachen 
nicht das Konsistorium, sondern das Ministerium letzte Instanz 
wäre, die Zuweisung der Dienstaufsicht über das Konsistorium 
an das Ministerium auch in rein kirchlichen Angelegenheiten 
würde vollends jede Möglichkeit eines Konflikts in „gemischten 
kirchlich-staatlichen Sachen“ zwischen den beiden Behörden aus- 
schliessen; die Bestimmung, dass das Ministerium in diesen An- 
gelegenheiten eine selbständige Instanz über dem Konsistorium 
bildet, wäre also durchaus überflüssig. Anders aber, wenn das 
Konsistorium rein kirchliche Behörde ist. Dann ist eine der- 
artige Bestimmung keineswegs überflüssig. Wenn die enge Ver- 
bindung zwischen Kirche und Staat auch in der rechtlichen Stel- 
lung einer bestimmten Behörde zum Ausdruck gebracht werden 
wollte und nicht schon das Konsistorium einen solchen recht- 
lichen Doppelcharakter besass, dann, und nur dann musste 
für gemischte, kirchlich-staatliche Sachen die positiv-rechtliche 
Entscheidung darüber getroffen werden, ob in solchen Sachen 


das Konsistorium gefulgert werden kann, ergibt eben dieser $, der das 
Konsistorium unter gewissen Voraussetzungen zum unmittelbaren Vortrag 
beim Inhaber des Kirchenregiments ermächtigt. 
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das Konsistorrum als höchste Instanz selbständig als reine Kir- 
chenbehörde mit dem Ministerium verhandeln könne oder ob das 
Ministerium in Wirklichkeit eine Instanz über dem Konsistorium 
bilde. Das Ministerium ist übergeordnet, nicht weil es höchste 
Staatsbehörde ist und deshalb nach allgemeinen Rechtsnormen 
in erster Linie darüber zu entscheiden hat, ob eine Angelegen- 
heit gemischter staatlich-kirchlicher Natur ist, sondern weil es 
neben seiner Stellung als Staatsbehörde zugleich einen kirch- 
lichen Auftrag vom Inhaber des Kirchenregiments selbst hat. 

Was unter gemischten kirchlich-staatlichen Sachen im ein- 
zelnen zu verstehen ist, ist positiven Rechts. In Württemberg 
gehört hieher z. B. Errichtung und Veränderung von Parochieen 
(Art. 4 des Ges. v. 14. Juni 1887 Reg.Bl. S. 237, vergl. hiezu 
Art. 14 des kath. Ges. vom gleichen Tag Reg.Bl. S. 272). In 
Beilage 1 zu dem Synodalanbringen vom 2. März 1858 sind als 
Angelegenheiten gemischter Natur aufgeführt: Die allgemeinen 
Vermögensangelegenheiten der Kirche, die geistliche Witwen- 
kasse, solange die Staatskasse für dieselbe Beiträge leistet, Ehe- 
sachen, Stiftungs- und Armensachen, Landeskollekten, Sitten- 
und Kirchenpolizei, Parochialsachen, Kirchstuhlstreitigkeiten, 
Erfüllung der kirchlichen Baupflicht durch die Gemeinden, Pa- 
tronats- und Pfründverhältnisse, Besoldungs- und Pensionsan- 
sprüche der Geistlichen, die Familien- und Standesregister. (Se- 
paratabdruck aus dem Staatsanzeiger von 1858.) 

So ist das Vorhandensein der Verordnung vom 20. Dezen- 
ber 1867, ihre Form und Inhalt ein Beleg dafür, dass das Kon- 
sistorium als rein kirchliche Behörde zu betrachten ist, zugleich 
aber ein Beweis für die Tatsache des trotz aller naturrechtlichen 
Gedanken immer noch sehr engen Zusammenhangs zwischen 
Staat und evangelischer Landeskirche. 

Hier ist auch einzugehen auf die Frage, ob der Inhaber des 
landesherrlichen Kirchenregiments befugt war, eine Staatsbehörde 
mit innerkirchlichen Aufgaben in dieser Weise zu betrauen. Die 
ältere Theorie des Kollegialsystems hat diese Frage ohne wei- 
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teres bejaht; Pfaff erklärt: „Nec minus probe hic tenendum est, 
in arbitrio Principis stare, cuinam administrationem Jurium Col- 
legialium conferre velit*!. Anders urteilte z. B. Stahl über diese 
Frage. Er vertritt die Anschauung: Die Konsistorien sind auch 
heute noch „ebenso wie bei der ersten Gründung der Kirchen- 
verfassung in Deutschland, für alle Funktionen des Kirchen- 
regiments rechtlich notwendige Organe, und ein Fürst darf die 
Kirche keineswegs olıne Konsistorium unmittelbar in Person oder 
durch seine Staatsbehörde regieren* *. „Die Form des Konsi- 
storiums allerdings ist keine notwendige, nur das Wesen muss 
bleiben, aber das Wesen ist verletzt, wenn die Leitung für diese 
Gegenstände nicht vorzugsweise Theologen anvertraut ist“%. Es 
ist leicht zu erkennen, worauf diese Anschauung beruht. Stahl 
drückt es selber aus mit den Worten: „Es ist die Eigentün- 
lichkeit des Kirchenrechts, dass es im ganzen auf einer dogma- 
tischen Grundlage ruht, und im einzelnen, gerade den wesent- 
lichsten Teilen, gar nichts anderes ist, als die äussere Fixierung 
der durch die Lehre schon bestimmt vorgezeichneten Verhält- 
nisse“*. Eine solche „dogmatische Fundamentierung“ ’ der kirch- 
lichen Rechtsinstitute kennt aber das moderne protestantische 
Kirchenrecht zweifellos nicht mehr; „es gibt keine heilsnotwen- 
dige Rechtsordnung der Kirche, da das Heil nicht aus irgend 
eineın Gesetze kommt“®, Das ist reformatorische Wertung der 
Bedeutung der kirchlichen Rechtsordnung und Rechtsinstitute. 
Daraus folgt dann für die theoretische Betrachtung, dass im all- 
gemeinen des Konsistoriums Vollmacht lediglich „eine von dem 
Inhaber der Kirchengewalt ihm übertragene, keine eigene ist, 
sein Bestand darum, soweit er nicht staats- oder kirchengesetz- 
lich begründet ist, nicht rechtlich notwendig ist. Demgemäss 
Pfaff, De originibus S. 204. 

Stahl S. 324. 

Stahl S. 325. 

Stahl S. 1. 


Kahl, Vorlesungen. 
Köhler S. 93. 
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ist der Landesherr rechtlich nicht gebunden, abgesehen von po- 
sitiven Gesetzesnormen, seine Kirchengewalt nur unter Mitwir- 
kung eines Konsistoriums zur Ausführung zu bringen“! Es 
bleibt ihm überlassen, in welchem Umfang er hiebei das Kons+ 
storium und wie weit er andere Behörden beteiligen will. 

Für das positive Recht in Württemberg liegt die Frage 
allerdings anders. Hier hat einmal die Verfassungsurkunde über 
die Handhabung des Kirchenregiments Bestimmungen getroffen, 
die auch jetzt noch nur auf staatsgesetzlichem Weg geändert 
werden könnten. Sodann aber gehört unter die Gegenstände, 
für die auf Grund der kirchlichen Verordnung vom 20. Dez. 
1867? betr. Einführung einer Landessynode künftig der Weg 
der kirchlichen Gesetzgebung gewällt werden muss, auch „die 
Verfassung der Landeskirche sowohl in Betreft der Kirchenlei- 
tung als der Gemeindevertretung* ($ 15)?. Zu einer wesent- 
lichen Aenderung oder zu einer Beseitigung des konsistorialen 
Instituts wäre also künftig neben einem Staatsgesetz auch ein 
Kirchengesetz erforderlich. Zu einer wesentlichen Aenderung 
wäre vor allem die Beseitigung der kollegialen Organisation zu 
rechnen. Für die Beurteilung der Vereinbarkeit der Verordnung 
vom 20. Dez. 1867 über die Stellung des Ministeriums des Kir- 
chen- und Schulwesens mit der Verfassungsurkunde ist von Wich- 
tigkeit, dass diese Verordnung nicht eigentlich neues Recht ge- 
schaffen hat und auch nicht schaffen wollte, sondern nur den 
Zustand, wie er sich auf Grund des V. Edikts: von 1817 und 
der Verfassungsurkunde herausgebildet hatte, in einer mit den 
allgemeinen Anschauungen und positiven Bestimmungen der Ver- 
fassungsurkunde vereinbaren Weise rechtlich normierte *. Nicht 


! Köhler S. 118%. 

: Ree.Bl. S. 208. 

3 Siehe auch kirchl. Gesetz v. 29. Juli 1888. 

* In einem Erlass des Kultministeriums von 1267 ist betont, dass es 
sich bei der beabsichtigten Verordnung „nicht um etwas neues, sondern nur 
um eine deklaratorische Verfügung über bereits bestehendes handelt* 


(Min.Reg.). 
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eine Abänderung, sondern eine zulässige Ergänzung der Bestin- 
mungen der Verfassungsurkunde haben wir in dem Inhalt jener 
Verordnung zu erblicken. Kirchenrechtlich ist diese Verord- 
nung zweifellos nicht zu beanstanden, von staatsrechtlicher Seite 
ist ein Einwand deshalb nicht zu machen, weil es sich lediglich 
um eine autlıentische Interpretation der Bestimmungen der Ver- 
fassungsurkunde hätte handeln können !. Eine solche wurde 
aber nicht für nötig erachtet, da mit Rücksicht auf staatliche 
Interessen gegen diese Verordnung keinenfalls etwas einzuwen- 
den war ?. 

Dass dem Konsistorium in seiner Stellung zur Landeskirche 
der rechtliche Charakter einer rein kirchlichen Behörde zukommt, 
ist nicht immer anerkannt worden. 

Die Theorie hat sich von jeher ohne weitere Begründung 
auf den Standpunkt gestellt, dass dem Konsistorium_ tatsächlich 
auch die Wahrnehmung von Staatshoheitsrechten über die evan- 
gelische Kirche zugewiesen sei und dass es deshalb auch Staats- 
kirchenbehörde sei?. Umgekehrt wurde dann dem Ministerium 
des Kirchen- und Schulwesens lediglich die Wahrung der Staats- 


! Denn es lag nicht in der Absicht der Verf.-Urkunde, die durch da» 
V. Edikt v. 1817 verfügte Unterstellung des Konsistoriums unter das Min 
sterium aufzuheben. Nur erhielt die Unterstellung dadurch einen anderen 
rechtlichen Charakter, dass das Konsistorium auf Grund von $ 75 der Verf.- 
Urkunde aus dem Kreis der Staatsbehörden heraustrat. Es wurde ver- 
säumt, ausdrücklich rechtlich klarzustellen, dass damit auch das Ministerium 
des Kirchen- und Schulwesens (und des Innern) in gewissen Beziehungen 
seine Stellung als reine Staatsbehörde verlor. Das ist darauf zurückzu- 
führen. dass dem Gesetzgeber der Widerspruch zwischen den Grundgedan- 
ken über Staat und Kirche in der Verf.-Urkunde einerseits und in dem 
V, Edikt von 1817 andererseits nicht zum Bewusstsein kam. 

® Anders gegen die Verordnung vom 20. Dez. 1867 betr. Einführung 
einer Landessynode die Einwände in der Kammer der Abgeordneten an 
11. und 12. Juni 1874 (1870—74 X. Prot.-Bd. S. 5692) und um 18./22. Dez. 
1884. Die Befugnis des Inhabers der landesherrlichen Kirchengewalt zur 
Einführung einer Landessynode ohne Mitwirkung der Stünde wurde von 
verschiedenen Seiten in Zweifel gezogen. 

® Mohl 8. 455 u. 460. 
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hoheitsrechte über die Kirche und die rechtliche Stellung einer 
Staatsbehörde zugeschrieben !, 

In einem Vortrag des Vizedirektors Wächter vom Juni 1821 
ist ausgeführt: „Das Konsistorium hat durch Gesetze mehrere 
Gegenstände in seinem Wirkungskreise, welche bei der Synode 
nie in Beratung kommen und selbst bei genauer Scheidung 
in das Gebiet der Kirchenhoheit gehören dürften“. Noch be- 
stimmter lautet die Aeusserung eines Prälaten aus dem Jalır 
1826: „Meiner Meinung nach ist nicht zu bezweifeln, dass das 
Konsistorium zugleich als Staatsbehörde, die die Territorialrechte 
des Regenten zu wahren hat, zu betrachten ist“°. Auf diesem 
Standpunkt steht auch ein Bericht der evangelischen Synode aus 
dem Jalhır 1845 und ein Bericht des Konsistoriums über die Zu- 
sammensetzung der Landessynode vom Jahr 1846, desgleichen 
spätere Berichte des Synodus über Entwürfe einer Kirchenge- 
meinde- und Diözesansynodalordnung. Anderer Ansicht ist da- 
gegen ein Synodalanbringen vom 6. und 7. Juli 1821 und eine 
Kultministerialnote vom 10. Februar 1853, enthalten im Separat- 
abdruck aus dem Staatsanzeiger von 1858, während der Ent- 
wurf eines Synodalanbringens aus dem Jahre 1826 die Frage 
unentschieden lässt (sämtlich in der Kons. Registratur). 

Was die Praxis betrifit, so ist zunächst ein Erlass des Miı- 
nisters des Kirchen- und Schulwesens an das Konsistorium vom 
11. November 1824 zu erwähnen, betr. die Befugnis des Kon- 
sistoriums zur Suspension eines Kirchendieners; hier ist gesagt, 
dass die Verfügung einer Suspension nur der mit der Aufsicht 
über das Kirchen- und Schulwesen beauftragten Resiminalstelle 
und somit in der ersten Instanz dem evangelischen Konsistorium 
zustehe*. In dem Ministerialerlass vom 25. Januar 1825 sind 


ı Mohl 8. 460. 

2 Kons. Reg. 

® Kons. Reg.; ähnlich auch das Gutachten eines Prälaten vom 11. Dez. 
1823, Min.-Reg.; und ein Bericht des Ministeriums des Innern an den König 
vom 26. Dez. 1823, ebendort. 

* Reyscher IX 660. 
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neben den Staats- und Schuldienern auch die Kirchendiener als 
„Angestellte von der Departementalabteilung des Kirchen- und 
Schulwesens“ aufgeführt!, wornach das Konsistorium lediglich als 
eine Abteilung des Kirchen- und Schulwesens zu betrachten ist. 
In dem Erlass des Kgl. Ministeriums des Kirchen- und Schul- 
wesens vom 15. Dezember 1825? (vergl. Konsistorialerlass von 
25. März 1826 mit Beilage) ? ist dargelegt, dass „nach einem Ge- 
richtsurteill die Bestimmungen wegen unerlaubter Geschenk- 
annahme der Staatsdiener (V. Edikt vom 31. Dezember 1818) 
auch auf die Dekane als Beamte der Departementalabteilung des 
Kirchen- und Schulwesens anwendbar sind. Auch nach diesem 
Erlass wäre das Konsistorium als eine Behörde dieser Departe- 
mentabteilung anzusehen. Hinzuweisen ist ferner auf die Mi- 
nisterialerlässe vom 13. März und 3. April 1827 ! betr. die Aus- 
stellung von Erklärungen, in keiner geheimen Verbindung gewesen 
zu sein; vom 9. Januar 1828° betr. die Befugnis des Konsisto- 
rıums, zu Vertauschungen von Gebäuden die Zustimmung zu er- 
teilen; vom 17./19. September 1828® betr. die Anzeige von Ehe- 
scheidungen von Geistlichen beim Ministerium; vom 30. Septem- 
ber 1829° betr. den Reiseurlaub für die Angehörige des Departe- 
ments des Kirchen- und Schulwesens. Diese Erlässe bringen alle 
mehr oder weniger deutlich die alte Auffassung von der Kirche 
als einer Staatsanstalt und dem Konsistorium als reiner Staats- 
oder jedenfalls gemischter Staatskirchenbehörde zum Ausdruck. 

Ein Erlass des Ministeriums des Innern vom 30. April 1832° 
spricht davon, „dass bei dem evangelischen Konsistorium die dem 
Landesherrn zukommenden Rechte der Staats- und der Kirchen- 
gewalt nicht getrennt gehalten werden“ und dass sich der Wir- 

I Reyscher IX 602, 

: Reg.Bl. Erg.-Bd. 1833 8. 329. 

> iteyscher IX 699. 

* Reyscher IX 740. 

5 Reyscher IX bl. ® Reyscher IX 772. 
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kungskreis weder des Konsistoriums noch des Synodus auf die 
Ausübung des Kirchenregiments beschränke. 

Ebenso spricht der Erlass des evangelischen Synodus vom 
26. Juni 1866! von „der bisherigen Verbindung des Konsisto- 
riums und Synodus mit dem staatlichen Organismus, vermöge 
welcher sıe als gemischt staatlich-kirchliche Behörden anzusehen 
sind“. 

Endlich ist noch ein Konsistorialerlass vom 21. März 1882 ? 
anzuführen, worin die Dekanatämter in gleicher Weise wie die 
Bezirksschulinspektorate als Bezirksstellen i. S. des staatlichen 
Sportelgesetzes vom 24. März 1881 bezeichnet sind. 

Alle diese Ausführungen sahen sich aber ausser Stand, so- 
weit sie mittelbar oder unmittelbar sich über die rechtliche Stel- 
lung des Konsistoriums aussprachen, der vertretenen Anschauung 
eine gesetzliche Begründung zu geben. Der angeführte Ministerial- 
erlass vom 30. April 1832 nimmt Bezug auf die Bestimmungen 
der Grossen Kirchenordnung und tut eben damit dar, dass seine 
Auffassungen sich auf die jetzt massgebenden rechtlichen Be- 
stimmungen nicht begründen lassen. Denn wie oben gezeigt 
wurde, beruht die Grosse Kirchenordnung auf ganz andern An- 
schauungen über das Wesen der Kirche, über die Aufgabe der 
weltlichen Obrigkeit, und vor allem auch über die Stellung der 
kirchlichen Behörde, als die in dieser Beziehung heute allein gül- 
tige Verfassungsurkunde. 

Es ist daher festzuhalten: Das Konsistorium ist heute be- 
züglich seiner rechtlichen Stellung zur Kirche als rein kirchliche 
Behörde anzusehen. 

Was nun den tatsächlichen Geschäftskreis des Kon- 
sistoriums betrifft, so ist eine Instruktion hierüber nicht vorhan- 
den. Dem Konsistorium kommt heute zu?: 

1. Wahrung der Lehre, des Gottesdienstes, der Kirchenge- 


ı Kons. A.Bl. 1183. 2 Kons. A.Bl. 3132. 
® Hauber S. 34; Hof- und Staatshandbuch des Königsreichs Württen:- 
berg 1. Teil Anhang S. 41. 
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bräuche und der kirchlichen Ordnung. 

2. Sorge für die Versehung der Kirchenänmter. 

3. Sorge für die Erhaltung der verschiedenen Kirchenge- 
bäude und der Pfarrdotationen, sowie die Verwaltung einiger 
geistlicher Fonds. 

Dabei handelt das Konsistorium nach einer Zusammenstel- 
lung von 1859! selbständig: 

In der Aufsicht über Lehre, Gottesdienst, Beruf und Wan- 
del der Geistlichen. 

In der bischöflichen Bestätigung der von Patronen ernannten 
Geistlichen. 

In der Verwendung von Pfarrgehilfen (Vikaren). 

In der Aufstellung von Pfarr- und Dekanatsverwesern. 

In der Dispensation behufs Zulassung zur Konfirmation vor 
dem gesetzlichen Alter, soweit nicht die Diözesansynodalausschüsse 
hierüber zu entscheiden ermächtigt sind. 

In der Ueberwachung der allgemeinen kirchlichen Fonds 
und melırerer privater Stiftungen für Hinterbliebene von Geist- 
lichen. 

In der Verwendung des Geistlichen Unterstützungsfonds an 
bedrängte Geistliche und zu Vikariatsgehaltsbeiträgen je bis zu 
50 fi. im Jahr. 

In der Verwendung von Gratialien an Witwen und Waisen 
von Geistlichen aus der Geistlichen Witwenkasse. 

Kirchenregimentliche Tätigkeit ist auch heute noch in der 
rechtlich verfassten Kirche grundsätzlich scharf geschieden an 
dem seelsorgerlichen Amt, getreu dem reformatorischen Grund- 
satz von der Scheidung der beiden Gewalten, der äusseren Zwangs- 
gewalt und der Schlüsselgewalt. Es ist deshalb, um die Stellung 
der Kirchenregimentsbehörden innerhalb der Kirche selbst richtig 
zu verstehen, im Auge zu behalten: „Die Aufsicht, welche die 
evangelische Kirchenregimentsbehörde über ein ihr unterstelltes 
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Pfarramt zu führen hat, ist nicht materieller, sondern rein for- 
meller Natur, soweit es sich um die rein seelsorgerlichen Funk- 
tionen handelt“!. Die rein seelsorgerlichen Funktionen, Wort- 
verkündigung und Sakramentsverwaltung, sind nach wie vor die 
einzig wesentlichen Aufgaben des evangelischen Pfarramts, wenn- 
gleich dem Inhaber des Pfarramts noch eine Menge anderer 
Funktionen übertragen zu sein pflegt. Teilnahme am Kirchen- 
regiment gehört jedenfalls zum Wesen des Pfarramts nicht?. Die 
Aenderungen, welche die rechtliche Stellung der evangelischen 
Kirche erfahren hat, berühren also nicht sowohl die rechtliche 
Natur und das Wesen des Amtes, „an dem man die Kirche äus- 
serlich kennt“ 3, des Pfarramtes (Luther Von den Concilien und 
Kirchen), als vielmehr die rechtliche Stellung der Kirchenregi- 
mentsbehörden, die jetzt die Behörden einer rechtlich verfassten 
Kirche geworden sind. 

Dass der rein kirchliche Charakter des Konsistoriums nicht 
klarer in die Erscheinung tritt, daran sind, abgesehen von seiner 
Unterordnung unter das Ministerium, drei Umstände schuld. 

Zunächst war dem Konsistorium auf Grund des Organisa- 
tionsmanifestes von 1806 die Aufsicht über die im Königreich 
nur tolerierten Gemeinden und über das reformierte Kirchen- 
wesen zugewiesen. Jedoch wurde schon durch das Edikt vom 
12. August 1806 bestimmt, dass die im Hornberger Oberamt sich 
gründende Brüdergemeinde „mit ihren Lehrern und andern Schul- 
und Kirchendienern in Ansehung ihrer Kirchen- und Erziehungs- 
anstalten unter keiner anderen geistlichen Behörde, als unter der 
Aufsicht des Kollegiums der Aeltesten der Brüderunität stehen 
und ausserdem unmittelbar dem Minister des geistlichen Depar- 
tements und nach dessen Vortrag dem Staatsministerium unter- 
worfen sein soll‘. Ebenso enthält die Fundationsurkunde für die 


ı Rieker, Rechtliche Natur S. 63. 
2 Köhler, S. 161. 
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(Gemeinde Korntal vom 22. August 1819 die Bestimmung: „Die 
(Gemeinde ist von der Aufsicht und Gerichtsbarkeit der evange- 
lisch-lutherischen Konsistorialbehörden befreit; ihre religiöse Ver- 
fassung stelıt aber unter der Oberaufsicht des Ministeriums des 
Kirchen- und Schulwesens*!. Dasselbe gilt nach einem Mini- 
sterialerlass vom 5./7. Mai 1830 für die Gemeinde Wilhelns- 
dorf?. Auch die besondere Aufsicht über das reformierte Kır- 
chenwesen fiel im Anfang der zwanziger Jahre weg, als die re- 
formierten Gemeinden in die lutherische Landeskirche eintraten 
(kgl. Verfügung vom 5. Juli 1823). Als sich dann in Cannstatt 
und Stuttgart eine neue reformierte Gemeinde bildete, wurde sie 
der Oberaufsicht des Ministeriums des Kirchen- und Schulwe- 
sens unterstellt (kgl. Entschliessung vom 28. Juni 1848). Das 
Konsistorium hat infolgedessen jetzt kein staatliches Aufsichts- 
recht über fremde Kirchengemeinschaften mehr zu handhaben. 

Weiter kommt hier in Betracht, dass dem Konsistorium 
durch das Volksschulgesetz von 1836 die Stellung einer Ober- 
schulbehörde für die evangelischen Schulen in Unterordnung unter 
das Ministerium des Kirchen- und Schulwesens übertragen ıst 
(Art. 78 des Ges. vom 29. September 1836)”. Die Volksschule 
stellt sich nach württembergischer Gesetzgebung als eine unter 
staatlicher Aufsicht stehende Gemeindeanstalt mit konfessionellem 
Charakter dar. Als Oberschulbehörde ist das Konsistorium Staats- 
behörde, aber diese Aufgabe berührt seine rechtliche Stellung 
zur Kirche in keiner Weise. Es ist dies „ein Nebenauftrag, 
den das Konsistorium neben seinem eigentlichen Amte, der Ver- 
waltung des evangelischen Kirchenregiments, erfüllt“. Für die- 
sen Nebenauftrag sind ihm zwei Schulmänner als ausserordent- 


! Reyscher IX 475. 

? Reyscher IX 675. 

3 Reg.Bl S. 516. 

* A. A. ein Ministerialerlass vom 22. Jan. 1866, worin gesagt ist, es sel 
‚praktisch nicht durchführbar, dass eine und dieselbe Behörde zugleich 
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liche Mitglieder beigegeben, und seine Sitzungen als Ober- 
kirchenbehörde finden getrennt von den Beratungen über Schul- 
sachen statt. 

In diesem Zusammenhang ist aber auch das staatliche Ge- 
setz vom 14. Juni 1887 betreffend die Vertretung der evangeli- 
schen Kirchengemeinden zu erwähnen. Dieses Gesetz allerdings 
wahrt den rein kirchlichen Charakter, der dem Konsistorium 
nach den Bestimmungen der Verfassungsurkunde und den ihr 
zugrund liegenden Anschauungen zukommt, nicht, sondern weist 
ihm bezüglich der Aufsicht über die Vertretung und Vermögens- 
verwaltung der Kirchengemeinden die Stellung einer Staatsbe- 
hörde zu (so in Art. 13 Abs. 1, Art. 22 Abs. 3, Art. 27 Abs. 3, 
Art. 52 Abs. 4, Art. 58 Abs. 5, Art. 84 Abs. 2 und Art. 85 
Abs. 1; vergl. hiezu die entsprechenden Artikel des Gesetzes 
betr. die Vertretung der katholischen Pfarrgemeinden vom 
14. Juni 1887!: Art. 60 Abs. 1, Art. 10 Abs. 3, Art. 14 Abs. 2, 
Art. 18 Abs. 5, Art. 28 Abs. 5, Art. 59 Abs. 2, Art. 61, Abs. 2). 
Das Gesetz beschränkt sich nicht darauf, die juristische Persön- 
lichkeit der Kirchengemeinden festzustellen, sowie die Ausschei- 
dung eines ortskirchlichen Vermögens und der kirchlichen Stif- 
tungen anzuordnen, sondern es betrachtet die ganze Vermögens- 
verwaltung der Kirchengemeinden als eine Staatsaufgabe, die mit 
der kirchlichen Vermögensverwaltung betrauten Beamten sind 
Staatsdiener ? (Art. 28 des Gesetzes). Die Bedingungen der Wähl- 
barkeit zu den Organen, die mit der Vermögensverwaltung der 
Örtskirchengemeinden betraut sind, werden im staatlichen Gesetz 
festgestellt. Dem Gesetz von 1887 ist so das merkwürdige Er- 
gebnis zu verdanken, dass die Vermögensverwaltung der Kirchen- 
gemeinden von einer staatlichen Behörde besorgt wird, die da- 


! Reg.Bl. S. 271. 

? Unmittelbar sind sie Diener der vom Staat als Selbstverwaltungs- 
körper geschaffenen Kirchengemeinden. Kirchliche Beamte, d. h. Beamte 
der autonomen Landeskirche sind sie ihrer grundsätzlichen Stellung nach 
nicht. 
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neben allerdings auch auf Grund von Art. 5 des kirchlichen Gesetzes 
vom 29. Juli 1888 Funktionen ausübt, deren innerkirchlicher 
Charakter zweifellos ist. Aber „dass der Kirchengemeinderat 
nebenher innerkirchliche Funktionen ausübt, alteriert seinen Cha- 
rakter als staatliche Behörde nicht“!. Und mit der Aufsicht 
über die Tätigkeit dieser Staatsbehörde, nicht bloss soweit sie 
innerkirchliche Aufgaben erfüllt, ist, wie oben gezeigt, eine kirch- 
liche Behörde, das Konsistorium, betraut. Bei der besprochenen 
Verordnung von 1867 gab man der tatsächlich bestehenden Ver- 
bindung zwischen Staat und Kirche einen rechtlichen Ausdruck 
dadurch, dass man eine Staatsbehörde mit innerkirchlichen Funk- 
tionen betraute. Bei dem Gesetz von 1887 geschah das Umge- 
kehrte, dass man einer Kirchenbehörde staatliche Aufgaben zu- 
wies. Der Grundgedanke ist also bei diesen beiden Rechtsnor- 
men derselbe: Auch „das Staatsgesetz vom 14. Juni 1887 stelıt 
auf dem Standpunkt möglichster Festhaltung der Einheit von 
Staat und Kirche, und hat das lockerer werden wollende Band 
zwischen Staat und Kirche, zwischen staatlichen und kirchlichen 
Behörden wieder etwas enger geknüpft“?. Das staatliche Gesetz 
von 1887 trifit auch sonst Bestimmungen, die man an sich als 
rein innerkirchliche zu betrachten und der Autonomie der Kirche 
überlassen zu wünschen geneigt wäre, so in Art. 50 Abs. 3 des 
Gesetzes (vergl. Gaupp Staatsrecht, 2. Auflage 1895 S. 381 Anm.)'. 
Dieses hält also überhaupt die scharfe Grenzlinie, die die Gegen- 
wart auch in Württemberg auf rechtlichem Gebiet zwischen Staat 
und Kirche zu ziehen bemüht ist, nicht ein und enthält damit 
eine Abweichung von den Grundgedanken, von denen die Ver- 
fassungsurkunde ausgeht, und zwar in stärkerem Mass, als dies 
von der besprochenen Verordnung von 1867 behauptet werden 
kann. Denn für die Autonomie der Kirche, die in der Ver- 
fassungsurkunde anerkannt ist, ist die folgerichtig durchgeführte, 


! Rieker, Die neue Kirchengemeindeverfassung S. 224. 
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rein kirchliche Stellung des Konsistoriums wesentliche Voraus- 
setzung in rechtlicher Beziehung. Jedenfalls können die Bestim- 
mungen des Gesetzes von 1887 nicht als Beweis dafür angeführt 
werden, dass dem Konsistorium allgemein die Handhabung der 
staatlichen Hoheitsrechte gegenüber der evangelischen Landes- 
kirche in Unterordnung unter das Ministerium zukomme. 


Schluss. 


Das Reformationszeitalter hatte eine Kirchenbehörde sich 
nur denken können als landesherrliche Behörde, berufen, die 
persönliche Gewissensaufgabe des Landesherrn, „der Untertanen 
Bestes zu suchen“ !, in religiös-sittlicher Beziehung unter dessen 
fortlaufender Aufsicht lösen zu helfen. 

Das erwachende Staatsbewusstsein des 17. und 18. Jahr- 
hunderts musste diese Behörde einordnen in die übrigen staat- 
lichen Organe, um die als Stück der summa potestas dem 
Staat zustehende Aufsicht über die kirchliche Anstalt zu hand- 
haben. 

Das 19. Jahrhundert knüpft an den Kirchenbegriff des vor- 
angegangenen Zeitraums an, macht aber Front gegen die Be- 
vormundungspolitik des absoluten Staates und sucht das der 
Kirchengesellschaft zustehende Recht auf Leitung der innerkirch- 
lichen Angelegenheiten gegenüber der staatlichen Kirchenhoheit 
dadurch zu sichern, dass die mit jener Aufgabe betrauten Be- 
hörden aus der Einordnung in die staatlichen Behörden heraus- 
genommen und als rein kirchliche Behörden organisiert werden. 

Es darf hier freilich nicht übergangen werden, dass diese 
rechtliche Scheidung, „der Gegensatz zwischen äusseren und in- 
neren, oder nach den Worten der württembergischen Gesetzge- 
bung (kgl. Verordnung vom 20. Dezember 1867) zwischen ge- 
mischten kirchlich-staatlichen Angelegenheiten und rein kirch- 
lichen im eigentlichsten Sinn des Wortes ein willkürlicher ist“ ?, 


ı Luther, An den christlichen Adel, L. Werke I 288. 
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jedenfalls im Grunde fast völlig in das Belieben der Staatsbe- 
hörden gestellt ist. Aber diese tatsächlichen Schwierigkeiten, die 
für die evangelische Kirche durch ihre Grundanschauungen über 
Begriff und Aufgaben von Kirche und weltlicher Obrigkeit we- 
sentlich vermehrt werden, ändern nichts an der von der Rechts- 
ordnung hinsichtlich der Stellung des Konsistoriums als möglich 
angenommenen und durchgeführten Scheidung. 
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Das Kollegiat-Stift St. Arnual und die späteren Urteile 
Ä der Gerichte. 


Von 


Justizrat Dr. Muth 


in St. Johann (Saarbrücken). 


Zu der in der „Zeitschrift“ XV S. 91ff. veröffentlichten 
Abhandlung „Stift Arnual“ meint der Verfasser, ausser der Mit- 
teilung der weiter ergangenen Gerichtsurteile, 
noch einige Nachträge zur Erläuterung und Ergänzung liefern 
zu sollen. Es handelt sich hierbei nach mancher Richtung um 
neue Gesichtspunkte und eine schätzenswerte Ergänzung der 
Abhandlung selbst. 

Die Versuche des Stiftungs-Verwaltungs-Ausschusses, vor der 
Durchführung der Neuorganisation des protestantischen Kultus 
für das Stift neue Verwaltungsgrundsätze zu finden, sowie ins- 
besondere die Rechtsauffassung der juristisch vorgebildeten Mit- 
glieder der Kommission über die verwickelten Rechtsverhältnisse 
bieten wertvolle Momente für die Beurteilung des behandelten 
Gegenstandes. 


A. Erläuterungen und Ergänzungen. 


IL. Bezeichnung der streitigen Güter als „Bruder- 
schaftsgüter“. 
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Die Bruderschaftsgüter der Ortskirche St. Johann waren 
nach der damaligen Rechtsauffassung nicht Eigentum der 
Bruderschaft. Nach dem 1574 herrschenden kanonischen 
„Anstaltsbegriff“ war weder die Pfarrgemeinde, noch die 
Bruderschaft, sondern die räumlich sichtbare kirch- 
liche Anstalt die Trägerin der Vermögensrechte. Es han- 
delt sich um Stiftungsgüter zur Ortskirche behufs 
Sicherstellung gottesdienstlicher Verrichtungen in derselben. Der- 
artige Güter behandelt der Konsular-Beschluss vom 20. Dezember 
1803, Graefi, Sammlung I S. 518, und „erklärt diese mit kirch- 
lichen Dienstverrichtungen belasteten Stiftungen, weil sie 
einen Teil der Einkünfte der Kirchen ausmachen (faisant partie 
des revenus des eglises) als unter die Bestimmung des Re- 
stitutionsbeschlusses der Kirchenfabrikgüter 
vom 26. Juli 1803 fallend“. 

Die St. Johanniskirche selbst war vor der Reformation keine 
Pfarrkirche, mithin olıne Kirchen fabrık. Als blosse Ka- 
pellenkirche konnte sie jedoch Vermögen besitzen; Urt. Ober- 
landesg. Köln v. 3. Dez. 1884 und des Reıclısg. v. 3. Juli 1885, 
Rhein. Arch. Bd. 75 I, S. 54—62, Bd. 76, S. 85—91. Statt der 
Fabrik führte die Bruderschaft durch ihren Aeltesten (Bruder- 
meister) die Verwaltung. Die durch Ursprung und 
Stiftungszweck gerechtfertigte Verwaltung verblieb der 
Bruderschaft auch nach der Erhebung der Kapellenkirche zur 
Pfarrkirche infolge der neuen Pfarrorganisation durch den 
Landesherrn. 

Im 18. Jahrhundert führte die „Brudermeisterei“ die Ver- 
waltung des fraglichen Vermögens. Die Verwaltung unterstand 
den kirchlichen Untergerichten (Konsistorial-Konventen), be- 
stehend aus dem Amtmann bezw. den Mitgliedern des Amts und 
dem ersten Pfarrer des betreffenden Amts bezw. Oberamtes; 
S 108 der K.- u. Pr.-O. vom 3. Jan. 1778 und tit. VIII da- 
selbst; in St. Johann also aus dem Vorstand des Oberamts und 
dem ersten Stadtpfarrer daselbst. Der Brudermeister war Kir- 
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chenrechner und gleichzeitig Vertreter der Ortskirche nach aussen. 
In der Rheinprovinz und Westfalen besteht noch jetzt das näm- 
liche Verhältnis beim Kirchmeister. Der Brudermeister ging aus 
der Wahl der Gemeinde hervor. Das entspricht dem in der 
Grafschaft seit dem Freiheitsbrief des Grafen Johann vom Jahr 
1321 herrschenden öffentlichen Recht. „Meier, Schöffen und 
Zugeber“ (Steuer-Veranlager), kurz alle für die städtische Ver- 
waltung erforderlichen Beamten, auch Baumeister, Förster und 
Büttel wurden in den Städten gewählt. Ein vom Stift oder der 
G. K. Sch. bestellter Beamter würde die Bezeichnung „Bruder- 
meister“ nicht geführt haben. „Lokale“ Gesichtspunkte, gegen- 
über solchen der „Zweckmässigkeit“, zur Erklärung der Verwen- 
dung der Brudermeister als „lokalkundige Perzeptoren“ versagen 
bei der ausserordentlich geringen Ausdehnung der Grafschaft, in 
der Einer den Andern kannte. Ein Assistent des Stiftsamt- 
mannes hätte überdies in kurzer Zeit die erforderliche Orts- und 
Personenkunde sich angeeignet. 

Zwischenzeitig hat sich eine Urkunde gefunden, die über- 
zeugend dartut, dass der Brudermeisterallein der 
gesetzliche Vertreter der Ortskirche gewesen ist. 

Die bei Köllner ILS. 418 abgedruckte K.-Sch.-Rechnung von 
St. Johann vom Jahre 1600 enthält ein Verzeichnis „der Liegen- 
schaften, Zinsen usw. der St. Johannis-Bruderschaft“, darunter 
neben vielen im Prozess befindlichen auch die „Neuwiese“. Im 
Stadtarchiv zu St. Johann hat Verfasser Ende 1905 einen Kaut- 
akt aufgefunden, inhaltlich dessen die Kirche zu St. Jo- 
hann, vertreten durch ihren Brudermeister, 
der Stadtgemeinde daselbst besagte Wiese für 120 Gulden ver- 
kauft hat. 

Der Kaufakt datiert vom 20. April 1716 und besagt: 

„Wir Hüter des Insiegels der Propsteien allhier zu Saar- 

brücken urkunden und bekennen hiermit, dass an heuth unten 
gemeldeten dato vor uns kommen und erschienen, Herr Philipp 
Dieterich, Fürmund des Gerichts zu St. Johann (Vertreter der 
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Stadt) und Johann Conrad Gottfried, als Brudermeister der 
Kirchen daselbst, welche bekannten, dass auf gnädigster Herr- 
schaft vorhergegangener Verwilligung und Gutbefinden, Sie zu 
der Kirchen Besten verkauft hätten, gemeiner Statt St. Johann 
die sogenannt Neuwiess, hinter dem St. Johanner Kirchhof, 
streckt unten an das St. Johanner Allmenth, oben auf Hannss 
Nikol. Reuthers Bruchwies, auf der einen Seithen an die Bruch- 
gärten, auf der anderen Seithen gegen der Statt der Haupt- 
graben, in dem St. Johanner Bann Zu der Maass, dass ge- 
meine Statt St. Johann künftig damit als mit ihrem Eigenthum 
zu schalten und zu walten Macht haben soll. Und ist dieser 
Kauf geschehen umb Einhundertzwantzig Gulden, welche von 
wegen der vorerwähnten Statt St. Johann sogleich baar be- 
zahlet auch unter heuthigem dato wieder angelegt wordten. 

Erträget Siegek und Weinkaufsgeldt, auch Probstey-Recht 

9 Kreuzer — Dessen zu wahrer Urkunde haben Wir Hüther 
obbenannt das gewöhnliche Probsteyen Insiegel (doch dass 
Hochgebohren Unsers gnädigsten Grafen und Herren wir auch 
sonst jedermänniglich Recht anbey wohl verwahret) diesem 
Brief hiermit aufgetruckt. So geschehen zu Saarbrücken den 
20 Aprilis 1716.“ 

Nach damals herrschender Rechtsauffassung war die Kirche 
St. Johann Eigentümerin und Verwalterin der streitigen Güter. 
„Zu der Kirchen Besten“ und „auf gnädigster Herrschaft vor- 
hergegangener Verwilligung und Gutbefinden“ erfolgte der Ver- 
kauf. 

Das erste nassauische Lagerbuch ist erst im Jahre 1724 
angelegt und die besondere Abteilung in demselben „für die 
Güter der Kirche St. Johann“ im Jahre 1737. Das letzte La- 
gerbuch wurde 1785 fertig gestellt. \Venn in letzterem auch 
ein Stück auf die „Kirchenschaffnei St. Johann“ eingetragen 
wurde, so erklärt sich dies daraus, dass die fraglichen Güter 
den Kirchenschafinei- d. i. Fabrikgütern gleichstehen. 

Im katholischen Kirchenvermögensrecht wird die Bezeich- 
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nung „Kirche“ und „Kirchenfabrik“ ebenfalls synonym gebraucht. 
Der Besitz der Güter wurde nicht durch das Stift, sondern bis 
1803 durch die gesetzlichen Vertreter der Ortskirche ausgeübt. 
Von da an geschah dies durch die folgenden Stiftsverwaltungen 
für die Ortskirche. 

Neben der „Brudermeisterei* für die früheren Bruderschafts- 
güter bestand die „Kirchenschaffnei“ für die Verwaltung der nach 
1576 erworbenen Vermögensstücke und die aus Veranlassung des 
Gottesdienstes in der Kirche gemachten Einnahmen, wie Stuhlpacht, 
Stuhlverkäufe usw. Der Kirchenrechner führte beide Rechnungen. 

II. Verwaltung und Verwendung der Ein- 
künfte der streitigen Güter. 

1) Unter der alten nassau-saarbr. Kirchen- 
organisationund Landesverfassung. 

Die Errichtung der G. K. Sch. bildet „einen ausschliesslich 
öffentlich rechtlichen Akt der Staatsgewalt“ und die Einrichtung 
selbst „ein Landesinstitut für kirchliche Zwecke“. Für den 
Konsistorialbeschluss vom 21. 1. 1576 war das gesetzgeberische 
Bedürfnis der Sicherstellung des Gottesdienstes massgebend. Er 
vereinigte alle im Land vorhandenen Fabriken zu einem Corpus 
— Zwangsverband. | 

Der ausgesprochene Zweck der Sozietätsbildung ist die Sicher- 
stellung des „Wiederaufbaues und der Verbesserung der Pfarr- 
häuser“. Durch das bestehende Recht betrefis der Zehnten war 
für die Kirchengebäude die Baulast geregelt. 

Der Pflichtenkreis der kreierten Zwangs-Sozietät der Fa- 
briken (Kirchen-Schaffneien) dehnte sich später auf alle 
übrigen Bedürfnisse des Kultus aus. Ihren Abschluss 
erreichte die Entwicklung des Landesinstituts der G. K. Sch. 
durch die nach dem Frieden zu Ryswick (1697) erfolgte Ueber- 
weisung des landesherrlichen Zehnten an die G. K. 
Sch., so dass von da ab auch der Unterhalt der Kirchengebäude 
der Landeskirchenkasse oblag. 

Die Konsolidation der Stifts- und G. K. Sch.-Rechnungen 
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vom 30. Oktober 1783 war nur eine kassenorganisatorische Mass- 
regel ohne Aenderung der privat- und staatsrechtlichen Ver- 
hältnisse. 

Bezeichnend für den Charakter des Instituts als allgemeine 
Landeskirchenkasse ist die Tatsache, dass dasselbe auch katho- 
lische Kirchengemeinden umfasste. Es waren dies die Ortskir- 
chen Zettingen, jetzt Settingen, Diedingen und Wittringen, un- 
weit Saargemünd in Lothringen, und Ueberherrn, Kreis Saar- 
louis. 

Durch Vergleich vom 16. Juli 1827 zwischen dem Stift 
einer- und der Zivilgemeinde Zettingen und Diedingen sowie der 
Pfarrkirche Zettingen andererseits wurden der katholischen Pfarr- 
kirche beider Gemeinden die sämtlichen auf 4000 Francs abge- 
schätzten Stiftsgüter gegen Herauszahlung von 1000 Francs an 
das Stift eigentümlich abgetreten. 

Auch die katholische Pfarrkirche zu St. Johann und die 
übrigen kath. Kirchen der Grafschaft haben bis zum Organisa- 
tionsstatut vom 15. Juni 1803 die sämtlichen Reparaturen ihrer 
Kirchen durch das Stift und die G. K. Sch. ausgeführt erhalten: 
Köllner I S. 336 und Note 29. Dafür zahlten die Gemeinden 
den Zehnten zur G. K. Sch. 

Neben der G.K. Sch. waren unter der Bezeichnung „Kirchen- 
schaffnei“, „Brudermeisterei* auch alle Lokalkirchenvermögens- 
verwaltungen bestehen geblieben. Bei der Organisation der 
G. K. Sch. handelt es sich nicht um privatrechtliche Verfügun- 
gen des Landesherrn, sondern um eine öffentlich-rechtliche Or- 
ganisation Seitens des Souveräns und durch die kirchenrecht- 
liche Gesetzgebung. Die Stiftungsurkunde des Ludwigs-Gynm- 
nasiums beweist, wie es gemacht worden wäre, wenn Graf 
Philipp oder ein späterer Landesherr privatrechtlich zu Gunsten 
der andern Kirchen hätte verfügen wollen. In dem Stiftungs- 
brief vom 10. Dez. 1620 heisst es: „Wir haben uns dahin ent- 
schlossen, solche unsere Verordnung in eine immer und 
ewig währende Fundation und Stiftung zu brin- 
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gen“, und dass die beständige immerwährende Verordnung und 
Stiftung „bei Vermeidung göttlicher Ungnade und Strafe“ von 
den Erben des Stifters respektiert werden müsse. 

Das ist die Rechtssprache bei privatrechtlichen Stiftun- 
gen. In der Konsistorialverordnung vom 21. Jan. 1576 dagegen 
spricht die öffentliche Behörde nur davon, „wie man es für not- 
wendig und ratsam halte, dass zur Wiederaufbauung und Ver- 
besserung der Pfarrhäuser alle Fabriken der Grafschaft in ein 
corpus gebracht und je eine der andern zu Steuer kommen soll.“ 

Das ist die Errichtung eines durch den öffentlichen Nutzen 
bedingten und dadurch in seiner Dauer begrenzten Zwangsver- 
bandes. 

Es wurde kein „gemeiner Kasten“, sondern ein „corpus* 
bıs zuanderweitiger Regelung der territoria- 
len Pfarrorganisation gebildet. 


2) Neuorganisation des französischen Rechts. 


Die organischen Artikel über die protestantischen Kulte, 
ein Bestandteil der loi organique vom 18 germinal X (8. April 
1802), bestimmen in Titel III über die Organisation der Kirchen 
Augsburger Konfession (Art. 33) „die Kirchen Augsburger Kon- 
fession erhalten Pfarrer, Ortskonsistorien, Inspektionen und 
General-Konsistorien“. Art. 34 erklärt alle in Titel II für die 
reformierten Kirchen in den Artikeln 15—28 enthaltenen Be- 
stimmungen auch auf die Kirchen Augs. Konf. für anwendbar. 
Nach Art. 18 bestehen die Ortskonsistorien aus dem Pfarrer 
und sechs bis zwölf Aeltesten (Presbyter). Art. 20 überweist 
diesen ÖOrtskonsistorien die Verwaltung der Kirchengüter und 
der Almosen. 

Das organische Gesetz vom 18 germinal X unterdrückte 
als allgemeines kirchliches Verfassungsgesetz alle vorhande- 
nen örtlichen und allgemeinen Einrichtungen der frühe- 
ren kirchlichen Organisationen, also in der Grafschaft Saar- 
brücken: die Spezial-Kirchenschaffneien, Brudernieistereien und 
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das kirchliche Landesinstitut der G.K. Sch. Damit enttielen auch 
alle diesen Behörden und Einrichtungen zugeteilten Attributionen 
und Befugnisse, namentlich also auch das Bezugs- und Verwen- 
dungsrecht der G. K. Sch. hinsichtlich der jährlichen Rechnungs- 
Rezesse der örtlichen kirchlichen Verwaltungen, unerachtet der 
von der früheren Landesherrschaft verordneten Konsolidation 
des Rechnungswesens der kirchl. Landeskasse mit der Stiftsver- 
waltung St. Arnual. 

Die Ausführung der französischen Kultusorganisation und 
die Entwicklung des kirchlichen Vermögensrechts trug allen Be- 
dürfnissen Rechnung, die für die Bildung und den Ausbau der 
früheren kirchlichen Vermögensinstitute massgebend gewesen sind. 

Bei der kirchlichen Organisation 1576, die auf territorialer 
(srundlage erfolgte, wurde die Stadtpfarrei St. Johann neu er- 
richtet, dagegen die Pfarreien Dudweiler und Sulzbach, ebenso 
die Pfarreien Fechingen, Scheidt und Bischmisheim, sowie die 
Pfarreien Güdingen, Bübingen und St. Arnual vereinigt, so dass 
nach Union nur die Pfarrkirchen Dudweiler, Bischmisheim 
und St. Arnual aufrecht erhalten wurden. Trotz dieser Zusam- 
menlegungen waren weniger leistungsfähige Verbände vorhanden. 
In Ermangelung wirksamer gesetzlicher Bestimmungen über die 
Pfarrhaus-Baulast wurde der Landesverband der Fabriken ge- 
bildet. 

Die französische Neuorganisation berücksichtigte bei den 
kirchlichen Territorialneubildungen neben den örtlichen Verhält- 
nissen und Bedürfnissen vor allem die Leistungsfähigkeit der zu 
bildenden kirchlichen Verbände; Konsular-Beschluss vom 13. Maı 
1803, Zeitschr. S. 192—194 und die kirchliche Zirkumskription 
des Saardepartements a. a. OÖ. S. 190, 191 u. 195. 

Das kaiserl. Dekret vom 13 fructidor XIII (31. Aug. 1805) 
regelte die Besoldungsverhältnisse der protestantischen Geist- 
lichen in der Rheinprovinz; Ztschr. S. 194. 

Art. 7 der organischen Artikel der protestantischen Kulte 
hatte bereits bestimmt: 
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„Für die Besoldung der Pfarrer der Konsistorialkirchen 
soll, vorbehaltlich der Anrechnung der Güter, welche diese 
Kirchen besitzen, und der durch Herkommen oder Satzungen 
bestimmten Erträgnisse auf diese Besoldung, Vorsorge getrof- 
fen werden.“ 

Zu Gunsten der evangelischen Geistlichkeit im alten Frank- 
reich war am 15 germinal XII (5. April 1804) ein die Gehälter 
entsprechend den Grundsätzen für die katholische Geistlichkeit 
regelnder Konsularbeschluss erlassen worden; Hermens Samnl. 
I. S. 530 und 531 Note 2. 

Das weitere Dekret vom 5. Mai 1806 betreffend die Woh- 
nung der protestantischen Kultusbeamten und den Unterhalt der 
evangelischen Gotteshäuser (temples), abgedr. Hermens II S. 343 
und 344, gestattet den (Gemeinden die Bewilligung von Zusatz- 
gehältern für die protestantischen Kultusbeamten und verpflichtet, 
teils prinzipaliter teils subsidiär, die Zivilgemeinden in konfessio- 
nell gemischten Gemeinden zur Tragung der durch den Kultus 
verursachten Lasten. Das Dekret bestimmt: 

„Art. 1. Die Gemeinden, in welchen der protestantische 
Kultus gleichzeitig mit dem katholischen Kultus ausgeübt wird, 
sind verpflichtet (autorisees), den protestantischen Kultusbe- 
amten Wohnung und Garten zu beschafien. 

Art. 2. Das erforderliche Zusatzgehalt für diese Beamten, 
die Kosten der Erbauung, der Wiederherstellung, den Unter- 
halt der protestantischen Gotteshäuser (temples) und die 
Kosten des protestantischen Gottesdienstes fallen in gleicher 
Weise diesen Gemeinden zur Last, falls die Notwendigkeit, 
‚diesen Kirchen zu Hilfe zu kommen, konstatiert ist.“ 

Nach feststehender Rechtsprechung bedeutet das Wort „au- 
torıser* in Art. 1 nach dem Zusammenhang und im Hinblick 
auf den folgenden Art. 2 „verpflichtet sein“. 

Urt.d. Rh. Appellhofs v. 9. Juli 1863; Rh. Arch. Bd.5718.218 — 228. 
. j „3.Mail867; „ »  „ 621,272u.f. 
 Olereib nal „5.Jan.1869; „ »  „ 62IIS.28u.29. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XVII. 5. 25 
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Ueberdies vergl. auch Hermens a. a. O. Anm. 2 S. 344. 

Schliesslich ordnet das Gesetz vom 15. Sept. 1807, Hermens 
a. a. O. S. 380 u. 381 die Bildung einer Departemental-Hilfs- 
kasse für Kirchen- und Pfarrhausbauten an und überweist der- 
selben ein Zehntel der Grund- und Gebäudesteuer. 

Solchergestalt war jeder legislative Grund für den 
Fortbestand der Zwangssozietät der G. K. Sch. weggefallen. 

Der Fortfall der Zehnten und der übrigen Feudallasten liess 
überdies eine Haupteinnahmequelle für die@G.K.Sch. versiegen, zu 
welcher die nicht mit Gütern und Einkünften dotierten Kirchen- 
schaffnei-Sozietäre früher mit zu den Lasten der Sozietät bei- 
trugen. 


3) Ausführung der französischen Neuorganisa 
tion der protestantischen Kirchen iim Saar- 
departement. 


Das Drängen der Gläubiger des Stifts veranlasste bereits 
vor der Durchführung der kirchlichen Organisation die Ein- 
setzung der Stiftungs- Wohltätigkeits-Kommission durch Beschluss 
des Saarpräfekten vom 27 frimaire XI (18. Dez. 1802). Erst im 
Sommer 1804 wurde der erste Pfarrer von Saarbrücken, Röch- 
ling, zum Inspektor der neuen Kirchen-Inspektion Saarbrücken 
ernannt. Die drei Ortskonsistorien „dieser Inspektion (Saar- 
brücken, St. Johann und Ottweiler) wurden am 16. Sept. 1805 
installiert. Gebildet war das Ortskonsistorium St. Johann aus 
elf Laienmitgliedern, den höchstbesteuerten Notabeln, unter dem 
Vorsitz des ersten Pfarrers Georg Ludwig Schmidt daselbst. 

Bald nach der von der Verwaltung des Saardepartements 
in Angriff genommenen Reorganisation der Stiftsverwaltung, 
kurz nach der Annahme des neuen Stiftsstatuts vom 15. Juni 
1803 und dem Antrag auf Veräusserung von Immobilien des 
Stifts durch die Kommission, zur Zeit als der kritische Beschluss 
dem Präfekten zur Genehmigung vorlag, erhielt die Mairie von 
Saarbrücken durch eine Petition amtliche Kenntnis von den Ab- 
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sichten und dem Vorhaben der Stiftungskommission. Die Mairie 
erhob Protest. Bei der Bedeutung, welche dem auf diesen Pro- 
test erfolgten Beschluss der Kommission vom 6 pluviöse XII 
(27. Jan. 1804) innewohnt, benötigt ein näheres Eingehen auf 
diese Meinungsdifferenz zwischen der Bürgermeisterei Saarbrücken 
und der commission benevole. 

Der Maire de Mandell erhob mittels Schreibens vom 26 ven- 

demiare (19. Okt. 1803) Einspruch. 

Die von dem Uhrmacher Jost (es handelte sich um die Turm- 
uhr an der Ludwigskirche zu Saarbrücken) überreichte Petition 
zeige, dass man von Stiftswegen bemüht sei, „sich aller Lasten, 
die den Kirchenschaffneien und dem Stift von Saeculis obgelegen, 
entziehen und selbige den beiden Städten Saarbrücken und 
St. Johann aufhalsen wolle, die doch nicht den geringsten 
Fonds besitzen, woraus selbige bestritten werden sollen“. 

„Es ist“ — fährt der Bürgermeister fort — „eine be- 
kannte Tatsache, dass die meisten evangelisch-lutheri- 
schen Kirchen unserer Mairie beträchtliche Ein- 
künfte besitzen, aus welchen alle diese und andere kirchliche 
Ausgaben bestritten werden können, ohne dass es nötig ist, 
selbige den Gemeinden anheimzuweisen; dass aber jene Ein- 
künfte mit denen des Stifts St. Arnual konsolidiert worden, 
kann den besagten Gemeinden um so weniger präjudizieren, 
als man sie um ihre desfallsige Einwilligung nicht befragt hat.“ 

Aus dem Regierungsbeschluss vom 7 thermidor des v.J. er- 
gebe sich klar, „dass die Regierung die kirchlichen Ausgaben 
nur denjenigen Gemeinden anheimweist, welche keine Fabriken, 
Güter oder Renten besitzen. Dies ist aber nicht der Fall, 
weder bei den hiesigen beiden Städten, noch den zur hiesigen 
Mairie gehörigen Landortschaften Arnual und Güdingen‘“. 

Der Maire spricht schliesslich das Vertrauen aus, „dass die 
Stiftskommission sich aller Veräusserung von Gütern, 
dieden Kirchen gehören, enthalten, und, da das Stift 
St. Arnual noch in dem Besitz und Genuss dieser Güter sich 
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befindet, die Verfügung treffen werde, dass alle den Kirchen- 
schafineien und dem Stift von jeher obgelegenen Ausgaben so 
lange von dem Stift fortentrichtet werden, als das Stift noch 
in dem Genuss und Besitz der den Fabriken 
sehörigen Güter und Renten verbleiben wird“. 

Aus den späteren schriftlichen und mündlichen Verhand- 

lungen stellt Pfarrer Engel in seiner „Denkschrift“ aus den 
Stiftsakten folgendes fest: 

„Die Kirchengüter sind Eigentum der betrefienden Gemein- 
den, weshalb sie ıhnen ohne ıhren Konsens und zu ihrem 
Nachteil nicht entzogen werden durften. Aus der Konsoli- 
dation der Güter mit dem Stift ist den Gemeinden ein Nach- 
teil nicht entsprungen, sondern nachweislich das Gegenteil. 
Die Konsolidation von 1783 ist nichts Neues, sondern in frühe- 
ren Zeiten schon dagewesen. Auch aus der durch Verordnung der 
Präfektur geschehene Aufhebung der Brudermeiste- 
reien dürfte nichts hervorgehen, was den Gemeinden nach- 
teilig sei. Aber keine einzige Kirche hat ausreichende Güter, 
dass sie für sich selbst ihre Kirchen und Schulen hätte bauen 
und die Geistlichen besolden können. Die Verbindung mit 
dem Stifte St. Arnual ist daher ein Glück für die Gemeinden 
gewesen. Die Verwaltung der Kirchengüter hat nach der Re- 
formation vi pacis Westph. dem evangelischen Landesherrn 
gebührt. Dass zur Schuldentilgung keine Kirchengüter ver- 
wendet werden sollten, ist eine Unmöglichkeit, wegen des ein- 
mal konfirmierten Arrete vom 26 prairial XI (15. Juni 1803) 
und eine Unbilligkeit ja selbst eine Ungerechtigkeit, weil es 
notorisch und leicht darzutun, welche starke Schuldkapitalien 
des Stifts zur Erbauung der Kirchen zu Saarbrücken, Gü- 
dingen, Gerschweiler, der Pfarrhäuser zu Cölln, Heusweiler, 
Völklingen p. p., desgl. zur Bestreitung der starken Besol- 
dungsausgaben man hat aufnehmen müssen, wobei noch zu be- 
merken, dass die nach geschehener Konsolidation aufgenom- 
menen Kapitalien, die namentlich zur Besoldung der Geist- 
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lichen und Schulmeister nach Aufhebung der Zehnten gedient 
haben, auch in dem Falle, dass die Kirchengüter wieder von 
dem Stifte getrennt werden sollten, doch von diesen mit er- 
stattet werden müssen. Das Stift kann sich zwar bei der be- 
stehenden Vereinigung der Güter den Verpflichtungen der 
Kirchschaffneien nicht entziehen, aber doch nur nach den 
Kräften der konsolidierten Fonds sie ausüben; das frühere zu 
leisten, übersteigt weit die gegenwärtige faculte.“ 

Mit diesen Gesichtspunkten, die hauptsächlich von dem Prä- 
sidenten der Kommission Roll& aufgestellt wurden, stimmten alle 
Administratoren überein, auch Pfarrer Schmidt von St. Johann. 
Indessen legte letzterer seine Ansicht schriftlich dahin nieder: 

„Die Mairie hat meiner Meinung nach das vollkommenste 

Recht zu fordern, dass die Kirchengefälle hinfüro wie bisher 
verwendet werden.“ 

Pfarrer Röchling meinte vermittelnd, 

„wenn er auch ganz auf dem Boden des von ihm mit unter- 
schriebenen „arret€e organique“ stehe, so behindere dies doch 
nicht, dass die geringen Kosten für den entretien du culte, 
wenn sie jährlich etwa 600 Francs betrügen, einstweilen fort- 
bestritten würden“. 

Präsident Roll& machte geltend, 

„dass das onus fabricae regulariter auf dem grossen Zehnten 
geruht habe, dass aber sicher viele Rechtsgestaltungen bestan- 
den hätten, die sich dieser Regel nicht anbequemten, oder 
damit nicht völlig deckten.“ 

Man beabsichtigte: „auf der neuen durch die französische 
Gesetzgebung geschaffenen Grundlage die richtigen Verwaltungs- 
grundsätze für das Stift zu finden“. Der Pfarrer Röchling wollte 
den „Faden nicht ganz zerreissen, der die G.K.Sch.-Gemeinden 
mit dem Stifte verband“. 

Nach diesen kurz skizzierten „schriftlichen Deliberationen“ 
und auf Grund der anschliessenden mündlichen Beratung ent- 
warf Präsident Rolle das Antwortschreiben an die Mairie. Die 
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Kommission scheute offenbar davor zurück, durch einen ant- 
lichen Beschluss Stellung zu der Frage zu nehmen. Es lautet: 
ne... dass es nach der neueren Organisation des Stifts- 
und Kirchenschaffnei-Wesens, welche sich lediglich auf vor- 
gängige Präfektur-Arretes vom 14 germinal und 12 flor. XI. 
Jahres (es sind dies die Beschlüsse des Saarpräfekten, durch 
die Anwalt Mathis zur Prüfung und Bereinigung der Stifts- 
rechnungen ernannt worden) gründen, von der Kommission 
administrative nicht abhänge, dem Begehren ein Genüge zu 
leisten.“ 

Es folgt nun die nähere Darlegung des Sachverhalts. 

„Ob nun gleich von der ganzen Abschätzung der proprietes 
foncieres des Stifts und der Kirchenschaffneien ad 693 124 
Francs noch ein Fonds von 543124 Francs übrig bleibt, wel- 
cher jedoch meistens aus dem grösstenteils während dem Krieg 
und der französischen Okkupation oder Usurpation devastier- 
ten nun wenig ergiebigen Waldungen, die aber bekanntlich 
nicht alicnabel sind, bestehet, so versteht sich denn von selb- 
sten, dass solcher zur Bestreitung der festgesetzten jährlichen 
Ausgaben ad 2331 Francs unangetastet verbleiben muss. 

Für die Unterhaltung der sämtlichen Kirchen, Pfarrhäuser 
und für die aus sämtlichen Kirchenrechnungen wegfallenden 
Ausgaben verbleibe kein Fonds mehr übrig. „Ausserdem ist 
aus den vorhandenen alten konsolidierten Stifts- und Kirchen- 
schaffnei-Rechnungen der ehemaligen Grafschaft de 1704 und 
folgenden Jahren ersichtlich, dass alle und jede Stifts- und 
Kirchenschaffnei-Ausgaben aus den beiderseitigen Renten be- 
stritten, Kirchen- und Pfarrhäuser erbauet und unterhalten, 
auch die Besoldungen aller Geistlichen und Schullehrer be- 
zahlt worden, notfolglich dass die in neueren Zeiten von der 
damaligen Landesherrschaft, welcher, sowie der vorherigen, 
die Administration aller geistlichen Gefälle bereits seit der 
Reformation obgelegen hatte, beschehene Konsolidation 
beider Rechnungen keineNeuerung gewesen. 
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Eine Trennung der Kirchengefälle von de- 
nen des Stifts Arnual kann aus oben erzähl- 
ten Gründen von Kommissionswegen nicht 
vorgenommen werden, und würde solche auch den 
respektiven Gemeinden zu keinem Vorteil gereichen, weil sol- 
chenfalls das Stift Arnual zuallem seinem inKir- 
chen und Pfarrhäusern bestehenden Eigen- 
tum zurückgegriffen und darüber zu dispo- 
nieren befugt sein würde, wozu jedoch diese Ge- 
meinden es nicht werden kommen lassen wollen. Sollte aber 
in der Folge von einer höheren Behörde und nach 
vollendeter Organisation der kirchlichen 
Verfassung der protestantischen Kirchen 
hiesigen Landes eine Aenderung besonders in 
Betreff der zur Unterhaltung des Gottesdienstes erforderlichen 
jährlichen Ausgaben getroffen werden, so würde sich allerdings 
die Stifts-Administrations-Kommission dieser Anordnung zwar 
unterwerfen, gleichwohl aber genötigt sehen, alsdann einem 
jedweden Saları&e pro rata dieses Zuwachses an Ausgaben 
einen Abzug an der jährlichen Besoldung und resp. Pension 
zu machen. Man erhoftet daher, es werde die hiesige Mairie 
sich bis dahin (also bis zur Durchführung der kirchlichen 
Neuorganisation) um so ehender gedulden können, als die Voll- 
endung vorbemeldeter Organisation nicht mehr weit entfernt 
sein wird, und ohne sie obige zum entretien du culte nötigen 
Ausgaben und Kosten gewöhnlich erst Ende des Jahres zahl- 
bar werden.“ x 
Die Mitglieder Schmidt, Röchling und Mühlhaus wünschten 
den Zusatz: „dass provisorisch, bis zur Entscheidung der Sache 
vom Oberkonsistorium, für besagte Ausgaben (nämlich haupt- 
sächlich für den Glöckner und Kommunionswein) jährlich 600 
Francs aus dem Stift bestimmt werden sollten“. 
Da inzwischen die formelle Genehmigung des 
„arröte organique“* durch den Präfekten eingetroffen, so glaubten 
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Rolle und Dern, jetzt um so weniger von dem gedachten arret£e 
abgehen zu dürfen. Mühlhaus schloss sich nunmehr dieser Auf- 
fassung an. 

Am 18 brumaire XD (10. Nov. 1803) wurde von Rolle, 
Dern und Mühlhaus das Antwortschreiben an die Mairie voll- 
zogen. Schmidt und Röchling erklärten zu Protokoll: 

„Da wir in unserer Eigenschaft als Pfarrer mit unseren Ge- 
meinen nicht gern in Kollision kommen, zumal in einer Sache, 
die unserer Meinung nach manchen Zweifeln unterworfen ist, 
so halten wir uns von der Unterschrift für diesmal dispensiert*. 

Ausschlaggebend war für die Majorität die Erwägung, dass 
man bei der ersten Ausführung des „arrete organique* auch 
nicht um Haaresbreite von der Zahlenvor- 
schrift desselben abweichen dürfe, weil man sonst den Stiftsfonds 
in Gefahr bringe'). 

Ein erneutes Vorgehen der Zivilgemeinde veranlasste eine gel- 
tend gemachte Forderung für Wein zur Abendmahlfeier in Höhe 
von 16 Gulden 18 Kreuzer, der in den Kirchen zu Güdingen und 
Bübingen verbraucht worden. Wegen der Forderung für dies Kul- 
tusbedürfnis hatte die Stifts-Verwaltungs-Kommission das Gesuch 
an die Zivilgemeinde verwiesen. Am 14 nivöse XII (5. Jan. 1804) 
schickte die Mairie die Rechnung an die Kommission mit dem Be- 
merken, 

„da die beiden Gemeinden ein für alle mal erklärt hätten, nicht 
das Geringste deshalb zu bezahlen, indem ihre Kirche für alle 
diese und andere Ausgaben mehr als hinlänglich Renten besitze“. 
Im übrigen bezog sich die Mairie auf ihr Schreiben vom 26 ven- 
demiaire, von dem sie „ohnerachtet der Erklärung der Kommis- 
sion vom 18 brumaire (10. Nov. 1803) ein für alle mal nicht ab- 
gehe. Nur Klugheitsrücksichten hätten sie bestimmt, einstweilen 
weitere Demarchen zur Erhaltung derer den Kirchen gehörigen 


ı Die Furcht, den Stiftungsfonds als solchen in Gefahr zu bringen, war 
auch für die Massnahmen des Präsidenten des Oberkonsistoriums mass- 
gebend; Schreiben desselben an Röchling vom 30. Oktober 1805, Ztschr. XV 
S. 228 und 229. 
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und denselben durch den Regierungsbeschluss vom 7 thermidor 
wiederum zugesprochenen Renten und Gütern zu unterlassen 
und die nun bald folgende Haupt-Organisation des 
protestantischen Gottesdienstes und der damit 
zugleich verknüpften geistlichen Güter-Administra- 
tion abzuwarten; allein eine fernere Weigerung, die vorliegende 
Forderung sowie die übrigen deren Kirchenschaffneien inkum- 
bierende Lasten aus dem Stift St. Arnual bezahlen zu lassen, 
werde sie nötigen, die Hauptorganisation nicht abzuwarten, son- 
dern bei dem Gouvernement um die Herausgabe derer den Kir- 
chen gehörigen und zur Tilgung derer vom Stift Arnual kon- 
trahierten Schulden gar im Geringsten nicht gestifteten Güter 
anzustehen.“ 

Auch die Gemeinden Fechingen und Bischmisheim wandten 
sich am 16 und 19 nivöse (7. u. 10. Jan.) wegen Bezahlung des 
Abendmahlweins und der Vornahme von Kirchenreparaturen an 
die Mairie. Die Mairie übermittelte auch diese Beschwerde unter 
dem 21 nivöse XII (12. Jan. 1804) an die Kommission. 

Bei dieser Sachlage hielt der Vorsitzende Rolle zur Be- 
ruhigung der erregten Gemüter es nunmehr für rätlich, den 
früheren Vermittlungsvorschlag Röchling zu akzeptieren. Auf 
diese Weise kam der Kommissionsbeschluss vom 6 pluriöse XII 
(27. ‚Jan. 1804) zustande. 

Der grundsätzlich bedeutungsvolle Teil des Beschlusses ist 
bei Muth Neue Belegstücke S. 18 u. 19 mitgeteilt. Es erübrigt 
zum Verständnis dessen, was die Kommission eigentlich beab- 
sichtigt hat und von welcher Rechtsauffassung sie ausgegangen, 
den Beschluss nach seiner praktischen Seite mitzuteilen: 

„In Erwägung übrigens, dass ob man zwar von dem arretc 
du 26 prairial XI nicht abweichen könne und sich deshalb 
auf die diesseitige Erklärung vom 18 brum. wiederholt noch 
zur Zeit beziehen müsse, man gleichwohl in billiger Rücksicht 
auf die Umstände eine Temperatur (Milderung) dahin zu treffen 
für schicklich finde, dass einstweilen und bis zukünftig ander- 
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weiter höherer Verordnung über verschiedene pressante kirch- 
liche Ausgaben provisorische Zalılungsverfügungen geschehen 
sollen, jedoch unter Vorbehalt der Wiedererstattung, im Fall 
durch höhere Verfügung diese Last denen resp. Pfarrgemein- 
den aufgebürdet werden, oder gegebenenfalls unter dem Vor- 
behalt, dass wenn, wie zu vermuten, der Fonds zur Bestrei- 
tung beregter kirchlicher Ausgaben nicht zureichen sollte, sol- 
cher Mangel durch einen verhältnismässigen Abzug an sänt- 
lichen Salairen und Pensionen wieder ersetzt werden müsste, 
beschliesst die Kommission: 

1. Dass unter obigen Reservationen nicht allein der Kommunion- 
wein und die Hostien für die evangelisch-lutherischen Kirchen 
von Saarbrücken und St. Johann, Güdingen, Bübingen, Fe- 
chingen und Bischmisheim, 

2. verlangtermassen, sondern auch das benötigte Holz, Geld zu 
den Sakristeien der hiesigen evangelisch-lutherischen Kirchen, 
desgl. Besoldungen der Glöckner dieser Städte und Ortschaf- 
ten, weniger nicht der Färcherlohn von Güdingen für die 
Ueberfahrt (über die Saar) des Herın Pfarrers von Arnual 
einstweilen und bis deshalb höheren Orten andere Verfügungen 
ergehen sollten, aus den Einkünften des Stifts und der General- 
Kirchenschaffnei bezahlt werden sollen; 

3. dass mithin die von der hiesigen Mairie eingeschickte Kom- 
munions-Rechnung von Güdingen und Bübingen ad 16 Gulden 
18 Kreuzer oder 35 Francs 13 Cent. in das Stift Arnual 
zur Zahlung angewiesen, dahingegen aber 

4. die Vorstellungen der Gemeinde Bischmisheim und Fechingen, 
um ihre Kirchen und das Pfarrhaus auf Kosten des Stifts 
Arnual reparieren zu lassen, besagter hiesigen Mairie mit der 
Erklärung zurückgegeben werden sollen, dass dergleichen Ko- 
sten, welche wegen dem hinfälligen Zustand der meisten Kir- 
chen der vormaligen hiesigen Grafschaft viel tausend Francs 
betragen werden, von dem Stift Arnual, welches durch die 
Suppression der Zehnten, als des grösstenteils seiner Ein- 
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künfte, worauf doch hauptsächlich das onus fabricae d.i. die 
Baukosten der Kirchen und Pfarrhäuser ruheten, desgleichen 
so vieler anderer Einkünfte, welche als droits feodaux seit 
vielen Jahren zessiert haben, in dem bewussten und in dem 
Kommissionsschreiben vom 18. brumaire ausführlich detail- 
lierten Misszahlungsstand versetzt werden, keineswegs über- 
nommen werden könnten; es müssten dann auch der- 
halbandereVerordnungen bei der Organisa- 
tion des Kirchenwesens künftig erscheinen“. 

In Ausführung des Beschlusses legte der Stiftsamtmann 
Isenbeck einen 

„Ueberschlag derjenigen die Kulte betreffenden Ausgaben, 

welche ehedem von denen Kirchschaffneien 

und auch zum Teil vom Stift bestritten worden sind“ 
in Höhe von 787 Francs 21 Centimes vor, um diesen Ausgaben 
auch fernerhin eine Stelle in der Rechnung zu sichern. Von jetzt 
an erhielten sämtliche evang.-lutherischen Gemeinden der Graf- 
schaft diese Kultuskosten aus dem Stift bezahlt. 

Noch bis zum Sommer 1803 und dem Reorganisationsstatut 
der commission benevole vom 15. Juni 1803 lag die Gesamtrver- 
waltung der strittigen Kirchengüter in der Hand des Bruder- 
meisters der Kirche von St. Johann. Der „arrete organique* 
unterdrückte diese Verwaltung. 

Vorstehende Darlegungen ergeben: 

1) dass das Eigentumsrecht der Lokalkirchen allerseits 
unbestritten war; 

2) dass die Kommission die Verbindung der Gefälle der 
Ortskirchen und des Stiftes jedenfalls bis zur 
kirchlichen Neuorganisation aufrecht zu 
erhalten, 

3) nach Wegfall des Zehnten an Kirchen und Pfarrhäusern 
keine Reparatur mehr ausführen zu lassen und 

4) auch, wie der arr&t& organique beantragt, ertragreiche 
Kirchengüter zwecks Schuldentilgung 
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zu veräussern beabsichtigte. 

Bei den Verhandlungen war für die beiden Juristen der 
Kommission durchschlagend der formelle Grund, nämlich der 
der behördlichen Bestätigung des arrete organique. 

Staatsprokurator Dern!, der später von 1816— 1836 in Saar- 
brücken Landrat war, hat bei dem Beschluss vom 27. Jan. 1804 
nicht mitgewirkt. Es handelt sich also hier offenbar um eine 
Redaktion von Rolle, dem zweiten Juristen der Kommission. 

Grade die wiederholt von der Kommission hervorgehobene 
„Verbindung sothaner Kirchengefälle mit dem Stift seit dem 
Ryswicker Frieden“, „die kontinuierliche Uebertragung der jähr- 
lichen Rezesse der Kirchenschaffneien und Brudermeistereien im 
Stift“, und die Gegenleistungen, die erkennen liessen, „dass eine 
beständige Verbindung der Renten und Gefälle mit dem Stift sub- 
sistiert und dies allseitige Einkommen zu einer gemeinschaftlichen 
Masse, mithin zu einer der nämlichen Bestimmung ursprünglich 
und herkömmlich gehöret habe, werden wesentlich zur Begründung 
des gezogenen Schlusses herangezogen, „dass folglich die am we- 
nigsten einträglichen und am meisten mit Kontribution belasteten 
Kirchenschaffnei-Güter allerdings zur Tilgung der vom Stift St. 
Arnual für besagte Kirchenschaffneien mitkontrahierte Schulden 
ebenwohl angegriffen werden dürfen“. 

Gerade gegen den beabsichtigten Verkauf von Kir- 
chengütern zwecksTilgung vonStiftsschulden 
hatte die Mairie reklamiert. 

Nach dem ganzen Zusammenhang der mehrmonatlichen schrift- 
lichen und mündlichen Deliberationen über das schwierige Rechts- 
verhältnis zwischen Stift und Kirchenschaffneien beabsichtigte 
die Kommission keineswegs ein für alle Zeiten begrün- 
detesPrivatrecht des Stifts auf den Bezug der Kirchen- 
gefälle zu konstatieren. Sie hat vielmehr ausdrücklich auf das 
zukünftige Ergebnis der kirchlichen Neuorganisation hingewiesen, 


! Dern war früher Kammer-Assessor, 1804 Regierungs-Kommissar bei 
dem neuen Landgericht Saarbrücken bezw. Staatsprokurator bei demselben. 
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also zutreffend eine aus dem öffentlichen Recht sich ergebende 
Verwaltungs- und Verwendungsbefugnis des Stifts hinsichtlich der 
vereinigten Gefälle angenommen. Sie hat an sich nicht das 
von der Mairie behauptete Recht der (semeinden auf Heraus- 
gabe ihrer Lokalkirchengüter bestritten. 

Den Beschluss des Konsistoriums vom 21. Januar 1576 kennt 
die Kommission anscheinend nicht; sie bezeichnet die an diesen 
Beschluss anknüpfende staatsrechliche Entwicklung des Landes- 
instituts als „Herkommen“. 

Der Beschluss vom 27. Januar 1804 ıst einstimmig von den 
anwesenden Mitgliedern: Präsident Rolle, Pfarrer Schmidt, 
Pfarrer Röchling und Kaufmann Mühlhaus gefasst. 

Die Auffassung Röchlings über die Lokalkirchengüter ist 
bekannt. „Selbst nur der Nutzung nach konnte der Fürst“, 
nach der Ansicht desselben, betreffs der Ortskirchengüter nicht 
verfügen, weil ohne Nutzen der Sache das Eigentum derselben 
wertlos erscheint“. 

Auch Pfarrer und Konrektor Georg Ludwig Schmidt! — 
erster Pfarrer zu St. Johann von 1794—1808, Sohn seines 1793 
verstorbenen Vorgängers, des Generalinspektors und 
Mitgliedes des fürstlichen Konsistorıums, — stand 
in der Frage ganz auf Seiten der Gemeinden und dem Boden 
der Röchlingschen Rechtsauffassung. Durch seinen Vater war er 
zweifellos über die einschlägigen Verhältnisse am besten unterrichtet. 

Was die Person von Rolle betrifft, so war er lange Jahre 
fürstlicher Regierungsrat und später Präsident des fürstlichen Kon- 
sistoriums. In dem Zivilbeamtenverzeichnis vom Jahre 1780, 
enthaltend die Rangordnung bei der Beisetzung der Fürstin im 
Jahr 1780, Ruppersberg II S. 417 u. 418, steht Rolle an sechster 
Stelle. Auch Dern hat das Eigentum der Ortskirchen an- 
erkannt und nur die Zuständigkeit der commission benevole zur 
Freigabe der Lokalkirchengüter vor Durchführung der kirch- 


! Schmidt war als Gymnasialprofessor gemäss Art. 2 des arrete vom 
l thermidor VIII Mitglied der Konmission; Muth, N. Belegstücke 8. 7. 
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lichen Neuorganisation bestritten. Ihm kam es wesentlich dar- 
auf an, nachzuweisen, dass auch die Ortskirchengüter zur Til- 
gung der Stiftsschulden aus der Zeit nach der Konsolidation 
herangezogen werden müssten. 

Köllner a. a. ©. IL. S. 507 urteilt sehr abfällig über die 
ganzen Reorganisationsbestrebungen der Kommission und meint: 
„sie hatte von der wirklichen Bestimmung des Stiftsfonds nicht 
den mindesten Begriff; hielt die Konsolidation der Stifts- und 
Kirchengüter als ein Heiligtum; ja! der Mehrzalıl der 
Mitglieder war nicht einmal bekannt, dass diese Güter früher 
getrennt waren“. Köllner selbst spricht sich dahin aus: „Die 
Kirchengüter mussten ihren bezüglichen Ge- 
meinden restituiert, der Stiftfonds seiner sta- 
tutenmässigen Bestimmung zurückgegeben 
werden“. 

Dies war auch die in dem Schreiben des Oberkonsistorial- 
präsidenten Pietsch! vom 12. Mai 1806, Ztschr. S. 234—237, 
niedergelegte Rechtsauffassung des höchsten kirchlichen Beamten. 
Zur Kenntnis des letzteren sind ohne Zweifel alle Verhandlun- 
gen und Protokolle der Stiftungskommission gekommen und Er- 
kenntnisquellen zugänglich gewesen, die uns unbekannt sind. 


4. Nach Durchführung der kirchlichen OÖrganı- 
satıon. 


Auch die Nachprüfung der gesamten Sach- und Rechtslage 
erweist die Richtigkeit der Auffassung der beiden höchsten Kır- 
chenbeamten Pietsch und Röchling. 

Das auf den Grundsätzen der ministeriellen Schreiben vom 
3. März und 17. Mai 1806 basierende kaiserliche Dekret vom 
11. Juni 1806 beseitigte den gesetzwidrigen Zustand der prote- 
stantischen Kirchenvermögensverwaltung im Saardepartement. 


I Pietsch war nach Delamore, annuaire du depart. de la Sarre pour 
Yan 1810 p. 271, nicht nur Präsident des Oberkonsistoriums, sondern gleich- 
zeitig auch Mitglied des Präfekturrats des Departements Donnersberg, also 
zweifelsohne Jurist. 
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Dasselbe hebt durch die Bestätigung des Art. 2 des Prä- 
fekturalbeschlusses vom 17. April dess. Js. alle entgegen- 
stehenden Beschlüsse des Saarpräfekten auf, also auch den- 
jenigen vom 17. messidor XI (6. Juli 1803), durch den das 
Organisationsstatut der Stiftungskommission vollziehbar erklärt 
worden. Mit der Kommission musste auch dies Statut fallen 
und konnte dasselbe der gesetzlichen Verwaltung der Ortskon- 
sistorien keinerlei Schranken setzen. Durch das Dekret ist allen 
späteren auf den „arröte organique“ gestützten Massnahmen und 
Anordnungen der Rechtsboden entzogen. 

Zu unterstreichen ist das Wort „administration“ in 
der Inhaltsangabe des arrete des Saarpräfekten. 

Das Dekret entscheidet über öffentlich-rechtliche 
Attributionen und Befugnisse und enthält 

einmal de Aufhebung der am 18. Dezember 1802 staat- 
lich eingesetzten Sonder- Verwaltung samt der der com- 
mission benevole zugewiesenen öÖffentlich-rechtlichen Befugnis 
zur „Verwaltung und Verwendung der Gesamt-Einkünfte der 
Kirchen- und Schulstiftungen‘, — also Wegfall der admini- 
stratio extraordinarıa — 
dann aber weiter: die Zuweisung der nämlichen Attribu- 
tionen und Befugnisse mit dem Recht zur „Verwaltung und Ver- 
wendung der nämlichen Einkünfte an die kirchenverfassungs- 
mässig bestellten Behörden des allgemeinen Rechts, die durch 
Art. 20 des Verfassungsgesetzes berufenen Ortskonsistorien, zu 
denen die Kirchen gehören, denen die Güter zustehen, — admini- 
stratio ordinaria —. 

Eine entscheidende Tatsache ist die Voraussetzung, auf wel- 
cher das Dekret beruht. Das Dekret enthält mittelbar das An- 
erkenntnis, dass die „biens et revenus ecclösiastiques et schola- 
stiques“ im Saardepartement den protestantischen Kirchen ge- 
hören und den „Fabrikgütern der protestantischen Kir- 
chen“ des Beschlusses des Saarpräfekten vom 30 vendemiaire 
XIV (22. Oktober 1805), gleichgestellt sind. Der Be- 
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schluss Kepplers vom 17. April bezweckte eine diesbezügliche 
Ergänzung des Vendemiaire-Beschlusses. 

Das kaiserliche Dekret selbst erging auf den Bericht des 
Kultusministers. Die Grundsätze des ministeriellen Schreibens 
vom 17. Mai 1806 liegen ihm zu Grunde. Nach diesem Schrei- 
ben sind die Güter besagter Kirchen- und Schulstiftungen „Ver- 
mögensstücke, die den protestantischen Kirchen 
gehören, deren Verwaltung durch Art. 20 des Gesetzes vom 
18. germ. ausschliesslich den Konsistorien zugewiesen 
ist.“ Dem entsprach auch die Rechtsprechuug des Staatsrats, 
gemäss deren das Dekret vom 22 brumaire XIII (13. Nov. 1804) 
den „gemeinen Kasten“ im elsässischen Amt Brumath als Fabrik- 
gut der Konsistorialkirche Brumath als Eigentum zuweist. 

Das Dekret enhält daher mehr als die blosse Aufstellung 
eines Öffentlich-rechtlichen Verwaltungsgrundsatzes, nämlich die 
Deklaration der strittigen Güter als Privateigentum der betref- 
fenden protestantischen Kirchen der neuen Kirchenorganisation. 

Die kaiserlichen Dekrete, selbst wenn sie Gesetze 
abänderten, haben Gesetzeskraft. Nur der Senat 
hätte sie als verfassungswidrig ausser Wirksamkeit setzen können. 
Der Senat hat aber von diesem Rechte nie Gebrauch gemacht. 
Verfassung vom 22 frimaire VIII (13. Dezember 1799) Art. 21 
u. 44 Zachariae, Anschütz Bd. I S. 9 u. Note 8 — Crome 1894 
Bd. I S. 95 u. Note 1. Uebrigens stellt das kaiserl. Dekret 
vom 11. Juni 1806 wesentlich eine zur richtigen Ausfüh- 
rung des organischen Gesetzes gemäss Art. 44 der Verfassung 
ergangene Regierungsverordnung dar. 

Unvereinbar mit der Disposition des kaiserlichen Dekrets ist 
der Fortbestand der als besonderes pium corpus protestanticun 
von der früheren Landesherrschaft aufrecht erhaltenen juristi- 
schen Person des früheren Kollegiatstifts St. Arnual. Das De- 
kret beseitigt die entsprechende Spezialstiftsverwaltung der 
commission benevole und überweist alle Kirchen- und Schulgüter 
als Eigentum der protestantischen Kirchen den neuorganisierten 
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Kirchenverbänden des ordentlichen Rechts zur ausschliesslichen 
Administration. 

Kraft der „internationalen Verträge“ war dies Kirchen- und 
Schulstiftungsvermögen Privateigentum der Protestanten der neu- 
umschriebenen Kirchen. 

Die protestantischen Kirchen der früheren Grafschaft Saar- 
brücken waren „eglises de la confession d’Augsbourg“ des Art. 
33 der organischen Artikel für die protestantischen Kulte. Ge- 
mäss der von der Staatsregierung genehmigten Pfarrzirkumskrip- 
tion der protestantischen Kirchen Augsb. Konf. waren diese 
protestantischen Ortskirchen in den beiden Ortskonsistorialkirchen 
Saarbrücken und St. Johann zusammengefasst. Diesen beiden 
Ortskonsistorien hat das Dekret die Verwaltung der sämtlichen 
Stiftungsgüter „ausschliesslich“ zugewiesen. 

Bezüglich der Frage, welche dieser beiden Behörden, ob die 
eine oder die andere derselben, oder ob beide gemeinschaftlich, 
die „Verwaltung“ führen sollen, bestimmt das Dekret in Art. 1 
des Beschlusses vom 17. April 1806 nur allgemein, „dass die Ver- 
waltung den bezüglichen Ortskonsistorien zu übergeben ist“. 

Das ministerielle Schreiben vom 17. Mai 1806 verlangte vom 
Präfekten: 

„anzuordnen, dass die Konsistorien die Verwaltung der Güter 
der in ihrem Bezirk (arrondissement) belegenen pro- 
testantischen Kirchen übernehmen.“ Entscheidend ist also 
das Eigentum, ob Alleineigentum oder Gemeinschaftseigentum 
der einzelnen protestantischen Kirchen ist gleichgültig. 

Der Bericht des Ortskonsistoriums Saar- 
brücken vom 23. Dezember 1817, Zitschr. 8. 265 u. 
266 schweigt vollständig über das entscheidende De- 
kret und seine Vorgeschichte. Uebrigens erachtet das Konsi- 
storium selbst den Fortbestand der Vereinigung 
der „Separatgüter* der St. Johanner Kirche“ 
mit dem allgemeinen Stiftsverband nur als eine 
vom Ermessen der Königlichen Regierung abhängige V er- 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XVII. 3. 26 
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waltungsmassregel. 

Die nämliche Frage behandelt das amtliche Schreiben des 
Ober-Konsistorial-Präsidenten vom 12. Mai 1806 ausführlich: 

„Das Stift begreift zweierlei Arten von Gütern und Ein- 
künften unter sich, die wohl von einander zu unterscheiden sind: 

Lokaleigentum von einzelnen Kirchen und Pfarreien und für 
das allgemeine kirchliche Wohl bestimmtes Vermögen.“ 

Letzteres war das Fabrik- und Pfründenvermögen des frühe- 
ren Kollegiatstifts. 

Alle späteren Rechtsakte der Preussischen Regierung, ins- 
besondere die Einsetzung eines besonderen Stifts-Verwaltungs- 
rats, stehen in direktem Widerspruch mit dem Dekret 
vom 11. Juni 1806 und Art. 20 des Verfassungsgesetzes vom 
8. April 1802. Sie sind deshalb ungültig und unwirksam. 

Die unter der Preussischen Herrschaft erfolgte „Anerken- 
nung und Behandlung des Stifts als ein selbständiges für evan- 
gelische Kirchen- und Schulzwecke bestimmtes pium corpus“ 
konnte durch blosse Verwaltungsakte nicht geschehen. Nur durch 
einen neuen gesetzgeberischen Akt konnte, unter Vor- 
behalt der Privatrechte Dritter, das supprimierte frühere 
pium corpus protestanticum wieder ins Leben gerufen werden. 

Die Dienst - Instruktionen für Provinzialkonsistorien vom 
23. Oktober 1817 (G.S. S. 237 u. ff.) und die Instruktion zur 
Geschäftsführung der Regierungen vom nämlichen Tage (G.S. 
S. 248 u. fl.) enthalten keinerlei Bestimmung über diıe 
Möglichkeit der Aufhebung oder Abänderung bestehender landes- 
herrlicher Dekrete oder gar bestehender Gesetze durch die in 
der Rlieinprovinz neu eingerichteten Regierungen. Am aller- 
wenigsten stand es in der Zuständigkeit der Regierungen, Be- 
stimmungen des kirchlichen Verfassungsgesetzes vom 8. April 
1802 selbst aufzuheben oder abzuändern. 

Nach $ 18 g der Instruktion hat die Kirchen- und Schul- 
kommission der Regierung nur „die Verwaltung des Kirchen-, 
Schul- und Stiftungsvermögens, im Fall selbige nicht verfas- 
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sungsmässig anderen Behörden oder (Gemeinden, Korpo- 
rationen und Privaten gebührt.“ 

Oeffentlich-rechtlich und privatrechtlich stand lediglich 
und ausschliesslich den betreffenden Ortskonsistorien, bzw. 
den nach der Wiedervereinigung mit Deutschland eingeführten 
Presbyterien, und steht zur Zeit den durch 8 147 der Kirchen- 
ordnung von 1835 für Rheinland und Westfalen dazu berufenen 
Presbyterien die „Verwaltung und Verwendung der streitigen 
Fundations- bezw. Kirchengüter-Einkünfte* zu. Für die streiti- 
gen Güter und Einkünfte ist es dasjenige von St. Johann und 
für die übrigen Güter sind es die Presbyterien der gemeinschaft- 
lich beteiligten Ortskirchen. 


B. Urteil des Oberlandesgerichts Köln vom 
7. April 1906. 


In der Hauptsache hat die Kirchengemeinde St. Johann 
am Oberlandesgericht obgesiegt. Sowohl das Eigentum 
als auch die Nutzniessung, sowie die freie Verwaltung 
und Verfügung über die streitigen Güter wurde St. Johann 
zugesprochen. 

Gleichzeitig wurde das Stift zur Rückerstattung aller 
in den letzten 30 Jahren vor der von der Kirchengemeinde 1894 
erhobenen Widerklage aus dem Verkauf von Bruderschaftsgütern 
erzielten Erlöse an die Kirchengemeinde verurteilt. 

Abgewiesen wurde die Kirchengemeinde mit dem An- 
spruch auf Rechnungslegung über die während des an- 
gegebenen Zeitraums vom Stift eingezogenen Erlöse aus Ver- 
käufen und Nutzungen, sowie auf Verurteilung des Stifts 
zur Zahlung des Ergebnisses der Rechnung. 

Behufs ziffernmässiger Feststellung der vom 
Stift zurückzuerstattenden Erlöse aus den stattgehabten Ver- 
käufen wurde die Sache in die I. Instanz, Landgericht Saar- 
brücken, zurückverwiesen. 

Das Urteil des Oberlandesg. v. 7. April v. J. erachtet zu- 
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nächst im Anschluss an die Entscheidung des Reichsgerichts 
Bd. 22 S. 285 und Oppenhoff, Ressortverhältnisse S. 113—122, 
die vom Stift geltend gemachte Einrede der Unzulässigkeit 
des Rechtswegs für nicht begründet. 

Zur Sache selbst wird sodann die vom Stift vertretene Rechts- 
auffassung zurückgewiesen, als sei de General-Kirchen- 
Schaffnei jemals Trägerin des Eigentums der 
Bruderschaftsgüter und der früheren Fabrikgüter der einzel- 
nen Kirchen der Grafschaft Saarbrücken gewesen. Der 
Beschluss des Konsistoriums vom 21. Januar 1576 biete zu dieser 
Annahme keine Handhabe. 

Der Inhalt der Kirchenrechnungen, in denen sich keine auf 
den Beschluss von 1576 hinweisende Spur findet, mache es zweifel- 
haft, ob die Vereinigung der Kirchenschaffneien überhaupt mit 
der in jenem Beschluss für einen beschränkteren Zweck 
getroffenen Anordnung in Zusammenhang zu bringen und als 
eine Erweiterung des ursprünglichen Gedankens einer gegenseitigen 
Beihilfe der Kirchen des Landes durch Verteilung der Einkünfte 
nachıı dem Bedürfnis anzusehen sei, oder ob nicht vielmehr die 
Vereinigung unter einem Rechner lediglich der zentralisierenden 
Tendenz des Kirchenregiments im Interesse einer besseren und 
billigeren Verwaltung verdanke, wie es in der benachbarten Kur- 
pfalz mit der Bestellung eines Kirchenrechners an Stelle der 
vielfach ungeeigneten Rechner in den einzelnen Gemeinden 
der Fall war (vgl. Bock, Die evang. Kirche im Lande zwischen 
Rhein, Mosel, Nahe und Glan 3. Bd. S. 151). 

An sich sei es schon nicht wahrscheinlich, dass ein die 
Eigentumsverhältnisse im Sinne des Stifts umstürzender Akt der 
souveränen Staatsgewalt in die Form eines Konsistorialbeschlusses 
gekleidet worden, bei der es nicht einmal ersichtlich, ob der 
Beschluss eine ausdrückliche Bestätigung durch den Landesherrn 
erhalten habe. 

Aus Wortlaut und Zusammenhang des vom Stift als einen 
Staatshoheitsakt qualifizierten Beschlusses des 
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Konsistoriums vom 21.Januar 1576, der den Kir- 
chen der Grafschaft das Eigentum an den Kirchenfabrik- 
gütern genommen und zu einem gemeinsamen mit juristischer 
Persönlichkeit ausgestatteten Fonds gebildet habe, an den dem- 
nächst die Bruderschaftsgüter angeschlossen worden, folgert aber 
das Urteil: 

„dass der gedachten Verfügung ein nach Inhalt und Um- 
fang viel beschränkterer Sinn zukommt, als das Stift behauptet“. 
„Allerdings“, führt das Urteil aus, „wird gesagt, dass die Fabriken 
der Grafschaft in ein corpus gebracht werden sollen, aber es 
wird hinzugefügt: zur Wiederaufbauung und Verbesserung der 
Pfarrhäuser, die durch vorübergehende Ursachen in Unstand 
geraten waren, also nur zueinem vorübergehenden und 
speziellen, in der Reihe der Aufgaben des Kirchenfabrik- 
vermögens sekundären Zwecke, zu welchem Zwecke die 
Fabriken einander zur Steuer kommen, d.h. nur die eine der 
anderen nach Bedürfnis Beihilfe leisten sollen. Besonders 
der letzte Satz zeigt klar, dass der Ausdruck: „in ein corpus 
bringen“, der an sich auf eine Eigentumsvermischung gedeutet 
werden könnte, nicht so verstanden ist, dass die Fabriken ihr 
Eigentum zu Gunsten eines (Gresamtfonds aufgeben müssten. Dass 
letzteres nicht gewollt gewesen ist, geht aber auch daraus her- 
vor, dass die Bildung eines solchen Fonds tatsächlich nicht zur 
Ausführung gebracht worden ist.“ 

Die erste gemeinsame Rechnung erfolgte im Jahr 1601. 

Eine so radikale Massregel, wie die Vereinigung 
aller Kirchengüter zueinerMasse, bätte aber bei den klei- 
nen und einfachen Verhältnissen des Landes zu ihrer Ausführung 
nicht 25 Jahre gebraucht. 

Die als Nr. 1 bezeichnete gemeinsame Rechnung des Jahres 
1601 gibt sich lediglich als Ablösung der bis dahin bei den ein- 
zelnen Kirchen geführten Rechnungen kund, in denen die Kassen- 
bestände der einzelnen Kirchen vom Jahr 1600 als von den je- 
weiligen „gewesenen“ Brudermeistern dem neuen Rechner abge- 
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liefert verzeichnet sind. Der Annahme einer solchen Vereinigung 
widerspricht auch nach dem Urteil die getrennte Aufführung 
der Einnahmen in Verbindung mit der Bezeichnung in der Ueber- 
schrift als Rechnung „des Kirchenschaffners der 
nachbenannten Kirchen“ Wie die noch vorhandenen 
Rechnungen für 1607 und 1622 zeigen, „fing im Anschluss an 
die gemeinschaftlicheRechnung sich ein gemein- 
samer Fonds zu bilden an, indem aus dem Ueberschuss der 
gemeinsamen Rechnung Kapitalien ausgeliehen wurden, deren 
Zinsen als „Einnahme insgemein“* neben den Einnahmen der ein- 
zelnen Kirchen aus ihren Gütern erscheinen, zu welcher Ablage 
auch kleinere, aus Verkauf von Kirchengütern oder aus abge- 
legten Kapitalien einzelner Kirchen herrührende Beträge mit 
verwendet werden. Letzteres stellte einen tatsächlichen Eingriff 
in das Eigentum der Kirchen dar, der jedoch für die Auffassung 
des Klägers, dass vorher durch Rechtsakt alles Eigentum der 
Kirchen aufgehoben gewesen sei, nichts beweist, sondern sich 
durch die Art der Rechnungsführung, indem die genannten 
kleineren Eingänge wie andere Einnahmen behandelt wurden und 
durch die übergeordnete Stellung der die Rechnung abnehmenden 
fürstlichen Behörde zur Genüge erklärt. Was aber auch der 
Kläger aus der gemeinschaftlichen Rechnung der Jahre 1601 ti. 
für seine Annahme, dass kraft des Beschlusses von 1576 das 
Eigentum der Kirchen in einem gemeinsamen Fonds aufgegangen 
sei, herleiten könnte, wird hinfällig angesichts der Tatsache, dass 
nach 1634 die gemeinschaftlichen Rechnungen aufhören und 
jahrzehntelang keinerlei Gemeinschaftlichkeit besteht, die späteren 
General-Kirchenschaffnei-Rechnungen aber, wie bereits angeführt, 
nicht die Einnahmen aus den fraglichen Gütern selbst, sondern 
nur einen Rechnungsüberschuss daraus enthalten.“ Auf Grund 
der noch vorhandenen Rechnungen gelangt das Oberlandesgericht 
sodann zu der weiteren tatsächlichen Feststellung: 

„Dass erst seit dem Ende des 17. Jahrhunderts neben der 
Führung von Spezialrechnungen durch Kirchenschaffner und 
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Brudermeister die General-K.-Sch.-Rechnung sich wieder in 
der Art findet, dass bei der Mehrzahl der Kirchen, darunter 
auch St. Johann, nur ein Betrag als Ueberschuss der 
Spezialrechnung abgeführt wird, sowie dass durch den Erlass 
von 1783 bei der Stiftsrechnung, mit der bis dahin für die 
Spezial-Schaffneien keine Verbindung bestand, nur die Aenderung 
erfolgte, dass sie als „Konsolidirter St. Arnualer 
Stiftsund der GrafschaftSaarbrücken General- 
Kirchenschaffnei-Rechnung“ geführt wurde, wäh- 
rend daneben bis 1803 die Spezialrechnung durch einen 
Kirchenschaffner für St. Johann fortlief, in der die Einkünfte 
der streitigen Güter zur Erscheinung kamen.“ 

Eine Bestätigung dafür, dass die G.K.Sch. nie die Trägerin 
des Eigentums an den fraglichen Gütern war, findet das Ober- 
landesgericht vor allem in der Eintragung der streitigen Güter 
indienassau-saarbrückischen Lagerbücher von 
1737 und 1785 auf den Namen von St. Johann. Daraus ergebe 
sich die amtliche Rechtsauffassung der Behörden bis zum 
Ende der nassauischen Regierung; auch bildeten diese Ein- 
tragungen, denen ein Verfahren zur Feststellung des Eigentums 
voranging, nach der konstanten Rechtsprechung des 
ÖOberlandesgerichts und des früheren Appellhofs Köln einen ge- 
nügenden BEigentumsnachweis. Aus diesen Feststellungen 
erhelle, dass der landesherrliche Erlass vom 17. Oktober 1783, 
abgedr. D. Ztschr. XV, S. 130, der die Konsolidierung der Stifts- 
und General-Schaffnei-Rechnung verfügt, die Verschmelzung des 
Eigentums der fraglichen Güter mit der Stiftsmasse nicht 
im Auge gehabt haben kann. Der Zweck dieser Anordnung sei 
in ihr selbst angegeben, nämlich: Arbeitsersparnis. 

Als Endergebnis seiner eingehenden Prüfung stellt das Ur- 
teil fest: 

„Dass beim Ausgang des 18. Jahrhunderts und Eintritt der 
französischen Herrschaft nicht das Stift, sondern die Kirche 
St. Johann Eigentümerin des fraglichen Güterstocks war.“ 
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Das Urteil untersucht weiter den Rechtsgrund für das 
Eigentum der fragl. Güter, die ehedem der Bruderschaft St. Jo- 
hann gehörten. „Vor der Reformation konnte — wie das Urt. 
ausführt — die von dem Kollegialstift St. Arnual abhängige Ka- 
pelle St. Johann kein eigenes Kirchenvermögen haben. Die bei 
der Kapelle bestehende Bruderschaft war als Rechts- 
subjekt des für lokale Kirchenzwecke gesammelten und ge- 
stifteten Gutes anerkannt. „Nach Durchführung der Reforma- 
tion blieb die Bruderschaft vorerst bestehen, auch nachdem 
St. Johann Pfarrkirche geworden war, wie der oben besprochene 
Konsistorialbeschluss von 1576 ersehen lässt. Aber schon die 
nächsten Jahrzehnte brachten die in den Geist der neueren Zeit 
nicht mehr passende Personenvereinigung der Bruderschaft zum 
verschwinden und seitdem finden wir die Kirche St. Johann im 
Besitz der Bruderschaftsgüter. Diesen durch die Natur der 
Sache vorgezeichneten und der Bestimmung der Güter entspre- 
chenden Gang der Entwicklung weisen die Rechnungen der Jahre 
1601 ff. nach, deren erste bereits, ebenso wie die folgenden, sich 
als „Rechnung des Kirchenschaffners der Kirchen Saarbrücken, 
St. Johann ...“ bezeichnet, aber die Aufzählung der Einnahmen 
von St. Johann mit der Ueberschrift einleitet: „Einnahme von 
St. Johanns Bruderschaft“, während einige Jahre später der 
Bruderschaft keine Erwähnung mehr geschieht. Seitdem sind die 
Güter von dem Namen der Kirche St. Johann nicht getrennt 
worden, so dass, wenn auch eine Selbstverwaltung der Kirche, 
wenigstens für die spätere Zeit, nicht angenommen werden kann 
und die Nutzungen nicht ausschliesslich der Kirche St. Johann 
zu gute gebracht worden sind, der Eigentumsbesitz der 
(süter nie anders als für die Kirche St. Johann ausge- 
übt wurde, was seinen deutlichsten Ausdruck in der amtlichen 
Zuschreibung in den Lagerbüchern von 1737 und 1785 gefunden 
hat. Die Kirche hat hiermit das Eigentum an dem fraglichen 
Güterstocke durch unvordenklicheVerjährung erwor- 
ben und in der Folge durch Eintragung in den beweiskräftigen 
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öffentlichen Büchern bestätigt erhalten. 
Das Oberlandesgericht unterzieht alsdann die vom Stift in 
dem kaiserl. Dekret vom 11. Juni 1806 — D. Zitschr. S. 246 u. 


247 — gefundene Bestätigung seiner dnrch die vermeintliche 
Eigentums - Konsolidierung erworbenen Rechte einer näheren 
Untersuchung. 


Zum Verständnis der durch das Dekret bestätigten Verfü- 
gung des Saarpräfekten vom 17. April 1806 bemerkt das Urteil, 
dass bei Durchführung der Kultusorganisation auf Grund des 
Ges. v. 8. April 1802 der Präfekt durch arrete vom 30. vend6- 
miaire XIV (22. Okt. 1805) die vom Präsidenten des General- 
Konsistoriums in Mainz vorgenommene Einteilung der ÖOrts- 
konsistorialbezirke genehmigt und verfügt habe, dass die 8 für 
das Saardepartement eingerichteten Lokal-Konsistorien die Ver- 
waltung der Güter und Einnahmen der Kirchen übernehmen 
sollten; derselbe habe jedoch davon einstweilen die Güter 
und Einkünfte der fondations ecclesiastiques et scholastiques zu 
Arnual, Meisenheim, Cusel und Birkenfeld ausgenommen, die bis 
zur Eintscheidung durch kaiserl. Dekret oder durch ministerielle 
Anordnung in bisheriger Weise zu verwalten seien — Stiftsakten 
1798—1806 S. 466, Muth, Ztschr. S. 227 u. ff. — Das Uırteil 
führt dann wörtlich weiter aus: 

„Schon früher hatte der Präfekt in die Verwaltung der ge- 
nannten Stiftungen, insbesondere des Stiftes St. Arnual einge- 
griffen, indem er mit der Begründung, dass die Einnahmen des 
Stifts seit Alters nicht nur zu Kirchen-, sondern auch zu Schul- 
zwecken bestimmt seien, und aus Anlass der Schulden, die dem 
Stifte infolge älterer Misswirtschaft und namentlich infolge der 
zeitweiligen Sequestrierung in den Jahren 1795—1798 erwachsen 
waren, und die das Vorgehen von Gläubigern herbeiführten und 
die Erfüllung der Stiftszwecke in Frage stellten, das Stift unter 
eine Zivilverwaltung gestellt hatte durch Einsetzung der commis- 
sion benevole administrative; vergl. den Beschluss vom 27. fri- 
maire XI (18. Dez. 1803) Stiftsakten 1798 bis 1806 S. 229 und 
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das Einsendungsschreiben des Präfekten an den Unterpräfekten 
von demselben Tage, auch Muth, D. Ztschr. XV S. 210. Wegen 
seiner Zweifel über die Anwendbarkeit der Bestimmungen des 
Kultusgesetzes auf die fraglichen Stiftungen wandte sich nun der 
Präfekt sowohl an den Kultusminister, als auch an den Minister des 
Innern, worauf er die eingehenden Instruktionen vom 3. März 1806 
und vom 17. Mai?1806 (Bluhme, Kodex des Rhein. Evang. Kirchen- 
rechts S. 58; vollständig bei Muth, Ztschr. S. 241—245) erhielt, 
in welchem mit Nachdruck ausgesprochen ist, dass die protestan- 
tischen Stiftungen, auch wenn sie zugleich Schulzwecken dienten, 
mit der staatlichen Verwaltung nichts zu tun hätten, und der 
kirchlichen, durch Art. 20 des Kultusgesetzes den Konsistorien 
übertragenen Verwaltung zu überlassen seien, weshalb der Prä- 
fekt die commission benevole aufheben und die zu erlassende Ver- 
fügung zur Einholung der Kaiserlichen Bestätigung einreichen 
solle. In Verfolg dieser beiden Schreiben sind der entscheidende 
Beschluss des Präfekten vom 17. April 1806 und das oben an- 
geführte Kaiserliche Dekret ergangen, indem der Präfekt den 
bereits auf das erste Schreiben hin erlassenen, auf dasselbe Be- 
zug nehmenden Beschluss auf das 2. Schreiben hin zur Erwirkung 
der Kaiserlichen Genehmigung einsandte. 

Der Beschluss des Saarpräfekten ist abgedr. D. Ztschr. XV. 
S. 232—234. Die Verfügung des Präfekten und das kaiserl. De- 
kret enthalten nach dem Urteil keinerlei Feststellung des Eigen- 
tums oder eine. Bestätigung der Rechte des Stifts. Das Ver- 
hältnis von Stift und Kirchenschaffneien wird dadurch gar nicht 
berührt, vielmehr wird durch das Dekret „unter Beseitigung der 
ungesetzlichen Zivilverwaltung der Anwendung des Kultusge- 
setzes Raum gegeben“. 

Die ministeriellen Anweisungen lassen es unzweifelhaft er- 
scheinen, dass die wegen der Leistungen des Stifts für Schul- 
zwecke aufgetauchten Zweifel hinsichtlich des kirchlichen Cha- 
rakters der Verwaltung ausgeräumt und die Kompetenz der 
Zivilbehörden ausgeschlossen werden sollten. 
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Jeder Zweifel dieserhalb erscheine durch das Schreiben des 
Präs. des @. Kons. Pietsch — Ztschr. XV 8. 234—236 — 
ausgeschlossen. 

An weiteren Zeugnissen für das Eigentum der Kirchen aus 
der französischen Zeit führt das Oberlandesgericht die mitge- 
teilten schriftlichen Deliberationen der „commission benevole* 
bezüglich der Ansprüche der mairie Saarbrücken an. Nament- 
lich habe der Präsident der Kommission Regierungsrat Rolle, der 
als letzter Präsident des fürstl. nassauischen 
Konsistoriums der beste Kenner der Verhältnisse ge- 
wesen, in seinen Ausführungen das Eigentum der Kirchen rück- 
haltlos anerkannt. 

Auch die eigene Verwaltung des Stifts habe nach der Ver- 
einigung des Landes mit Preussen, allerdings im Widerspruch mit 
der Auffassung der Aufsichtsbehörde der kgl. Regierung in Trier, 
bis in die jüngste Zeit vor der Klageerhebung das Eigentum 
der verklagten Gemeinde unmittelbar und mittelbar anerkannt. 

Mit Rücksicht hierauf versage auch die vom Stift geltend 
gemachte Ersitzung des Eigentums, da dasselbe nicht animo 
domini den Besitz ausgeübt. 

Auch die Anerkennung des Stifts als juristi- 
sche Person durch die preussische Staatsregierung habe 
kein Eigentum an den streitigen Gütern begründen können, 
da von allem andern abgesehen bei dieser Anerkennung die 
Privatrechtsfrage der Zugehörigkeit des Eigentums an 
bestimmten Gütern nicht zur Entscheidung kommen sollte. 

Zum eventuell geltend gemachtenNutzungs- 
recht des Stiftes, kraft dessen das Recht auf den Besitz der 
Güter, die freie Verfügung über dieselben und die Verwendung 
der Einkünfte zu den Stiftungszwecken der Güter als öffent- 
lich rechtliche Pflicht beansprucht wird, so verneint das 
Urteil auch ein solches Recht, „welches den Inhalt des 
Eigentums völlig erschöpfen und nichts als 
den Namen übriglassen würde. 
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„Weder aus dem Inhalt des Beschlusses vom 21. Januar 
1576, noch aus der Einrichtung der gemeinsamen, mit 1601 
beginnenden und mit 1634 wieder aufhörenden Rechnungen, sei 
die Absicht der Begründung eines Nutzungsrechts der behaup- 
teten Art an den Gütern der Kirche zu entnehmen, dies umso- 
weniger, als das angebliche Subjekt des Nutzungsrechts die General- 
Kirchschaffnei noch gar nicht existierte, und deshalb, da sie nicht 
als Fonds durch Zusammenlegung der Kirchengüter geschaffen 
wurde, in dem Sinne errichtet gedacht werden müsste, dass sie 
mit der Begründung des angeblichen Nutzungsrechts als Träger 
desselben ohne anderes Substrat habe entstehen sollen. Ueber- 
dies könne höchstens ein Recht auf beschränkte Nutzungen, das 
aber gänzlich unbestimmt und unbestimmbar sein würde, gefol- 
gert werden. Auch wäre es irrig, anzunehmen, dass die Ent- 
wickelung zu einer Erweiterung des Rechts geführt habe, so dass 
schliesslich die General-Kirchenschaffnei das Recht auf volle Nut- 
zung der Grundstücke gehabt hätte. Der tatsächliche Zustand 
in der letzten nassauischen Zeit sei allerdings der gewesen, dass 
der grösste Teil der Einkünfte aus den Gütern der Kirchen der 
Grafschaft, wenigstens aus denen von St. Johann, in der G.K.Sch.- 
Rechnung zu einem Ganzen zusammenfloss, woraus für die Be- 
dürfnisse der Kirchen ohne Rücksicht auf die Herkunft der Ein- 
künfte geschöpft wurde. Diese Sachlage zwinge jedoch nicht zu 
der Annahme, dass durch Staatshoheitsakt oder_auf Grund an- 
derer rechtserzeugender Titel ein Privatrecht zu Lasten der 
Kirchen des Landes, sei es als das Eigentum beschränkendes 
dingliches Nutzungsrecht, sei es als ein obligatorisches Recht, 
begründet worden sein müsse, finde vielmehr ihre Erklärung in 
der behördlich organisierten, der Selbstverwaltung kei- 
nen Spielraum gewährenden Kirchenverfas- 
sung der nassauischen Länder. Wie die Nassau-Saarbrückische 
Kanzlei- und Prozessordnung von 1778 (8 106 ff.) ergebe, sei die 
Verwaltung allen Kirchenguts dem für das ganze fürstliche Ter- 
rıtorium bestellten Konsistorium übertragen, unter welchem als 
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beschränkt zuständige Instanzen die fürstlichen Konsistorialkon- 
vente ($ 269 ff.) fungierten. Auch die Spezial-Kirchschaffnei- 
rechner seien nicht Organe der Selbstverwaltung, sondern vom 
Konsistorium ernannte, subalterne Beamte gewesen, welche ihre 
Rechnungen dem Konsistorialkonvent ablegten, nach dessen Be- 
stimmung sie die Verpachtungen vornahmen, und dessen Ge- 
nehmigung sie zu den kleinsten Ausgaben, sofern es sich nicht 
um ständige Ausgabenposten ‚handelte, nachsuchten. „In der 
K.Sch.-Rechnung, welche von einem dem Spezialrechner überge- 
ordneten Einnehmer dem Konsistorium abgelegt wurde, war die 
Verwaltung der Kirchengüter zentralisiert. Indem das Konsi- 
storium bei der Verfügung über die Einkünfte frei verfuhr, inso- 
fern die Verausgabung für die einzelnen Kirchen sich nicht nach 
der Einnahme aus dem betreffenden Kirchengut richtete, handelte 
es kraft der Autorität der Behörden eines absolut regierten 
Landes; ein das Eigentum der Kirchen beschränkender Rechts- 
titel brauchte nicht vorzuliegen, um dem Gedanken, dass den 
ärmeren Kirchen aus dem Ueberfluss der reicheren Beihilfe zu 
gewähren sei, praktische Anwendung zu geben. Die im Jahre 
1783 durch landesherrliches Dekret getrotfene Massregel der Ver- 
einigung der Stifts- und Generalkirchenschaffnei-Rechnung konnte 
bei dieser Sachlage nicht die Bedeutung haben, dass ein der 
G.K.-Schaffnei als einem Rechtssubjekt zustehendes Nut- 
zungsrecht auf das Stift übertragen werde. Die Massregel be- 
zweckte überhaupt nicht in dem Bezuge der bislang zur G.K.Sch.- 
Rechnung vereinnahmten Erträge aus den Kirchengütern das 
Stift an die Stelle der G.K.-Sch. treten und letztere damit im 
Stifte aufgehen zu lassen. Weder der Inhalt des Erlasses, noch 
die Ausführung desselben kann dafür angerufen werden. Die 
Ausführung der angeordneten Vereinigung der Rechnungen in 
den konsolidierten Stifts- und G.K.Sch.-Rechnungen, neben wel- 
cher die Spezial-K.Sch.-Rechnungen fortgeführt wurden, lässt die 
beiden Institute des Stifts und der G.K.-Schafinei als neben- 
einander fortbestehend erkennen, wie denn auch in der Folge- 
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zeit bis zur Durchführung der französischen Kultusorganisation 
in Berichten und Verhandlungen Stifts- und G.K.Sch.-Einkünfte 
wohl unterschieden und in der gleichen Weise einander gegen- 
übergestellt werden, wie die Stiftsgüter und die Güter der Kir- 
chen. Es kann nur in Frage kommen, ob der Erlass von 1783 
mit der Vereinigung der Rechnungen nicht beabsichtigt hat, 
einen Ueberschuss der G.K.Sch.-Einnahmen für die Stiftszwecke 
in Anspruch zu nehmen, eine Beisteuer für das Stift aus der 
G.K.Sch.-Rechnung zu gewinnen. Dass dies die Absicht gewesen 
sein mag, dafür spricht allerdings die Tatsache, dass der Fürst 
zu jener Zeit das Stift zu Ausgaben herangezogen hatte und 
weiter heranzog, zu deren Deckung die Einnahmen des Stifts 
nicht reichten, infolge dessen schon vor der Vereinigung der 
Rechnungen aus der G.K.-Schaffneikasse Beträge entnommen 
worden waren, für die das Stift in den Rechnungen als Schuld- 
ner der G.K.-Schaffnei erscheint. Um diese Absicht zu verwirk- 
lichen, bedurfte es nicht einer Begründung von Rechten durch 
Eingriffe der Staatsgewalt in die Privatrechtssphäre; es ge- 
nügte, dass die angeordnete Vereinigung der Rechnungen dem 
Konsistorium, welche beide Kassen damals durch denselben Ein- 
nehmer, den Stiftsamtmann Isenbeck, verwaltete, in der Verwen- 
dung der Einnahmen für die Zwecke beider Institute freiere Hand 
gab, und es gestattete im Wege der Verwaltung Ueberschüsse 
der G.K.-Schaffnei für Zwecke des Stifts zu benutzen, wovon sofort 
mit der Vereinigung der Rechnungen dadurch Gebrauch gemacht 
wurde, dass die Schuld des Stifts und das Guthaben der G.K.- 
Schaffnei gestrichen wurden, als wären sie durch Konfusion er- 
loschen. Gegen die Annahme, dass die anscheinend bezweckte 
fortlaufende Beisteuer der G.K.-Schaffnei zum Stift als ein Recht 
des Stifts auf einen Teil jener Einnahmen begründet werden 
sollte, spricht aber auch, dass die den Gegenstand des angeb- 
lichen Rechts bildenden Leistungen der Höhe nach völlig unbe- 
stimmt wären, und ferner, dass der Inhalt des Erlasses, der die 
Vereinigung der Rechnungen anordnet, an sich ebensowohl für 
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eine Beisteuer des Stifts zur G.K.-Schaffnei, als umgekehrt ver- 
wertet werden kann. Soweit daher überhaupt eine Inanspruch- 
nahme der G.K.-Schaffnei für das Stift mit der Vereinigung der 
Rechnungen beabsichtigt war, reichte die Tragweite der Ver- 
fügung nicht über den Zeitpunkt hinaus, mit welchem die in der 
G.K.-Schaffnei zentralisierte Verwaltung der Kirchengüter der 
Grafschaft aufhörte. Dieser Zeitpunkt trat mit der Einführung 
der französischen Kultusorganisation ein, welcher das Dekret von 
1806, wie oben ausgeführt, den Weg frei machte“. 

Dass später gleichwohl Stift und Kirchengüter wie eine ein- 
heitliche Masse unter dem Namen des Stiftes behandelt worden, 
erkläre sich durch eine Entwickelung, die nicht auf rechtlicher 
Grundlage beruhte, sondern durch zufällige Umstände bestimmt 
war. Alsbald nach der französischen Invasion seien die Stifts- 
güter sequestriert worden; nach Aufhebung des Sequesters habe 
das nassauische Konsistorium unter seinem früheren Präsidenten 
Rolle seine Funktionen wieder aufgenommen; die frühere Art 
der Verwaltung sei sowohl in Bezug auf das Stift, als in Bezug 
auf die Kirchschaffneien für den ganzen Güterstock, dessen Ein- 
nahmen die vereinigten Stifts- und G.K.Schaffnei-Rechnung an- 
gingen, fortgesetzt worden, und sei nunmehr im Verkehr mit den 
französischen Behörden die Bezeichnung „fondation d’Arnoual* 
aufgekommen, ein Name, der als kurze Bezeichnung bei dem da- 
maligen bedeutenden Uebergewicht der Stiftseinnahmen in der 
vereinigten Rechnung von selbst gegeben war. Das Konsi- 
storium, von der Kantonsverwaltung als „Administrations-Kom- 
mission“ bestätigt, sei später durch die commission ben6vole, 
bestehend aus 2 Juristen, darunter Roll& und 3 Pfarrer von 
Saarbrücken, St. Johann und St. Arnual, ersetzt worden. Die 
commission benevole habe zunächst die Verwaltung in der bis- 
herigen Weise fortgeführt, bald aber, im Zusammenhang mit 
den die damalige Geschäftsführung beherrschenden Sanierungs- 
bestrebungen, die Aenderung vorgenommen, dass die Spezial- 
Kirchschaffneien unterdrückt wurden und zur Ersparung von 
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Kosten, wie Rolle später geschrieben, nur ein einziger Rechner 
für die ganze dadurch noch mehr vereinheitlichte Güterverwal- 
tung belassen wurde. Bevor darauf der durch das Dekret von 
1806 bestätigte Präfekturbeschluss erging, der die Aufhebung 
der commission benevole und die Uebergabe der Verwaltung an 
die betreffenden „Lokal-Konsistorien“ d.h. die nach dem Kultus- 
gesetz von 1802 für die Verwaltung der Kirchengüter zuständi- 
gen Organe verfügte, sei von der mairie Saarbrücken, zu welcher 
die Städte Saarbrücken und St. ‚Johann gehörten, die Frage der 
Trennung der Kirchengüter vom Stift bei der commission bene- 
vole angeregt worden. In dem ablehnenden von Rolle verfassten 
Schreiben der Kommission berufe sie sich dafür, dass eine Tren- 
nung nicht stattfinden könne, „unplatzgreiflich“ sei, nicht 
auf irgendwelche Rechte des Stifts an den Gütern der Kirchen, 
sondern auf die in der nassauischen Zeit begründete gemein- 
same Verwaltung, deren Aufhebung durch die Kommission niclıt 
angeordnet werden könne, sich aber auch wegen der Schwierig- 
keit der Auseinandersetzung und vor allem deshalb verbiete, weil 
die infolge der schlechten Zeitverhältnisse der Verwaltung er- 
wachsenen Schulden die ganze, in der vereinigten Rechnung ver- 
bundene Gütermasse angingen und daher gemeinsam getilgt 
werden müssten. Dieser letztere Gesichtspunkt sei denn auch in 
erster Linie dafür bestimmend gewesen, dass nach Aufhebung 
der commission benevole das Saarbrücker Lokal-Konsistorium 
allein, obgleich für den Bezirk der früheren Grafschaft zwei 
Lokal-Konsistorien, zu Saarbrücken und St. Johann, errichtet 
waren, die Verwaltung der ganzen Masse mit Genehmigung des 
Präsidenten des General-Konsistoriums übernahm und als eın- 
heitliche fortführte. „Dies entsprach nicht dem Gesetze (Art. 20 
des Kultusges. von 1802), wonach die Lokal-Konsistorien die 
Kirchengüter ihres Bezirks in Verwaltung zu nehmen hatten. 
Während das Stift als pium corpus selbständig, sei es durch ein 
Lokal-Konsistorium, sei es durch ein etwa bestelltes besonderes 
Organ, zu verwalten war, lag die Verwaltung des Vermögens der 
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einzelnen Kirchen, je nachdem sie zu dem Bezirk Saarbrücken 
oder zu dem Bezirk St. Johann gehörten, diesem oder jenem 
Lookal-Konsistorium ob. Das Institut der General-Kirchenschaff- 
nei, das bis zur Durchführung des Kultusgesetzes ohne wesent- 
liche Aenderung seines Charakters, wenn auch unter anderem 
Namen, bestehen geblieben war, hatte in der neuen Organisation 
keinen Boden mehr. Soweit in jenem Institut der Gedanke, dass 
den ärmeren Kirchen aus dem Vermögen der reicheren Beihilfe 
zu gewähren sei, durch die verwaltende Behörde zu praktischer 
Anwendung gebracht worden war, waren nunmehr die Voraus- 
setzungen für eine weitere Handhabung dieses Gedankens weg- 
gefallen; es bestand keine zentralisierte Verwaltung in der Hand 
einer Behörde für die sämtlichen Kirchen der Grafschaft mehr; 
der Gedanke einer Beihilfe für die ärmeren Kirchen hatte aber 
auch seine innere Berechtigung verloren, nachdem durch die 
französische Gesetzgebung die Frage der Aufbringung der Mittel 
für die kirchlichen Bedürfnisse auf eine völlig veränderte Grund- 
lage gestellt war, indem die Zehnten aufgehoben, den Geistlichen 
Staatsgehälter ausgeworfen und, soweit die Kultusgemeinden zur 
Ergänzung der Gehälter und Instandhaltung der Kirchen keine 
ausreichende Mittel besassen, die Zivilgemeinden hierzu verpflich- 
tet erklärt wurden.“ 

Als durchschlagenden Beweis dafür, „dass die Tren- 
nung der Kirchengüter von den Stiftsgütern das dem 
Gesetz und der-Rechtslage entsprechende gewesen wäre und dass 
einer Trennung keine Rechtsansprüche des Stifts entgegenstän- 
den“, führt das Oberlandesgericht den mehrerwähnten Erlass 
des Präs. des Gen.-Kons. Pietsch an Röchling vom 12. Mai 1806 
nach Muth, Ztschr. S. 234—236 wörtlich an. 

„Dieses Zeugnis ist — nach dem Urteil — um so bedeutsamer, 
als es von derjenigen amtlichen Stelle ausgeht, welche die auf 
Grund des Kultusgesetzes zu schaffenden Einrichtungen organisiert 
hat (vgl. Stiftsakten 1798—1806 8. 365 ff. bis zum Schluss), und 


speziell auch dazu, dass das Saarbrücker Lokal-Konsistorium die 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XVII. 3. 97 
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Verwaltung der ganzen unter dem Namen der Arnualer Stiftung 
begriffenen Masse in die Hand nalım, nicht nur in dem obigen 
Schreiben die Genehmigung erteilte, sondern selbst die Anwei- 
sung gegeben hatte in einem Schreiben an Röchling vom 24 ven- 
demiaire XIV (16. Okt. 1805), Muth, Ztschr. S. 236 u. 237, 
worin es heisst: 

„Es versteht sich, dass die Arnualer Stiftung künftighin von 
dem Saarbrücker Lokal-Konsistorium, als in dessen Bezirk ge- 
legen, principalement verwaltet wird; jedoch communicatis con- 
silliis in wichtigen Sachen, wie Rechnungsabliör und dergleichen, 
mit dem St. Johanner Konsistorium, weil solches mit dabei inter- 
essiert und beteiligt ist, bis man etwa einmal mit der Zeit eine 
Teilung damit vornehmen könnte.“ 

Zu der von Pietsch für eine spätere Zeit nach Tilgung der 
Schulden in Aussicht genommenen Trennung der Verwaltung 
der Kirchengüter vom Stift ist es nicht gekommen. Die Güter 
blieben beim Stift und wurden demselben damit tatsächlich in 
dem Sinne einverleibt, dass, während die frühere Verwaltung der 
fondation d’Arnoul die doppelte Funktion einer Verwaltung des 
von den Stiftsgüter-Fonds gebildeten pium corpus und zugleich 
als Fortsetzung der General-Kirchenschafinei in Bezug auf das 
Vermögen der einzelnen Kirchen die Funktion einer Zentral- 
verwaltung der letzteren versah, in der Folge das Stift auch die 
Güter der Kirchen zu eigenem Rechte, zur Erfüllung der dem 
Stift als solehem obliegenden Aufgaben, wenn auch mit Berück- 
sichtigung der bisherigen Zwecke der Kirchengüter und teilweise 
auch der Herkunft derselben, verwaltete, und gegenüber den in 
der Folgezeit für die Vermögensverwaltung der Kirchen berufe- 
nen Organen in Besitz und Nutzung behielt, gestützt auf ein an- 
geblich in der früheren Zeit begründetes Recht an den Gütern, 
dessen Existenz jedoch nach dem Vorgesagten zu verneinen ist.“ 
Die von Pietsch erteilte Anweisung selbst könne aber das Stift 
als Titel für ein solches Recht nicht anrufen, da sie, abgesehen 
(davon, dass sie nur eine einstweilige Festhaltung der gan- 
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zen Masse in einer Hand im Auge hatte, nur auf die Verwal- 
tung Bezug haben sollte und konnte. Ebensowenig kann der 
Umstand, dass die Ausübung der Verwaltung über die fraglichen 
Güter seitens des Stifts die Genehmigung der kirchlichen und 
staatlichen Aufsichtsbehörden hatte, gegen die Ansprüche der 
Gemeinde aus ihrem Eigentum verwertet werden, da die betref- 
fenden Verfügungen etc. der Behörden die Privatrechts- 
verhältnisse unberührt liessen. 

Zum Schluss geht das Oberlandesg. in die Prüfung der 
Frage ein: 

„ob etwa eine „vertragsmässige“ Begründung von 
Rechten des Stifts durch Einverständnis mit der verkl. Ge- 
ıneinde damit, dass das Stift die Güter in Besitz und Nutzung 
nahm, sei es im Sinne eines ausschliesslichen Rechtes, 
sei es im Sinne eines Gesellschafts verhältnisses, anzu- 
nehmen“, 

Das Urteil verneint diese Frage. Die Zuweisung der 
Verwaltung der fraglichen Güter an das Saarbr. Lokal-Konsi- 
storium, die ihrerseits erst die Besitznahme derselben durch das 
Stift als solches und zu eigenem Recht herbeigeführt, ist nicht 
mit Zustimmung des Ortskonsistoriums St. Johann erfolgt. Ein 
Einverständnis des letzteren und der späteren Vertretung der 
Kirchengemeinde St. Johann mit dem Fortbestand der tatsäclı- 
lichen Vermischung ist auch für die Folgezeit nicht anzunehmen. 
Für das Gegenteil sprechen aus der vor allem in Betracht kom- 
menden ersten Zeit nach der Kultusorganisation verschiedene 
Aeusserungen des Präs. des Saarbr. Konsist., so in einem Schrei- 
ben an Pietsch vom 2. Juni 1812, Engel S. 71. 72, Muth, Ztschr. 
S. 254 u. 255, dass er „täglich von sourden Machinationen höre, 
um die Kirchenschaffneien vom Stifte zu trennen“, und in einen: 
anderen Schreiben vom 26. Nov. 1811, Engel S. 72, Muth S. 253 
u. 254, ferner Bescheid des Generalsekretärs Eck vom 24. Juli 
1812, Engel das. und Muth S. 255, der die Versuche „zur Wie- 
derherstellung einer vom Stift unabhängigen Kirchenverwaltung“ 

27* 
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missbilligt, endlich der Bericht des Ortskons. Saarbr. an die 
Trierer Regierung vom 23. Dez. 1817, Engel 8.77, Muth Ztschr. 
S. 265—267, worin es heisst, dass „seit der Einführung der 
Presbyterien von Seiten des St. Johanner Konsistoriums einige 
Bewegungen gemacht worden seien, die Separatgüter der S$t. 
Johanner Kirche aus dem allgemeinen Stiftsverbande herauszu- 
ziehen und sie im eigenen Presbyterium zu verwalten“. Auch 
die vom Pfarrer Schmidt von St. Johann als Kommissions-Mit- 
glied verweigerte Unterschrift bei den Beschlüssen der Wohl- 
tätigkeits-Kommission bei Gelegenheit der Beratungen über die 
durch die mairie Saarbr. angeregte Trennungsfrage der Kirchen- 
güter von den Stiftsgütern verdiene Beachtung. 

Wenn demgegenüber Muth Ztschr. S. 272 den Satz aufstelle: 

„Die frühere Zwangssozietät wurde nunmehr zur freiwilligen 

Gemeinschaft“ und zur Begründung einer Pflicht 
zur Rechnungslage auf seiten des Stifts die 
vom Reichsgericht zur Erwägung gestellten Gesichtspunkte 
anzieht, 
so setze er sich damit in Widerspruch mit den eigenen 
vorangegangenen Erörterungen und missverstehe das reichhsge- 
richtliche Urteil, indem er mit der Bezeichnung der früheren 
Zwangssozietät die G.K.Schaffnei im Auge hat, die als solche 
nicht eine Verbindung der Kirchen mit dem Stifte, sondern eine 
Verbindung der Kirchen untereinander dargestellt hätte, wäh- 
rend in jenem Urteil an die spätere Verknüpfung der Kirclen- 
güter mit dem Stift dadurch, dass letzteres den Besitz und die 
Verwaltung erhielt, gedacht sei. 

Auch aus dem weiteren Verhalten der Pfarrgemeinde im 
Laufe des 19. Jahrhunderts ergebe sich keine vertragliche 
Bindung der Gemeinde zur Erhaltung einer Gemeinschaft mit 
dem Stift odereine Anerkennung der vom Stift beanspruch- 
ten Rechlıte. 

Immerhin aber sei dies Verhalten bezüglich der Nutzungs- 
ansprüche der Gemeinde von entscheidender Bedeutung: 
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Ganz besonders die Mitwirkung der Kirchengemeinde bei Ver- 
äusserungen durch das Stift zeige, dass erstere ihr Eigentum 
festhalten und ein dauerndes Recht des Stifts auf die Nutz- 
niessung nicht anerkenne, dagegen die bisherige Ver- 
fügung über die Nutzungen respektieren und 
auf Geltendmachung von Ansprüchen für die 
Vergangenheit verzichten wolle. Es verstosse gegen 
die für das Verhältnis der Parteien als kirchlicher und gleich- 
artigen Zwecken dienender Institute in besonderer Weise mass- 
 gebenden Grundsätze von Treu und Glauben und gegen die 

Billigkeit, das Stift zur Rechnungslage und Verantwortung über 
die gezogenen Nutzungen heranzuziehen. 

Zum Schluss behandelt das Urteil noch die vom Stift gegen 
die Herausgabe-Ansprüche der Gemeinde vorgebrach- 
ten Einwände aus der Klage-Verjährung. 

Wegen der Ansprüche aus dem Eigentum gehe die 
Klage verjährung des Art. 2262 des Code civil mit der Eigen- 
tumsersitzung Hand in Hand; das bereits festgestellte „Fehlen 
des anımus domini beim Besitz des Stifts“ räume den 
Klage verjährungseinwand des letzteren gegenüber den Eigen- 
tumsansprüchen der Kirchengemeinde aus. 

Hinsichtlich des vom Stift beanspruchten Nutzungs- 
rechtes versage aber der Einwand der Klageverjährung an- 
gesichts der absoluten Vorschrift des Art. 619 C.c., nach 
der der Niessbrauch für Nicht-Privatpersonen, d. h. 
also für juristische Personen, höchstens dreissig 
Jahre dauern darf. 


Das Oberlandesgericht findet in dem von ihm wörtlich an- 
gezogenen Satz des Verfassers, Ztschr. S. 272 einen „Wider- 
spruch“ mit den eigenen vorangegangenen Erörterungen und 
ein „Missverständnis“ bezüglich des reichsgerichtlichen 
Urteils vom 17. Juni 1904, jedoch mit Unrecht. 

Das Oberlandesgericht hat den Sinn der Ausführungen 
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ihrem Zusammenhang nicht geprüft. Bei der Ueberfülle 
des gebotenen Materials ist dies begreiflich. 

Unter dem Ausdruck der „freiwilligen Gemeinschaft‘ 
hat der Verfasser keineswegs an ein ausdrücklich oder still- 
schweigend vereinbartes Gesellschaftsverhältnis gedacht. 

S. 134 der Zeitschrift Bd. XV. heisst es wörtlich: 

„Der Zerfall des kirchlichen Landesinstitutes der G.-K.-Sch., 
sowie die öffentlich-rechtlich geregelte Administration der „Stiftung 
Arnual“* schuf schliesslich en „Kommunion s verhältnis“ 
zwischen dieser Stiftungs verwaltung und den Lokalekirchen- 
fabrıken.* Also die tatsächlichen Verhältnisse, nicht der 
Wille der Parteien haben das „aemeinschafts verhältnis‘ 
geschaffen. 

Die dem beanstandeten Satz unmittelbar vorausgehenden 
Ausführungen Ztschr. S. 272 sprechen von dem Bestehen einer 
tatsächlichen Gemeinschaft infolge der einheitlichen Stiftsver- 
waltung. 

Die Aufsichtsbehörden erzwangen den Fortbestand 
dieser tatsächlich geschaffenen Gemeinschaft, obwohl die 
Gemeinde St. Johann ihrerseits stets die Rückgabe der 
Güter zu eigener Verwaltung verlangte, ohne indessen 
gerichtliche Schritte zur Durchführung ihres 
Willens zu tun. 

Die Unterlassung dieser Schritte machte die Gemeinschaft 
zu einer freiwilligen, insoweit die Gemeinde die tatsäch- 
liche Gemeinschaft fortsetzte und duldete. 

Auch ein „Missverstehen“ des reichsgerichtlichen Ur- 
teils von 1904 liegt nicht vor. 

Neben dem seit der Einführung der Reformation vorhan- 
denen Zwangsverband der G.K.Sch. bestand seit der 
1783: verfügten Konsolidation der Einkünfte vom Stift und der 
G.K.Sch. eine weitere Zwangs-Sozietät zwischen bei- 
den pia corpora. 

Unter „Zwangssozietät“ in dem beanstandeten Satz: „Die 
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frühere Zwangssozietät wurde nunmehr zur freiwilligen Gemein- 
schaft“ ist nicht die G.K.Sch., sondern die durch die Kon- 
solidation der Einkünfte von 1783 geschaffene Zwangsgemein- 
schaft zwischen den in der G.K.Sch. verbundenen Spezial- 
Kirchenschaffneien und dem eigentlichen Stift zu verstehen. 

Die unmittelbar vorhergehenden beiden Sätze, Zitschr. 
S. 272 stellen dies klar. Sie lauten: 

„Der öffentlich-rechtliche Zwangsverband der G.-K.-Sch. 
war mit der Abtretung der Graftschaft 1801 und der Neuorgani- 
sation des Kultus aufgelöst. 

Diese Tatsache brachte den Spezial- Kirchenschaffneien 
die Loslösung und vollständige Befreiung von der gemein- 
samen Verwaltung (i. e. Zwangssozietät) mit dem früheren 
Kollegiatstift.* 

Trotz der Loslösung der Spezial-Kirchenschaffneien aus 
der durch die Konsolidation geschaffenen Zwangs- 
sozietät behielt das Stift die Geschäftsführung und machte 
sich nach der Ansicht des Verfassers dadurch rechnungs- 
pflichtig. 

Nur über den Umfang der Rechnungspflicht liess sich 
streiten, nämlich ob Substanz und Einkünfte oder nur die 
Substanz der Güter unter diese Pflicht falle. 

Das Reichsgericht hat bis zur Erhebung der Widerklage 
einen Verzicht der (emeinde auf die Einkünfte angenommen. 
Dasselbe hat aber wegen der Güter selbst und der Einkünfte 
nach der Widerklage zur Rechnungslage verurteilt. 


C. Das Urteil des Reichsgerichts vom 29. Januar 1907. 


Beide Parteien legten gegen das Urteil des Oberlandes- 
gerichts Revision ein. 

Das Reichsgericht hat durch Urteil vom 29. Januar 1907 
die Revision des Stifts zurückgewiesen und auf die Re- 
vision der Gemeinde das Stift auch zurRechnungslegung 
wegen der erwähnten Erlöse und der seit Erhebung 
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der Widerklage aus Verpachtung der Grundstücke und dem Er- 
-Jös der Grundstücke erzielten Nutzungen verurteilt. 

Das Urteil führt u. a. aus: 

„Der Revisionsangrift des Stifts betreff. deAnerkennung 
des Eigentums der Gemeinde durch Verjährung, ins- 
besondere auch der Angriff, es seien die Grundsätze der un- 
vordenklichen Verjährung verletzt, ist unbegründet. 
Das Berufungsurteil hat den fortwährenden Eigentums- 
besitz der Kirche St. Johann seit dem Aufhören der Bruder- 
schaft St. Johann, jedenfalls seit Anfang des 17. Jahrhunderts, 
ausdrücklich festgestellt und zwar in so eingehender Weise, als 
es nach Lage der Verhältnisse aus alten Zeiten möglich war. 
Der angeregte Zweifel, ob die Kirchengemeinde St.Jo- 
hann in der massgebenden Zeit als Rechtssubjekt be- 
stand, erscheint gegenüber der Feststellung, dass die Kirche 
St. Johann in den nassauischen Lagerbüchern von 1738 und 
1745 als Eigentümerin eingetragen war, nicht begründet. 
Der Besitz ist ein tatsächliches Herrschaftsverhältnis 
und setzt zur Ersitzung des Eigentums neben der tatsäch- 
lichen Gewalt über die Sache den Willen voraus, den 
Besitz als Eigentümer auszuüben. Hierfür war die Wil- 
lensmeinung des Verwaltungsrats des Stiftes als desjenigen 
Organes, welches das Stift im Rechtsverkehr mit 
dritten Personen zu vertreten hat, massgebend. 
Denn mochte auch der Verwaltungsrat des Stifts verpflichtet 
sein, die Rechtsauffassung der vorgesetzten Behörde zu ver- 
treten, so kommt es doch bei der tatsächlichen Frage des 
Besitzwillens weder auf die Auffassung der vorgesetzten Behörde, 
noch darauf, ob der Verwaltungsrat zur Befolgung dieser Rechts- 
auffassung verpflichtet war, sondern allein darauf an, welche 
Auffassung und Willensmeinung der Verwaltungsrat tat- 
sächlich im Rechtsverkehre mit der Beklagten, die sich zur 
Wahrung ihrer Rechte nach seinen Handlungen richten musste, 
vertreten hat.“ 
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Anlangend das vom Stift in Anspruch genommene Nutzungs- 
recht an den fraglichen Gütern, so erachtet das Reichsgericht 
auch hier den Revisionsangriff des Stifts als unbegründet. In 
dieser Beziehung wird ausgeführt: 

„Für den gegenwärtigen Rechtsstreit kann nur in Frage 
kommen, ob das Stift ein privatrechtliches Nutzungsrecht, 
einen Niessbrauch, erworben hat. Der erkennende Senat hat 
bereits in dem Urteile vom 17. Juni 1904 entschieden, der Art. 
619 C.c., der aus Rücksichten des Verkehrs und des öffentlichen 
wirtschaftlichen Interesses eine dauernde Trennung von Eigentum 
und Niessbrauch verhüten wolle, enthalte einen der öffentlichen 
Ordnung angehörenden Grundsatz, der allgemeine Geltung 
zu beanspruchen habe, soweit er nicht durch eine besondere Be- 
stimmung ausgeschlossen sei; seine Anwendung werde durch den 
öffentlich-rechtlichen Charakter der juristischen Person, der der 
Niessbrauch zustehe, nicht ohne weiteres ausgeschlossen. Von 
dieser Entscheidung abzuweichen, liegt kein Grund vor. Hieran 
wird auch durch den Umstand nichts geändert, dass die Nutzungen 
zu öffentlichen Zwecken verwendet werden. Dies wird nämlich 
vielfach der Fall sein, wenn die juristische Person öffentlich- 
rechtlichen Charakter hat, wie z. B. die Gemeinde oder eine 
öffentliche Anstalt... Wäre in solchem Falle der Art. 619 ohne 
weiteres nicht anwendbar, so würde der darin aufgestellte Grund- 
satz gerade in wichtigen und zahlreichen Fällen versagen. Bei 
der Entstehungsart durch Ersitzung kann, wie das Berufungs- 
gericht zutreffend erwogen hat, eine Ausschliessung des Art. 619 
C. c. nicht in Frage kommen. Wenn der Revisionskläger weiter 
geltend macht, das Berufungsgericht habe nicht berücksichtigt, 
dass nach Ablauf der dreissigjährigen Dauer des Niessbrauchs 
die Ersitzung wieder habe beginnen und dass der Niessbrauch 
habe bestehen können, wenn er etwa am 1. Januar 1800 seinen 
Anfang genommen hätte, so wäre es Sache des Klägers gewesen, 
in der Vorinstanz geltend zu machen, dass ihm bei richtiger 
Berechnung der Ersitzungszeit der Niessbrauch noch zustehe. Es 
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kann dahingestellt bleiben, ob nach Erlöschen des Niessbrauchs 
gemäss Art. 619 O.c. eine neue Ersitzung stattfinden kann. 
Denn jedenfalls steht diesem neuen in den Vorinstanzen nicht 
geltend gemachten Vorbringen die tatsächliche Feststellung des 
Berufungsgerichts entgegen, dass das Stift nach mehrjähriger 
Verwaltung der Güter durch die Commission benevole erst in- 
folge des durch das Kaiserliche Dekret bestätigten Dekrets des 
Präfekten vom 11. Juni 1806 in den Besitz der Güter gelangt 
ist und dass die Ersitzung, von dem Zeitpunkte des Besitzerwerbs 
berechnet, zur Zeit der Erhebung der Widerklage — 20. Sep- 
tember 1894 — noch nicht wieder vollendet war. 

Hiernach hat das Berufungsgericht ohne Rechtsirrtum jedes 
Privatrecht des Klägers an den Gütern der Beklagten verneint. 
Infolge hiervon hat es weiter rechtlich einwandfrei den Anspruch 
der Beklagten auf Zahlung des Erlöses der innerhalb der letzten 
30 Jahre vor Erhebung der Widerklage vom Kläger veräusserten 
Grundstücke der Beklagten mit gesetzlichen Zinsen seit Erhebung 
der Widerklage dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt.“ 

Zur Revision der Gemeinde, führt das Reichs- 
gericht aus, „ist zu unterscheiden zwischen Rechnungs- 
legung und Herausgabe a) des Erlöses der veräusserten Grund- 
stücke und b) der Nutzungen (Zinsen und Pachıtgelder). 
Den Anspruch auf Zahlung des Erlöses der innerhalb der 
letzten 30 Jahre vor Erhebung der Widerklage veräusserten 
(srundstücke und Zinsen seit der Widerklage hat das Berufungs- 
gericht bereits anerkannt und ist die Beklagte dadurch nicht 
beschwert.“ 

Den auf Rechnungslegung und Herausgabe bezüglich der 
vor der Widerklage gezogenen Nutzungen hat das Be- 
rufungsurteil abgewiesen, indem es einen Verzicht hierauf 
seitens der Beklagten aus den Umständen des Falles 
sefolgert hat. Das Reichsgericht findet in den diesbezüglichen 
Erwägungen des oberlandesgerichtlichen Urteils keinen Rechts- 
irrtum oder Widerspruch. Das Reichsgericht führt diesbezüglich 
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aus: „Das Berufungsgericht unterscheidet zwischen dem grund- 
sätzlichen Standpunkte der Beklagten und ihrem in gewisser 
Beziehung tatsächlich eingenommenen Standpunkt. Grund- 
sätzlich wollte hiernach die Beklagte ihr Eigentum bezüglich 
der Substanz wahren. Das schloss aber nicht aus, dass sie 
bis zur entschiedenen Stellungnahme die Verwaltung des Stifts, 
insbesondere soweit sie die Nutzungenihrer Güter 
betraf, tatsächlich geschehen liess, also in diesem 
Umfange genehmigte. Ein solches Verhältnis entspricht 
dem Verhältnisse zwischen Eigentümer und Niessbraucher, das ja 
auch nach Annahme des Berufungsgerichts gemäss Art. 619 0. c. 
eine Zeit lang zwischen den Parteien bestanden hat.“ 

„Dagegen beschwert sich die Revisionsklägerin mitRecht 
darüber, dass ihr Antrag auf Rechnungslegung bezüglich 
der Erlöse der veräusserten Grundstücke, sowie der Antrag 
auf Rechnungslegung und Herausgabe der seit 
Erhebung der Widerklage von ihren Gütern gezogenen Nutzun- 
gen, der unbedenklich hierauf sich erstreckt, abgewiesen 
worden ist. Die Verpflichtung des Klägers hierzu ergibt sich 
daraus, dass er im Einverständnisse mit der Beklagten 
die Verwaltung ihrer Güter geführt hat und nach Erhebung der 
Widerklage im Besitze geblieben ist (Art. 1994 C. c. und Laurent 
Bd. VII Nr. 95). Hierzu ist der Kläger (Widerbeklagter) bei 
der Spruchreife der Sache unter entsprechender Aufhebung des 
angefochtenen Urteils zu verurteilen.“ 

Damit ist der Prozess endgültig im wesentlichen zu Gunsten 
der Gemeinde St. Johann und im Sinne der Ausführungen der in 
Bd. XV dieser Ztschr. veröffentlichten Abhandlung entschieden. 
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39. Griechische Ideen über Prozesse gegen Tiere: Hirzel, Themis, 
Dike und Verwandtes. Leipzig 07. 214 ff. 

40. Duchesne, Hist. ancienne de l’Eglise. T.2. Paris 07. 

41. Gascuel, la röle de la femme dans l’egl. primitive d’apres 
le Nouveau Testament. Cahors 07. 

42. Mommsen, Jur. Schriften, Bd. 3. Berl. 07. Enthält auch: 
die Bewirtschaftung d. Kirchengüter unter Papst Gregor 1. (S. 177) 
und der Religionsfrevel nach römischem Recht (S. 389). 

43. Gelzer, Ausgewählte kleine Schriften. Leipz. 07. Darin: 
Das Verh. v. Staat u. Kirche in Byzanz (S. 57). Die Konzilien als 
Reichsparlamente (S. 142). Pro Monachis S. 156 (Ueber die Aufhebung 
der Klöster namentlich in der Schweiz). 

44. Funk*, Kirchengeschichtl. Abhandlungen u. Untersuchungen 
Bd. 3. Paderborn Schöningh 07. 

Diese Abhandlungen des gelehrten, leider inzwischen verstorbenen 
Verfassers sind schon alle gedruckt gewesen, vielleicht mit Ausnahme 
der letzten, die auch gleichzeitig überhaupt seine letzte gewesen ist. Es 
sind zusammen 22 folgenden Inhalts: 1. Die Agape. 2. Das Alter der 
Arkandisziplin. 3. Zur Frage von den Katechumenatsklassen. 4. Die 
Symbolstücke in der Aegyptischen Kirchenordnung und den Kanones 
Hippolyts. 5. Ueber den Kanon der römischen Messe. 6. Die Anfänge 
von missa— Messe. 7. Zur Frage nach der Berufung der allgemeinen 
Synoden des Altertums. 8. Ueber Reichtum und Handel im christ- 
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lichen Altertum. 9. Die Echtheit des Kanones von Sardika. 10. Zur 
Didache, der Frage nach der Grundschrift und ihren Rezensionen. 
11. Die Einheit des Hirten des Hermas. 12. Der sog. zweite Klemens- 
brief. 13. Die Zeit der apostolischen Didaskalia. 14. Die biblischen 
Traktate des Ps.-Origines. 15. Theologie und Zeit des Ps. -Ignatius. 
16. Die zwei letzten Bücher der Schrift Basilius’ d. Gr. gegen Eunomins. 
17. Pseudo-Justin und Diodor von Tarsus. 18. Die arabische Didas- 
kalia und die Konstitutionen der Apostel. 19. Das achte Buch der 
Apostolischen Konstitutionen in der koptischen Ueberlieferung. 20. Die 
Aegyptische Kirchenordnung. 21. Die Zeit des Verhörs von Chinon. 
22. Nachtrag zu Abhandlung VII. — Personen- und Sachregister. 

Von diesen kommen no. 7, 9, 10, 13, 18, 19, 20, 22 auch für das 
Kirchenrecht in Betracht, und wir können uns nur freuen, diese früher 
mannigfach zerstreuten, stets objektiven und gründlich gelehrten Ab- 
handlungen handlich zusammengefasst zu erhalten. Obgleich es ja nicht 
unsere Aufgabe sein kann, an den längst publizierten Aufsätzen eine 
posthume Kritik auszuüben, so möchten wir doch wenigstens auf einen 
Irrtum des Verf. aufmerksam machen. Es handelt sich in Abh. VIII 
um die Interpretation der bekannten Palea im Decretum Gratiani 
Dict. LXXXVIII. Der unbekannte Autor dieser Stelle unterscheidet 
nicht gerechte und ungerechte Kaufleute, sondern lediglich Handwerker 
und Kaufleute. Die Tätigkeit der ersteren, die doch auch auf Erwerb 
gerichtet ist, wird für zulässig erklärt, die der letzteren auf alle Fälle 
für sündig. Auch Thomas von Aquino unterscheidet sich in Nichts von dem 
Satze des Pseudo-Chrysostomus und hat diesen in keiner Weise um- 
gebildet. Funks Polemik gegen Brentano ist also hinfüllig. E. Fr. 

45. Sidarouss, Des patriarcats. Les patriarcats dans l’empire 
Ottoman et specialement en Egypte. These. Par. 06. 

46. Böckenhoff*, Speisesatzungen mosaischer Art in mittel- 
alterlichen Kirchenrechtsquellen des Morgen- und Abendlandes. Mün- 
ster 1. W. 07. Aschendorfl. Mk. 2,50. 

Das gelehrte Buch schliesst sich an das 1903 erschienene, auch in 
dieser Zeitschrift besprochene „Das apostolische Speisegesetz in den 
ersten fünf Jahrhunderten“ an. Es ist von grossem kulturhistorischen 
Interesse, von geringerem kirchenrechtlichen. Zunächst erklärt sich 
auch B. gegen die Schmitzsche Fiktion eines römischen Bussbuches. 
Er konstatiert die Eigenartigkeit, die sich namentlich in der keltischen 
Kirche speziell bezüglich der Speiseverbote der allgemeinen Kirche 
gegenüber erhalten hatte und zeigt, wie der keltisch-britische Einfluss 
auf den Kontinent lediglich durch die Bussbücher gleichen Ursprungs 


428 Literaturübersicht. 


ausgeübt wurde, und ein Ende nahm mit der eintretenden Bedeutungs- 
losigkeit der Bussbücher. Ich habe selbst das Thema vor beinahe 40 Jah- 
ren gestreift und freue mich, den Fortschritt konstatieren zu können. 
der für die Materie durch die umsichtige quellenmässige und objektive 
Forschung des Verf. erzielt worden ist. E. Fr. 

47. Loserth, Wiclifs Lehre v. wahren u. falschen Papsttum. Hist. 
Zitschr. 99, 237. 

48. Kalkoff* W. Capito inı Dienste EB. Albrechts v. Mainz. 
Quellen und Forschungen zu den entscheidenden Jahren der Reformation 
(1519—23) [Bonwetsch u. Seeberg. N. Stud. z. Gesch. d. Theologie u. 
d. Kirche St. 1. Berl. 07. Trowitzsch u. Sohn.] Mk. 4,80. 

Es ist nur ein Segment aus der Reformationsgeschichte, welches 
der Verf. uns vorführt, dessen Mittelpunkt der EB. v. Mainz bildet. 
Der schwache Fürst war aber nur ein Werkzeug in der Hand Capitos. 
Dieser, ein humanistischer Anhänger der Lutherischen Reform stellt 
sich wesentlich als Diplomat dar. Wenn der EB. in den entscheiden- 
den Jahren eine dem Luthertum gegenüber passive Haltung eingenom- 
men hat, beinahe eine wohlwollende Neutralität, so ist das den Rat- 
schlägen Capitos zu verdanken, dessen Haltung und Verdienste freilich 
schon von Luther nicht richtig gewertet wurden. Das Bild, welches 
der Verf. von Capito zeichnet, macht einen durchaus wahrheitsgemässen 
Eindruck, würde freilich noch besser wirken, wenn die Darstellung ein 
mehr künstlerisches (sepräge trüse. Für das Kirchenrecht hat die 
Schrift nur höchstens ein indirektes Interesse; denn sie zeigt uns, mit 
welchen Mitteln die Vollstreckung der päpstlichen Bulle und des Wormser 
Ediktes hintertrieben wurde. Auch die Darstellung des Strassburger 
Pfründenstreites wirft ein bemerkenswertes Licht auf die Missstände 
der damaligen Pfründenbesetzung. E. Fr. 

49. Kühns, Gesch. d. Passauischen Vertrags 1552. Diss. (rött. 
1906. 

50. Stork, D. Ausführung des Restitutionsediktes v. 1629 im Erz- 
bist. Bremen (Schluss). Z. d. hist. V. f. Niedersachsen 1907, 39. 

5l. Lemonon, Les rapports de la France et du St.-Siege. Ce 
quils on ete. Ce quils sont. Ce qu’ils doivent etre. R. d. droit 
internat. N. S. 9. 415. 

52. Villien, Les reformes du droit can. et les postulata du C. 
du Vatican. Le Can. contemp. 30, 273. 366. 

53. Zipperling*, Die Lehre des beneficium competentiae in 
seschichtl. Entwicklung. Marburg i/H. Elwert. 07. 

Die fleissigen Untersuchungen des Verf. interessieren uns hier nur 
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in soweit, als nach kanonischem, ebenso wie nach dem bisherigen ge- 
mein-deutschen Rechte auch die Kleriker das beneficitum competentiae 
besitzen. Seit wann? Das klärt auch der Verf. nicht auf. Er begnügt 
sich mit der Erklärung, dass es schon zur Zeit der Glosse — welcher, 
der zum Corpus iuris civilis oder canonici? — existiert habe, und 
möchte annehmen, dass eine Ausdehnung der für das peculium castrense 
geltenden Grundsätze auf das quasi castrense der Geistlichen stattgefunden 
habe und dass den letzteren nicht etwa das fragliche Beneficium ge- 
währt worden sei lediglich weil sie als milites Christi angesehen worden 
seien. Aber auch darüber fehlt die nähere Untersuchung. Sollte die 
Meinung des Verf. zutreffen, so würden nur die beneficiati elerici die 
Kompetenz strikte geltend machen können, nicht alle Kleriker. Denn 
nur bei den ersteren hätte von einem peculium quasi castrense die 
Rede sein können. Es wird aber gemeinrechtlich das benef. compe- 
tentiae als Folge der Ordination hingestellt, ja sogar der Tonsur. Die 
hierauf bezügliche dogmengeschichtliche Untersuchung ist bisher noch 
nicht angestellt worden. Bekanntlich spielt bei dieser Frage das c. 3 
X de solut. (3, 23) eine Rolle. Früher nahm man an, dass durch 
diese im Corpus iuris leider nur verstümmelt wiedergegebene Dekre- 
tale das benef. comp. für Kleriker gesetzlich angeordnet worden sei. 
Diese längst aufgerebene Ansicht nimmt der Verf. wieder auf. M.E. 
vanz zu Unrecht. Freilich das ist richtig, dass Gregor IX. sich nicht 
gegen das beneficium competentiae für Kleriker erklärt. Aber aus 
der Stelle ergibt sich nicht einmal, dass er es überhaupt gekannt 
habe. Der Kleriker Odoardus ist im geistlichen Gerichte wegen Schul- 
den verurteilt, und da er trotzdem nicht zahlte, wegen Ungehorsams 
weren das Urteil exkommuniziert worden. Darüber beschwert er 
sich, nicht aber weil er überhaupt nicht bis zum vollen Belaufe seiner 
Schuld hätte verurteilt werden dürfen. Und der Papst entscheidet — 
freilich ist die Praxis der römischen Kurie selbst später eine entgegen- 
gesetzte gewesen — wie auch in c. 5 X de usuris (5, 19) entschieden 
worden ist, dass derjenige nicht ungehorsam und auch nicht mit der 
Ungehorsamsstrafe zu belegen ist, der gerne gehorchen möchte, aber 
faktisch dazu ausser Stande ist. Darum soll er seinen Willen zu ge- 
horchen durch eine Kaution bekräftigen, dass er gehorchen werde, so- 
bald er sich in der faktischen Möglichkeit befinden werde. Dass diese 
erst eintrete, wenn er mehr Einkünfte haben werde, als zu seinem nötigen 
Lebensunterhalt gereiche, wird mit keiner Silbe erwähnt. Und das ist 
doch gerade das Wesen des beneficium competentiae. 

Ja, glaubten wir nicht zu wissen, dass das beneficium schon zu 
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(iregors IX. Zeiten existiert habe, dann könnte jene Stelle sogar gegen 
diese Existenz geltend gemacht werden, weil sie das Urteil gegen Odo- 
ardus mit keinem Worte wegen des Verstosses gegen das beneficium 
bemängelt. Der Papst hätte ganz ebenso entschieden, wenn Odoardus 
auf Leistung von Diensten verurteilt und deswegen verurteilt und ex- 
kommuniziert worden wäre, falls er nachweist, er sei wegen Krankheit 
dazu ausser Stande und Kaution leistete, dass er, gesund geworden, dem 
Urteile Folge leisten werde. E. Fr. 

54. Wentscher, das Problem der Lehrfreiheit. 

55. Guyot, Nachwort z. Fall Korell. Mit den Verhandlungen 
d. Hess, Landessynode. v. 8— 10. Nov. 1906 als Anhang (Hefte z. 
Christl. Welt H. 58—60). Tübingen Mohr 07. 

Nicht nur die erste der genannten beiden Schriften behandelt ein 
„Problem“, sondern auch die zweite. 

Für die katholische Kirche existiert die Frage der Lehrfreiheit 
nicht. Die evangelische Kirche aber befindet sich hier in einem kaum 
lösbaren Dilemma. Jede Landeskirche stellt ihre Geistlichen an auf 
(rund ihrer Zugehörigkeit zum ev. Bekenntnis. Dieses ist aber for- 
muliert im XVI. Jahrh. Seitdem ist die Wissenschaft stets fortge- 
schritten, und ihre Ergebnisse decken sich nicht mehr mit denjenigen 
der Theologie des Reformationszeitalters. Soll nun der Geistliche sich 
der neueren Forschung gegenüber durchaus ablehnend verhalten müssen 
und angenagelt sein an einen für ihn überwundenen Standpunkt, ob- 
gleich doch die ev. Kirche selbst als Grundprinzip die freie Forschung 
hinstellt ? 

Wie weit darf die letztere gehen, ohne dass ihre Ergebnisse dem 
evangelischen oder überhaupt dem Christentum widerstreiten? Darf er 
als Privatperson seiner individuellen religiösen Ueberzeugung Ausdruck 
geben, als Beamter sie verschweigen müssen? Wie hilft man ihm da 
über diese sein Gewissen beunruhigende Zwiespältigkeit hinweg? Das 
sind alles Fragen, die schon häufig genug eine Erörterung, aber noch 
keine praktische Lösung gefunden haben. Und dass er auch keine ge- 
funden hat, erkennt der Verf. der ersten Abhandlung direkt an, wie er 
denn ja auch die Freiheit, die er dem Einzelnen gewährt, nicht auf 
Widerchristen ausgedehnt wissen will. Wo aber sind die Grenzen zwi- 
schen diesen und den Christen, die sich so nennen, ohne es zu sein, 
objektiv festzustellen? Es wird doch hier alles dem Takte überlassen 
bleiben müssen, dem des Geistlichen einerseits und dem der Kirchen- 
regimentsbehörde andererseits. Da aber gerade in neueren Zeiten dieser 
Takt auf beiden Seiten oft und gröblich verletzt worden ist, so können 
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die anspruchlosen Ausführungen des Verf. gut dazu dienen, wenigstens 
orientierend zu wirken. 

Die zweite Schrift rollt an der Hand eines konkreten Falles die 
Frage auf, inwieweit die politische Parteistellung des Geistlichen durch 
sein Amt beeinflusst werde. Der Fall Korell hat ein fast groteskes 
Urteil des Darmstädter Oberkonsistoriums herbeigeführt, und die über 
dies Urteil stattgefundenen Synodalverhandlungen haben den nicht minder 
grotesken Verlauf genommen, dass das Urteil kaum gestreift wurde, 
die Sache ausging wie das Hornberger Schiessen und mit einem Ver- 
trauensvotum für die Kirchenbehörde endete. Die Frage ist ja auch 
für Staatsbeamte die gleiche und auch hier wird man sagen müssen, 
ist die Lösung noch nicht gefunden, sicher nicht in den Erklärungen 
der Darmstädter Behörde. Die kleine Schrift ist gut geschrieben und 
eibt reichlich Anlass zum Nachdenken. E. Fr. 
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18. Prümmer, Manuale iuris ecclesiastiei, in usum clericorum, 
praesertim illorum qui ad ordines religiosos pertinent. Freib. 07. T. 2. 
(T. 1 ist noch nicht erschienen) ius regularium speciale in usum scho- 
larum. 


IIl. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


‘. Crisolli u. Schulz, d. neuen preuss. Kirchensteuergess. nebst 
d. vollständ. Ausführungsanweisungen mit Anhängen und Formularen 
(Anhang zu Brauchitsch, d. neuen Verwaltungsgess. (Bd. 3). Berlin 
Heymann. 

8. Klotzsch, D. preuss. Volksschulgesetze (Berl. 07). (Brauchitsch, 
Preuss. Verwaltungsges. Bd. 7.) 

9. Sturge, Points of Church Law and Other Writings Illustrative 
of the Law of the Church. Lond. 07. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


64. O’Leary, The apostolical constitutions and cognate documents; 
with special reference to their liturgical elements. New-York 06. 

65. Turner*, Ecclesiae occidentalis monumenta iuris antiquissima. 
Canonum et conciliorum graecorum interpretationes latinae. Post Christo- 
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phorum ‚Justel, Paschasium Quesnel, Petrum et Hieronymum Ballerini, 
Joannem Dominicum Mansi, Franceiscum Antonium Gonzalez, Fridericum 
Maassen. Tom. II. Oxonii 1907 e typogr. Clarendoniano. 

Das ganze gelehrte und mühselige Werk ist auf zwei Bände be- 
rechnet. Von diesen sind bisber erschienen Tom. I fasc. 1 Pars prior, 
Pars altera. Dagegen steht noch aus fasc. II, der in Vorbereitung ist. 
Jetzt erscheint Tom. II. Pars prior, welcher die Pars altera dem- 
nächst nachfolgen soll. Der Her. verfolgt bekanntlich den Plan — 
ich habe darauf schon bei früherer Besprechung hingewiesen — die 
alten lateinischen Versionen der griechischen Canones auf handschrift- 
licher Grundlage herauszugeben. Die jetzt neu vorliegende Abteilung 
gibt die canones der Konzilien von Ancyra und Neocaesarea in 6 ver- 
schiedenen Versionen: I. secundum interpretationeın gallicam cum epi- 
tome eius Hispana. II. sec. interpretationem priscam. ILlI. Isidori 
antiquam cum epitome Fulgentii Ferrandi. IV. Isidori vulgatam cum 
epitome eius Hispana. V. Dionysii exigui priorem. VI. eiusdem alte- 
ram. Der Her., der zu den in den früheren Abteilungen schon ge- 
nannten neuen Handschriften noch drei weitere herangezogen hat, glie- 
dert seinen Stoff ın der Weise, dass er zunächst eine vergleichende 
Uebersicht gibt der Zählung der canones nach den verschiedenen Ver- 
sionen. Dann druckt er die canones beider Konzilien komparativ neben 
einander ab nach der gallischen Interpretation und ihren spanischen 
Epitomen. Dazu verbreitet er sich in zwei Anhängen über die bei den 
Canones von Ancyra vorkommenden Wortformen der Handschr. grados. 
partos, domos und über die Worte diramus und bigamus. Es folgen 
dann die interpretatio prisca und endlich die übrigen Versionen, welche 
letzteren wieder komparativ neben einander gedruckt sind. Die Vor- 
reden der Konzilien und die Namen der teilnehmenden Bischöfe sind 
überall mitgedruckt, die benutzten Handschriften stets im Eingange 
jedes Abschnittes angegeben: Ein reiches Varianten-Material wird in 
den Anmerkungen geboten. Vier Appendices bilden den Schluss des 
Bandes. Von diesen beschäftigen sich 3 mit untergeschobenen Stücken, 
die sich in einzelnen Handschriften vorfinden. E. Fr. 

66. Gillmann, Eine Würzburger Dacheriana. A. f£.K. KR.$7, 
937. (Nachweis eines von Maassen übersehenen C'odex dieser Sanmım- 
lung. Die vom Verf. vorgenommene Vergleichung mit dem Drucke bei 
d’Achery weist keine bedeutsamen Abweichungen nach, wohl aber einige 
Verbesserungen des gedruckten Textes.) E. Fr. 

67. Thurneysen, 7. irisch. Kanonensamml. Z. f. kelt. Phil. 6,1. 

635. Kehr *, Regesta Pontificam Romanorum. Iubente regia societate 
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(rottingensi. Italia Pontificia. vol. 2. Latium. Berolini Weidmann 07 
Mk. 8. 

Mit anerkennenswerter Schnelligkeit ist auf den 1906 erschienenen 
I. Band des grossen Unternehmens der jetzt vorliegende II. nach- 
gefolgt. Er registriert die vor 1198 in folgende Diözesen ergangenen 
päpstlichen Urkunden: Ostia, Porto, Silva candida, Albano, Tuscula- 
num, Palestrina, Sabina, Tivoli, Velletri, Terracina, Segni, Anagni, 
Ferentino, Allatri, Veroli, Nepi, Supri, Civita Castellana, Orte, Gallese, 
Toscanella, Bagnorea, Castro, Orvieto. Voran gehen die auf das patri- 
monium der römischen Kirche in Latio bezüglichen. Es sind im ganzen 
677 Aktenstücke, über welche dieser Band Mitteilung macht. Da von 
diesen nur 290 in die Jaffeschen Regesten Aufnahme gefunden haben, 
so ergibt sich für die Wissenschaft ein (fewinn von 380 Stücken, von 
denen 72 im Original erhalten, 340 vollständig überliefert sind. Die 
äussere Einrichtung des Werkes und die vorzügliche Ausstattung stim- 
men selbstverständlich mit dem I. Bande überein. E. Fr. 

69. Schneider, Interpol. Brief Papst Nicolaus I. u. d. Primat 
v. Bourges. N. A.d. Ges. f. ält. d. Gesch. 32, 2. 

70. Koeniger, Beitr. z.d. fränk. Kapitular. u. Synoden. A.f. 
k. KR. 87, 393. 

71. Fournier*, Paul, les fausses Decretales. Louvain 07. 

Ein Separatabzug der von dem Verf. in der Revue d’hist. ecceles. 
VLI. no. 1—4, VIII. no. 1 veröffentlichten 4 Aufsätze über den Zweck 
Pseudoisidors, die Entstehungszeit sowie die Heimat des Werkes und 
die Stellung des päpstlichen Stuhles zu ihm. Das sind ja alles Streit- 
fragen, welche seit lange die wissenschaftliche Welt beschäftigen, und 
für welche es von grösstem Werte ist, die Meinung des ja auch in 
Deutschland als hervorragenden Quellenforscher anerkannten Autors 
zu vernehmen, die bei ihm stets mit durchsichtiger Klarheit in ele- 
gantester Form vorgetragen wird. Als Entstehungsjahr fixiert er 
852, als Heimat Le Mans oder Umgegend, wie er schon früher in 
mehreren Abhandlungen ausgeführt hatte. Während die Verbreitung 
Pseudoisidors in Frankreich sich schon 860 vollzogen hatte, ist sie in 
Italien erst gegen Ende des IX. Jahrh. eingetreten. Wenn Nikolaus I. 
auch die einzelnen Stücke der Sammlung sicher gekannt hat, so ist 
doch seine Kirchenpolitik nicht wesentlich dadurch beeinflusst worden, 
wie er denn auch und ebenso seine Nachfolger stets eine gewisse Re- 
serve Pseudoisidor gegenüber beobachtet hat. Dagegen ist in der 
1. Hälfte des XI. Jahrlı. die Benutzung Pseudoisidors durch die rö- 
mische Kurie eine ungemein starke, wie denn ja auch um dieselbe Zeit 
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die Sammlung in ganz Europa verbreitet gewesen ist. 

Der Verf. spricht in einer Anmerkung, wie auch schon früher, seine 
Absicht aus, ein Werk über die kanonischen Quellen von Isidor bis 
auf Gratian herauszugeben. Möchte er dies Vorhaben bald ausführen. 
Niemand unter den Lebenden ist zu einem solchen Werke so qualı- 
fiziert wie er. E. Fr. 

72. Gaudenzi*, L’etä del decreto di Graziano e J’antichissimo 
MS. Cassinese di esso. Bologna 07 (Estr. d.v. 1 dagli Studi e Me- 
morie per la storia dell’ Universita di Bologna.) 

Der gelehrte Verf. knüpft seine Untersuchung an die Apostoli an, 
welche im Dict. Grat. nach c. 31, C. 1I. qu. VI stehen. In der Tat 
wird anderes Material für die Beurteilung des Alters des Decretum 
Gratiani auch kaum zu verwenden sein, nachdem der Versuch, das Ver- 
hältnis des Buches zum ordo canonicorum des Anselm v. Havelberg 
festzustellen — das habe ich ebenso, wie die Untersuchung des cit. 
Dietum in meiner Abhandlung Z. f. K.R. 17, 397 unternommen, die 
Gaudenzi unbekannt geblieben zu sein scheint — durch Schmidt, D. 
7. f. K.R. 16, 295 dadurch entwurzelt worden ist, dass er jene vermeint- 
liche Schrift des Anselmus als von Arno v. Reichersberg spätestens 
1153 verfasst nachgewiesen hat. 

Mit Rücksicht auf die apostoli verlegt G. das Entstehungsjahr in 
das Jahr 1140. Mir scheint der Beweis nicht völlig gelungen. Das 
Datum der apostoli ist zu verschiedenartig überliefert und hat bei den 
Abschreibern so mannigfache Korrekturen gefunden — ist vielleicht 
auch schon von Gratian selbst nicht exakt wiedergegeben worden — 
dass sichere Schlüsse daraus kaum gezogen werden können. Höchstens 
derjenige, dass Gratian ein wirkliches Formular benutzt hat, und des- 
halb diesen Teil seines Werkes nicht früher abgefasst haben kanı, 
als die Personen lebten und fungierten, die in den Apostoli genannt 
werden. Muss er darum unmittelbar nach dem Erlass jener Apostoli 
sie aufgenommen haben? Beweiskräftiger für die These des Verf. ist 
schon, dass im Codex Parisinus 3876, geschrieben 1143—1244, in der 
Glosse zu den Exceptiones legum Romanarum Petri Exceptiones de- 
eretorum Gratiani zitiert werden. Darum braucht aber Gratians Dekret 
nicht gerade 1140 vollendet gewesen zu sein. Wichtig sind die Aus- 
fülhrungen Gaudenzis S.23 ff. Hier weist er nach, dass der Codex 61 
der Bibliothek von Monte Cassino, nicht genau genug beschrieben ın 
der Bibliotheca Casinens. II, 170 die älteste bis jetzt bekannte Hand- 
schrift Gratians sei, deren Entstehung er in das Jahr 1146 verlegen zu 
können meint. Ihr fehlen nicht nur die Paleae, die ich in meiner 
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Ausgabe als solche notiert, sondern auch canones, die ich noch dem 
Gratian zugeschrieben habe. Auch über die primitive, besonders inter- 
essante Glosse der betr. Handschrift informiert uns Gaudenzi, dessen 
Deutung der Sigel I oder Y sehr plausibel erscheint. Wir möchten 
die interessante Abhandlung dringend der Aufmerksamkeit der deut- 
schen Kanonisten empfehlen. E. Fr. 

73. Wretschko*, Der Traktat des Laurentius de Sommercote, 
Kanonikers v. Chichester über die Vornahme von Bischofswahlen, ent- 
standen i. J. 1254, her. u. erläutert. Weimar Böhlau 07. Mk. 2,70. 

Das kleine Buch gibt uns die älteste bisher bekannte selbständige 
Schrift über Bischofswahlen. Sie war bisher nur unvollständig, nicht 
nach der besten Handschrift und an schwer zugänglichem Orte gedruckt. 
Ihre Bedeutung beruht wesentlich in der Mitteilung von Formularen. 
Der Verf. hat selbst einige Glossen zu seinem Traktatus gefertigt. Der 
Her. gibt sie am Schlusse des Büchleins wieder. Bequemer für die 
Benutzung wäre es gewesen, wenn sie unter den glossierten Text als 
Anmerkungen abgedruckt worden wären. E. Fr. 

74. Wahrmund*, Quellen zur Geschichte d. römisch-kanonischen 
Prozesses im Mittelalter Bd. 1 H. VI. Das Formularium des Martinus 
de Fano. Innsbr. Wagner. 07. 

Mit diesem Hefte ist der erste Band des grossen Unternehmens 
abgeschlossen. Es enthält nur das eine auf dem Titel genannte Werk 
eines Autors, dessen anderes Werk ordo iudiciorum schon im VII. Heft 
ediert worden ist. Das Formularıum war bisher ungedruckt und scheint 
auch nur in einer Handschrift erhalten zu sein. Sie ist glossiert und 
zwar ist die eine Glosse schon von dem Abschreiber der Handschrift, 
— er hat diese Abschrift 1278 angefertigt, — vorgefunden und mit abge- 
schrieben worden, während andere Glossen von verschiedenen Hän- 
den später hinzugefügt worden sind. Der Her. druckt die ganze Glosse 
mit ab. Die Entstehungszeit verlegt er zutreffend in das Jahr 1232. 
Jedenfalls kennt der Verfasser noch nicht die Dekretalensammlung 
Gregors IX., sondern zitiert aus den drei ersten Compilationes. Den 
Schluss des Bandes bildet ein Inhaltsverzeichnis zu allen acht Heften. 

E. Fr. 

75. Joosting-Muller, Bronnen voor de gesched. D. kerkel. 
rechtspraak in het bisd. Utrecht in de middeleuwen. I. 2,1. Haag 1907. 

76. Van Hove, Les statuts liegeois de 1585. Louv. 07. 

77. Sommerfeldt. Eine Invektive a. d. Zeit d. Pisaner Konzils: 
Bartholom. de Monticulo gegen Papst Gregor XII. (1. 11. 1408). 2. £. 
K.Gesch. 28, 188. 
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78. Decreta concilior. quinque provinciae Burdigalensis me- 
diante saeculo XIX celebratorum, cum actorum summario et indice 
rerum analytico. Poitiers 05. 

79. Stat. d. Diöz. Freiburg. 4.4.07. Ueber d. Verhältnis 
der Pfarrer und Hilfspriester. A.f.k. K.R. 87, 505. 

80. ,abourt, Canons du patriarche nestorien Timothee I®. I« 
C'an. cont. 30, 284. 

8l. Lorenz, Die Kirchenordnungen d. Stiftes der Stadt Quedlin- 
burg bei u. nach Einführung d. Reformation. Magdeb. 07. 

82. Mulder, Dietrich v. Nieheim. Zijne opvatting v. het concilie 
en zijne kroniek. Amsterd. 07. 

83. Haller, Rezens. v. Scholz Publizistik. Hist. Ztschr. 99, 366. 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 


78. Weidner*, The doctrine of the ministry. Outline notes ba- 
sed on Luthardt and Krauth. Chicago, New-York, Toronto, London, 
Edinburgh, Fleming, H. Revell Company. | 

Dies kleine Buch ist von einem Theologen verfasst, der das Kır- 
chenrecht nicht als selbständige Disziplin auffasst, sondern als einen 
Bestandteil der Theologie. Darum sind es auch nur theologische 
Schriftsteller, welche der Verf. berücksichtigt, unter diesen namentlich 
Luthardt, dessen Autorität in kirchenrechtlichen Fragen wir in Deutsch- 
land nicht anerkennen, und Krauths — den wir in Deutschland kaum 
kennen — handschriftliche, wohl für Vorlesungszwecke gefertigte Noten. 
Das Buch charakterisiert sich als ein Grundriss für Vorlesungen. Es 
enthält keine fortlaufende Darstellung, sondern systematisch geordnete 
numerierte Sätze, die der näheren Erläuterung durch mündlichen Vor- 
trag bedürfen. Darum ist zum SSchlusse auch ein Examinatorium an- 
gehängt. Wir Deutsche stehen dieser Methode fremd gegenüber. Aber 
auch aus dem Inhalte des Buches erfahren wir nichts Neues. Höch- 
stens interessiert uns, in ihm die Anschauungen des amerikanischen 
Juthertums kennen zu lernen, die nicht durchaus unserer auf geschicht- 
licher Untersuchung begründeten Anschauung entsprechen. Wir können 
die göttliche Einsetzung des geistlichen Amtes ebensowenig zugestehen, 
wie dessen Notwendigkeit für die ev. Kirche, und weichen auch in zahl- 
reichen Einzelfragen von den in dem Buche vorgetragenen Meinungen 
ab. Möglich, dass der deutsche lutherische Theologe in dem Buche 
verwandte Saiten angeschlagen findet. Der ev. Kirchenrechtsmann 
kann sich weder mit dem Inhalte noch mit der Methode des Buches 
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befreunden, wenngleich er gern zugesteht, dass der Verf. ernste Stu- 
dien gemacht hat und in der Schrift und den Vätern wohl beschlagen 
ist. E. Fr. 

79. De Genouillac, Li’egl. chret. au temps de St. Ignace 
d’Antioche. Par. 07. 

80. Adam, D. Kirchenbegriff Tertullians. Eine dogmengeschicht!. 
Studie. Paderb. 07. Ehrhard u. Kirsch, Forschungen Bd. 6. 

8l. Koch, Virgines Christi in Texte u. Unters. III. Reihe. Bd. 1, 
H. 2. Leipzig 07. 

82. Lea, History of Sacerdotal Celibacy in the Christian Church. 
2 vols. ärd ed., revised. Lond. 07. 

83. Thurston, the englisch pope and the irish bull. Month 
1906, 388 (die Bulle Hadrians IV ist echt). 

84. Pflugk-Harttung, D. Papstwahlen u. d. Kaisert. (1046 
bis 1328). Z. f. KGesch. 28, 14. 159. 

85. Herre, Papsttum u. Papstwahl i. Zeitalter Philipps II. Leip- 
zig 07. 

86. Les cardinaux depossedes de leur dignit& (vom Ende des VI. 
bis Ende des XVIII. Jahrh.). 46. Battandier, Annuaire pontifical 1907. 
Par. 07. 

87. Putnam, The censorship of the Church of Rome and its 
influence upon the production and distribution of literature. New-York 
and London 06. f.1.2. 

88. Massino, Gregor VII. im Verh. zu seinen Legaten. Greifsw. 
07. Diss. 

89. Hezel, D. alttestamentl. Zinsverbot im Lichte der ethnolog. 
Jurisprudenz sowie des altchristl. Zinswesens. Freib. 07. (Barden- 
hıewer, Bibl. Studien Bd. XII, H. 4.) 

90. Senn*, L’institution des Vidames en France. Paris 1907. 
Rousseau. 

Der Verf. hat sich schon durch seine Abhandlung l’Institution 
des avoueries en France 1905 vorteilhaft bekannt gemacht. Seine fort- 
gesetzten Studien sind den vicedomini gewidmet, über welche bisher 
grosse Unklarheit herrscht und die eine monographische Darstellung 
bis jetzt entbehrt haben. Der Entwicklungsgang der Institution ist 
äusserst interessant. Die obligatorischen vicedomini entsprechen im 
Abendlande den morgenländischen oixövopot. Sie waren Kleriker und 
verwalteten das Vermögen der Diözese. Die Karolingische Gesetz- 
gebung versucht ihren Charakter zu ändern und sie zu Immunitäts- 
beamten zu machen, aber ihr klerikaler Charakter war für die Erfül- 
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lung dieser Aufgabe nicht geeignet, für welche der laikale advocatus 
episcopi mehr qualifiziert erschien, der so allmählich den vicedominus 
absorbierte. In der Feudalperiode tritt in Frankreich eine Verwach- 
sung beider Stellungen ein. Der Vicedominus ist Laie geworden. Er 
hat sachlich die Stellung des advocatus, aber er heisst vidame, ist der 
Heerführer des Bischofes und mit seinem Amte belehnt, und dieses 
wird erblich wie alle Lehen. Je mehr das Königtum an Macht ge- 
winnt, um so entbehrlicher wird der vidame für den Bischof, um so 
geringer seine Macht und sein Recht. Die Revolution hat ıhn 1789 
beseitigt. — Das Buch des Verf. ist gründlich und gelehrt, ohne dass 
die Eleganz der Darstellung dabei zu kurz käme. E. Fr. 

91. Bernheim, D. Praesentia regis im Wormser Konkordat. 
Hist. Viertelj. Schr. 18, 196. 

92. Viollet, les Elect. ecclesiast, au moyen äge d’apres Guil. de 
Medagont. RCE 1907 4, 63. 

93. Görres, D. Lütticher Domkapitel b. z. XIV. Jahrh. Th. 1. 
Diss. Berl. 07. 

94. Baumgarten*, Geschichte u. Recht des Archidiakonates 
der oberrheinischen Bistümer mit Einschluss von Mainz u. Würzburg. 
Stuttgart Ferd. Enke 1907 (Stutz, Kirchenrechtl. Abhandlungen H.39). 

Der vorliegenden Abhandlung können wir unseren vollen Beifall 
spenden. Auf Grund eines reichen urkundlichen Materiales zeigt der 
Verf. den Aufstieg und Niedergang einer Institution, der in neuerer 
Zeit schon mehrfache Untersuchungen gewidmet worden sind. Der Verf. 
gliedert seinen Stoff in drei Teile. Von diesen behandelt der erste den 
altchristlichen Einzelarchidiakonat, wobei der Verf. sich an die Arbeit 
von Leder anschliesst. Der zweite Teil stellt die Entwickelung dar 
in den Diözesen Konstanz, Basel, Strassburg, Speier, Worms, Mainz, 
Trier, Würzburg und Salzburg. Und endlich behandelt der dritte die 
rechtliche Stellung der Archidiakone, d. h. er gestaltet die im 2. Teile 
gewonnenen Ergebnisse zu einer dogmatischen Darstellung aller auf 
die Institution bezüglichen Punkte. 

Die Resultate der nüchternen und methodisch guten Untersuchung 
sind überall quellenmässig fundiert, und zeigen, dass die von Hilling 
für die sächsischen Bistümer gewonnenen Ergebnisse, nicht überall für 
die übrigen zutreffen und dass die Entwickelung der Institution selbst 
in Deutschland eine keineswegs gleichmässige gewesen ist. Wir be- 
trachten das Buch als eine jener unerlässlichen Vorarbeiten, ohne 
welche die lange ersehnte Geschichte des deutschen Kirchenrechts nicht 
geschrieben werden kann. E. Fr. 
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95. Koeniger*, Die Sendgerichte in Deutschland. Bd. 1. Mün- 
chen 07. J. J. Schlenther (Knöpfler, Veröffentl. a. d. kirchenhistor. Se- 
minar München, III. Reihe Nr. 2) Mk. 4,40. 

Der Verf., der sich schon durch sein Buch über Burchard von 
Worms vorteilhaft bekannt gemacht hat, bearbeitet jetzt ein Thema, 
welches seit der Abhandlung von Dove keine monographische Behand- 
lung erfahren hat. Aber nicht bloss, dass sein Buch die Entwickelung 
viel ausführlicher behandelt: Seit der Zeit ist doch auch manches neue 
Material zugänglich geworden und viele einschlagenden Fragen sind 
in der Zwischenzeit gelöst oder doch der Lösung näher gebracht worden. 

Der Verf. gliedert seinen Stoff in drei Perioden. Von diesen um- 
fasst die erste, die in dem I. Bande behandelt wird, die Zeit der un- 
geteilten bischöflichen Sendgerichtsbarkeit 8.—11. Jahrhundert. Die 
zweite die Zeit, in welcher die Uebertragung des Sendbannes an die 
Archidiakone erfolgt ist — für diese möchte ich den Verf. auf die 
neue Publikation Redlichs aufmerksam machen, die vieles Material 
darbietet — und die dritte die durch das Tridentinum gegen den Är- 
chidiakonat vollendete Reaktion. Dadurch ist die Sendgerichtsbarkeit 
wieder in die Hände der Bischöfe zurückgegeben worden und hat so 
ihr Dasein gefristet bis in die Anfänge des XIX. Jahrh. Die Dar- 
stellung des Verf. beruht auf ernstem Studium der Quellen, wenngleich 
er ungedruckte nur in geringem Masse heranzuziehen in der Lage war; 
sie ist objektiv und klar und übersieht keine wesentlichen Punkte. 
Vielleicht hätte noch schärfer betont werden können, dass die Send- 
gerichtsbarkeit keine eigentliche Gerichtsbarkeit — wenigstens nicht 
in ihren Anfängen — gewesen ist, sondern eine Handhabung der Dis- 
ziplin, die freilich je länger desto mehr diesen Charakter eingebüsst 
und den einer Strafgerichtsbarkeit eingenommen hat. Interessant sind 
die Bemerkungen über das Beichtgeheimnis (S. 31), worüber übrigens 
der Verf. in einer eigenen Schrift „Die Beicht nach Cäsarius von Hai- 
sterbach“ 1906 gehandelt hat. Dass der Verf. iin Anhange wichtige 
einschlagende Urkunden abgedruckt hat, die man sich früher mühsam 
zusammensuchen musste, ist sehr dankenswert. Wir sehen mit Inter- 
esse der Fortsetzung des Buches entgegen. E. Fr. 

96. Contrasty, Un conseil de paroisse sous le regime de la 
premiere separation des Egl. et de l’Etat. Toulouse 06. 

97. Koch, D. Kirchenbusse d. Kaisers Theodos. d. Gr. in Ge- 
schichte u. Legende. Hist. Jahrb. 28, 257. 

98. Stufler, D. Bussdisziplin d. abendländ. Kirche bis Kallistus. 
Z. f. k. Theol. 1907, 435. 
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99. Mitterwieser, Gesch. d. Stiftungen u. d. Stiftungsrechts 
in Bayern. Würzb. 07. Diss. 

100. Thomas*, le droit de propriete des laiques sur les eglises 
et le patronage laique au moyen äge. Paris 06. Ern. Leroux (Bib- 
lioth. de l’ecole des hautes etudes. Sciences religieuses vol. XIX). 

Der Verf. will die Entstehung des Patronatrechts untersuchen. 
Darum geht er mit Recht aus von dem privaten Eigentum an Kirchen. 
Denn es ist eine unbestrittene Wahrheit, dass das Patronatrecht einer 
kirchlichen Reaktion gegen die von den Privateigentümern an den 
Kirchen in Anspruch genommenen Befugnissen seinen Ursprung ver- 
dankt. Er erörtert zuerst, dass sowohl im Orient, wie im christlichen 
(rallien Privateigentum an Kirchen existiert habe und (zegenstand der 
(Gesetzgebung der Kaiser Zeno und Justinian, der Konzilien von Orange 
und Arles, sowie des Papstes Gelasius gewesen sei. Schon daraus er- 
gibt sich, dass die Theorie von Stutz, welche das Eigenkirchenwesen 
für eine spezifisch germanische aus dem Heidentum überkommene Ein- 
richtung hält, nicht zutreffen kann. Der Verf. wendet sich gegen sie 
mit m. E. durchschlagenden (sründen in Kap. II, $4. Aber auch die 
Erklärung, welche Imbart de la Tour für die sich immer mehr 
verstärkende Zahl der Eigenkirchen gibt, befriedigt den Verf. nicht. 
Wenn er danı positiv die von dem Eigenkirchenherrn in Anspruch 
genommenen Rechte aus dem Rechte am Grund und Boden ableitet, 
auf welchem die Kirche steht, so hat doch auch Stutz und Imbart 
de la Tour im Grunde nichts anderes behauptet, ja es ist die com- 
munis opinio. Der Verf. stellt dann weiter die Reaktion des Episko- 
pates dar, gegen die Konsequenzen, welche die Eigenkirchenherrn aus 
ihrem dominium ableiteten und beleuchtet im einzelnen den Anspruch 
der Eigenkirchenherrn auf die Verwertung und die Einkünfte der Kir- 
chen, sowie auf die Besetzung der geistlichen Stellen an ihnen. Im Il. 
Teile wird dann dargestellt, wie die Kirche dem dominium den Ps- 
tronat substituiert habe. Auch das ist nicht neu. Wenigstens in der 
deutschen Literatur ist nie eine andere Ansicht vertreten worden. 
Anerkennenswert ist, wie der Verf. die Kanonistenliteratur heranzieht, 
um den Werdegang des Patronatrechts zu beleuchten bis durch Alexan- 
der III. der Abschluss der Entwickelung herbeigeführt wird. Die 
Schrift ist fleissig unter Benutzung eines grossen Materials von ge- 
druckten Urkunden — eine Anzahl bedeutsamer wird im Anhange ab- 
gedruckt — und elegant geschrieben. Bezüglich einzelner Punkte möchte 
ich Ausstellungen erheben. Bedauerlich ist, dass der Verf. nicht Heus- 
lers Institutionen benutzt und sich mit deren Auffassung auseinander- 
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gesetzt hat. Weiter aber hat der Verf. Werminghoff nicht benutzt. 
Mehrfach müssen auch die Ausgaben der vom Verf. angeführten Quellen 
bemängelt werden. Für die merovingischen Konzilien zitiert der Verf. 
freilich nach Maassens Ausgabe. Die Monumenta-Ausgabe der karo- 
lingischen Konzilien ist nie herangezogen. Für Deusdedit contra in- 
vasores hätte doch die Ausgabe der Monumenta benutzt werden müs- 
sen, für die Summa des Rafinus nicht die Ausgabe von Schulte, son- 
dern die von Singer, die ja bekanntlich allein den echten Rafınus dar- 
bietet. Wenn der Verf. schliesslich auf S. 15 sagt, dass der Papst 
schon sehr frühe die Forderung aufgestellt habe, jedes kirchliche Ge- 
bäude müsse mit feierlicher Messe inauguriert werden, und sich dabei 
auf eine Stelle des Hygin beruft, bei dessen Namen er allerdings ein 
Fragezeichen setzt, so übersieht er, dass diese Stelle überhaupt von kei- 
nem Papste herrührt, sondern einem fränkischen Kapitulare a. d. J. 829 
entstammt. E. Fr. 

101. Rackwitz, D. Kirchbaupflicht d. Brandenb. Konsist. O. 
v. 1523. Landsb. a. W. 07. Diss. 
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78. Moulart, L’Egl. et l’Etat. Louv. 07. 4. 

79. Beres’, D. Missbrauch der geistlichen Amtsgewalt. Eine 
histor.-dogmat. Untersuchung über die durch das Wesen des Staates 
bedingten Grenzen d. kirchl. Gewalt. Buch 1. Die Grundlagen der 
Beschwerde wegen kirchl. Amtsmissbrauchs im mittelalterl. Deutsch- 
land. München 07. J. Schweitzer. Mk. 2,50. 

Ein abschliessendes Urteil über das Buch wird erst möglich sein, 
wenn es vollendet sein wird. Bis jetzt liegt erst das I. Buch vor, 
dessen abgesonderte Publikation nicht recht verständlich ist, und im 
Anhange gibt der Verf. eine Uebersicht der Fortsetzung, aus der erhellt, 
dass er das englische Recht der wrights of prohibition nicht mitbehandeln 
will, obgleich wenigstens nach Hallers Behauptung das englische für 
das französische Recht vorbildlich gewesen sein soll. 

Das Thema des Buches ist in Deutschland zuerst von mir be- 
handelt worden. Das Buch von Eichmann hat keine Originalität, son- 
dern ergänzt lediglich meine Darstellung auf Grund neuer Publikationen 
und führt sie fort bis in die Jetztzeit. Das letztere in etwas äusser- 
licher Weise und ohne das Institut im Zusammenhang der gesamten 
kirchenpolitischen ‘Entwickelung zu würdigen. Das letztere war der 
Hauptzweck meiner Arbeit, während ich eine dogmatische Ergründung 
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des Instituts gar nicht geben wollte. Der Verf. will beides, und darum 
unterscheidet sich seine Darstellung zu ihrem Vorteile von der Eich- 
mannschen. Ob er aber das Verhältnis von Staat und Kirche aus ori- 
ginalen Quellenstudien heraus durch alle Zeiten treffend darzustellen 
im Stande sein wird, bleibt abzuwarten. Schon jetzt können wir kon- 
statieren, dass wichtige literarische Erscheinungen der Neuzeit von ihm 
unbeachtet geblieben sind, wie Riezler, Scholz, Ohr, Henning — viel- 
leicht war bei Erscheinen dieses Buches die Arbeit des Verf. schon 
abgeschlossen — vielleicht auch Sbrk. Auch einzelne Missverständ- 
nisse möchte ich hervorheben. Der Verf. schickt eine „Grundlegung“ 
voran, in welcher er die Aufgabe der Kirche in Verwirklichung der 
Sittlichkeit erblickt. Das ist nicht zutreffend. Die Kirche stellt sich 
ihre Aufgabe dahin, der Menschheit die ewige Seligkeit zu verschaffen. 
Die Verwirklichung der Sittlichkeit ist nur ein Mittel dazu. Dass Con- 
stantin ein Gegner der Cäsareopapie gewesen sei, kann nicht zuge- 
standen werden. Indem er die christliche Religion den heidnischen 
Kulten, deren summus pontifex er gewesen war und blieb, lediglich 
anreihte, konnte ihm überhaupt gar nicht der Gedanke kommen, jener 
gegenüber eine andere Stellung einzunehmen, als gegenüber diesen. Die 
Behauptung, dass die Entwickelung des Reichsfürstentums unter den 
schwachen Königen vor Otto I. aus der Ministerialität erfolgt seı 
(S. 21) bedarf keiner Widerlegung. Die S. 40 angeführten Worte des 
Culmer Landrechts beziehen sich auf die konstantinische Schenkungs- 
urkunde und dieses Missverständnis des Redaktors kann doch unmög- 
lich für die Bezeugung irgend eines Rechtssatzes angeführt werden. 
. Dass die Städte im XI. Jahrh. Einfluss auf die Aemterbesetzungen zu 
gewinnen suchen (S. 45), trifft nicht zu. Höchstens suchen sie be- 
stehenden zu erhalten. Darin sind ihnen aber die Grundherren längst 
vorangegangen. Ecclesia vivit lege Romana (richtiger secundum leg. 
Romanam) trifft für das Mittelalter nicht mehr zu (S. 40). Damals 
lebte sie nach kanonischem Rechte. Dass die Fehmgerichte „privater 
Initiative“ entsprungen seien (S. 49) ist unzutreffend.. Auch den auf 
S. 80 gegen mich erhobenen Vorwurf musa ich zurückweisen, dass ich 
nicht zwischen Mittel des Krieges und den regulären des Friedens zu 
unterscheiden wisse. Selbsthilfe war eben im Mittelalter ein Mittel des 
Friedens. Neu in den Untersuchungen des Verf. ist der vom Verf. 
statuierte Unterschied, ob es sich bei Anrufung der Hilfe des Staates 
darum handle, ob wegen Verletzung des kirchlichen Rechtes appelliert 
werde — dafür will Verf. allein den Terminus appellatio tamquam ab 
abusu gebraucht wissen — oder wegen Verletzung staatlich gewähr- 
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leisteter Rechte — dafür will Verf. den Ausdruck recursus ad princi- 
pem gebraucht wissen. Diese Unterscheidung ist gewiss logisch richtig. 
Aber im Mittelalter haben die Staaten praktisch sicherlich ebensowenig 
jene Grenze gezogen, wie in der neueren Zeit: die Verletzung der kirch- 
lichen Rechtsnormen z.B. bei der Disziplinierung der Geistlichen, ver- 
letzt ja auch den Rechtsschutz, den der Staat allen seinen Untertanen 
zu gewähren schuldig ist. Indessen wir würden dem Verf. Unrecht 
tun, wenn wir jetzt schon ein abschliessendes Urteil über sein Buch 
abgeben wollten, und wir unterlassen nicht, hinzuzufügen, dass es eine 
lobenswerte, tüchtige und gelehrte Arbeit ist, zumal sie von einem 
Mann herrührt, der keinen gelehrten Beruf ergriffen hat, sondern als 
Rechtsanwalt tätıg ist. E. Fr. 

80. Lossen, Staat und Kirche in d. Pfalz im Ausgang d. Mlittel- 
alters. Münster 07. (Finke, vorreformationsgeschichtl. Forschungen III.) 

81. Redlich*, Jülich-Bergische Kirchenpolitik am Ausgange des 
Mittelalters u. in d. Reformationszeit. Bd. 1. Urkk. u. Akten (1400 
bis 1553). Bonn, Hanstein 07. Mk. 20, geb. 21. (Publik. d. Gesellsch. 
f. Rhein. Geschichtskunds XXVIII) 

Eine sehr wichtige und vortreffliche Publikation. Was wir vor 
ungefähr 50 Jahren über das Verhältnis von Staat und Kirche im 
Mittelalter wussten, habe ich selbst aus den gedruckten Materialien 
1861 in meiner Doktordissertation De finium regundorum iudicio zu- 
sammengestellt. Eine allgemeine Behandlung der Materie ist seit der 
Zeit nicht vorgenommen worden, obgleich ein reiches neues Material 
in Publikationen von Urkundenbüchern, städtischen Chroniken u. 3. w. 
dazu einlud. Dagegen sind tüchtige Werke erschienen, welche den 
Stoff für einzelne Territorien bearbeitet haben; so Srbk, Hennig. Diesen 
schliesst sich das vorliegende Buch an für Gebiete, die bisher aus 
Mangel an gedrucktem Material unbeachtet geblieben waren. Der Verf. 
unternimmt zwar nur eine Urkundenpublikation, aber nach dem Muster 
von Lehmann hat er auch auf den ersten 121 Seiten sein Material zu 
verarbeiten unternommen unter Heranziehung auch gedruckten Mate- 
riales. Daraus ergeben sich schon beachtenswerte Einzelheiten, die 
durch Durcharbeitung der Aktenstücke sicher noch eine starke Ver- 
mehrung erfahren werden. So ist es bemerkenswert (S. 20), dass schon 
1353 der EB. von Cöln dem Papste gegenüber das Plazet ausübt, 
während uns ein landesherrliches erst 1438 (S. 103) entgegentritt. Inte- 
ressant ist weiter, dass schon 1400 der Papst den Landesherrn be- 
günstigt auf Kosten des EB. v. Cöln (S. 23), während wir nach den 
neuesten einschlagenden Forschungen annehmen, dass diese päpstliche 
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Politik erst durch die episkopalistische Bewegung, welche in den Reform- 
konzilien des XV. Jahrh. stattfand, hervorgerufen worden sei. Der 
Streit über die geistliche Gerichtsbarkeit spielt in dem Buche die Haupt- 
rolle. Dabei ist für deren Bekämpfung seitens der Staatsgewalt das 
Hauptmotiv einmal die kirchliche durch Exkommunikation und Inter- 
dikt bewirkte Vollstreckung der geistlichen Urteile und andererseits das 
in den geistlichen Gerichten für bürgerliche Streitigkeiten zu Grunde 
gelegte römische Recht. Darum sind gerade der Adel und die Bauern 
Bekämpfer der geistlichen Gerichte, weil ihre gesamte bürgerliche Rechts- 
stellung durch das römische Recht bedroht wurde. Umgekehrt ist das 
letztere Motiv für die Opposition der Städte gegen die geistliche Ge- 
richtsbarkeit, die übrigens zeitlich nicht, wie der Verf. annimmt, der 
territorialen erst nachgefolgt ist, nicht massgebend gewesen. Denn die 
Städte haben von jeher das römische Recht für ihren Interessen dien- 
licher angesehen als das einheimische deutsche, ehe dieses in den Stadt- 
rechten eine eigentümliche Fixierung gefunden hatte. Die Rezeption 
des römischen Rechts in Deutschland ist zunächst eine Tat des Bürger- 
tums gewesen. Der hohe Adel hat keine Opposition mehr gemacht, 
nachdem er die politischen Vorteile erkannt hatte, die ihm das römische 
Recht als das eines despotisch regierten Staates bringen musste, zu- 
al er mächtig genug war, für seine privatrechtliche Position das römi- 
sche Recht von sich fern zu halten. Der niedere Adel aber und das 
Bauerntum haben der Koalition von Bürgertum und hohem Adel wei- 
chen müssen. Auf Einzelheiten möchte ich weiter nicht eingehen. Doch 
halte ich es für nicht zutreffend, wenn S. 71 das Aktenstück no. 150 
dahin gedeutet wird, der Dekan habe säumige Eheleute zur kirchlichen 
Einsegnung ihrer Ehe zu veranlassen. Davon steht m. E. in dem Akten- 
stücke um so weniger, als jene rechtlich nicht notwendig war. Und 
ebensowenig behält sich der Erzbischof die Konstatierung der Ver- 
löbnisse vor. Es handelt sich hier gar nicht um sponsalia de futuro, 
sondern um de praesenti, d.h. also um Ehen. Was der Verf. S. 97 
mit der Bemerkung meint, das Patronatrecht habe in der Hand des 
J,andesherrn seinen „allodialen Charakter“ verloren, ist mir nicht recht 
verständlich. Möchte der II. Band, der über die Kircheuvisitation 
unterrichten soll, nicht zu lange ausstehen. E. Fr. 

82. Cardauns, Z. Kirchenpolitik Herz. Georgs v. Sachsen, vor- 
nehmlich in s. letzten Regierungsjahren. Rom 07. (Aus Quell. u. 
Forsch. a. ital. Arch.) 

83. Körholz, D. Säkularisat. u. Organisat. in d. preuss. Ent- 
schädigungsländern Essen-Werden und Essen, Münster 07. Diss. 
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84. Scheelmann, Geschichte der Säkularisation im rechtsrheini- 
schen Bayern. III. Bd. Die Säkularisation in den 1803 definitiv 
bayerisch gewesenen od. gewordenen Gebieten. 2. Tl. Die Säkulari- 
sation der Zisterzienserabteien, Prämonstratenserabteien, Augustiner- 
chorherrenpropsteien, der übr. im J. 1803 gefallenen Männerklöster u. 
des Doppelklosters Altomünster. Regensburg, 07. 

85. Haberland, D. Feier der Sonn- und Festtage nach preuss.- 
deutsch. Recht. (In.-Diss.) Königsb. i. Pr. Beerwald (Steindamm 84 86). 

Der Verf. unterscheidet die aus religiösem Motiv erwachsene 
Sonntagsfeier von der auf sozialem basierenden Sonntagsruhe, die 
dann freilich im Laufe der geschichtlichen Entwickelung mit einander 
verquickt worden sind. Ebenso hat die ursprüngliche Ablehnung des 
mosaischen Sabbatsbegriffes Seitens der christlichen Kirche bald einer 
Rezeption jenes Platz gemacht. Der Verf. gibt mehr die Grundlinien 
der Entwickelung als eine tiefer gehende Darstellung derselben. Er 
beschränkt sich überhaupt auf die Gesetzgebungen des deutschen Reiches. 
und Preussens. E. Fr. 

86. Baumann, d. jur. Personen n. d. im rechtsrhein. Bayern 
geltend. Staatskirchenrechte (Schluss). 2. f. Rechtspfl. in Bayern 1907, 249. 

87. Freyer, d. Staat u. d. Kirchensteuer in Deutschl. A. f.k. K.R. 
87, 407. 

88. Cagnac, De l’appel comme d’abus dans l’ancien droit fran- 
cais. Par. 06. 

89. Humbert, la France et les decrets du concile de Trente. 
R. d’Hist. et de Litter. relig. 12, 289. 

90. Berard, Essai hist. sur la separat. de l’Egl. et de l’Etat 
pendant la Revolution. Par. 05. 

91. Mathiez, La France et Rome sous la Constituante: l’affaıre 
des Annates. R. Fr. 26, 97. 

92. Sägmüller*, D. Trennung v. Kirche u. Staat. Eine kano- 
nistisch-dogmatische Studie. Mit dreizehn Beilagen, enthaltend offizielle 
Aktenstücke über d. Trennung v. Kirche u. Staat in Frankreich. Mainz 07. 
Kirchheim & Co. 

Der Text des Buches ist eine erweiterte Ausgabe des dasselbe 
Thema behandelnden Aufsatzes, welchen der Verf. im Archiv für kath. 
Kirchenrecht 1906 hat erscheinen lassen, und dessen Tendenz war, die 
neueste französische Kirchenpolitik zu brandmarken. Ich bedauere, 
dass der Verf. nicht die sich ihm bietende günstige Gelegenheit wahr- 
genommen hat, seine Erörterungen zu vertiefen und so wahrhaft nutz- 
bar zu machen. Zunächst wäre doch für Frankreich eine historische 
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Einführung erforderlich gewesen, die es auch psychologisch erklärte, 
welche Faktoren die Grundstimmung des katholischen Frankreichs so 
umgestaltet haben, dass das Trennungsgesetz überhaupt zustande kom- 
men konnte. Denn dass dazu nicht der „infernalische Hass“ Combes 
oder das „an der eigenen (xemeinheit erstickte Ministerium Andre — 
beiläufig sei bemerkt, dass solche Ausdrücke in wissenschaftlichen Ar- 
heiten wohl vermieden werden sollten — oder endlich gar die bösen 
Freimaurer fähig gewesen wären, leuchtet doch ein. Das Gesetz ist 
unter Mitwirkung der beiden gesetzgebenden Faktoren zustande ge- 
kommen, und diese sind vom Volke gewählt worden. Woher komnit 
es nun, dass trotz des von der Kirche ausgeübten Wahleinflusses Ab- 
geordnete gewählt wurden, die das Produkt des „infernalischen Hasses“ 
eines einzelnen Mannes zum Landesgesetz erhoben und das seit dem 
Napoleonischen Konkordate wieder fest geknüpfte alte Band zwischen 
dem französischen Staate und der Kirche zerschnitten haben? Auf 
diese immerhin unbequeme Frage — denn vielleicht trägt doch auch 
die Kirche einen Teil der Schuld und erntet, was sie gesäet hat — 
gibt der Verf. keine Antwort. Aber auch den Inhalt des Trennungs- 
wesetzes stellt er nicht eingehend dar. Er begnügt sich mit einer ober- 
flächlichen Skizze, und Oberflächlichkeit ist überhaupt die Signatur der 
Abhandlung. Ich führe dafür einen Beleg an. Zu den Staaten, die 
eine Trennung von der Kirche vorgenommen haben, rechnet der Verf. 
auch Belgien und Italien. Und derselbe Verf. druckt eine längere Aus- 
führung des „grossen“ Bischofs Ketteler ab, der er nicht widerspricht, 
dass Trennung von Staat und Kirche ganz etwas anderes sei, als das 
in den genannten Ländern herrschende kirchenpolitische System. 

S. 10 wird hervorgehoben, dass die heftigsten Feinde der Kirche 
die Trennung von Staat und Kirche erstreben. In einer Anmerkung 
dazu werde ich zitiert, weil ich gesagt habe, dass die Kirche durch die 
Staaten erhalten worden sei, d. h. diesen ihren heutigen Machtstand 
verdanke. Aber S. 13 behauptet der Verf. für die Gegenwart und 
wünscht für die Zukunft ganz dasselbe. Die Kirche ist angewiesen 
und hat ein Recht auf die Hilfe des Staates. 

Nebenbei gesagt werde ich auf S. 12 wieder — und zwar mit 
Recht — unter denjenigen aufgezählt, die sich gegen die Trennung 
von Staat und Kirche ausgesprochen haben. Von Brasilien, von Mexiko 
erfährt der Leser kein Wort, obgleich doch der jetzige französische 
Minister und einstmalige Berichterstatter über das Gesetz gerade auf 
das in diesen Ländern befolgte System als Paradigma ausdrücklich hin- 
gewiesen hatte. Der Hauptinhalt der Schrift ist zu beweisen, dass das 
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Prinzip der Kirchentrennung vom katholischen Standpunkt aus ver- 
werflich sei. „Nach dem Licht der Vernunft (sic!), noch mehr aber 
nach der göttlichen Offenbarung brauchen Staat und Kirche einander, 
sollen sich also nicht trennen und befehden — das letztere ist ein wert- 
volles Anerkenntnis — sondern zusammenhalten und sich unterstützen.“ 
Dass aber unter Umständen die katholische Kirche auch in Europa die 
Trennung acceptieren könne — in den Vereinigten Staaten hat sie sie 
vorgefunden, in Mexiko und Brasilien liegt die Sache aber nicht anders 
als in Europa — haben viele gute Katholiken und z. B. auch die Würz- 
burger Bischofskonferenz d. J. 1848, einstens Lamennais, jetzt wieder 
der Bischof von Cremona Bonomelli behauptet, ja eine Anzahl franzö- 
sischer katholischer Notabeln haben freilich salvo meliori iudicio papae 
— dieses ist gegen sie ausgefallen, ob es aber melius war? — erklärt, 
dass selbst das neufranzösische Gesetz ertragen werden könne. Die 
Sache ist aber wesentlich eine Finanzfrage. Lässt der Staat der Kirche 
bei ihırer Abtrennung ihr Vermögen, dann kann jene geduldet werden, 
entgegengesetzten Falles nicht. Es kommt also dabei wirklich nicht 
das „Licht der Vernunft“ noch der „aus der Offenbarung erkannte 
Wille Gottes“ in Betracht. Vielleicht hat auch Bonomelli Recht, wenn 
er für das Ende des Jahrhunderts prophezeit, dass das Trennungssystem 
überall in Europa zur Herrschaft kommen werde. Vielleicht sehen die 
Staaten dann in ihm das einzige Auskunftsmittel, um sich der durch 
politisch-kirchliche Parteien über ihn ausgeübten Herrschaft zu ent- 
ziehen. Der Verf. druckt im Anhange seiner Schrift unter 13 Num- 
mern die auf die neue französische Gesetzgebung bezüglichen staat- 
lichen (resetze und kirchlichen Aktenstücke ab, nicht ohne die ersteren 
mit drastischen, ja beschimpfenden Aeusserungen zu begleiten. Dari:ı 
besteht denn auch der wesentliche Wert der Schrift, dass man hier die 
einschlagenden Materialien bequein vereinigt erhält. FE. Fr. 

93. Brodhead, The religious persecution in France. 1904—17. 
Lond. 07. 

94. Sabatier, lettre ouverte & 8. E. le Cardinal Gibbons a propos 
de son manifeste sur la separation des &glises et de l’etat en France. 
Par. 07. 

95. Boudinhon. Les consequences de la separat. pour le 
droit can. en France. Le Oan. cont. 30, 353. 

96. Briand, Grunebaum, Ballin et Mejan, L’inven- 
taire des biens des &tablissem. ecclesiast. (art. 3 de la loi du 9. 12. 05). 
Reglements d’administrat. publique de 29. 12.05. Par. 00. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XVII. 3. 29 
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97. D. staatsrechtl. Stellg. d. Katholizismus in Brasilien. A.f. 
k. K.R. 87, 570 (V.v. 7.1.1890). 


VI. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katho- 
lischen Kirche. 


37. Peters, De Roomsche-Katholieke Kerk en de bijbelcritiek, 
of de grenzen des bijbelcritiek volgens katholieke leer. Amsterd. 07. 

38. Heiner, Rechtsgültigkeit eines Verzichtes d. Papstes auf den 
Kirchenstaat. A.f.k. K.R. 87, 480. - 

39. Baumgarten, D. päpstl. Siegelamt beim Tode b. nach Neu- 
wahl e. Papstes. Röm. Qu. Schr. 1907, 32. 

40. Vidal, Du veto d’exelusion en matiere d’elect. pontificale. 
Toulouse 06. 

41. Trombetta, De iurib. et privilegiis praelator. rom. curiae. 
Sorrento 06. , 

42. Gerlach, D. rel. Erziehung d. Kinder n. d. Gesetzen d. 
Thüringer Staaten u. bes. Berücksichtig. d. Meiningischen Rechts. Bl. 
f. Rechtspflere in Thüringen 54, 81. 

43. Verbot d. Religionswechsels unmündiger Kinder in Oester- 
reich. A. f.k. K.R.»7, 524. 

44. Fritsch, Zur Pfarrgemeindetrage. Z. f. priv. u.öff. R. 34, 655. 

45. Lesetre, La paroisse Par. 07 2. " 

46. Rhallı, Howıxnzv Alyarov, TIiS Avarorıag inzıyalas. Athen 07. 
Kirchliches Strafrecht. 

47. Buzet, Nature juridique de la fondation de messes. Et. 
pour servir A Jinterpretat. de la loı du 9. X11.05. Par. 07. 

48. Lambertus, d. sog. landesherrl. Patronatrecht. Diss. Bresl. 07. 

49. Frever, D. Staat u. d. Kirchensteuer in Deutschland. A. 
f. k. K.R. 87, 697. 

50. Schiappoli, La conversione della rendita e gli euti eccle- 
siasticl, in Rendiconti del R. Istitudo Lombardo Ser. II vol. XI, 318. 

5l. Moresco, (li enti eccles. e la legge sulla conversione della 
rendita Genova 07 Lat. Contenzioso eccles. di Genova Giugno 1907. 

52. Tretzel, Kirchliche Sachen. SMeuftert Bl. 72, 704. 

53. Schöbi, Die kirchl. Simultanverhältnisse in der Schweiz. Alt- 
stätten, Buchdruckerei Rhein. Volkszeite. 05 (In.-Diss.). 

Die fleissig gearbeitete Dissertation gibt doch mehr, als ihr Titel 
erwarten lässt. Der Verf. erörtert auch das Wesen des Simultanrechtes. 
Dabei stimmen wir seinen Ausführungen insoweit bei, dass ein solches 
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precario nicht entstehen kann. Wohl aber kann precario ein Simultan- 
verhältnis zur Entstehung kommen. Warum er den Begriff auf die 
geschichtlich entstandenen beschränken will, sehe ich nicht ein. Warum 
soll nicht auch heutzutage und auch in der Schweiz, ein Simultanrecht 
begründet werden können. Die Ausführungen über die Altkatholiken 
sehen von der petitio principii aus, dass diese keine Katholiken mehr 
seien. Die vom Verf. dafür beigebrachten (sründe sind aber nicht 
durchschlagend. E. Fr. 

54. Kormann*, Die kirchenrechtlichen Veräusserungsbe- 
schränkungen beim kathol. Kirchengut u. d. bürgerliche Recht. Stutt- 
gart 07. Ferd. Enke (Stutz, Kirchenrechtl. Abhandlungen H. 42). 
Mk. 6, 20. 

Das B(sB. hat auch für das Kirchenrecht eine Anzahl neuer Pro- 
bleme geschaffen, die der Bearbeitung harren. Dazu gehört auch die 
vom Verf. erörterte Frage. Er behandelt sie nicht historisch, son- 
dern lediglich dogmatisch. Er kommt zu dem Ergebnisse, dass, da die 
kirchenrechtlichen Veräusserungsverbote öffentlich-rechtlichen Charakter 
tragen, sie nach EG. z. BGB. Art. 55 der landesgesetzlichen Regulie- 
rung unterstehen, und die bisherigen kirchenrechtlichen Normen, wo sie 
bestanden haben, noch in Kraft stehen. Dagegen greife das BGB. Platz 
für die Frage der Wirkungen einer verbotsmässig vorgenommenen Ver- 
äusserung, und zwar kommen Art. 134. 135 und andere in Frage. Inter- 
essant ist der Hinweis darauf, dass nachdem die Lehre von der juri- 
stischen Persönlichkeit verblasst war, die Bischöfe sich statt des Hei- 
ligen, dem das Kirchengut gehörte, als dessen domini bezeichnet haben. 
Dass sie es trotzdem nicht waren, steht fest, und darum können Worte 
der gedachten Art wohl benutzt werden, um auf die mangelhafte juristische 
Terminologie hinzuweisen, aber nicht um jenes Kirchengut als Figen- 
kirchengut auszugeben. Die Untersuchungen des Verf. sind scharfsinnig, 
aber etwas umständlich. E. Fr. 

55. Heimberger*, Die konfessionell beschränkte weltliche Stif- 
tung und ihre Verwaltung im Grossherzogtum Baden. Stuttgart, Fer- 
dinand Enke 07 (Stutz, Kirchenrechtl. Abhandlungen H. 41) Mk. 6. 

Der heftige Streit, welcher einst um die Wiere des Badischen 
Stiftungsgesetzes tobte, hat längst aufgehört. Der Verf. vertritt in der 
Einleitung seiner Schrift, die auch von mir schon früher vertretene 
Ansicht, dass die Badische Regierung durch Erlass jenes Gesetzes 
nicht in die private Eigentumssphäre der Kirche eingegriffen habe, und 
begründet sie aus dem vorangegangenen badischen Recht ausführlich. 

Nach dem angeführten Gesetze gibt es in Baden kirchliche und 
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weltliche Stiftungen. Zu den letzteren gehören auch diejenigen, welche 
zum Genusse die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Konfession voraus- 
setzen, die dadurch den Charakter der weltlichen Stiftungen nicht ein- 
büssen, über deren Rechtsverhältnisse aber die Bestimmungen des Ge- 
setzes nicht hinreichend Aufschluss geben. Diese allein erörtert der 
Verf. eingehend. Wir haben gegen seine Ergebnisse, die auf sach- 
gemässer juristischer Deduktion beruhen, keinen Widerspruch zu er- 


heben. E. Fr. 


VIU. Ordenswesen. 


27. Harnack, D. Mönchtum, seine Ideale u. s. Geschichte 07°. 

28. Heimbucher, Lve.-Prof. Dr. Max, Die Orden und Kongre- 
gationen der katholischen Kirche. 2., grossenteils neubearb. Aufl. 2. B. 
Paderborn 07. 

29. Petrakakos*, Die Satzungen über das Mönchtum in der 
orthodoxen anatolischen Kirche. Bd. 1. Die erste Organisation. Die 
Regeln des hl. Antonius, des hl. Pachomius und Basilius d. Gr. Die 
kirchlichen und staatl. Bestimmungen im 10. Jahrh. Die rechtl. Stel- 
lung d. Klöster u. Mönche. (Leipzig, Deichert 07). Der Verf., Privat- 
dozent an der Universität Athen, dessen deutsch geschriebenes Buch 
die Toten im Recht, allgemeine Anerkennung gefunden hat, gibt von 
dem oben angegebenen griechisch geschriebenen Buche folgende Inhalts- 
angabe: Nach einer ausführlichen Einleitung über die Bedeutung und 
die geschichtliche Entwickelung der Mönche, sowie über die ältesten 
Quellen des Mönchtums folgt: 

Der erste Teil. Kapitel 1 behandelt die Einsiedler und die 
Kanones des hl. Antonius, des Vaters des griech. Mönchtums, welche 
nieht von Antonius selbst geschrieben sind, aber doch ein treues Bild 
seiner Lehre und seines Beispieles geben. Eine Uebersetzung dieser 
Kanones aus dem Latemischen ins Neugriechische wird zum Schluss bei- 
gefürt (NS. 20—42). 

Kapitel 2 (42—100) behandelt das Cönobitenleben und besonders die 
asketische Tätirkeit und die Kanones des hl. Pachomius, mit einer 
vorausgehenden Untersuchung über die Quellen derselben. Verf. schliesst 
sich der Theorie au, dass die ältesten und originären Quellen die grie- 
chischen seien, dass Pachomius niemals Schüler des Antonius gewesen 
sei und infolgedessen, dass die Kanones des hl. Hieronymus echt 
Pachomianisch sind. Die Regeln des Palladius, die durch den Engel 
gegeben werden sollten, kommen in zweiter Linie. Auf (Grund dieser 
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Kanones und mit Rücksicht auf die übrigens nicht Pachomianische 
Regel wird nun systematisch dargestellt: Die Verfassung und Ver- 
waltung der Klöster, die Aufnahme in die Femeinde, für deren Probe- 
zeit Pachomius keine genaue Frist kennt, wohl aber eine einjährige 
durch die andere Regel bestimmt wurde, das Grelübde, für welches die 
erste Rolle die Armut spielt, die Strafgesetzgebung von Pachomius, 
und alle andere, welche Bezug auf das geregelte Leben im Kloster 
haben und auch auf die Jungfrauen und Nonnen sich erstrecken. Zum 
Schluss werden die Kanones des Hieronymus vom Latein. ins Neugrie- 
chische übersetzt (S. 100—120). Ä 

Dieser erste Teil, wie der Verf. im Vorwort sagt, wurde von der 
juristischen Fakultät von Athen als seine Habilitationsarbeit ange- 
nommen. 

Wenn aber für den 1. Teil der Verf. eine franz. und deutsche 
Literatur benutzen konnte, so fällt dies bei dem zweiten Teil total weg, 
da für diesen keine existiert. Die Durcharbeitung dieses Teiles ist 
also eine originäre gewesen. 

Das III. Kapitel (S. 121—135) behandelt die rechtliche Stellung 
der Mönche und Klöster nach kanonischem und weltlichkem Recht, 
während des 4. Jahrhunderts. Das Concilium Laodicense ist das erste 
gewesen, welches die Mönche als Mitglieder der kirchlichen Ordnung 
charakterisiert hat (S. 123). Am Ende desselben Jahrh. hatte end- 
gültig die Verfolgung aufgehört und das weltliche Recht bestimmte 
(C. Theod. 16, 2, 32), dass die Kleriker „ex monachorum numero rectius 
ordinabunt“ (S. 133). Der Verf. ist gegen die Meinung von Loening 
(1, 202), dass die Klöster noch R. R. Korporationen waren und meint, 
sie seien Anstalten piae causae gewesen (8. 133). 

Für die griech.-kathol. Kirche massgebend sind bis heute die Re- 
geln Basilius des (irossen, welche im Kapitel IV behandelt werden 
(S. 136—195). Der Verf. beschäftigt sich zunächst mit der Quellen- 
kritik (S. 140—150) und findet gegen die herrschende Meinung, die 
zuerst Garnier vertreten hat, dass von den Asketika des Basilius 
nur die epitimia, poenae, unecht sind und dass dieselben wohl aus 
der Pachomianischen Strafgesetzgebung stammen; die vielbestrittenen 
Konstitutionen dagegen echt Basilianisch seien. Seine Regeln hatte Basi- 
lius selbst geschrieben ; er sendet ja &vriypaya Abschriften davon an die 
Mönche (8. 151). Die Wirkung der Basilian. Regeln hat zwei Charakte- 
ristika: Dadurch wurde das C’önobitenleben im Orient allmählich vor- 
herrschend und das dreifache (elübde fest geregelt {S. 153). Betont 
aber wird, dass es im Orient niemals einen Basilianer-Orden gegeben 
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habe; die griech.-kath. Kirche kennt nur ein und dasselbe klöster- 
liche Leben, eine und dieselbe Ordnung für Mönche und Nonnen. Für 
das Basilianische Gelübde spielt die Hauptrolle die Virginität, die 
Keuschheit (S. 159—160). In der Verfassung des Klosters erklärt sich 
Basilius gegen die Demokratie und will, dass der Prior nicht von den 
Brüdern, sondern ab iis qui primas obtinent in aliis fratrum conventi- 
bus gewählt wird (S. 163). Was die Aufnahme in die Gemeinde be- 
trifft, so bestimmen auch die Basil. Regeln, wie dievon Pachomius, keine 
bestimmte Probefrist (S. 167) und gestatten auch die Aufnahme von 
Knaben und Mädchen (S. 170), unter der Bedingung, dass erst nach 
dem 16.—17. Lebensjahr das (relübde von ihnen gültig abgelegt wer- 
den soll. 

Der letzte $ 30 bringt einen Rückblick und wird in ihn die An- 
tonianische, Pachomianische und Basilianische (zesetzgebung verglichen. 
Das Resultat ist, dass Basilius viel mehr dem Pachomius ähnliche 
Regeln gegeben hat und wo seine Regeln nichts Bestimmtes sagen — 
und das ist öfters der Fall — treten die andern bekannten Regeln 
und die Gewohnheit in Kraft, nach Gutachten des Vorsitzenden und 
der Gemeinde selbst. 

Wie es im Vorwort (VIII) gesagt wird, soll der 2. Band das ka- 
nonische und weltliche Recht während der byzantinischen Entwicke- 
lungszeit und der 3. das heute geltende Recht behandeln. 

Die in dem vorliegenden 1. Band angegebene Literatur ist danach 
für alle 3 Bände. 

Für das griechisch-kathol. Kirchenrecht ist die Arbeit von grosser 
Bedeutung, nicht nur, weil sie die erste für dies Thema ist, sondern 
auch, weil ganz wenige Monographien überhaupt existieren. 

30. Herwegen*, das Pactum des h. Fruktuosus v. Braga. Ein 
Beitrag z. Gesch. d. suevisch-westgotischen Mönchtums u. seines Rechtes. 
Stutte. Enke 07. Mk. 3,40 (Stutz, Kirchenrechtl. Abhandlungen H. 40). 

Eine sehr tüchtige, methodisch ausgezeichnete Arbeit. Ist man 
schon a priori geneigt, anzunehmen, dass die Begründer kirchlicher 
Organisationen bewusst oder unbewusst unter dem Banne ihrer natio- 
nalen Rechtsanschauungen stehen, so ist doch bis jetzt ein Nachweis 
dieser Tatsache kaum, und nur bezüglich der allgemeinen Verfassungs- 
einrichtungen, wie z. B. Synoden, Metropolitanverfassung, versucht 
worden. Der Verf. unternimmt das für die Regel des h. Benedictus, 
für welche er zutreffend die Bedeutung römischer Rechtsanschauungen 
hervorhebt. Ebenso versucht er es für eine kleine Zahl suevisch-west- 
gotischer Urkunden, deren Genesis er scharfsinnig nachweist, die 
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Herrschaft germanischer Rechtsgedanken unter Heranziehung west- 
gotischer Rechtsquellen und mit guter Kenntnis der germanischen Rechts- 
quellen überhaupt und der rechtshistorischen Literatur nachzuweisen. 
Ich habe im allgemeinen den Eindruck, dass der Verf. den gewünschten 
Beweis erbracht habe, wenn ich auch nicht in allen Punkten überzeugt 
bin, namentlich nicht bezüglich der komplizierten Erklärung der tra- 
ditio des neu eintretenden Conversus. 

Im ganzen sind &% freilich nicht sehr bedeutsame Züge für die Ent- 
wickelung des Mönchtums, die der Verf. nachzuweisen im Stande war, 
und ich wünschte, dass er sich auf ein ergiebigeres Thema werfen möchte, 
als dieses ihm von Stutz an die Hand gegebene. Sicher wird der Fleiss, 
der Scharfsinn und die Methode des Verf. dann zu tiefer greifenden 
Ergebnissen gelangen. ä E. Fr. 

3l. Analecta Franciscana, sive chronica aliaque varia do- 
cumenta ad histor. fratr: Minorum spectantia, ed. a patrib. collegii S. 
Bonaventurae. T. 4. Ad claras aquas 06. 

32. M. Reichert, Feier und Geschäftsordnung der Provinzial- 
kapitel des Dominikanerordens im 13. Jahrhundert (Nachtrag). Röm. 
Quart.-Schr. 21 H. 1. r 

33. Delaville Le Roux, Cartul. general de l’ordre des Ho- 
spitaliers. T. IV p.2. Par. 06. 

34. Duhr, Gesch. d. Jesuiten in d. Ländern deutscher Zunge. 
Bd.1. Gesch. d. Jesuiten in d. Ländern deutscher Zunge im XVI. Jahrh. 
Freib. 07. » 

35. Duhr, Z. Gesch. d. Jesuitenordens. Hist. Jahrb. 28, 306. 

36. Hüfner, D. Rechtsinstitut d. klösterl. Exemption in d. abend- 
länd. K. A.f.k. KR. 87, 462, 594. 

37. Vendeuvre, l’exemption de visite monastique. Origines, 
C. de Trente, Legislat. royale. Dijon 06. 

38. Hittmair*, D. Josefinische Klostersturm im Lande ob der 
Enns. Freib. Herder 07. 

Der Josephinische Klostersturm ist schon öfters literarisch be- 
handelt worden. Was aber diesem Buche seinen eigentümlichen Cha- 
rakter, ja Vorzug verleiht, besteht darin, dass es seinen Stoff für einen 
bestimmten Teil des österreichischen Staatsgebietes mit allen Einzel- 
heiten aus den Akten heraus zur Darstellung bringt. Das allgemeine 
Bild, welches wir bisher von der ‚Josephinischen Klosterreform hatten, 
erfährt freilich keine Aenderung. Aber aus der für den Leser nicht 
mübhelosen Lektüre des Buches — denn die für die einzelnen Institute 
geschilderten Vorgänge ähneln sich wie ein Ei dem anderen — be- 
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kommt man doch erst den Einblick, wie schonungslos die Reform in 
die bestehenden Zustände eingegriffen hat, man lernt diese kennen — 
und das ist die kulturhistorische Bedeutung des Buches — ebenso die 
Organe, deren sich die Regierung zur Durchführung ihrer Massregeln 
bediente und die, man kann wohl sagen, Brutalität, mit der diese vor- 
gingen. Uebrigens betont der Verf. auch, dass die gegen die Klöster 
ergriffenen Massregeln schon auf Maria Theresia zurückzuführen sind. 
Dann müssen doch aber bei der notorisch kirchenfreundlichen Gesin- 
nung der Kaiserin die Klosterzustände so beschaffen gewesen sein, dass 
ein Eingreifen der Staatsgewalt unerlässlich war. Auch die Abflauung 
des Klostersturms unter Leopold und Franz stellt der Verf. dar. Das 
Ganze ist umrahmt von einer allgemeinen Schilderung der Regierung 
Maria Theresias und ihres Sohnes, die für den letzteren selbstverständ- 
lich nicht günstig ausfällt. Das kann dem klerikalen Verf. weniger 
verübelt werden, als die oft naive, zuweilen preziöse Art der Dar- 
stellung. Namentlich sind die zahlreichen Provinzialismen auffällig. 
welche die Sprache des Verf. oft verunzieren. Vgl. S. 19: „Schulden 
herein und hinaus“ für Forderungen und Schulden. S. 36 die „unter- 
laufene Unterschrift“. S. 39: konkurrieren und okkurrieren“, 8. 49: 
„einbegleiten“. S. 5l: „Hintanhaltung“ u.s.w. Wir haben das Buch 
nicht ohne Belehrung gelesen.  E. Fr. 
39. Muth, Die Kongregat. unserer lieben Frau v. Trier, Welsch- 
nonnenkloster. Eine kirchenrechtl. Studie z. Entwicklung des Instituts 
d. religiös. Genossenschaften unter französ. Konsulat und erstem Kaiser- 


reich. Strassb. Heitz 07. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 


36. Entwurfe. Kirchengemeinde- u. Synodal-Ordnung f. die evan- 
gelisch-lutherische Kirche Russlands. St. Petersburg, 07. 

37. Eger, D. Wesen d. deutsch-ev. Volkskirche d. Gegenwart. 
Alfred Töpelmann, Giessen 06. (Vortr. d. theol. Konferenz zu Giessen. 
24. Folge). 

38. Richter, D. Verhandlungen über d. Aufnahme d. Reformier- 
ten in d. Rel.-Frieden a. d. Friedenskongress zu Osnabrück 1645 — 1648. 
Diss. Leipzier 06. 

39. Pallas, D. Registraturen d. KVisitationen im ehemal. sächs. 
Kurkreise. 1. Abt.: Allg. Teil, 2. Abt. T. 1: die Ephorien Witten- 
berg, Kronberg u. Zahna. Halle 07. 

40. Dresbach, Beitr. z. Entwickl.-Gesch. d. Pfarrsysteme in d. 
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Grafsch. Mark. VII. Die alten Parochien im ehemal. Amte Neustadt. 
Jahrb. d. V. f. ev. KGesch. Westf. 8, 138. 


X. Sektenwesen. Religionsfreiheit. 


23. Kalb, Kirchen u. Sekten der Gegenwart. Unter Mitarbeit 
verschiedener evangel. Theologen hrsg. 2. erweit u. verb. Aufl. Stutt- 
gart 07. 

24. Allard, les derniers persecutions du 1Ie siecle (Gallus Va- 
lerien, Aurelien). Par. 073. 

25. Lea, A hist. of the Inquisitio in Spain t. 3. Lond. 07. 

26. Vergleichende Darstellung des deutschen und 
ausländischen Strafrechts* Vorarbeiten z. deutschen Straf- 
rechtsreform. Her. auf Anregung des Reichs-Justizamtes von ...Birk- 
meyer, von Calker, Frank, v. Hippel, Kahl, v. Lilienthal, v. Liszt, Wach. 
Besonderer Teil. III. Band: Religionsverbrechen. Falsche Anschuldi- 
gung. Zweikampf. Münzdelikte. Meineid. Bearb. von Kahl, Heil- 
born, Kohlrausch, Kohler, Stooss. Berlin 06. Liebmann M. 11,95 geb. 
15,45. Subskriptionspreis 9,30, geb. 12,80. 

Bekamntlich hat sich eine grosse Zahl deutscher Kriminalisten ver- 
einigt, um vom deutschen Reichsstrafrecht ausgehend durch Verglei- 
chung mit ausländischen neue Gesichtspunkte für die beabsichtigte 
Neugestaltung des ersteren zu gewinnen. Das Unternehmen ist auf 
15 Bände berechnet, von denen 6 dem allgemeinen, 9 dem besonderen 
Teile gewidmet werden sollen. Fällt das Werk im allgemeinen aus 
dem Kreise unserer Zeitschrift heraus, so ist das nicht der Fall mit 
der ersten Abhandlung des vorliegenden Bandes über Religionsver- 
brechen von Kahl. Dass die einschlagenden Bestimmungen des 
RStGB. reformbedürftig sind, kann als communis opinio doctorum be- 
zeichnet werden, ist auch schon im II. Bande dieser Ztschr. in über- 
zeugender Weise von Wach dargetan worden. Es handelt sich nur 
um die Tragweite der vorzunehmenden Aenderungen. Im dieser Be- 
ziehung erscheinen uns aber die Vorschläge von Kahl besonnen und 
beachtenswert, wie denn auch die Heranziehung der ausländischen Ge- 
setzgebung sehr lehrreich ist. E. Fr. 

27. Tschirn*, Vor dem Land- u. Reichsgericht. Ein Religions- 
prozess nach S 166 des RStGB. gegen den Vorsitzenden d. Bundes 
freier relig. Gemeinden Deutschlands u. Präsidenten d. deutsch. Frei- 
denkerbundes Pred. Gust. Tschirn, Breslau, aktenmäss. dargestellt u. 
m. einem Nachworte versehen. Frankf. 07. 16. Fraukf. Verlag. 
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Die kleine Schrift gibt eine lehrreiche Illustration über die prak- 
tische Anwendung des $ 166 RStGB., dessen Abänderung ja jetzt den 
Gegenstand vielfacher Erörterung bildet. Das Verfahren hat mit der 
Freisprechung des Angeklagten geendet. Der Begriff der Beschim- 
pfung ist Gegenstand der gerichtlichen Untersuchung gewesen. 

E. Fr. 
28. Di Pauli, Konfessionslose u. Konfessionslosigkeit n. österr. 


R. A. f.k. KR. 87, 437. 


XI. Eherecht. 


42. Destrez, Mariage et contrat. Par. 07. 

43. Singer, de la publicite du mariage. Lille 06. 

44. Vanhems, le mariage civil, sa formation, ses eflets, sa dis- 
solution. Et crit. de l'idee de contrat. Par. 04. 

45. Dernburg, D. bürgerl. R. d. D. Reichs u. Preussens. IV. 
Deutsch. Familienrecht. Halle 073. 

46. Hirsch, D. Ehemündigkeit u. ihre rechtl. Bedeutung n. d. 
BGB. mit bes. Berücksichtigung d. geschichtl. Entwicklg. Leipzig 07. 
(Diss.). | 

47. Weerts, D. Einfluss d. Todeserklärung im Familienrecht 
nach dem BGB. f. d. D. Reich. Harburg 06 (Leipz. Diss.). 

48. Weyl, Das Wahlrecht der Ehegatten bei Nichtigkeit oder An- 
fechtbarkeit der Ehe (BGB. $ 1345 ff... Seuffert Blätter 72, 563. 611. 

49. Francke, D. Ehe eines für tot erklärten Lebenden. A. f. 
civ. Prax. 101, 424. 

50. Gillmann*, Das Ehehindernis der gegenseitigen geistlichen 
Verwandtschaft der Pateı? Mainz 06. Kirchheim. 

Die kleine Abhandlung ist ein Sonderdruck aus dem Archiv für 
katholisches Kirchenrecht. Der Verf. erörtert die Frage, ob zwischen 
mehreren Paten, die zusammen bei ein und derselben Taufe desselben 
Kindes fungiert haben, das Ehehindernis der geistlichen Verwandtschaft 
jemals bestanden habe oder noch bestehe. Er verneint sie mit voller 
Entschiedenheit auf Grund ebenso gründlicher wie gelehrter Studien. Ich 
selbst habe bisher die entgegengesetzte Meinung mit der Mehrzahl 
aller Kirchenrechtslehrer vertreten. Ich erkläre mich meines Irrtums 
für überführt und pflichte voll und ganz dem Verf. bei. E. Fr. 

5l. Francke, D. uneingetragene Ehe nichtigen Abschlusses. 
A. f. civ. Prax. 101, 420. 

52. Heymann, Ist d. Verlöbnis ein Vertrag im Sinne des I. 
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Buches des BGB. u. welche praktische Bedeutung hat die Entscheidung 
dieser Frage? Rost. 07. Diss. 

53. Loepfe, D. (deutsche) Aufgebot u. d. (schweizer.) Verkün- 
dung. E. Beitr. z. Eherecht. Borna-Leipz. 07. Diss. 

54. Hedemann, Eheliche Treue. D. Jur. Zeite. 1907, 738. 

55. Lingenberg, D. Aufhebg. d. ehel. Gemeinschaft n. d. 
BGB. Borna 06 (Leipz. Diss.) 

56. Bertucat, Des effets de la separat. de corps sur la capa- 
cite civile de la femme mariee. Lyon 06. 


57. Nelson, A Treatise on the Law of Divorce and Annulment 
of Marriage 1. 2. Chic. %6. | 


XII. Schule. 


17. Barry, le droit d’euseigner. Et hist., philosoph. et canoni- 
que sur la question d’enseignement. Par. 06. 

18. Kabisch, D. geistl. Schulaufsicht. Preuss. Jahrb. 129, 511. 
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30. Decr. Congr. Inquis. Der neue Syllabus v. 3./7. 07. 

Der neue Syllabus trägt den Titel „Decret der Sacra Romana e 
Universale Inquisizione“ und ist vom 3. Juli er. datiert. („Osserva- 
tore Romano“ Nr. 166 v. 18. Juli 1907.) Es geht ihm folgende Ein- 
leitung voraus: 

„Uuser Zeitalter, das bei der Aufspürung der höchsten Ursachen 
der Dinge keine Zügel dulden will, hält sich nicht in gemessener Ent- 
fernung hinter dem Neuen, so dass es, von dem Erbe des Menschen- 
geistes, um so zu sagen, abgesehen, in sehr schwere Irrtümer verfällt. 

„Diese Irrtümer sind um so verhängnisvoller, als es sich um die 
heilige Disziplin, die Auslegung der Heiligen Schrift, der kostbaren 
Geheimnisse des Glaubens handelt. 

„Es ist andererseits tief zu beklagen, dass auch unter den Katho- 
liken sich keineswegs wenige Schriftsteller befinden, die — indem sie 
die von den Vätern und der Kirche selbst gezogenen Grenzen über- 
schreiten — unter dem Anschein höherer Intelligenz und unter der 
Deckadresse historischer Würdigungen einen solchen Fortschritt der 
Dogmen herbeizuführen suchen, der in Wirklichkeit deren Korrup- 
tion ist. 

„Damit nun die genannten Irrtümer, die tagtäglich unter den 
Gläubigen verbreitet werden, nicht in ihren Seelen Wurzeln fassen und 
die Reinheit des Glaubens bedrohen, gefällt es unserem Heiligen Vater 
Pius X., durch Gottes Vorsehung Papst, dass durch die Sacra Romana 
e Universale Inquisizione die bedeutendsten dieser Irrtümer vermerkt 
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und verworfen würden. 

„Nach fleissigstem Studium und Anhörung der Kardinalinquisito- 
ren in Sachen des Glaubens und der Sitten wurde entschieden, dass 
die folgenden Doktrinen zu verwerfen und zu verurleilen sind, wie 
es durch folgendes Generaldekret geschieht: 

1. Ecclesiastica lex quae praescribit subiicere praeviae censurae 
libros Divinas respicientes Scripturas, ad cultores critices aut exegeseos 
scientificae librorum Veteris et Novi Testamenti non extenditur. 

2. Ecclesiae interpretatio Sacrorum Librorum non est quidem sper- 
nenda, subiacet tamen accuratiori exegetarum iudicio et correctioni. 

3. Ex iudiciis et censuris ecclesiasticeis contra liberam et cultiorem 
exegesim latis colligi potest fidem ab Ecclesia propositam contradicere 
historiae, et dogmata catholica cum verioribus christianae religionis 
originibus componi reipsa non posse. 

4. Magisterium Ecclesiae ne per dogmaticas quidem definitiones 
genuinum Sacrarum Scipturarum sensum determinare potest. 

5. Quum in deposito fidei veritates tantum revelatae contineantur, 
nullo sub respectu ad Eeclesiam pertinet iudicium ferre de assertioni- 
bus disciplinarum humanarum. 

6. In definiendis veritatibus ita collaborant discens et docens Ec- 
clesia, ut docenti Ecclesiae nihil supersit nisi communes discentis opi- 
nationes sancire. 

7. Ecclesia, cum proscribit errores, ne«uit a fidelibus exigere ullum 
internum assensum, quo indicia a se edita complectantur. 

8. Ab omni culpa immunes existimandi sunt qui reprobationes a 
Sacra Congregatione Indicis aliisve Sacris Romanis Uongregationibus 
latas nihili pendunt. 

9. Nimiam simplicitatem aut ignorantiam prae se ferunt qui Deum 
credunt vere esse Scripturae Sacrae auctorem. 

10. Inspiratio librorum Veteris Testamenti in eo constitit quod 
scriptores israelitae religiosas doctrinas sub peculiari quodam aspectu 
gentibus parum noto aut ignoto, tradiderunt. 

11. Inspiratio divina non ita ad totam Scripturam Sacram exten- 
ditur, ut omnes et singulas eius partes ab omni errore praemuniat. 

12. Exegeta, si velit utiliter studiis biblicis incumbere, in primis 
quamlibet praeconceptam opionem de supernaturali origine Scripturae 
Sacrae seponere debet, eamque non aliter interpretari quam cetera 
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documenta mere humana. 

13. Parabolas evangelicas ipsimet Evangelistae ac christiani secun- 
dae et tertiae generationis artificiose digesserunt, atque ita rationem 
dederunt exigui fructus praedicationis Christi apud iudaeos. 

14. In pluribus narrationibus non tam quae vera sunt Evangelistae 
retulerunt, quam quae lectoribus etsi falsa, censuerunt magis proficua. 

15. Evangelia usque ad definitum constitutumque, canonem conti- 
nuis additionibus et correctionibus aucta fuerunt; in ipsis preinde doc- 
trinae Christi non remansit nisi tenue et incertum vestigium. 

16. Narrationes Joannis non sunt proprie historia, sed mystica 
Evaugelii contemplatio; sermones, in eius evangelio contenti, sunt me- 
ditationes theologicae circa mysterium salutis historica veritate destitutae. 

17. Quartum Evangelium miracula exaggeravit non tantum ut ex- 
traordinaria magis apparerent, sed etiam ut aptiora fierent ad signi- 
firandum opus et gloriam Verbi Incarnati. 

18. Ioannes sibi vindicat quidem rationem testis de Christo; re 
tamen vera non est nisi eximus testis vitae christianae, seu vitae Christi 
in Ecclesia, exeunte primo saeculo. 

19. Heterodoxi exegetae fidelius expresserunt sensum verum Scrip- 
turarum quam exegetae catholicı. 

20. Revelatio nihil aliud esse potuit quam acquisita ab hommine 
suae ad Deum relationis conscientia. 

21. Revelatio, obiectum fidei catholicae constituens, non fuit cum 
Apostolis completa. 

22. Dogmata quae Ecclesia perhibet tamquam revelata, non sunt 
veritates e coelo delapsae, sed sunt interpretatio quaedam factorun 
religiosorum quam humana mens laborioso conatu sibi comparavit. 

23. Existere potest et reipsa existit oppositio inter facta quae in 
Saera Scriptura narrantur eisque innixa Ecclesiae dogmata; ita ut cri- 
ticus tamquam falsa rejicere possit facta quae Ecclesia tamquam cer- 
tıissima credit. 

24. Reprobandus non est exegeta qui praemissas adstruit, ex qui- 
bus sequitur dogmata historice falsa aut dubia esse, dummodo dogmata 
ipsa directe non neget. 

25. Assensus fidei ultimo innititur in congerie probabilitatum. 

26. Dogmata fidei retinenda sunt tantummodo iuxta sensum prac- 


ticum, idest tamquam norma credendi. 
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27. Divinitas Iesu Christi ex Evangeliis non probatur; sed est 
dogma quod conscientia christiana e notione Messiae deduxit. 

28. Iesus, quum ministerium suum exercebat, non in eum finem 
loquebatur ut doceret se esse Messiam, neque eius miracula eo spec- 
tabant ut id demonstraret. 

29. Concedere licet Christum quem exlıibet historia, multo inferio- 
rem esse Christo qui est obiectum fidei. 

30. In omnibus textibus evangelicis nomen Filius Dei aequivalet 
tantum nomini Messias, minime vero significat Christum esse verum 
et naturalem Dei Filium. 

31. Doctrina de Christo quam tradunt Paulus, loannes et Con- 
cilia Nicaenum Ephesinum, Chalcedonense, non est ea quam Iesus do- 
cuit, sed quam de Iesu concepit conscientia christiana. 

32. Conciliari nequit sensus naturalis textuum evangelicorum cum 
eo quod nostri theologi docent de conscientia et scientia infallibili 
Iesu Christi. 

33. Evidens est cuique qui praeconceptis non ducitur opinionibus, 
Jesum aut errorem de proximo messianico adventu fuisse professum, 
aut maiorem partem ipsius doctrinae in Evangeliis Synopticis conten- 
tae authenticitate carere. 

34. Criticus nequit asserere Christo scientiam nulla circumseriptam 
limite nisi facta bypothesi, quae historice haud concipi potest quaeque 
sensui morali repugnat, nempe Christum uti hominem habuisse scien- 
tiam Dei et nihilominus noluisse notitiam tot rerum communicare cum 
discipulis ac posteritate. 

35. Christus non semper habuit conscientiam suae dignitatis mes- 
sianicae. 

36. Ressurectio Salvatoris non est proprie factum ordinis historici, 
sed factum ordinis mere supernaturalis, nec demonstratum nec demon- 
strabile, quod conscientia christiana sensim ex alııs derivarvit. 

37. Fides in resurrectionem Christi ab initio fuit non tam de facto 
ipso resurrectionis, quam de vita Christi immortali apnd Deum. 

38. Doctrina de morte piaculari Christi non est evangelica sed 
tantum paulina. 

39. Opiniones de origine sacramentorum, quibus Patres Tridentini 
iımbuti erant quaeque in eorum canones dogmaticos procul dubio in- 


fluxum habuerunt, longe distant ab iis quae nunc penes historicos rei 
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christianae indagatores merito obtinent. 

40. Sacramenta ortum habuerunt ex eo quod Apostoli eorumque 
successores ideam aliquam et intentionem Christi, suadentibus et ıno- 
ventibus circumstantiis et eventibus, interpretati sunt. 

4]. Sacramenta eo tantum spectant ut in mentem hominis revocent 
praesentiam Creatoris semper beneficam. 

42. Communitas christiana necessitatem baptismi induxit, adoptans 
illum tamquam ritum necessarium. eique professionis christianae obli- 
gationes adnectens. 

43. Usus conferendi baptismum infantibus evolutio fuit disciplinaris, 
quae una ex causis extitit ut sacramentum resolveretur in duo, in bap- 
tismum scilicet et poenitentiam. 

44, Nihil probat ritum sacramenti confirmationis usurpatum fuisse 
ab Apostolicis: formalis autem distinctio duorum sacramentorum, bap- 
tismi scilicet et confirmationis, haud spectat ad historiam christianisımı 
primitivi. 

45. Non omnia, quae narrat Paulus de institutione Eucharistiae 
(I. Cor. XI, 23—25), historice sunt sumenda. 

46. Non adfuit in primitiva Ecclesia conceptus de christiano pec- 
catore auctoritate Ecelesiae reconciliato, sed Ecelesia nonnisi admodum 
lente huiusmodi conceptui assuevit. Imo etiam postquam poenitentia 
tanquam Eeclesiae institutio agnita fuit, non appellabatur sacramenti 
nomine, eo quod haberetur uti sacramentum probrosum. 

47. Verba Domini: Accipite Spiritum Sanctum; quorum remiseri- 
tis peccata, remittuntur eis, et quorum retinueritis, retenta sunt (lo. 
XX. 22 et 23) minime referuntur ad sacramentum poenitentiae, quidquid 
Patribus Tridentinis asserere placuit. 

48. Jacobus in sua epistola (vv. 14 et. 15) non intendit promulgare 
aliquod sacramentum Christi, sed commendare pium alıquem morem, 
et si in hoc more forte cernit medium aliquod gratiae, id non accipit 
eo rigore, quo acceperunt theologi qui notionem et numerum sacramen- 
torum statuerunt. 

49. Coena christiana paullatim indolem actionis liturgicae assu- 
mente, hi, qui Coenae praeesse consueverant, characterem sacerdotalem 
acquisiverunt. 

50. Seniores qui in christianorum coetibus invigilandi munere fun- 
gebantur, instituti sunt ab Apostolis presbyteri aut episcopi ad provi- 
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dendum necessariae crescentium communitatum ordinationi, non proprie 
ad perpetuandam missionem et potestatem Apostolicam. 

5l. Matrimonium non potuit evadere sacramentum novae legis nisi 
serius in Ecclesia; siquidem ut matrimonium pro sacramento haberetur 
necesse erat ut praecederet plena doctrinae de gratia et sacramentis 
theologica explicatio. 

52. Alienum fuit a mente Christi Ecclesiam constituere veluti so- 
cietatem super terram per longam saeculorum seriem duraturam; quin 
imo in mente Christi regnum coeli una cum fine mundi iamiam adven- 
turum erat. 

53. Constitutio organica Ecclesiae non est immutabilis; sed societas 
christiana perpetuae evolutioni aeque ac societas humana est obnoxia. 

54. Dogmata, sucramenta, hierarchia, tum quod ad notionem tum 
quod ad realitatem attinet, non sunt nisi intelligentiae christianae in- 
terpretationes evolutionesque quae exiguum germen in Evangelio latens 
externis incrementis auxerunt perfeceruntque. 

55. Simon Petrus ne suspicatus quidem unquam est sibi a Christo 
demandatum esse primatum in Ecclesia. 

56. Ecclesia Romana non ex divinae providentiae ordinatione, sed 
ex mere politicis conditionibus caput omnium Ecclesiarum effecta est. 

57. Ecclesia sese praebet scientiarum naturalium et theologicarum 
progressibus infensam. 

58. Veritas non est immutabilis plusquam ipse homo, quippe quae 
cum ipso, in ipso et per ipsum evolvitur. 

59. Christus deterininatum doctrinae corpus omnibus temporibus 
cunctisque hominibus applicabile non docuit, sed potius inchoavit mo- 
tum quendam religiosum diversis temporibus ac locis adaptatum vel 
adaptandum. 

60. Doctrina christiana in suis oxordiis fuit iudaica, sed facta est 
per successivas evolutiones primum paulina, tum ioannica, demum hel- 
lenica et universalis. 

61. Dici potest absque paradoxo nullum Scripturae caput, a primo 
(Fenesis ad postremum Apocalypsis, continere doctrinam prorsus iden- 
ticam illi quam super eadem re tradit Eeclesia, et ideirco nullum Scrip- 
turae caput habere eumdem sensum pro critico ac pro theologo. 

62. Praecipui artieuli Symboli Apostolici non eamdem pro chri- 
stianis primorum temporum significationem habebant quam habent pro 

Deutsche Zeitschrift f. Kirchenrecht. XVIIT. 3. 30 
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christianis nostri temporis. 

63. Ecclesia sese praebet imparem ethicae evangelicae efficaciter 
tuendae, quia obstinate adhaeret immutabilibus doctrinis quae cum ho- 
diernis progressibus componi nequent. 

64. Progressus scientiarum postulat ut reformentur conceptus doc- 
trinae christianae de Deo, de Creatione, de Revelatione, de Persona 
Verbi Incarnati, de Redemptione. 

65. Catholicismus hodiernus cum vera scientia componi nequit nisi 
transformetur in quemdam christianismum non dogmaticum, id est in 
protestantismum latum et liberalem. 

Sequenti vero feria V die 4 eiusdem mensis et anni, facta de his 
omnibus SS.mo D. N. Pio Pp. X. accurata relatione, Sanctitas Sua De- 
cretum Effiorum Patrum adprobavit et confirmavit, ac omnes et singu- 
las supra recensitas propositiones ceu reprobatas ac proscriptas ab on- 
nibus haberi mandavit. 

Petrus Palombelli, 
S. R. U. I. Notarius. 
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29. E. d. RGer. IV. Strafsenat. Urt. v. 12. März 1907 (Entsch. 
in Strafsachen 40, 55 Nr. 14). 

Aus den Gründen: 

... Angeklagter ist verurteilt wegen Vergehens gegen $ 110 
StGB’s. Er hat nach den Feststellungen der Strafkammer durch Ver- 
öffentlichung und Verbreitung eines Zeitungsaufsatzes zum Ungehorsam 
anfgefordert gegen 

1. den Erlass des preussischen Ministers für die geistlichen, Unter- 
richts- und Medizinalangelegenheiten vom 23. Juni 1873, 

2. die Verfügung des Oberpräsidenten der Provinz Posen vom 27. Ok- 

. tober 1873, 

3. die Verfügung der Regierung zu Posen, Abteilung für Kirchen- 
und Schulsachen, vom 14. November 1873, 

4. die von derselben Regierungsabteilung im einzelnen für die katho- 
lischen Schulen, z. B. in Wreschen, Miloslaw und Gostyn Ostern 
1901, in Schroda und Polajewo Ostern 1906 erlassenen Verfü- 
gungen. | 
I. Diese sämtlichen unter 1 bis 4 aufgeführten Verfügungen treffen 

Anordnungen über die Verwendung der deutschen Sprache bei Ertei- 
lung des Religionsunterrichtes in den Volksschulen der Provinz Posen. 

Ohne Rechtsirrtum sind sie vom ersten Richter als „von der 
Obrigkeit innerhalb ihrer Zuständigkeit getroffene Anordnungen“ er- 
achtet worden. 

Zuvörderst kann nicht davon die Rede sein, dass für die Ent- 
scheidung der Frage, welche Unterrichtssprache im katholischen Reli- 
gionsunterricht anzuwenden ist, die Zuständigkeit der katholischen 
Kirche begründet oder auch nur eine Mitwirkung oder Genehmigung 
ihrer Organe erforderlich wäre. 

Nach den Bestimmungen des Allgemeinen Landrechtes für die 
Königlich Preussischen Staaten (Tl. II. Tit. 12) sind sämtliche Schulen, 
soweit es sich nicht um Privaterziehungsanstalten handelt, Veranstal- 
tungen des Staates. Sie unterliegen der staatlichen Aufsicht. Auch 
der Religionsunterricht ist ein Teil des Schulunterrichtes (S$ 1. 9. 11 
a. a. O.). 

An diesem klaren Rechtszustande ist durch die spätere Gesetz- 
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gebung nichts geändert worden. 

Der Art. 24 der Verfassungsurkunde für den preussischen Staat 
vom 31. Januar 1850 (G.S. S.17), auf den sich die gegenteilige Mei- 
nung des Beschwerdeführers bezüglich des in Frage stehenden Punktes 
stützt, hat es, wie der Art. 112 derselben ergibt, bis zum Inkrafttreten 
des in Art. 26 ebenda vorgesehenen Unterrichtsgesetzes bei den gel- 
tenden gesetzlichen Vorschriften belassen. 

Zwar ist durch das Gesetz vom 10. Juli 1906 (G.S. S. 333) der 
Art. 112 formell aufgehoben, sachlich ist aber dadurch eine Aenderung 
der Verfassungsurkunde nicht eingetreten. Der sachliche Inhalt des 
neuen Gesetzes: „Bis zur anderweiten gesetzlichen Regelung verbleibt 
es hinsichtlich des Schul- und Unterrichtswesens bei dem geltenden 
Rechte“, deckt sich mit dem Inhalte der Art. 26. 112 der Verfassungs- 
urkunde. 

Hiernach erübrigt sich jede Erörterung, wie der Art. 24 zu ver- 
stehen ist, namentlich ob aus dem Grundsatze, dass der religiöse Un- 
terricht in der Volksschule durch die betreffenden Religionsgesell- 
schaften zu leiten sei, folgt, dass damit den Religionsgesellschatten in 
bezug auf die Frage, in welcher Sprache der Religionsunter- 
richt zu erteilen sei, ein Entscheidungsrecht habe eingeräumt werden 
sollen. 

Weiterhin hat das Gesetz vom 11. März 1872, betreffend die Be- 
aufsichtigung des Unterrichts- und Erziehungswesens (G.S. 8. 183), in 
bezug auf die vorliegende Frage nichts geändert. Vielmehr ist in die- 
sem Gesetze der schon aus den landrechtlichen Bestimmungen herzu- 
leitende Grundsatz, dass alle mit der Schulaufsicht betrauten Behörden 
und Beamten im Auftrage des Staates handeln, erneut zum 
gesetzgeberischen Ausdruck gebracht und ist dieser Grundsatz zum 
geltenden Rechte für das (Gesamtgebiet des preussischen Staates ge- 
worden. Der $S 3 des ebengenannten Gesetzes erklärt, dass der Art. 24 
der Verfassungsurkunde unberührt bleiben solle Da er sich 
über seinen Sinn und seine Bedeutung in keiner Weise auslässt, kann 
nicht davon die Rede sein, dass dadurch der Art. 24 als „aktuelles 
Recht“ anerkannt worden sei; dies um so weniger, als während eines 
mehr als zwanzigjährigen Zeitraumes diese Bedeutung dem Art. 24 in 
der ständigen Rechtsprechung des höchsten preussischen Gerichtshofes 
abgesprochen war und es deshalb nahe gelegen hätte, eine etwaige 
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hiervon abweichende Auffassung in klarer Weise zum Ausdrucke zu 
bringen. Die für eine abweichende Auffassung in bezug genommene 
Verfügung des preussischen Kultusministers vom 18. Februar 1876 
(Min.-Bl. für die innere Verwaltung S. 68) würde hierfür schon des- 
halb nicht von entscheidender Bedeutung sein, weil ein Gesetz jeden- 
falls nicht durch den Erlass einer Verwaltungsbehörde in authentischer 
Weise ausgelegt werden kann. Uebrigens erklärt auch die Ziff. 7 der 
ebenerwähnten Verfügung ausdrücklich, dass der Art. 24 der Verfas- 
sung erst der näheren Bestimmung seines Inhaltes durch das nach 
Art. 26 ebenda zu erlassende Unterrichtsgesetz bedürfe und dass kein 
Geistlicher ohne weiteres das Recht habe, die Leitung des Religions- 
unterrichtes zu beanspruchen. Auch durch das (Gesetz vom 28. Juli 
1906, betreffend die Unterhaltung der öffentlichen Volksschulen (G.S. 
S. 335) ist eine Aenderung des bestehenden Rechtszustandes nicht her- 
beigeführt. Dasselbe beschränkt sich, wie schon seine Ueberschrift er- 
gibt, im wesentlichen auf die Regelung der Unterhaltungspflicht be- 
züglich der Schulen; eine allgemeine Regelung des Schulwesens und 
eine Norm in bezug auf den für die gegenwärtige Entscheidung in 
Betracht kommenden Punkt enthält dasselbe nicht. 

Dass die staatliche Gesetzgebung weder durch die Wiener Ver- 
träge von 1815, noch durch den Aufruf des Königs vom 15. Mai 1815 
und das Manifest desselben vom 12. April 1838, noch endlich durch 
die für die Provinz Posen ergangenen Landtagsabschiede genötigt war, 
den durch das Allgemeine Landrecht geschaffenen Rechtszustand zu 
ändern, dass ebensowenig durch die bezüglichen wesentlich politischen 
Königlichen Kundgebungen, welche allenthalben der Gesetzeskraft ent- 
behren, eine unmittelbare Aenderung dieses Rechtszustandes einge- 
treten sei, ist von der Strafkammer mit zutreffenden Darlegungen nach- 
gewiesen worden. 

Auch dem Art. 12 der Verfassungsurkunde ist nicht der vom Be- 
schwerdeführer in Anspruch genommene Sinn beizulegen, zumal dieser 
Artikel selbst den Grundsatz aufstellt: 

„Den bürgerlichen und staatsbürgerlichen Pflichten darf durch die 
Ausübung der Religionsfreiheit kein Abbruch geschehen.* 

Die Wahl der Unterrichtssprache wird, wie die Wahl der Unter- 
richtsmittel überhaupt, vorwiegend durch Zweckmässigkeitsrück- 
sichten bestimmt, zunächst durch die Rücksicht darauf, mittels welcher 
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Sprache die vollkommenste Erreichung des nächsten und eigentlichsten 
Unterrichtszweckes verbürgt wird; hierüber hinaus durch die 
Rücksicht darauf, wie die neben Erlernung des Unterrichtsstoffes von 
der Schule zu fordernde Erziehung für das Leben und für 
die Zwecke des Staates besser gewährleistet wird. Unter kei- 
nen Umständen bildet die Wahl der Unterrichtssprache im Religions- 
unterricht eine Angelegenheit, die dem rein religiösen Gebiete ange- 
hörte. Diese Wahl lässt den sachlichen Inhalt der Religionslehre und 
der Glaubenssätze selbst ebenso unberührt, wie die Freiheit des Be- 
kenntnisses und der Religionsübung. Es kann daher weder die staat- 
liche Anordnung über die Unterrichtssprache die in letzterer Hinsicht 
durch Art. 12 der Verfassungsurkunde gewährleisteten Rechte beein- 
trächtigen, noch kann es Beachtung seitens des Staates beanspruchen, 
wenn eine Religionsgesellschaft ihre Anschauung über die nach dem 
Gesetze allein dem Staate gebührende Wahl der Unterrichtssprache 
zu einem Glaubenssatze erheben wollte. 

Soweit aber verfassungsmässig der Geistlichkeit ein Recht zur 
Mitwirkung für Erreichung der Zwecke der Schulanstalten über- 
haupt und bei Erteilung des Religionsunterrichtes im besonderen ein- 
geräumt ist ($49 II. 12 ALR., $1 des Gesetzes vom 11. März 1872, 
Verfügung des Kultusministers vom 18. Februar 1876), so ist schon 
hervorgehoben, dass die mit solcher Mitwirkung betrauten kirchlichen 
Behörden und Organe insoweit im Auftrage des Staates 
handeln. Daraus folgt, dass sie ausschliesslich dessen Anordnungen 
unterworfen sind, ohne ein eigenes Bestimmungs- oder Genehmigungs- 
recht zu besitzen. 

II. Handelt es sich, wie unter I dargelegt, bezüglich des Inhaltes 
der eingangs erwähnten obrigkeitlichen Anordnungen lediglich um 
eine staatliche Angelegenheit, so kann weiterhin nieht mit Grund be- 
stritten werden, dass nur dem Staate das Bestimmungsrecht darüber 
zusteht, durch welche seiner Organe die Regelung der Angelegenheit 
erfolgen soll, und dass die staatlichen Organe, welche dieselben im 
gegenwärtigen Falle erlassen haben, auch die zur Erlassung zuständigen 
Behörden sind. 

Was zunächst die Regierung anlangt, so gehören nach der In- 
struktion zur Geschäftsführung der Regierungen in den Königlich 
preussischen Staaten vom 23. Oktober 1817 — G.S. S. 248 — vor die 


sem sinn 


Gerichtssprüche. 469 


erste Abteilung derselben und zwar vor die in Gemässheit des $ 2 
Ziff. 6 Abs. 2 bei derselben zu bildende Kirchen- und Schulkommission 
„die geistlichen und Schulangelegenheiten, mithin auch die Aufsicht 
über die Kirchen, Schulen, Erziehungsanstalten“, „insoweit die Gegen- 
stände der in Rede stehenden Kategorie nicht zu dem Ressort der 
Provinzialkonsistorien gehören. Nach $ 18 lit e ebenda sind den Kir- 
chen- und Schulkommissionen „die Aufsicht und Verwaltung des ge- 
samten Elementarschulwesens“ zugewiesen. 

Die Grenzen der Zuständigkeit der Regierungen einerseits und 
der Provinzialkonsistorien andererseits sind in $ 1 der „Dienstinstruk- 
tion für die Provinzialkonsistorien® vom 23. Oktober 1817 — G.S. 
S. 237 — dahin gezogen: 

„Die Konsistorien sind vorzüglich dazu bestimmt, in rein geist- 
licher und wissenschaftlicher Hinsicht die allgemeine Leitung des 
evangelischen Kirchenwesens und der Schulaugelegenheiten in der 
Provinz zu besorgen.“ 

„Zugleich haben sie die Verwaltung derjenigen Gegenstände 
des Kultus und öffentlichen Unterrichts in der Provinz, welche 
ihnen in der gegenwärtigen Instruktion ausdrücklich übertragen 
werden.“ 

„Insoweit dieses nicht geschehen, werden diese Angelegenheiten 
von den Regierungen nach Inhalt der denselben heute erteilten In- 
struktion verwaltet.* 

In den weiteren Bestimmungen der Instruktion für die Provin- 
zialkonsistorien findet sich nichts, was darauf hindeuten könnte, dass 
die gegenwärtig in Frage stehende Angelegenheit der Zuständigkeit 
der Regierung hat entzogen und derjenigen der Provinzialkonsistorien 
hat zugewiesen werden sollen. Im Gegenteile wiederholt der $6 den 
Inhalt der in Betracht kommenden, vorstehend mitgeteilten Bestim- 
mungen der Dienstinstruktion für die Regierungen lediglich mit der 
Massgabe, dass in Rücksicht der Elementar- und Bürgerschulen den 
Konsistorien nur die obere Leitung in wissenschaftlicher 
Hinsicht und in bezug auf die in den $S 7 flg. geregelten Gegen- 
stände der „inneren Verfassung“ zustehen solle. 

Kann weder davon die Rede sein, dass es sich bei der Regelung 
der Unterrichtssprache um die obere Leitung „in wissenschaftlicher 
Hinsicht“ handelt, noch davon, dass einer der in den SS 7 flg. hervor- 
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gehobenen Gegenstände der „inneren Verfassung“ vorliegt, so ergibt 
sich, dass in bezug auf den hier in Rede stehenden Gegenstand der 
Verwaltung des Schulwesens die ganz allgemein ausgesprochene Zu- 
ständigkeit der Regierung als Aufsichts- und Verwaltungsbehörde in 
den Elementarschulangelegenheiten zugunsten der Konsistorien nicht 
hat eingeschränkt werden sollen. Von Bedeutung ist namentlich nicht 
die Ziff. 1 des $ 7, in der den Konsistorien „alle sich auf den päda- 
gogischen Zweck der Unterrichtsanstalten im allgemeinen beziehende 
Angelegenheiten“ zugewiesen sind. 

Es handelt sich weder um eine dem rein geistlichen oder wissen- 
schaftlichen, noch um eine lediglich dem pädagogischen Gebiete an- 
gehörende Angelegenheit. Vielmehr gehört, wie oben bereits angedeutet, 
die Regelung der Unterrichtssprache in der Volksschule um ihrer über 
das Gebiet der unmittelbaren und nächstliegenden Schulzwecke hinaus- 
ragenden allgemeinen, darum nicht zum geringsten politischen Be- 
deutung recht eigentlich in das Gebiet der allgemeinen Staatsverwal- 
tung, die bezüglich der Volksschulen der Regierung noch besonders 
übertragen ist. 

Was die Kirchen- und Schulabteilung der Regierung anlangt, von 
der die oben unter 3. und 4. aufgeführten Anordnungen erlassen sind, 
so sind diese Abteilungen nach der Allerh. Kabinettsorder vom 
31. Dezember 1825 — G.S. 1826 S. 5 — an die Stelle der früher bei 
den ersten Abteilungen gebildeten Kirchen- und Schulkommissionen 
getreten. 

Die Zuständigkeit des Ministers der geistlichen, Unterrichts- und 
Medizinalangelegenheiten und des Oberpräsidenten zur Erlassung der 
eingangs unter 1. und 2. bezeichneten Anordnungen ist, abgesehen von 
der Stellung derselben als der Regierung übergeordneten Behörden, 
durch die Allerh. Kabinettsorder vom 3. November 1817 unter Il 
(G.S. S. 289) und die Instruktion vom 31. Dezember 1825 (G.S. 1826 
S. 1) begründet. 

Die Verfügungen der Regierung und des Oberpräsidenten decken 
sich auch inhaltlich mit dem Min.-Erl. vom 23. Juni 1873. Wenn in 
diesem die Einführung der deutschen Sprache im Religionsunterrichte 
für die oberen Stufen der Volksschule angeordnet ist und die 
Öberpräsidialverfügung sowie die Verfügungen der Regierung die 
gleiche Anordnung für die Mittel- und Oberstufe treffen, so be- 
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finden sich diese Verfügungen nach Wortlaut und Zweck des Mini- 
sterialerlasses mit dem letzteren im Einklange. 

Die Allerh. Kabinettsorder, durch welche der die Sprachenfrage 
bezüglich des Religionsunterrichtes wesentlich anders als die jetzt in 
Betracht kommenden Verfügungen regelnde Erlass des Ministers der 
geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten vom 24. Mai 
1842 (Min.-Bl. für die inn. Verw. S. 199 flg.) genehmigt ist, stand der 
neuerdings im Verwaltungswege getroffenen Regelung nicht 
hindernd entgegen, und es bedurfte zu dieser Neuregelung keines G e- 
setzes. Die gedachte Kabinettsorder ist weder in der Gesetzsamm- 
lung noch im Amtsblatte veröffentlicht (Königliche Verordnungen vom 
27. Oktober 1810 G.S. S. 1 und vom 28. März 1811 G.S. S. 165) 
ünd ist daher (vgl. $S 10 Einl. zum ALR.) nicht als eine mit Gesetzes- 
kraft bekleidete Allerh. Entschliessung anzusehen. Es bedurfte des- 
halb auch in der Zeit nach Inkrafttreten der Verfassungsurkunde vom 
31. Januar 1850 keines Aktes der Gesetzgebung zu ihrer Aufhebung; 
es genügte vielmehr eine anderweite Allerh. Entschliessung, welche in 
Gestalt der dem kultusministeriellen Erlasse vom 23. Juni 1873 zur 
Grundlage dienenden Königlichen Order vom 9. Juni 1873 ergangen 
ist. Damit war für weitere, inhaltlich sich mit diesem Ministerialer- 
lasse deckende Anordnungen der dem Minister nachgeordneten Behör- 
den freie Bahn geschaffen. 

Das Gesetz, betreffend die Geschäftssprache der Behörden, Be- 
amten und politischen Körperschaften des Staates vom 28. August 1876 
(G.S. S. 389) kommt für die zu entscheidende Frage überhaupt nicht 
in Betracht, da es nur Anordnungen bezüglich der Geschäftssprache 
der Behörden etc. und der im Verkehre mit diesen anzuwendenden 
Sprache trifft. Dass die im Schulunterricht anzuwendende Sprache 
nicht als Geschäftssprache im Sinne dieses Gesetzes angesehen werden 
kann, bedarf keiner Erörterung. 

III. Dass die unter I und II besprochenen Verfügungen sich nicht 
an das Publikum selbst, sondern zunächst au die Organe der Schul- 
verwaltung wenden, entzieht ihnen nicht die Eigenschaft von obrig- 
keitlichen Anordnungen im Sinne des $ 110 StGB.s Entscheidend 
für die Erfüllung dieses Begriffes ist allein der Inhalt der erlasse- 
nen Verfügungen. 

Dieser greift, wie bereits in dem Urteile des erkennenden Senates 
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vom 20. Dezember 1902 wider R., Rep. 4668/02, ausgesprochen ist, 
unmittelbar in die staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten ein. Er 
verpflichtet nicht allein die Organe der Schulverwaltung, an welche 
die Verfügungen formell ergangen sind, nach ihnen bei Erteilung des 
Religionsunterrichtes zu verfahren, sondern verlangt auch, dass die- 
jenigen Teile der Bevölkerung, die zu der Schule in Beziehungen 
treten, die Erteilung des Religionsunterrichtes in deutscher Sprache 
dulden und keine Handlungen vornehmen, die mit der Erreichung des 
durch die erlassenen Anordnungen erstrebten Zweckes unvereinbar 
sind. Aus diesem Inhalte der Anordnungen ergibt sich auch, dass 
ihnen seitens des Publikums Ungehorsam entgegengesetzt werden kann, 
und folgeweise, dass ihnen gegenüber auch die Aufforderung zum Un- 
gehorsam möglich ist. Dies trifft nicht nur für die Verfügungen der 
Regierung in Posen, sondern auch für den Ministerialerlass und die 
Verfügung des Oberpräsidenten zu. Letztere beschränken sich nicht 
etwa darauf, den Regierungen die Ermächtigung zu erteilen, nach 
ihrem Ermessen bei dem Vorliegen der erforderlichen Voraussetzungen 
über die Einführung der deutschen Sprache als Unterrichtssprache im 
Religionsunterrichte zu befinden, sondern enthalten die positive Vor- 
schrift, dass, wenn nach den von den Regierungen zu beurteilenden 
tatsächlichen Verhältnissen die erforderlichen Voraussetzungen gegeben 
sind, dann auch in der angeordneten Weise verfahren werden muss. 
Auch sie enthalten gebietende Normen, die von der Bevölkerung Ge- 
horsam erheischen. Nicht erforderlich ist ferner für den Begriff der 
obrigkeitlichen Anordnungen, dass sie „Rechtsnormen“ im eigentlichen 
Sinne enthalten. Wenn in 8 110 StGB.s neben der Aufforderung 
zum Ungehorsam „gegen (Gresetze oder rechtsgültige Verordnungen* 
auch die Aufforderung zum Ungehorsam gegen Anordnungen der Obrig- 
keit, welche sie innerhalb ihrer Zuständigkeit erlassen hat, unter Strafe 
gestellt ist, so liegt auf der Hand, dass damit über den Bereich der 
(Gesetze und mit Gesetzeskraft ausgestatteten Verordnungen hinaus 
auch den eigentlichen Verwaltungsakten der gesetzliche Schutz hat zu- 
teil werden sollen. 

Weiterhin ist zum Begriffe der obrigkeitlichen Anordnung nicht 
notwendig, dass sie genereller Natur in dem Sinne wie Gesetze und 
rechtsgültige Verordnungen und mit einem ausgedehnten Anwendungs- 
gebiete wie diese ausgestattet sind. In dem reichsgerichtlichen Urteile, 
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das für die gegenteilige Meinung angezogen wird, 
Rechtspr. des RG.s in Strafs. Bd. 6 S. 605, 

ist gerade ausgeführt, dass unter obrigkeitlichen Anordnungen im 
Sinne des $ 110 nicht nur generelle Normen, sondern auch solche 
Vorschriften speziellen Inhalts, die sich nur auf einzelne Fälle be- 
ziehen, zu verstehen sınd, was anzunehmen insbesondere dann unbe- 
denklich sei, wenn die durch einen bestimmten Fall veranlasste An- 
ordnung allgemeine Beachtung zu beanspruchen habe. Dass gerade 
letzteres auch bezüglich der Regierungsverfügungen zutrifft, insoweit 
sie sich nur auf die Schulen an bestimmten Orten beziehen, bedarf 
keiner weiteren Begründung. 

IV. Ob in jedem einzelnen Falle die Voraussetzungen vorlagen, 
die nach den Verfügungen der oberen Behörden die Zulässigkeit der 
Unterrichtserteilung in der Religion in deutscher Sprache bedingten, 
ob also die getroffenen Massnahmen in der einzelnen Schule vom 
Gesichtspunkte der Zweckmässigkeit aus gerechtfertigt waren, unter- 
lag nicht der Prüfung des Gerichts. Denn auch bei Verneinung dieser 
Frage würden die in Rede stehenden Verfügungen ihre Eigenschaft 
als „von zuständigen Behörden erlassene Anordnungen“ nicht ver- 
lieren. 

Wenn behauptet wird, dass in einzelnen Schulen ohne Anordnung 
der Regierung seitens der unteren Verwaltungsorgane auch auf der 
untersten Stufe die Erteilung des Religionsunterrichtes in deut- 
scher Sprache eingeführt sei, so ist darauf hinzuweisen, dass nach den 
Feststellungen der Strafkammer zum Ungehorsam nicht gegen die miss- 
bräuchliche oder missverständliche Ausführung der erörterten obrig- 
keitlichen Anordnungen, sondern gegen diese letzteren selbst aufgefor- 
dert worden ist. 

V. Was endlich den subjektiven Tatbestand des Vergehens geren 
$ 110 StGB.s anlangt, so erfordert derselbe nicht, dass der Täter das 
(Gesetz, die Verordnung oder Anordnung nach ihrer gegebenen Er- 
scheinungsform, namentlich die Stelle, von der sie ausgegangen sind, 
oder den Tag ihrer Erlassung kennt; es genügt seine Kenntnis davon, 
dass vom Gesetzgeber oder von einer Behörde Vorschriften des in Be- 
tracht koınmenden Inhaltes erlassen sind. Dies ist bereits vom er- 
kennenden Senate in dem Urteile vom 12. Januar 1904 wider Fr., Rep. 
4420/03, auseinandergesetzt worden. 
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Es genügt ferner auch ein eventueller Vorsatz des Täters, und 
das Vorliegen eines solchen ist in genügender Weise durch die Fest- 
stellung begründet, dass der Beschwerdeführer mit der Möglichkeit der 
Erlassung von Gesetzen, Verordnungen, Anordnungen bestimmten ihm 
bekannten Inhaltes gerechnet und die Aufforderung zum Ungehorsam 
auch für den von ihm als möglich unterstellten Fall gewollt hat. 

Vgl. Entsch. des RG.s in Strats. Bd. 33 S. 3. 

Unwesentlich für den subjektiven Tatbestand ist schliesslich auch, ob 
der Täter, soweit es sich um Aufforderung zum Ungehorsam gegen 
obrigkeitliche Anordnungen handelt, Zweifel an der Zuständigkeit der 
fraglichen Behörde zur Erlassung der Anordnung gehegt oder die 
Behörde geradezu für unzuständig gehalten hat. In diesem Punkte 
schliesst sich der erkennende Senat der in Entsch. des RG.s ın Strafs. 
Bd. 12 S. 6 niedergelegten rechtlichen Auffassung an und befindet 
sich mit dieser darin in Uebereinstimmung, dass Inhalt, Zweck und 
Bedeutung der Vorschrift des $ 110 StGB.s mit Notwendigkeit aus- 
schliessen, dem Irrtum des Täters über die Zuständigkeitsverhältnisse 
der Behörden eine den strafrechtlichen Vorsatz beseitigende Wirkung 
beizumessen und damit die Anwendbarkeit dieser gesetzlichen Vor- 
schrift von der subjektiven Auffassung des Täters abhängig zu machen. 

Hiernach und da auch sonst ein Rechtsirrtum im angefochtenen 

Urteile nicht ersichtlich ist, war, wie geschehen, zu erkennen. ... 
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25. Schleswig-Holstein. KG. 3./6. 1907* betr. Abänderung 
d. KG. v. 25./6. 98 betr. d. Bildung v. Parochialverbänden i. d. Pror. 
Schl.-Holst. (KG. u. VBl. 69). KG. u. VBl. 37. 

26. StG. dazu v. 4./6. 07* ebendas. 39. 

27. Kiel. Bek. d. Kons. wegen Abänderung d. f. d. I. theol. 
Prüfg. gelt. Bestimmungen 4./9. 07. KG. u. VBl. 65. 

28. Oldenburg, G. betr. Aenderung des G. 3./1. 1901 betr. d. 
Diensteinkommen d. Geistl. 14./XI. 06. AKBI. 1907, 232. 

29. Oldenburg. KG. 14./XI. 06 betr. Aenderung des Art. 3 
S1.d.G. v. 1./4. 86 betr. Emeritierung ev. Pfarrer. AKBI. 07, 236. 
Desgl. betr. Abänderung des Art. 3 $ 20. Ib. 237. 


! Die mit * bezeichneten Gesetze werden in der „Sammlung“ abgedruckt 
werden. 
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Bon hohem Interejfe auch für Zuriften 


it das Doppel-Heft der Neligionsgeihichllihen Volksbücher 


Die Bücher Mofeg 
und Sofua. 


Cine Einführung für Laien. 


Bon 


Adalbert Merz, 


Profeffor in Heidelberg. 
M. 1.—. Kartoniert M. 1.25. 
Seine Ausgabe in Gejchenkband M. 2.—. 


Sit Schon das Merr’ihe Werk bei der univerjfalen Bedeutung 
der 5 Bücher Mofe als des einflußreichiten Buches der ganzen 
Weltliteratur für jeden Gebildeten von Interefje, jo bedeutet es doch 
namentlich eine wahre Zundgrube anregenden und belehrenden Ma- 
terials auf dem Gebiete der Rechtswifjenichaft. 

In großen und markanten Zügen jchildert Merr Gang und 
Inhalt der altjüdifhen Gefeßgebung, die für ihn nicht 
nur im einzelnen ein weit vorgejchrittenes juriftildes 
Denken überhaupt offenbart, jondern in ihrer Gruppierung ein 
volljftändiges Rehtskompendium. bietet. 

Auh im übrigen können die Religionsgejchichtlihen Volks 
bücher wärmitens empfohlen werden. VBerzeihniffe Stehen 
du Dienften. 
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Die Trönkung‘ von Staat u. Kirche, der sat h 
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